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Dorwort zum 71. Tauſend. 


Jiee älter ich werde, deſto feſter wird in mir die Über⸗ 
zeugung, daß der einzig erſolgverſprechende Weg zu ſtaatsbürger⸗ 
I lliucher Bildung über die Geſchichte führt. Er allein vermittelt ein 
0 2 Verſtändnis des Werdens und Wachſens und damit der Entwick⸗ 
g * lungsmöglichkeiten des Beſtehenden. Deshalb ſah ich mit be- 
4 5 ſonderer Freude, wie dieſe Geſchichte vielen Suchenden will⸗ 
kommene Führung geboten hat. 
fl Eine deutſche „Geſchichte der Nationalökonomie“, die im 
a, 71. Tauſend erjcheint, mug — welche Ausſtellungen man auch 
im einzelnen an dem Werke erheben mag — als einen Beweis für 
das ſteigende Verlangen nach ſtaatsbürgerlicher Bildung mit 
Freude begrüßen, wer erkannt hat, daß dieſe gerade jetzt eine 
Lebensnotwendigkeit für unſer Volk geworden iſt. 
Was dieſes Buch bieten will, ſagt die nachſtehende Vorrede 
zu ſeinem 15. Tauſend. Sein äußerer Erfolg war mir ſtets eine 
Mahnung, mit Ernſt an ſeiner Verbeſſerung zu arbeiten. 
; Sorgfältige Arbeit, die allerdings ihren Zweck verfehlt, ſo⸗ 
Fr bald ſie an irgendeiner Stelle als Arbeit erkennbar wird, diente 
0 der Ausſcheidung entbehrlicher Fremdwörter. Wer das Schrift⸗ 
tum unſerer Wiſſenſchaft kennt, wird verſtehen, wenn ſelbſt in 
aceiner volkstümlichen Darſtellung wie der vorliegenden etwa an 
ia ſeechszehnhundert Stellen eine ſolche Ausſcheidung ſich als möglich 
D und damit als nötig erwies. In vielen Fällen zwang auch hier 
die Wahl eines deutſchen Ausdruckes unmittelbar zur ſchärferen 
. 14 Klarheit der Darſtellung. Dieſe Ausſcheidung iſt nach und nach 
erfolgt. Es iſt merkwürdig, wie ſchnell deutſche Bezeichnungen, 
/ deren Anwendung man vor wenigen Jahren noch ſcheute, Bürger— 
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recht erwarben. Wo der Erſatz des Fremdwortes nicht möglich 
war, wie bei wörtlichen Anführungen, iſt die deutſche Bezeichnung 


in Klammern beigefügt. Manchem Leſer wird das überflüſſig, 


ja ſtörend erſcheinen; aber dieſes Buch will ein Volksbuch ſein. 
Auch wer nur Volksſchulbildung mitbringt, ſoll es verſtehen 
können. In Grenzfällen mag deshalb lieber der Fachmann ein 
Wort überſchlagen, als der einfache Mann ein Wort vermiſſen. 
Natürlich hat ein Buch wie dieſes auch mit allerlei Ein⸗ 
wendungen zu rechnen. Für einige kann ich auf das Vorwort 
zum 15. Tauſend verweiſen. Hier ſei nur zwei Einwänden kurz 
begegnet. 
Der erſte, der auch von wohlmeinender Seite ausgeſprochen 
wird, geht dahin: Das Buch ſtelle die Lehren der einzelnen 
Richtungen nicht „ſelbſtändig“ genug dar, ſondern begnüge ſich 
zu oft mit der wörtlichen Wiedergabe aus den Werken der Führer. 
Die hier vermißte „ſelbſtändige“ Darſtellung wäre nun nicht 
ſchwer. Man brauchte dazu vielfach nur die Hauptſtücke in in⸗ 
direkte Rede umzuſetzen. Wäre das aber wirklich ein Gewinn? 
Ich bin ja ſelbſt in der Lage, oft genug die von mir vertretene 
Lehre der deutſchen Bodenreform in dieſer Weiſe „ſelbſtändig“ 
dargeſtellt zu ſehen und habe dabei doch häufig ein recht un⸗ 


befriedigtes Gefühl. Die Darſtellungen ſind in der Regel nicht 5 * 


geradezu falſch, und doch ſind ſie auch nicht ganz zutreffend. Es 
fehlt eben etwas, was bei der Darſtellung von weſensfremder 


Seite auch ohne böſen Willen nur zu leicht verloren geht. und 


das könnte auch mir bei der Darſtellung von Lehren widerfahren, 
denen ich innerlich ablehnend gegenüberſtehe. Nun ſoll es aber 
ein Stolz und eine Stärke dieſes Buches bleiben, über alle 


Bewegungen ein wirklich zutreffendes Bild zu geben. Das iſt 


aber auf keinem andern Wege ſo ſicher zu verbürgen als da⸗ 


durch, daß man dieſe Bewegungen in ihren Führern ſelbſt zu 


Worte kommen läßt. Dieſe wörtlichen Ausführungen kenn⸗ 
zeichnen daneben auch ihre Träger. „Der Stil iſt der Menſch“. 


Es lohnt ſich, auch einmal im Lichte dieſes Wortes die Führer 


der einzelnen Strömungen prüfend zu vergleichen. Dazu wird 
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: 3 see Worte von Patt Liſt und Wolph Wa gner, 
von Laſſalle und Marx, von Proudhon und Kra⸗ 
ae ’ 0 tkin uſw. berufen kann, als auf Worte von Damaſchke. 
pe la sided der Eindruck der ee Arbeit? Der 


br ei Buch fiber das Maß meiner Arbeit erweckt, ſondern 
yee n auf den Eindruck, den es auf den Willen ſeines Leſers 


a Der zweite Einwand wird in der Regel von ſolchen Kreiſen 
i . denen dieſes Buch unbequem wird: Dieſe Geſchichte 
ey gore die ea einſeitig in den Vordergrund. In den 


5 5 die Bodenfrage als die zuletzt entſcheidende herauszuarbeiten. 
N Die ſe bewußte Anteilnahme an der Geſchichte der Gegenwart 
ei gibt mir nach meiner Überzeugung allein die Möglichkeit, eine 
Geſchekte der Vergangenheit zu ſchreiben. Wer während der 


1 wn der Kämpfe der Vergangenheit ſich und andern lebendig 

machen? Wer will in blutleerer „wiſſenſchaftlicher“ Parteiloſigkeit 
. 5 erharren, wenn es ſich um Brot und Freiheit, um Niedergang 
oe oder Aufſtieg auch ſeines Volkes handelt? 
. 2 Der Staat iſt, um mit Friedrich Ratzel zu ſprechen, „e 
bodenständiger Organismus“. Das Verhältnis eines Volkes ke 
ſeinem Lande beſtimmt über fein Leben und Sterben. Deshalb 
muß jede Einführung in die Volkswirtſchaft dieſe erſte Lebens⸗ 
bedingung auch in die erſte Reihe ſtellen. Wenn andere Schriften 
das bisher nicht getan haben, ſo haben ſie eben ihre Aufgabe 
nicht erfüllt. 

Eine Ergänzung zu dieſem Buch bildet in mehr als einer 

n meine „Geſchichte der Redekunſt“, eine 
| e Einführung. (Guſtav Fiſcher, Jena 1921.) Manche von den 
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Führern, die auf den nachfolgenden Blättern auftreten, gewinnen 
in jenem Buche in ihrer anklagenden und verteidigenden, in ihrer 


kämpfenden und werbenden Art Blut und Leben. Sind die volks⸗ 
wirtſchaftlichen Kämpfe die entſcheidenden, ſo ſind auch die Reden 
in ihnen von größter Bedeutung. Meine „Geſchichte der Rede⸗ 
kunſt“ ſoll daran helfen, unſer Volk fähig zu machen, auf dem 
umſtrittenſten Gebiet den richtigen Maßſtab zu finden: Welcher 
Art ſind die Redner, die ihrem Volk ehrlich Führer ſein können 
und welcher Art ſind die Schädlinge unter ihnen? 

Eine Stärke und eine Schwäche dieſes Buches iſt ſeine Fort⸗ 
führung bis in die unmittelbare Gegenwart. Eine Stärke: das 
Buch dient auch der unmittelbaren ſtaatsbürgerlichen Pflichter⸗ 
füllung. Eine Schwäche: wer kann auch bei ernſtem Bemühen 
heut ſcheiden, was wirklich geſchichtliche Bedeutung hat, von dem, 
was nur eine vorübergehende Erſcheinung dieſer wildgährenden 
Zeit darſtellt? In dieſer Aufgabe liegt die Urſuche dafür, daß 
die Ausführungen im 2. Band dieſer „Geſchichte“ in den ver⸗ 


ſchiedenen Auflagen wechſeln. Aber der Vorteil ſcheint größen as 


als etwaiger Schaden. Wer die Lehren der Geſchichte mit wachem 


Auge an ſich vorüberziehen läßt, wird ein Urteil gewinnen, das as 


ihn befähigt, auch in einer Zeit wie der unſern ſelbſtändig ſeinen 
Standpunkt zu finden und zu behaupten. 


Und ſo ſende ich denn dieſe neue Auflage der „Geſchichte der es 
Nationalökonomie“ in dieſe große Zeitenwende mit dem heißen 
Wunſche, daß ſie vielen in unſerm Volke, die eines guten Willens 


ſind, helfen möge zur Erkenntnis deſſen, was heut als falſch und 


faul und fremd auszuſcheiden iſt aus unſerer Volkswirtſchaft, und 


deſſen, was in deutſcher Erde geſund und ſtark wurzelt und als 
lebenskräftig und zukunftsfreudig gepflegt werden muß. 


Berlin, Leſſingſtr. 11, den 13. Februar 1922. 


A. Bamarihe, : 


or um die Wende des 19. Jahrhunderts „bewährte“ Formen 


0 at Guropas vor die Wahl geſtellt war: 1 6 5 Reform oder 
ſewaltſamer Umſturz? da faßte Goethe die Erfahrungen 
asta vam in das Wort: 


ſtrit ten wie’ 


behar den, und dadurch die Welt ſich zu bilden. 
93 A: 1 Aus ſolcher Not heraus ertönt immer lauter der Ruf nach 
. ſtaatsbürgerlicher Erziehung unſeres Volkes. Die erſte Vor⸗ 
bedingung dazu aber iſt eine wirkliche Kenntnis der ſozialen 
g Lehren und Bewegungen, die in unſerer Zeit um Köpfe und 
. . * der Menſchen werben. b ö 
1 Wer heute behaupten würde, daß der „Fauſt“ von Schiller, 
die „Zauberflöte“ von Richard Wagner oder die „Sixtiniſche 
* e von Arnold Böcklin geſchaffen wäre, der würde ſich 
ö 4 . in den Kreiſen der Bildung einfach unmöglich machen. In Literatur, 
‘din und Malerei ijt ein gewiſſes Mindeſtmaß von Wiſſen die 
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Vorbedingung jeder Anerkennung. Auf dem Gebiete der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre aber, d. h. auf dem Gebiete, auf dem jeder ge⸗ 
zwungen iſt, durch ſein Stimmrecht in Reich, Staat und Ge⸗ 
meinde die wichtigſten Entſcheidungen mit herbeizuführen, 


iſt ein ſolches Mindeſtmaß von Kenntnis ein noch nicht ſtreng 


befolgtes, wenn auch ungeſchriebenes Geſetz. Das aber muß er⸗ 
reicht werden. Denn die heutige Unkenntnis bildet in unſerer von 
ſozialen Fragen erfüllten Zeit eine ernſte Gefahr. Manche Be⸗ 


gehungs⸗ und Unterlaſſungsſünde auf wirtſchaftlichem Gebiete 


findet in ihr allein ihren Grund. 

Eine Erklärung für dieſen beſchämenden und gefährlichen 
Zuſtand geben allerdings viele Schriften auf dieſem Gebiete. 
Wie oft iſt mir in meiner Tätigkeit im öffentlichen Leben der 
Wunſch nahegelegt worden: „Nennen Sie uns ein nicht zu um⸗ 
fangreiches Buch, das die volkswirtſchaftlichen Theorien und Be⸗ 


wegungen in einer Weiſe darſtellt, daß man es auch ohne fach⸗ 


wiſſenſchaftliche Vorbildung verſtehen kann.“ 
Ich habe dieſem Wunſche nicht entſprechen können und mich 
deshalb entſchloſſen, dieſes Buch herauszugeben. 
„Es will eine „erſtee Einführung“ ſein. Es ſetzt alſo nichts 
voraus. Es iſt geſchrieben nicht für Volkswirtſchaftler von 


Fach, ſondern für Männer und Frauen aller Berufe, die ſich auf 


einem Gebiete unterrichten wollen, aus deſſen Kenntnis allein 
ein zutreffendes Urteil über unſere Zeit und ihre Aufgaben ge⸗ 
wonnen werden kann.“ 

In dieſen Worten habe ich im Vorwort zur 1. Auflage, die 


1905 erſchien, die Aufgabe dieſes Buches ausgeſprochen; und an 


ihr iſt feſtgehalten worden, obwohl das Buch nach und nach 
weſentlich erweitert worden iſt. 
Die freundliche Aufnahme, die es in der Preſſe aller Rich⸗ 


tungen gefunden hat, und ſeine für ein deutſches nationalökono⸗ 
miſches Werk verhältnismäßig große Verbreitung, ſcheinen ein 


Beweis dafür, daß eine Geſchichte der Nationalökonomie gerade 


in dieſer Begrenzung und in dieſer Art den Wünſchen vieler ent 


ſpricht. 
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Allerdings hat es auch nicht an Einwendungen gefehlt. Sie 
kamen von Fachleuten. 

So bedauert ein ſüddeutſcher Profeſſor, daß „ſolche Bücher 
in die 4. Auflage kommen, in denen die Namen Sonnenfels, 
Rau, Hermann, Dietzel und ſo viele andere vollſtändig fehlen“. 
eee Es wäre wahrhaftig nicht ſchwer, eine Vollſtändigkeit herbeizu⸗ 
führen. Man brauchte nur aus einem fachwiſſenſchaftlichen 
Handbuche alle Namen mit einigen Notizen abzuſchreiben. Aber 

dieſes Buch beſchränkt ſich mit Bewußtſein nur auf ſolche Lehren, 
die über die Wände der Schule hinaus Bewegungen ausgelöſt 
haben, die für die lebendige Gegenwart noch etwas bedeuten. 
Ein anderer angeſehener Fachmann bedauert, daß in dieſem 
Buch die Lebensgeſchichten der führenden Männer ſo ausführlich 
dargeſtellt ſeien. Das ſei überflüſſig; denn wer kenne z. B. nicht 
das Leben eines Friedrich Liſt? In ſolchen Worten ſpricht eben der 
Fachmann, der das, was ihm durch jahrelangen Umgang ſelbſt⸗ 
verſtändlich geworden iſt, bei jedem anderen als ebenſo vertraut 
vorausſetzt. Man mache den Verjuch und werfe einmal die Frage 
auf nach dem großen Vorkämpfer und Märtyrer der deutſchen 
Einheit auf volkswirtſchaftlichem Gebiet, nach Friedrich Liſt. 
Man kann es erleben, daß von zehn ernſten Männern kaum drei 
etwas Beſtimmtes und Genaues wiſſen. 
Wichtiger erſcheint der Vorwurf, der von einem bekannten 
Geiſtlichen erhoben wurde: einige Bewegungen, wie die des 
Kommunismus und Anarchismus ſeien zu freundlich dargeſtellt. 
Aber auch dieſes Bedenken kann ich nicht teilen. 
Meine eigene Stellung im öffentlichen Leben iſt ſcharf be- 
ſtimmt. In meiner „Bodenreform, Grundſätzliches und Ge- 
ſchichtliches zur Erkenntnis und Überwindung der ſozialen Not“ 
(Jena, Verlag Guſtav Fiſcher, 122. Tauſend, 1922), habe ich Wahr⸗ 
heit und Irrtum zu ſcheiden verſucht, und ich erachte es als keinen 
Nachteil für dieſe Geſchichte, wenn ſie hier und da durchblicken 
läßt, daß ſein Verfaſſer ſelbſt mitten in den ſozialpolitiſchen Kämpfen 
ſeiner Zeit ſteht. In dieſen habe ich aber gelernt, wie verbitternd 
es wirkt, wenn man die Meinung der Gegner verzerrt darſtellt 
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und ihnen falſche Beweggründe und Ziele unterſchiebt. Zugleich 
iſt ſolches Unrecht auch verderbliche Torheit. Gewiß kann man un⸗ 
ſchwer durch irgendein Zerrbild ein Gefühl des Abſcheus gegen 
eine beſtimmte Richtung erwecken. Wird dieſe Täuſchung aber 
ſpäter im Leben bei ſelbſtändiger Prüfung als ſolche erkannt, 
ſo wird mit dieſer Erkenntnis jede Autorität deſſen zerbrochen ſein, 


der an einer Stelle als unwahr erfunden wurde. Auch auf dem 


Gebiete geſchichtlicher Darſtellung git das alte Bibelwort: Ge⸗ 
rechtigkeit iſt Weisheit. 

Ich habe deshalb ehrlich veiſch aus den Schriften jeder 
Richtung ſolche Proben zu geben, die ein wirklich zutreffendes 
Bild von ihr gewinnen laſſen. 

Möge das Buch auch fernerhin die wichtigſe Aufgabe einer 
„erſten Einführung“ erfüllen: Freude erwecken an der Pflicht, 
über eine „Einführung“ hinaus immer tiefer einzudringen in das 
Verſtändnis der Geſetze des ſozialen Lebens, und ſich dadurch 
ſtark zu machen, in unſerer fee Zeit erfolgreich pias 
Volke zu dienen. 


Be 7 Leſſingſtraße 11, 23. September 1912. 


A. Damaſchke. 


; 
* 
‘ * 
3 
1 
aE 
0 
At 
2 
3 
> 
A 
oar 
= 
<< 1 
— yt 
- 
dey 
7 * 
oot 
a 
4 
‘ 
3 
bees 
* 
8 
7 2 
eo. 
a7 2 
8 
; 


ö art 
ae yer a Pt 1 


oes e pee 8 en 


ee * des e Bandes. 


N N 


N Seite 
. und Voltswirtſchaftspoltit. e 
1 Ri! DO TTD AES RA 3 
1. aus der Urzeit ff. oes Gas wh Sek e 
. Ifſraels Geſetze und Propheteen . 6 
ae T eae a ee ee Se 13 
%%% ˙ ⁵ AA a Siw le Se lame Sag 24 
Se. om Aufſtieg und Niebergang. ........ Ca Ss EON am 
6 Proletariat und Staatsſozialismuͥins?s 54 
iat | | 
Das Mittelalter. 
1. Die Kirche / . „„ 63 
72 2. Das Lehensweſenn o 68 
xt ae %% ae a oe ne 12 
4̃.̃ Das ländliche Bodenrecht eee ,, tars eae ee 
h i 83 
. Städtiſche Boden⸗ und Steuerfragen . e 
1 7. Handw T EP ke ia ihe oe ye ve e 97 
3 1 Neal 8 ee vere LOS 
BP. Kaufmannſchaft und e e 111 
* Vom Badeweſen e 119 
1 . Gemeingut und Sonderbeſitz VVV 122 
1372. Die Lehre vom gerechten Preiss 125 
ä BS. ow 131 
14. Steuerpflicht und Staatsrecht. sae nc eae 
15. Der Untergang des oſtrömiſchen Kaiſerreichss 150% 
Das Zeitalter des Merkantilismus. 
. 154 
a “ os Die Wandlungen in Spanien, Frankreich und Polen . . 157 
3. Die Übergangszeit in Deutſchlan dd... 165 
h 172 
5. Das unumſchränkte Furſtentum V 183 
„„ ele we 184 
7. Landesreichtum und Handelsbilanz 191 
JL 000 r wee 
hat , ¶ ia. iwi ta swt ciel. of e/g’ ome 205 
10. und Wirtschaft Wee 209 
’ 1. F 215 
; 12. Städtiſche Boden fraggg . 218 
ii Vergre che. 224 
14. Bildungspolitik „231 


cor mee und Irrtum des Merkantilism uns 235 


oe ae ae ee ee At et ited 1 0 


. 
V. Die Phyſiokraten. Seite 
1. Die Entwicklung in Preußen und Frankreich 238 
2. Steuern und Steuerverpachtung in Frankreich 242 
3. Fronden und Allm ene ls ee 246 
4. Der Amterverkauf, die „Parlamente“ und der Hof . . . 253 
5. Die Vorläufſeeee , 256 
6. Der Meiſter und die neue Schule 262 
7. Der Aufſ tige a 
8. Der Reformminiſteeee . 279 
9. Der Sturz 9 oe ee ae 288 
10. In der Revolution |... eens 2) cil eae 299 
11. Die Phyſiokratie in Amerika, Toskana, Polen und der Schweiz 303 
12. Die Phyſiokratie in Oſterreich „„ 313 
13. Die Phyſiokratie in Baden eee 317 
14. Die Phyſiokratie in der deutſchen eee 5 322 
15. Urteile über die Phyſiokrat ie 332 
VI. Die liberale Schule. 

1. Die Entwicklung in Englaaddd 334 
2. Die Vorläufe 346 
3. Der erſte Klaſſi ker 351 
4. Der Boden als nationale Grundlage und Steuerquelle . 353 
5. Die freie Entwicklung und ihre Grenzen 356 
6. Vom Gebrauchs- und Tauſch wert 358 
7. Die Arbeitste fung es e . 
8. Das Bevölkerungsgeſee ss 363 
9. Um das Bevölkerüngsgeſe zu . 368 
10. Die Lehre vom Wert und vom Lohnfondd 374 
11. Die Grundrente als Differential rente 9 
12. Ein deutſcher Landwit 1 
13. Der Kampf um den Freihandel in England. 386 
14. Die liberale Schule in Frankreich und Deutidland : > « O98 
15. Das Mancheſterruuunnnmnmnmnmnmmm ee 403 
VII. Namen verzeichnis. 405 


Inhalt des zweiten Bandes: 


Das nationale Syſtem. (Die Feſtlandsſperre, Friedrich Liſts Märtyrer⸗ 
tum, e aan Hiſtoriſche Schule und Staatsſozialismus, 
chriſtlich⸗ſozial, national⸗ſozial.) 

Der Kommunismus. (Die großen⸗Utopiſten. Karl Marx und Ferdinand 
Laſſalle. Die Entwicklung der Sozialdemokratie.) 

Die Anarchiſten. (Die Lehre vom Staat und vom Parlamentarismus, 
vom Syndikalismus und Gilden⸗Sozialismus. 

Die Bodenreform. (Die Bodenfrage in England und Amerika, in 
Frankreich, Italien, Rumänien, Finnland, Ungarn, Bulgarien, bei 
den Osmanen und Zioniſten. Die ruſſiſche Entwicklung im Lichte 
der Bodenfrage. Die deutſche Bodenreform.) 


_Botkaniniatistehe und Polkswirlſchaflspolilik 


1 W jede Wiſſenſchaft ſo hat auch die Nationalökonomie oder 
Volkswirt ſchaftslehre im weſentlichen zwei Aufgaben 


Se muß jie die volkswirtſchaftlichen Vorgänge be⸗ 


eiden. Dieſer Teil der Nationalökonomie entſpricht etwa der 

Anatomie und der Phyſiologie in der mediziniſchen Wiſſenſchaft. 
2 . Wie aber die Lehre vom Aufbau des Körpers und von den 
V ert richtungen der Organe in der Pathologie, der Lehre von 
aA be n Krankheitserſcheinungen und den Heilungsvorgängen, ihre 
not twendige Ergänzung findet, ſo muß auch zu jenem erſten Teil 
der Nationalokonomie ein es treten, der aus der Erkenntnis 


2 d Wirtungen aufdecken und Weſentliches von Zufälligem 


gecignete Beeinfluſſung des wirtſchaftlichen Lebens gewinnt. 


u unterſcheidet die beiden Teile der Nationalökonomie 
5555 theoretiſche und praktiſche Volkswirtſchaftslehre oder 
K als e re im engeren Sinne und als Volks⸗ 
4 wirtſchafts politik. 
y ake Beide Teile find gleich notwendig, um der Nationalökonomie 
or: das Weſen der Wiſſenſchaft zu wahren. So wie uns die Philoſophie 
. als ein unfruchtbares Spielen menſchlichen Scharfſinns erſcheint, 
% wenn ſie nicht für das ſittliche Handeln einen beſtimmten Maßſtab 
45 Segal wie in der Pädagogik alle pſychologiſchen Forſchungen 
* t Wert und Bedeutung erhalten, wenn fie der praktiſchen Er— 
3 x i ehungsarbeit dienen: jo müſſen auch in der Volkswirtſchafts⸗ 
85 7 dene, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 1 


ſchreben „ordnen, gruppieren, den Zuſammenhang von Urſachen 


— 2 — 1 


lehre aus allem Erforſchen der Vergangenheit und aus allem Er⸗ 
kennen der Gegenwart ſich klare Aufgaben für die Zukunft ergeben. 

Die beiden Aufgaben der Nationalökonomie feſtſtellen, heißt 
zugleich ihre außerordentliche Bedeutung für unſere Zeit dartun. 

Das Verhalten der Staaten untereinander wird weſentlich . 
durch wirtſchaftliche Rückſichten beſtimmt. wa 

Offen und geheim ringen die Völker in hundert Formen um die 
Sicherung möglichſt reicher Rohſtoffgewinnung, um Erſchließung 
neuer Abſatzgebiete, um Behauptung und He auf dem 
Weltmarkte. i 

Und innerhalb jeder einzelnen Volkswirtſchaft kämpfen die N 
einzelnen Klaſſen um einen möglichſt großen Anteil am Volks⸗ me 
einkommen. i 1 

„Wirtſchaftliche Erfolge find ebenſo für die Völker wie für ihre 
einzelnen Schichten beſtimmend auch über politiſche Mie 1 
und ſtaatlichen Einfluß. 

Eine Wiſſenſchaft, die es ſich zur Aufgabe macht, diese wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe zu unterſuchen und dadurch die Grundlage 
zu ihrer erfolgreichen Beeinfluſſung zu ſchaffen, muß in ſchnell 
wachſendem Maße alle anziehen, die bewußt am Leben ihres 
Volkes und ihrer Klaſſe teilnehmen wollen. 

Die als beſonderes wiſſenſchaftliches Fach verhältnismäßig 
junge Nationalökonomie ijt deshalb ſchnell ein Machtfaktor erſten 
Ranges geworden. Dieſe Bedeutung weckt aber eine ernſe 
Gefahr. „Die Wiſſenſchaft“, ſagt ein altes Wort, „ſoll die Mad 
fein, die mit der Fackel der Erkenntnis der Praxis voranleuchte.“ 
Liegt es da nicht nahe, daß jede Intereſſenſchicht, bewußt oder 
unbewußt, dieſe Magd zu beſtimmen ſucht, die Fackel fo zu 
halten, daß der von ihr gewünſchte Weg beſonders Wee 1 
erleuchtet wird? pies 

Wo es ſich um wirtſchaftliche Vorteile handelt, wecken aud) 
unbewußt Hoffnung und Furcht, Liebe und Haß die Leidenſchaften wy 
ſtärker als auf jedem anderen Gebiete. Selbſt für den ehrlich ee 
Forſchenden wird es deshalb ſchwer, Echtes und Falſches, e Bi 
liches und Zufälliges recht au werten. 


ee 2. e Urkeil der Geschichte. 
hee 7 ehr noch als i im Bereich anderer Wiſſenſchaften erſcheint es 
 @i i daher hier als Pflicht, einmal zurückzutreten von dem 
8 ue därm des Tages und, unbeeinflußt von ihm, volkswirtſchaftliche 
5 Guudgedanken in der Stille zu prüfen. Still aber ſind nur die 
F fF 5 Toten. Die Vergangenheit allein iſt abgeſchloſſen. Nicht Liebe noch 
3 8 13 Not noch Macht, auch nicht ein Augenblicksſieg vermag 
8 . lach zu täuſchen. Der letzte Erfolg hat mit der Unerbittlichkeit 
e eit es Naturgeſetzes das Rechte gekrönt und das Falſche verurteilt: 
N Ri „die Weltgeſchichte iſt das Weltgericht.“ 
125 . Eine Betrachtung der Vergangenheit wird allein das besos 
th igenmaf, geben für Gegenwart und Zukunft, und nur der wird 
i in 97 Arbeit he ee e Entwicklung bewußt 


ome Männer“ mahnte bereits vor etwa 400 Jahren der 
; fahrene Florentiniſche Staatsmann Niccolo Machiavelli 
in einen „Geſprächen “, „pflegen, und zwar nicht von ungefähr noch 
15 ohne Grunt, zu ſagen: wer ſehen will, was ſein wird, muß betrachten, 
e 99 85 weil alle „ in der Welt ig ay eine eigen⸗ 


Basen) a Geschichte der Volkswirtſchaftslehre ſteht natürlich in 
engſtem Zusammenhang mit der Geſchichte der Volkswirtſchaft. 
. Volkswirtſchaft im neuzeitlichen Sinne aber wurde erſt 
. mit der Entſtehung einheitlicher Staats- und Wirt⸗ 
. ſchaftsgebiete um die Wende des 16. Jahrhunderts. 
Cra Die Entwicklung des Wirtſchaftslebens und der aus ihr 
ay’ en Lehren und Bewegungen ſeit dieſer Beit iſt des⸗ 
= ha b von beſonderer Wichtigkeit für die Wertung der Gegenwarts— 
5 trömungen. Ihnen iſt deshalb auch der Hauptteil dieſes Buches 


. 
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II. Das Altertum. 


1. Rus der Urzeit Babylons. 


zie älteſte Geſetzſammlung, die wir kennen, ſtammt von 
Hammurabi, dem erſten König, der — um 2100 

v. Chr. — die babyloniſchen Landesteile zu einem Reiche vereinte 
und dieſem ein einheitliches „Bürgerliches Geſetzbuch“ verlieh. 

Von den 282 Paragraphen dieſes Geſetzes wurden 247 auf 
einem Steinblock im Jahre 1901 in den Trümmern von Suſa auf 
gefunden. 

Sie laſſen deutlich erkennen, wie vielgeſtaltig die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe, wie ausgebildet auch die Volkswirtſchafts⸗ 
lehren bereits zu Beginn unſerer geſchichtlichen Zeit geweſen 55 
So beſtimmt der König von Babylon: 


§ 37. Wenn jemand Feld, Garten und Haus eines 
Hauptmanns, Soldaten oder Zinspflichtigen kauft, ſo wird ſeine 


Kaufvertragstafel als ungültig zerbrochen, und er verliert ſein 


Geld. Feld, Garten und Haus kommen an ihren Herrn zurück. 

§ 48. Wenn jemand eine Darlehnsſchuld hat und ein 
Unwetter ſein Feld verwüſtet oder die Ernte vernichtet, oder 
wenn wegen Waſſermangels Getreide auf dem Felde nicht 


wächſt, ſo ſoll er in dieſem Jahre dem Gläubiger kein Ge⸗ 


treide geben, ſeine Schuldtafel (in Waſſer) aufweichen und 
keine Zinſen für dieſes Jahr zahlen. 


60. Wenn jemand ein Feld, um es als Garten anzu⸗ 


pflanzen, einem Gärtner übergibt, dieſer den Garten anlegt 
und ihn vier Jahre pflegt, ſo ſollen im 5. Jahre Eigentümer 
und Gärtner miteinander teilen. Der Eigentümer des Gartens 
ſoll ſeinen Anteil in eigene Bewirtſchaftung nehmen. 
Auf leichtfertigen Hausbau ſtand (§ 229) ſchwerſte Strafe. 
Stürzte das Haus ein wegen nachläſſigen Bauens und verurſachte 


den Tod des Hausherrn, fo ſollte der Baumeister getötet werden; 


ae * der Sturz den Tod eines Kindes des Hausherrn, ſo 
. po te auch ein Kind des Baumeiſters fterben. 

Zu den großen Grundeigentümern zählen in erſter Reihe 
. die Haupttempel. Das Land wird von ihnen in Pacht ausgegeben. 
Pflichten und Rechte der Eigentümer und der Pächter ſind klar 
5 ta abgegrenzt. Langſam nur können die Pacht⸗ und Mietpreiſe 
ſteigen. In mehr als tauſend Jahren finden wir die Abgabe 

für ein einfaches Lehmziegelhaus fic) nur von 1—5 Sekel (3 
3 tes bis 12 Mk.) auf 5—35 Sekel ſteigern. 

By Beſonderen Schutz genoß die Frau. Ihr und ihren Kindern 
a: N Polten Garten und Feld, das zur Mitgift gehört hatte, unter 
ae allen Umſtänden erhalten bleiben. Dieſe Rechtsſicherheit ſchuf 
nk der Frau eine geachtete Stellung. Sie darf als Zeugin auf⸗ 
2 5 55 treten, ſelbſtändig Handelsgeſchäfte leiten; ja wir finden ſie als 
2 BS „Taſelhreiberin. A brielte Urkunden ausſtellt. Wird die 
Frau oder ein Kind wegen einer Schuldverpflichtung in die Skla⸗ 


‘Ss Be verei verkauft, ſo darf dieſe nicht länger als 3 Jahre dauern (§ 117). 


ae Die geſunde Geſtaltung des Bodenrechts entſprang weſent⸗ 
5 a wohl der Naturbeſchaffenheit des Landes. Seitdem Men- 
cl ſchen i in dem Stromgebiet zwiſchen Euphrat und Tigris ſiedelten, 
ec beruhte aller Fortſchritt auf einem feſtgeregelten Zuſammenar⸗ 
oe beiten vieler. Die großen und kleinen Kanäle, die in dem faſt 
* vö llig regenloſen Lande buchſtäblich „Lebensadern“ ſind, konnten 
eben nur mit vereinten Kräften geſchaffen und erhalten werden. 
i Hammurabis Briefen — es find 56 auf uns gekom⸗ 
men — finden wir manche Vorſchriften über dieſe notwendigen 
Kulturarbeiten, zu denen auch die Krieger herangezogen wurden. 
Be Manche bittere Erfahrung wird gelehrt haben, wie verhangnis- 
violl gerade in dieſem Lande jeder Übergriff der Mächtigen auf 
dem Gebiet des Bodenrechts für die Gemeinſchaft werden mußte. 


a . Wieviel Klagen müſſen laut geworden, wieviel Mißſtände 
a my miſſen feſtgeſtellt, wieviel Gedanken in den Prieſterſchulen und 
am Königshof erwogen worden fein, ehe eine Geſetzgebung ent- 
fand mit dem klaren Ziel, die Vertreter der ſchaffenden Arbeit, das 


* 
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heißt zugleich die Krieger des Königs, gegen die Übermacht 
großer Bodenherren zu ſchützen! — 

Näher betrachten wir von den Völkern des Altertums jene drei, 
die wegeweiſend geworden ſind auf den Gebieten der Gottesver⸗ 
ehrung, der Schönheit und Weltweisheit, des Rechts: das iſraeli⸗ 
tiſche, das Hellenij che und das römiſche Volk. 


2. Iſfraels Geſehe und Prophefen. 
23. auf den heutigen Tag in ihrer Bedeutung nicht erſchöpfte 
volkswirtſchaftliche Lehren bieten die Geſetzbücher Iſraels. 
Wieviel oder wie wenig von ihnen auf babyloniſche und ägyptiſche 
Quellen zurückzuführen iſt, muß hier füglich ununterſucht bleiben. 
Moſes, der große Führer, mit deſſen Namen das Volk alles Große 
und Grundlegende ſeiner Geſetzgebung verband, war nach dem 
Zeugnis der Bibel gelehrt „in aller Weisheit der Agypter“. Er 5 
wuchs alſo in einer Kultur auf, die mindeſtens ſo alt war, wie 
heute etwa die Kultur des deutſchen Volkes, d. h., die über 
1000 Jahre beſtand Die Weiſen der Prieſterſchule zu Theben 
konnten aus Aufſtieg, Niedergang und Wiedergeburt ihres Volkes 
reiche volkswirtſchaftliche Erfahrungen ſchöpfen. 
Das Ziel der iſraelitiſchen Geſetzgebung war, daß „das Volk 
im Lande ſicher wohne“, und daß „unter den Volksgenoſſen kein 
Armer ſei“. eve 
Dieſes Ziel jeder gefunden Volkswirtſchaft ſucht das mo- 
ſaiſche Geſetz in erſter Reihe durch die Regelung der Boden- 
frage zu erreichen. Gott allein, der Herr des Volkes, iſt auch der 
Herr des Landes: „Mein iſt das Land“, ſpricht der Herr, „darum a 
ſollt ihr die Erde nicht verkaufen ewiglich, ſeid ihr doch Fremdlinge ‘4 
und Lehnsträger vor mir“ (3. Moſ. 25, 23). ce 
Als Gottes Lehnsträger erhielt jeder Stamm, und zwar nach + he 
der Anzahl ſeiner Familien, einen Anteil an dem verheiß enen . 
Lande. Nur der Priefterftamm Levi blieb ohne Grundbeſitz. Der 
Boden ſollte allein denen gehören, die ihn wirklich bebauten. Rent⸗ 
ner — ſelbſt Prieſter — blieben ausgeſchloſſen. Der Bodenanteil 4 
der einzelnen Familie aber ſollte ihr eine dauernde Heimſtätte fe 
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, 2 Ar Anteil am r Vaterlande verlieren zu laſſen In jedem fünfzigſten 
aie Jahre, dem „Hall⸗ oder Jubeljahre“, ſoll „Freiheit ausgerufen 
1 . werden im Lande allen ſeinen Bewohnern, und zurück ſoll jeder 
es 5 kehren zu ſeinem Beſitze und zu ſeinem Geſchlechte“ (3. Moſ. 25, 10). 
a | Das Land ſelbſt alſo durfte nie verkauft werden, ſondern nur 
ben Ertrag bis zum nächſten Halljahre. Es war gleichſam nur 
eeine Verpachtung des Bodens für dieſe Zeit, bei der die Pacht 
0 * einmal entrichtet wurde. Nur innerhalb der ummauerten 
f 8 tädte, wo das Land nicht in erſter Reihe Arbeitsquelle, ſondern 
es nut Wohngelegenheit bot, galt anderes Recht. Hier hatte der 
ca Ve erkäufer zwar auch das Rückkaufsrecht zu gleichem Preiſe, aber 
u r für die Dauer eines Jahres. Nach dieſer Friſt galt der Kauf 
4 am über das Halljahr hinaus. 
x Der große Grundgedanke dieſer Volkswirtſchaft wollte jedem 
lde des Volkes freien Zugang zu der natürlichen Quelle aller 
5 roduktion, dem Boden, ſichern, ohne doch dabei den Einzelnen 
e einem abhängigen Pächter der jeweiligen Staatsgewalt hinab⸗ 
zudrücken oder ihm die Freiheit; in ſeiner Bewirtſchaftung und Nutz⸗ 
m ießung zu nehmen. 
Erſt die Tatſache, daß jeder Familie ein geſichertes Heim ge- 
so “aici war, bildete die ſittliche Vorausſetzung für das Gebot: 
5 1 1 ſollſt nicht begehren Deines Nächſten Haus!“ 


Kam trotz dieſer Wirtſchaftsordnung durch Krieg, Mißwachs, 
Sen uſw. Not und Armut über Einzelne, fo wollten Iſraels 
Armengeſetze i in feiner Erkenntnis der Menſchennatur ſie auch dann 
bor lähmendem Knechtsſinn bewahren und ſie fähig erhalten, 
Me 1 nach dem rettenden Jubeljahre wieder als Freie auf freiem 
5 Boden zu arbeiten. Deshalb durften die Armen auf Feldern und 
Wembergen ſtets ſo viel nehmen, wie ſie auf der Stelle verzehren 

konnten; ihnen gehörte die ſogenannte „Ecke“, nach der Überlieferung 
etwa der 60. Teil, jedes Ackers, ebenſo die Nachleſe in den Wein⸗ 
gärten, in den . und auf den Kornfeldern. Wer dem 
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Armen Nahrungsmittel lieh, ſollte kein Mehr bei der tg 
fordern dürfen. 

Ackerbau und Viehzucht ſind die Hauptzweige der Volkswirt⸗ 
ſchaft. So gingen auch die erſten Könige daraus hervor. Sau! 
kam vom Pflug, David von der Viehherde. Unter dem 
Königtum vollzog ſich raſch der Übergang von der Naturalwirtſchaft 


zum Handelsſtaat mit Geldwirtſchaft. Bahnbrechend war die 


Gründung der Haupt- und Reſidenzſtadt: Jerufale m. Der 
Aufbau der Stadt, zumal die Errichtung des Tempels, regte den 


Handel mächtig an. Für aus Phönizien bezogene Stoffe und Bau- 
leute mußten natürlich ebenſo Gegenwerte geleiſtet werden, wie für 


die ägyptiſchen Roſſe und Prachtwagen, für die ſich König Salomo 
ausdrücklich das Handelsmonopol vorbehielt, ebenſo für die Fahrten 
ins ſagenhafte Goldland Ofir. Iſrael beſaß nur ein Erzeugnis, 
welches Gold aufwog: den Balſam von Gilead, welcher als Heil⸗ 
mittel hochgeſchätzt war. In der Hauptſache mußte Iſrael die 
Einfuhr mit Getreide bezahlen. In dem Augenblick aber, in dem 
das Getreide Gegenſtand kaufmänniſcher Spekulation wurde, 
ſtiegen natürlich ſeine Preiſe und damit die des Bodens, und es 
kamen die Wirkungen, die aus den gleichen Urſachen noch ſtets ent⸗ 
ſprungen ſind: Verſchuldung, Entwurzelung, Latifundienbildung. 
In dem Volke, das bisher keine Standesunterſchiede, keinen Adel 
gekannt hatte, kam eine Plutokratie auf, die nun, auch unter Bruch 
von Sitte und Gerechtigkeit, ſelbſt mit Anwendung von Gewalt, 
danach trachtete, möglichſt viel Getreideboden in ihre Hand zu 
bekommen. 


Ob in dieſer Entwickelung die alten Geſetze zerbrochen wurden, 5 


oder ob dieſe, wie einzelne Richtungen der Bibelforſchung behaupten, 
in Geſetzesform noch gar nicht beſtanden haben, ſondern erſt ſpäter 
als Zuſammenfaſſung der volkswirtſchaftlichen Anſchauungen der 
Propheten entſtanden und im Tempel verborgen 
wurden, bis ſie von dem gutgeſinnten König Joſia gefunden 
und dem Volke als Geſetz Moſes verkündet wurden, oder ob dieſe 


ſozialen Vorſchriften erſt die letzte Form gewonnen haben, als weiſe 
Prieſter dem Volk an den Waſſern Babylons ein Yoealbild des 


Ce ey aati 


© fenetitiejen Vaterlandes ſchufen: das bedeutet zuletzt wenig 
2 * gegenüber der Tatſache, daß dieſe Lehren als ein Stück Gottes⸗ 
offenbarung durch die Jahrhunderte hindurch getragen worden 
ae ſind. Auch die praktiſche Durchführung in einem verhältnismäßig 
ae kleinen Lande (Paläſtinas Umfang beträgt nicht viel mehr als die 
) Bee Hälfte der Provinz Brandenburg) hätte nie für die ſoziale Ent⸗ 
. wicklung die Bedeutung gewinnen können, wie dieſe Tatſache. 
. Ees gibt keine ſozialen Lehren im Schrifttum aller Völker, auf 
5 : 555 denen im Laufe der Jahrtauſende ſo viele Augen ſuchend geruht, 
Be * aus denen ſo viele zweifelnde Herzen Freudigkeit und Opferbereit⸗ 
ſchaft im Kampfe gegen Unrecht geſchöpft haben, wie das Geſetz 
2 ie 3 und die Propheten. Dieſe ſind wahrlich keine „korrekten“ Diener 
* herrschender Gewalten, die ſich „klug“ an allem Unbequemen vorbei⸗ 
. drücken. Sie ſind durchdrungen von dem Bewußtſein, daß der ewige 
* Gott für die Menſchen dieſer Erde nur Wahrheit werden und 
* bleiben kann als Quelle und Hort auch aller ſozialen Gerechtigkeit. 
* Und inmitten einer Welt, die nur Volksgötter kennt, deren Daſein 
a allein im Dienſt ihres Volkes gedacht werden kann, wird von ihnen 
© zum erſtenmal in der Geſchichte ein Gott verkündet, der eher 
en“ Volk verſtoßen, als den Bruch der Gerechtigkeit dulden will. 
Formen äußerer Frömmigkeit, in denen ausbeutende Klaſſen und 
4 wee ſatte Gewohnheit nur zu gern ihre gute Geſinnung darzutun 
pflegten, ſind ihnen ohne jeden Wert, ja verächtlich. 


Der erſte Träger dieſer weltgeſchichtlichen Wende iſt ein Hirt 

ö aus Thekoa, einem kleinen Städtchen ſüdlich von Jeruſalem, hart 
* am Rande der Wüſte, Amos. Er geht ums Jahr 750 v. Chr. nach 
* in ſeine neue Hauptſtadt Samaria. Dort erkennt er 

die neue Zeit in ſchmerzender Klarheit: Steinerne Paläſte, fein⸗ 
ſtes Zedernholz, elfenbeinerne Sitze, Polſter aus Damaskus, 

3 a prunkender Schmuck, übermäßige Gelage auf der einen Seite, 
* 5 und auf der anderen Seite entſetzliche Armut: Volksgenoſſen, 
a die für ein paar Sandalen und eine Handvoll Korn fich und ihre 
Kinder als Schuldknechte verkaufen müſſen. Unter den Toren 
der Stadt ſitzen als Richter die Alteſten. Aber als Amos vor 
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ihnen als Anwalt der Armen auftreten will, da ſieht er, daß die 
Richter dieſelben ſind, 
die das Maß gemindert, die Münze geſteigert, die Wage ver⸗ 
fälſcht, und nur Abfall verkauft haben... die das Recht in 
Gift verwandeln, die Gerechtigkeit zu Boden ſtoßen, das Haupt 
der Niederen zertreten, die Geringen in den Abgrund ſtoßen. 


Es ſind die reichen Getreidehändler, die gierig den Ablauf 
der Neumonde und Sabbate, an denen Handelsgeſchäfte ver⸗ 
boten waren, erwarten, um nach dieſen „Gottesdienſten“ doppelt 
geſchäftig bei falſchem Maß minderwertige Ware zu verkaufen. Da 
ſucht der fromme Hirt von Thekoa am erſten Heiligtum des Nord⸗ 
reichs Hilfe. In Bethel, wo einſt Abrahams Altar geſtanden, 
wo Jakob den Himmel offen ſah, feiert das Volk das Herbſtfeſt. 
Menſchenmaſſen füllen den weiten Raum, Rauchſäulen von zahl⸗ 
loſen Opfertieren ſteigen vom großen Brandaltar empor — die 
Prieſter erfreuen ſich an Opferfleiſch und Opferwein und haben 
kein Ohr für die Stimme der Gerechtigkeit. Da erhebt ſich der 
Hirt vom Rande der Wüſte — und zum erſten Male in der Ge⸗ 
ſchichte wird alles Formwerk für nichtig erklärt: 1 

Ich verabſcheue eure Feſte! Ich habe Widerwillen gegen 
eure Feiern! Eure Brandopfer will ich nicht! Auf eure Speiſe⸗ 
opfer ſchaue ich nicht! Auf eure Maſtkälber ſehe ich nicht! Tue 
weg von mir das Geplärre deiner Lieder! Ich mag dein Har⸗ 
fenſpiel nicht hören, — ſondern Recht quelle hervor wie 

Waſſer und Gerechtigkeit wie ein nie verſiegender 


Strom! (Amos 5,2124.) 
Als man dem Propheten Gewalt antun will, da ſieht er 


im Geſicht den Ewigen ſelbſt am Altar ſtehen und ſprechen: „Seid 
Ihr Kinder Israels mir nicht wie das Volk der Mohren?“ Das 
wollte niemand im auserwählten Volke hören; das war das Neue, 
das Überwältigende: Kein Volk, welches es auch ſein mag, kann 


und ſoll ohne Reinheit und Recht gelten vor dem reinen und 


gerechten Gott. 


Und der Hirt aus Thekoa findet Nachfolger: Der Bauer 8 


Micha erhebt ſich (2, 1): 


Wehe euch, die ihr auf Unheil finnet, und Böſes bereitet 
auf euren Lagern; beim Licht des Morgens vollführen ſie es, 
und wider Gott ijt ihr Tun. Sie gelüſten nach Feldern und 
kauben fie, nach Häuſern und reißen fie an ſich: fie unter⸗ 
drücken den Mann und ſein Haus, den Mann und ſein Erbe. 
Die Plutokratie hat ſich noch zu allen Zeiten gefällige Diener er⸗ 
kauft, die ihre Taten rechtfertigen und ihre Gewiſſen beruhigen, und 
jie galten ſtets beſonders hoch, wenn fie auftreten konnten im Kleide 
der Wiſſenſchaft oder im Kleide der Richter, der Prieſter und Pro⸗ 
bheten. Micha ſchildert ſie ſo (3, 11): 
6 Ihre Häupter richten um Geſchenke, ihre Prieſter lehren 
um Lohn, und ihre Propheten wahrſagen um Geld. Da 
verlaſſen ſie ſich auf den Herrn und ſprechen: Iſt nicht der Herr 
Hunter uns? Es kann kein Unglück über uns kommen. 
Und auch er ſpottet wie Amos über den Gedanken, den 
gerechten Gott durch Außerlichkeiten zu verſöhnen (6, 6—7): 
Womit ſoll ich den Herrn verſöhnen? Mit Ducken vor 
dem hohen Gott? Soll ich mit Brandopfern und jährigen Kal- 
bern ihn verſöhnen? Meinſt du, der Herr habe Gefallen an 


viel tauſend Widdern? Oder am Oel, wenn es gleich unzählige 
Ströme voll wären? 


AJn Jerusalem ſteht aus vornehmem Geſchlecht ber junge 
15 bf at aias mit gleichen Anklagen auf (56, 10): 
. Wehe denen, die ein Haus an das andere ziehen und ein 


Feld zum andern ſchlagen, bis kein Raum mehr da iſt, daß ſie 
allein das Land beſitzen! 
(22, 16): 
Alle ihre Wächter ſind blind. Alle wiſſen nichts. Stumme 
Hunde ſind ſie, die nicht bellen können, die Eitles ſchauen, 
ſchlafen und an Träumen Gefallen tragen. Unverſchämte 
Hunde ſind ſie, die nicht ſatt werden können. Die Hirten zeigen 
keinen Verſtand. Jeder ſieht nur auf ſeinen Weg. Jeder geizt 
in ſeinem Stand. 


. 
c 
—— 
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(58, 3): 
St denn das ein Faſten, wie ich es wünſche, wenn der 
Menſch den Tag durch ſich kaſteit, wie einen Reif ſein Haupt 
beugt und in Sack und Aſche liegt? . . . . Iſt nicht vielmehr 
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das ein Faſten, wie ich es wünſche: losmachen die Bande der 
Bosheit, losmachen die Feſſeln der Bedrückung, freigeben die 
Bedrückten, zerreißen jegliche Laſt! 


Und ebenſo verkündet der große Prophet, der den Sturz Je⸗ 
ruſalems erlebte, Jeremias (22, 16): 

Dein Vater half den Elenden und Armen zu ihrem Recht 

— it es nicht alſo, das fol hes heißt, mich recht erkennen? 


Wenn die Propheten Bilder entwerfen von dem kommen⸗ 
den Reich der Gerechtigkeit und deshalb auch des Glücks, dann 
ſehen fie vor ſich ein fruchtbares Land voll glücklicher Heim⸗ 
ſtätten, dann ſehen ſie geſichert „einen jeden ſitzen unter ſeinem 
Weinſtock und unter ſeinem Feigenbaum von Berſeba bis Dan“. 

Eine ſoziale Utopie, wenn man das Wort gebrauchen darf, 
entwirft der Prophet Heſekiel in der babyloniſchen Gefangen⸗ 
ſchaft ums Jahr 560 v. Chr. Er will eine neue Verteilung des 
Landes, an der auch der Fremdling, der in Iſrael wohnt, Anteil 
gewinnen kann, und zwar ſoll das Los über die Anteile entſcheiden. 
Damit die Vornehmen das Volk nicht mehr ausbeuten können, 
ſollen die Leiſtungen genau abgegrenzt werden (45, 8 und 9): 

Daß die Fürſten fürderhin nicht mehr mein Volk berau⸗ 
ben, ſondern das Land dem Hauſe Iſrael nach ſeinen Stämmen 
einräumen! So ſpricht Gott der Herr: laſſet es euch genügen, 
ihr Fürſten Iſraels, laßt ab vom Unrecht und Raub, übt 

Recht und Gerechtigkeit und ſondert eure Grenzen von mei⸗ 

nem Volk. 

Als Steuer darf nur genommen werden, was zum Gottesdienſt 
unmittelbar gebraucht wird: Opfertiere, Korn, Ol. Die Bedürf⸗ 
niſſe des Königs ſollen vom Krongut, alle Staatsbedürfniſſe aus 
dem Domänenbeſitz gedeckt werden. 

Die ſoziale Gerechtigkeit entſcheidet über Leben ab Sterben, 
das iſt auch der Sprüche Salomos höchſter Schluß: „Gerechtigkeit 
erhöhet ein Volk; aber das Unrecht iſt der Völker Verderben! 8 
(14, 34). 7 

Um 620 v. Chr. ſchien es, als follte die göttlich⸗ 
ſo ziale Partei ſiegen. Der junge König Joſia bekannte ſich 
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N : | begeistert zu ihr. Unter ihm wurde bei der Reinigung des Tempels 
ceein Geſetzbuch gefunden, das alles, wofür die Propheten eiferten, 


als Geſetz Moſes enthielt. Feierlich wurden die Gebote vorgeleſen, 


und König und Volk beſchworen das Bündnis mit Gott. 


Aber nach wenigen Jahren ſchon erlag im Tale von Megiddo 


die Blüte Iſraels ägyptiſcher Übermacht, — der König ſelbſt wurde 


tödlich verwundet — (609 v. Chr.), und es kam ſchnell der Tag, 
an dem babyloniſche Krieger die Brandfackel warfen in den 
Tempel Salomos (586 v. Chr.). 

Als die Trümmer des Volkes aus der babyloniſchen Gefangen⸗ 


ſchaft zurückkehrten (538 v. Chr.), forderte und erzwang Nehemia 


von den Reichen (5, 11): 

So gebet ihnen nun heutigen Tages wieder ihre Acker, 
Weinberge, Olgärten und Häuſer und erlaßt ihnen die Schuld 
an Geld und Getreide, an Moſt und Ol, das ihr an ihnen 
gewuchert habt. 


Dieſer Neuaufbau der Geſellſchaftsordnung ſchuf wieder 


einen lebenskräftigen jüdiſchen Bauernſtand, der die Siege der 


Makkabäer ermöglichte, der noch einmal ein jüdiſches Reich auf⸗ 


richtete, bis der „mammoniſtiſche“ Geiſt eines entarteten Hellenis⸗ 


mus die Wurzel der Volkskraft wieder verderben ließ, und der eiſerne 


Schritt der römiſchen Legionen Iſraels Staat zertrat. 


3. Athen und Sparta. 


on wirtſchaftlicher Ungleichheit, von Kampf und Not zeugen 
die erſten Überlieferungen helleniſchen Geiſteslebens. 


Die älteſte europäiſche Fabel, die wir Heſiod, einem Bauern⸗ 


ſohne, verdanken, ſchildert die Nachtigall, die in den Krallen des 
Habichts ihre Unſchuld beteuert. Aber dieſer antwortet: „Schuldig 
oder unſchuldig — ich bin der Stärkere: ich tue nach meinem Belie⸗ 


ben.“ Und ergreifend ſchildert Heſiod die Not der Armen: „Nimmer 
am Tage ruhen fie von Arbeitslaſt und Leid, ja ſelber die Nacht nie.“ 


Zuerſt fand das doriſche Herrenvolk im Eurotastale nach ſchweren 
inneren Kämpfen den Weg zu einem ſozialen Ausgleich. Die Ge— 
ſetzgebung, die ſich an den Namen Lykurg knüpft, ſoll im 
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ganzen 9000 gleiche Landloſe für die Spartiaten und 30 000 
kleinere für die friedlichen Ureinwohner, die Periöken, geſchaffen 
haben. Und die Sage weiß zu erzählen, daß Lykurg, indem er auf 
die gleichen Erntemengen hinwies, zufrieden ausgerufen habe: 
„Sieht es nicht aus, als ob ganz Sparta Brüdern gehöre?“ 

Was auf der Grundlage dieſer geſunden Bodenverteilung das 
Volk der Spartiaten auf den Schlachtfeldern leiſten konnte, weckt 
die Bewunderung aller Zeiten. 

Auch in dem anderen Hauptgebiete des alten Hellas, in 
Attika, ift es eine Neuregelung der Bodenfrage, die das Volk 
aus höchſter Not befreit. Hier hatte der Übergang von der Natural⸗ 
wirtſchaft zur Geldwirtſchaft die Maſſe des Volkes in tiefes Elend 
gebracht. Überall erhoben ſich auf den Ackern der kleinen Bauern 
die Hypothekenſteine, die den Namen des Gläubigers und die Höhe 
der Schuld angaben. 18% galt als gewöhnlicher Zinsfuß. Und 
nicht nur das Land, ſondern auch die Perſon haftete für die Schuld. 
Wer nicht zahlen konnte, verlor Eigentum und Freiheit. Dagegen 
gab es weder göttliche noch ſtaatliche Hilfe; denn die Leihkapi⸗ 
taliſten waren Glieder des Adels, deren Standesgenoſſen zugleich 
als Prieſter den Willen der Götter und als Richter das Geſetz des 
Staates verkündeten. Der Reichtum zeigt auch hier die Eigen⸗ 
ſchaften, die er bis heute behalten hat. Solon klagt: 

Aber der Reichtum, er hat kein Ziel, das den Menſchen er⸗ 

kennbar; 

Denn die zuerſt unter uns grade den meiſten Beſitz 


Haben, verdoppeln die Haſt; wer möchte ſie alle befried’ gen? a 


Wohin dieſe Gier bei den Reichen führte, zeigt Solon 
an einer andern Stelle ſeiner Geſänge: 

Die Pfandſteine feſſelten zahllos der Mutter Erde dunkel⸗ 
farbig Land. So manchen hat Willkür und hartes Recht in 
ſchmählich Sklavenjoch gebeugt. So mancher entfloh unmut⸗ 
voll dem Schuldzwang, irrt fremd von Land zu Land, der 
eigenen Sprache Laut vergeſſend — heimatlos. 


Die ſozialen Mißſtände brechen Athens Kraft. Es iſt nicht 


mehr imſtande, Salamis von dem kleinen Megara zurückzuge⸗ 


. “ie - Bane in Athen aufzurichten. Der Bürgerkrieg ſteht vor 
der Tür. Da endlich einigen ſich Adel und Volk. Solon, ein vor⸗ 
3 nehmer Mann, der ſich vom Unrecht der Eigdvesceniien freige⸗ 
5 halten hat, erhält Vollmacht, zwiſchen Adel und Volk Frieden zu 
ſtiften und die dazu erforderlichen Geſetze zu geben (594 v. Chr.). 
ea Leider fließen die Quellen über das Hauptſtück der ſoloniſchen 
ae Reform, über die Seiſachtheia, nur ſpärlich. 
ZBaunächſt mußten aus öffentlichen Mitteln alle Bürger frei⸗ 
. gekauft werden, die ſchuldenhalber in die Sklaverei gekommen waren. 
Db alle Hypothekenſchulden aufgehoben wurden, oder ob nur durch 
eine Art Währungsreform die Rückzahlung der Schuldſummen um 
5 etwa 30% erleichtert wurde, iſt umſtritten. Aus Solons 
eigenem Zeugnis ſcheint die volle Entſchuldung hervorzugehen. 
In einem ſeiner Geſänge ruft er die Mutter Erde als Zeugin an, 
me ia daß ſie durch ihn von der verhaßten Laſt der Pfandſteine befreit 
wiorden ſei. Er ſelbſt hat durch die Hypothekarreform 5 Talente = 
* 77 4 5 30 000 „ verloren. Für künftige Hypothekenſchulden durften die 
Perſon des Schuldners und ſeine Familie nicht mehr als Pfandob⸗ 
. jekt behandelt, d. h. nicht mehr in Sklaverei verkauft werden. 
Eein Höchſtmaß wurde geſetzt, über das hinaus niemand 
1 Privateigentum am Boden haben durfte. Steuern bedurfte der 
| 85 kleine Staat in Friedenszeiten nicht. Da alle Beamten ehrenamtlich 
15 tätig waren, ſo genügten die Einkünfte aus Staatsgütern, Gerichts⸗ 
bußen und Hafenzöllen. Die einzige weſentliche Leiſtung der Bürger 
war der Kriegsdienſt. Solon teilte nach dem Ertrage des 
ſchuldenfreien Bodeneigentums das Volk in vier Klaſſen. Die erſte 
mußte die Kriegsſchiffe ausrüſten, die zweite den Waffendienſt zu 
Pferde leiſten, die dritte die ſchwer bewaffneten Fußſoldaten 
ſtellen, die vierte als Matroſen oder Schleuderer dienen. Dem 
Maß der Verpflichtung zu den Staatsleiſtungen entſprach dann 
auch das Maß des Unrechts auf Beteiligung an Regierungsämtern. 
5 Wie ſegensreich Solons Geſetzgebung wirkte, ſo erfüllte ſie 
doch nicht alle Hoffnungen. Ein junger Verwandter des Geſetz— 
gebers, Peiſiſtratos, trat an die Spitze der Unzufriedenen. 
* 
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Er hatte bei der Reform geholfen und vergeblich weiter gedrängt. 
Mit Hilfe der armen Bergbauern gelang es ihm, die Alleinherr⸗ 
ſchaft zu gewinnen (560 v. Chr.). Er machte die Lauriſchen 
Silberbergwerke zum Eigentum des Staates, dem er dadurch 
eine wachſende Einnahmequelle erſchloß. Er ſetzte beſondere 
Schiedsgerichte ein, um den Bauern ſchnelles Recht zu ſchaffen. 
Er ſorgte für billigen Kredit und gab die großen Güter der Ver⸗ 
bannten als Bauernſtellen aus. Um dauernd die Bildung neuen 
Großgrundbeſitzes zu verhindern, legte er auf alles Land eine 
Steuer, die etwa dem 20. Teil des Ertrages entſprach. „Oftmals 
iſt die Zeit des Peiſiſtratos als das goldene Zeitalter bezeichnet 
worden“ (Ariſtoteles). 

Seine Söhne, die ihm nach ſeinem Tode (527 v. Chr.) folg⸗ 
ten, mißbrauchten ihre Macht. Ihre Herrſchaft wurde (510 v. 
Chr.) geſtürzt. 

Kleiſthenes, aus dem vornehmen Adelsgeſchlechte der 
Alkmäoniden, gelang 65 einen Ausbau der ſoloniſchen Verfaſſung 
in volkstümlichem Sinne durchzuſetzen und den Einfluß der Groß⸗ 
grundbeſitzer zurückzudrängen (508 v. Chr). Dieſe griffen zu den 
Waffen, um mit Hilfe vornehmer Geſchlechter von Euböa die 
Herrſchaft an ſich zu reißen. Nach ihrer Beſiegung wurde die reiche 
Ebene von Euböa in 4000 Heimſtätten aufgeteilt. Den Anſiedlern 
wurde ausdrücklich ihr Bürgerrecht gewahrt, trotzdem ſie außerhalb 
Attikas ſaßen. Da die Zahl der freien Familien in Athen auf etwa 
20 000 geſchätzt werden kann, jo war die Ausgabe von Landbeſitz 
an 4000 Familien eine volkswirtſchaftliche Maßregel von außer⸗ 
ordentlicher Tragweite. 

Dasſelbe Attika, das bei ungeſunden fo zialen Zuſtänd en den Fein⸗ 
den ein Spott geweſen war, konnte nach der Durchführung dieſer 
Bodenreform aus ſeinen freien Bauern und Bürgern ein Hopliten⸗ 
heer ſtellen, an dem bei Marathon Perſiens Übermacht brach, 
und eine Flotte, die bei Salamis Europas Freiheit rettete. 

Was auf dem Gebiete der Philoſophie und Kunſt dieſelbe 
Stadt Athen allen Geſchlechtern zu geben vermochte, das faßt oe 
Wort „Perikleiſches Zeitalter“ zuſammen. 
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Perikles der große Volksführer, kann in ſeiner Rede 


oh: auf die Gefallenen im peloponneſi e Krieg mit berechtigtem 


Stolze ſagen: 

Bei uns erſcheinen häusliche und öffentliche Pflichten 
eng verbunden. Auch wenn wir uns anderen Tätigkeiten 
hingeben, fehlt es uns nicht an Einſicht für die öffentlichen 
Intereſſen. Wir allein ſehen in demjenigen, der am öffent⸗ 
lichen Leben keinen Anteil nimmt, nicht einen ruheliebenden 
Bürger, ſondern ein faules und unnützes Glied des Staates. 


Aber freie ſtaatsbürgerliche Anteilnahme ſetzt wurzelfeſte, 
unabhängige Menſchen voraus. Dieſe jedoch ſchwanden in Attika 
mehr und mehr. 

Keine Boden rechts reform ſchützte die Acker davor, 


daß die durch Solon umgeſtürzten Pfandſteine wieder aufgerichtet 


wurden. Die Sklavenwirtſchaft der Großbetriebe erdrückte den 


kleinen Landmann. Die Bauernloſe gingen verloren. Ihre ehe⸗ 


maligen Beſitzer füllten die Straßen der Hauptſtadt, wo ſie von den 


Machthabern Unterhalt und Unterhaltung begehrten, ein Spielball 


ehrgeiziger und gewinnſüchtiger Politiker. Zur Zeit, in der die 
„geſchloſſene Hauswirtſchaft“ vorherrſchte, d. h. jedes Haus durch 
ſeine eigenen Familienmitglieder, Knechte und Sklaven, in der 
Hauptſache ſelbſt den Bedarf deckte, war für die Entfaltung 
großſtädtiſchen Handwerks wenig Raum. Die Vorbedingung 


eeiner eigenen „Hauswirtſchaft“ war aber natürlich ſtets der eigene 


Boden. Wer ihn verlor, wurde in Athen, wie ſpäter in Rom, in 
hoffnungsloſes Proletariat gedrängt. 

Perikles, geſt. 429 v. Chr., ſelbſt war es, der durch Cin- 
führung von Tagegeldern an die „ſouveränen“ Bürger einen 
ſtaatsſozialiſtiſchen Weg beſchritt, auf dem man ſpäter 
bis zur Annahme eines Geſetzes gelangte, nach dem alle Überſchüſſe 
der ſtaatlichen Verwaltung zur Gewährung öffentlicher Schau— 
ſtellungen Verwendung finden ſollten! 

Wenn Athens Entwicklung trotzdem längere Zeit hindurch 
aufwärts ging, ſo liegt ein weſentlicher Grund dafür in ſeinen ſieg 


haften Kriegen, die immer wieder für die tatkräftigſten ſeiner 


Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 2 
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armen Bürger Neuland erſchloſſen. Die unterworfenen Gemein⸗ 
weſen mußten in der Regel einen großen Teil des Grundeigentums 
abtreten, der als Anſiedlungsgebiet für atheniſche Bürger ver⸗ 
wandt wurde. So geſchah es von 480—427 v. Chr. z. B. auf Lemnos, 
Imbros, Skyros, Sinope, Naxos, Andros und Lesbos. Aber ein 
ſolches Vorgehen weckte einen Haß, der früher oder ſpäter zum 
Niedergang Athens führen mußte. Als Athen etwa 30 Jahre nach 
ſeinem Sturze im peleponneſiſchen Krieg einen zweiten Seebund 
aufrichtete, mußte es feierlich geloben, daß kein Athener in einer 
Bundesgenoſſenſtadt Boden kaufe oder auch nur mit eee 
beleihe! 


Athens Geſchichte wird ſtets beſtimmt durch die Sorge 
für das tägliche Brot. Nach ſeinem Aufblühen war Attika 
ſehr dicht bevölkert. Man kann wohl rund 100 Menſchen auf 
den qkm rechnen (im Deutſchen Reiche heute 125). Attikas 
Boden — rund 2500 qkm — konnte bei der einfachen Art der 
Feldbeſtellung, die noch in jedem zweiten Jahr die Brache kannte, 
die Ernährung nicht ſicherſtellen. 400 000 hl Getreide mußten 
zur Zeit des Demoſthenes jährlich eingeführt werden. Die 
Fahrt des Perikles nach dem Schwarzen Meer, die Unter⸗ 
ſtützung der Agypter in ihren Aufſtänden gegen die Perſer, 
die Unternehmung nach Sizilien inmitten des peloponneſiſchen 
Krieges, ſie hatten alle den gleichen Zweck: die wichtigſten 
Kornkammern mit Athen zu verbinden. Bei geſicherter See⸗ 
herrſchaft konnte ein ſolcher Zuſtand als erträglich, ja als 
wünſchenswert erſcheinen. Die älteſte uns erhaltene attiſche 
Proſaſchrift, etwa aus dem Jahre 426, rühmt: 

Wenn Zeus Mißwachs ſchickt, jo werden die Landſtaaten 
ſchwer betroffen; die Seemächte aber ertragen es leicht. Da 
Mißwachs nie gleichzeitig auf der ganzen Welt eintritt, be⸗ 
ziehen ſie das nötige Brotgetreide aus den Gebieten der guten 
Ernte! . 


Und dieſelbe Schrift ſtellt mit Stolz feſt, daß Athen allen 
Ländern vorſchreiben könne, wohin ſie ihre Erzeugniſſe ab⸗ 
ſetzen dürfen: 
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Wenn irgend ein Staat reich iſt an Schiffsbauholz, wohin 

ſoll er es abſetzen ohne die Erlaubnis der Meeresbeherrſcherin, 
oder ſeinen Überfluß an Eiſen, an Kupfer oder Flachs? Aus 
dieſen Erzeugniſſen bauen wir unſere Schiffe. Zu unſeren 
Nebenbuhlern laſſen wir dieſe Dinge nicht ausführen. 
Verſuchten ihre Beſitzer es, jo würden wir ihnen das Meer 
ſperren! 


Dieſe Seeherrſchaft Athens mußte allen andern eben— 
falls auf den Seeverkehr angewieſenen Staaten, je länger je 
mehr unerträglich werden. Namentlich Korinth lehnte 
ſich gegen dieſe Seebeherrſchung auf. Ihm gelang es, Sparta 
zu dem peloponneſiſchen Krieg zu bewegen, als deſſen großes 
Ziel auch „die Freiheit der Meere“ galt. Und dieſer 
Kampf iſt für Athen verloren, als ſein Verſuch, in Sizilien 
Brot zu gewinnen, geſcheitert iſt, und nach der Niederlage 
bei den Dardanellen die Hoffnung auf Getreide aus den Schwar⸗ 
zen⸗Meer⸗Ländern aufgegeben werden muß. 

Die Getreideeinfuhr war ſo wichtig, daß in Athen be— 
ſondere Beamte, die Korn wächter — anfangs 10, ſpäter 
35 — eingeſetzt wurden. Sie hatten Liſten über das einge- 
führte Getreide und über die Kornhändler zu führen, und 
über den richtigen Preis des abgegebenen Mehles und Brotes 
zu wachen. Jedem Kleinhändler war bei Todesſtrafe verboten, 
mehr als 50 Körbe Getreide auf einmal zu kaufen; aber die Klein⸗ 
händler fanden ſich zuſammen zu einer Ringbildung — der älte— 
ſten, von der wir wiſſen. Sie führte zur Ausbeutung der Maſſen, 
die im Jahre 386 eine Anklage gegen die Kleinhändler hervor— 
rief, in der der berühmte Redner Lyſias uns einen lehrreichen 
Einblick in die Not eines Volkes tun läßt, das für ſeinen Lebens- 
unterhalt ganz auf Einfuhr angewieſen iſt. In Zeiten der Teue— 
rung, die bei der Unſicherheit des Seeverkehrs nicht ſelten waren, 
wurden „Sitonen“ gewählt, die teils aus freiwilligen Samm— 
lungen, teils auf Staatskoſten Brotgetreide kauften, das zu be— 
ſonders billigen Preiſen an die Minderbemittelten abgegeben 
wurde. Das ſonſt eiferſüchtig gehütete Bürgerrecht wurde Aus— 
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ländern verliehen, ja fie wurden öffentlich bekränzt, wenn fie 
Getreide in Athen billig verkauften. Alle dieſe Mittel aber konn⸗ 
ten den Verfall nicht aufhalten in einem Staate, der ſich nicht 
eine genügende Bodenfläche und ihre zweckentſprechende Ver⸗ 
teilung und Bearbeitung gn ſichern verſtanden hatte. 

Wie ſehr der Niedergang der Freiheit bedingt war durch 
ſoziale Entartungserſcheinungen, führt De mo fthene $ (383 bis 
322 v. Chr.) in einer ſeiner Gerichtsreden dem Volke vor 
Augen. Noch jetzt könne jeder ſich durch eigenen Anblick über⸗ 
zeugen, daß die Häuſer der großen Männer der Vorzeit 
durchaus nicht anſehnlicher waren als die ihrer Mitbürger. 
Dagegen ſeien die zu ihrer Zeit errichteten öffentlichen Ge⸗ 
bäude und Denkmäler ſo großartig, daß ſie ewig unüber⸗ 
trefflich bleiben würden. Jetzt aber gäbe es Staatsmänner, 
deren Privathäuſer viele öffentliche Gebäude an Pracht 
überböten, und welche ſo große Landgüter zuſammen⸗ 
gekauft hätten, daß die Felder von euch allen, die ihr 
hier als Richter verſammelt ſeid, ihnen an Größe nicht gleich⸗ 
kommen. Und dabei wurden die Gerichtshöfe in Athen bei öffent⸗ 
lichen Klagen oft von 501 Geſchworenen gebildet! 

Steigender Handel erhob immer mehr das Geld auf den 
Thron, und wieder finden wir die alten Klagen, daß der Reich⸗ 
tum kein Maß kenne. Ariſtophanes (um 400) zeigt in 
ſeiner Komödie „Der Reichtum“ den armen Landmann, der 
fromm und gerecht iſt, aber nur kümmerlich zu leben hat. „Reich 
ſah ich andere: Tempelräuber, Rednervolk, Betrüger. An allem 
iann der Menſch genug bekommen, an Brot, Süßigkeit, Feigen, 
Mut, Schönheit — nur nicht genug Reichtum.“ Die Reichen 
werden ſo geſchildert: „Wenn erſt einer 13 Talente hat, ſo wünſcht 
er 16; hat er dieſe, ſind 40 ſein Ziel — ſonſt ſei das Leben ihm, 
ſo ſagt er, nicht mehr lebenswert.“ 

So finden wir denn auch bald einzelne außerordentlich Reiche, 
wie Diphilos, einen Pächter der Lauriſchen Staatsbergwerke zur⸗ 
zeit des Demoſthenes, deſſen Vermögen auf 160 Talente geſchätzt 
wurde. Um 390 wurde das Vermögen des Bankhausbeſitzers 
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Paſion auf 30 Talente angegeben. Um fich eine Vorſtellung von 
dieſer Summe zu machen, ſei daran erinnert, daß im Jahre 
399 v. Chr. die Staatspacht für den geſamten Zoll auf Cin- 


und Ausfuhr im Piräus 36 Talente betrug (1 Talent = 


6000 6). Dieſes Vermögen brachte mindeſtens den dreifachen 
Ertrag wie heute, da der Zinsfuß, der zur Zeit Solons 18% 


betragen hatte, kaum je unter 12 ſtand, bei Seedarlehen 25 


bis 30 % betrug. Der Tempel von Delos, der zu den größten 
Geldmächten zählte — 377 v. Chr. hatte er 47 Talente aus⸗ 
geliehen — nahm ſelbſt bei größter Sicherheit nicht unter 
100% Dieſem Reichtum Einzelner ſtand bittere Armut der 
Maſſen gegenüber. Schon im Jahre 404 nach dem Verluſt des 
peloponneſiſchen Krieges zeigte es ſich, daß von 20000 Bürgern 
Athens 5000 kein Bodeneigentum mehr in Attika beſaßen. Als 


nach dem letzten Freiheitskriege, dem Lamiſchen (322 v. Chr.), 


Athen das Bürgerrecht auf die Beſitzer eines Steuerkapitals 
von 2000 Drachen (1500 6) beſchränken mußte, verloren von 
ſeinen 21000 Bürgern rund 12000 ihre politiſchen Rechte! Dieſe 
wurden in einer Strafkolonie im fernen Thrazien angeſiedelt, 
wenn ſie es nicht vorzogen, in Attika als Lohnarbeiter oder 
Knechte zu bleiben oder als Bettler durch Griechenland zu 


ziehen: landlos — rechtlos — heimatlos! 


Als der ſpartaniſche König Lyſander unter Flöten— 
ſpiel die Mauern Athens niederriß (404 v. Chr.), war Sparta 
die Vormacht des Hellenentums. Ihm hatte der delphiſche Gott 
bereits in alter Zeit geweisſagt: „Die Liebe zum Gelde wird 
Sparta verderben.“ Iykurg hatte, um jeden Mißbrauch mit 
dem Gelde zu verhüten, unbenutzbar gemachtes Eiſen als Mün— 


zen eingeführt, das ſo unhandlich war, daß eine Summe von 


etwa 900 6 einen zweiſpännigen Wagen zur Fortſchaffung 
erforderte. Jetzt ſtrömte fremdes Metallgeld ins Land. Es ſam— 
melte ſich bei wenigen Familien, die ſich mehr und mehr zu einer 
geſchloſſenen Körperſchaft zuſammenfanden und die Herrſchaft 
über die mäßig begüterten Kleinbürger an ſich riſſen. Politiſche 
Macht aber ſtrebt ſtets nach umfangreichem Bodenbeſitz, von dem 
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ſie allein ihre Befeſtigung erhoffen kann. Hier hatte das alte 
Geſetz jedoch feſte Schranken gezogen. Jetzt gelang es dem Ein⸗ 
fluß der Reichen, ſie zu zerbrechen. Als verhängnisvoller Wende⸗ 
punkt gilt das Geſetz des Ephoren Epitadeus (zwiſchen 
400 und 350 v. Chr.). Bis dahin galt das Anerbenrecht für den 
älteſten Sohn, und der Staat trat in das Erbrecht ein, wenn 
kein Sohn vorhanden war. Epitadeus aber ſetzte aus Haß gegen 
den eigenen Sohn durch, daß jeder „frei“ über ſein Grundeigen⸗ 
tum verfügen könne. Die Folgen waren hier, wie überall: 
Bildung von Großgrundbeſitz auf der einen und von landloſem 
Proletariat auf der anderen Seite, und alle Geſetzesvorſchriften 
gegen die Eheſcheu der Männer, welche alte Hageſtolze von den 
Ehren des Alters ausſchloſſen, konnten in wachſender ſozialer 
Not den immer ſchnelleren Rückgang der frage Bevölke⸗ 

rung nicht verhindern. 

Begünſtigt wurde dieſe Entwicklung durch ſchwere Verluſte 
in Krieg und Frieden. Allein die Schlacht bei Leuktra, in welcher 
die Vorherrſchaft an Theben verloren ging (371 v. Chr.), 
koſtete Sparta 400 Vollbürger und 600 Periöken. In zielbe⸗ 
wußter Erkenntnis der Wichtigkeit der Bodenfrage fügte Thebens 
ſiegreicher Feldherr, Epaminondas, zu dieſem Schlag auf 
dem Schlachtfelde einen zweiten mit der Waffe der Koloniſation. 
Im Jahre 369 wurde die fruchtbare Landſchaft Meſſenien, 
die drei Jahrhunderte lang das Irland Spartas und ein Haupt⸗ 
pfeiler ſeiner Macht geweſen war, befreit: die Entwurzelung 
einer großen Zahl ſpartaniſcher Hufenbeſitzer. Um 300 v. Chr. 
zählte man nur noch 1500 Vollbürger und um 250 nur noch 700, 
von denen 600 faſt völlig verarmt waren. 

In letzter Stunde verſuchte König Agis dem Staate wieder 
eine geſunde ſoziale Grundlage zu geben. Er beantragte im Jahre 
242 v. Chr., das Ephorat abzuſchaffen, das vom großen Grundadel 
immer mehr zum Werkzeug ſeiner ſelbſtſüchtigen Politik gemacht 
worden war, alle Hypothekenſchulden aufzuheben, alles Grund⸗ 
eigentum zuſammenzuwerfen, und aus der Geſamtheit ber Unter⸗ 
tanen und Schutzbefohlenen die Zahl der ſpartaniſchen Familien 
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auf 4500 zu erhöhen und jeder ein gleiches unveräußerliches Landlos 
zu überweiſen. Im Rate der Alten wurde nach langer Beratung der 
Antrag mit einer Stimme Mehrheit abgelehnt. Die Volksver⸗ 


ſammlung nahm ihn mit Jubel an. Bei der Wahl im Jahre 241 


gelang es aber den Vornehmen, Gegner der Bodenreform zu 
Ephoren wählen zu laſſen. Der König griff zu einem Staats⸗ 
ſtreich und ließ ſie abſetzen. Bei der Durchführung ſeiner Pläne 
aber folgte er einem verhängnisvollen Rat ſeines Oheims Ageſi— 
laos, der ſelbſt ein hochverſchuldeter Großgrundbeſitzer war. Danach 
ſollte er die Reform „ſchrittweiſe“ durchführen: zuerſt die Schulden⸗ 
tilgung und dann die Bodenverteilung. Alle Schuldſcheine wurden 
auf dem Markt von Sparta verbrannt. Damit aber wurden die 
Grundeigentümer, deren hohe Verſchuldung ſie allein der Reform 
geneigt gemacht hatte, dem Plane entfremdet, der ihnen nun 
nichts mehr bieten konnte. Durch einen unglücklichen Feldzug 


gegen die Atolier wurde die innerpolitiſche Stellung des Königs 
vollends unterwühlt. Es gelang den Vornehmen, durch einen Ge⸗ 


waltſtreich den König in ihre Macht zu bekommen. Sie ließen ihn, 
ſeine Mutter und ſeine Großmutter, die ſeine Pläne geteilt hatten, 
erwürgen. Seine junge, reiche Witwe aber wurde gezwungen, den 
Sohn des Führers der Vornehmen, Kleomenes, zu heiraten, der 


236 v. Chr. König wurde. Die hochgeſinnte Frau aber wußte in ſeinem 


Herzen das ſoziale Ideal ihres erſten Gemahls zu wecken. Das Schick: 
ſal des Königs Agis hatte Kleomenes gelehrt, daß zuletzt die Macht das 
entſcheidende Wort auch in wirtſchaftlichen Dingen ſpreche. Durch 
glückliche Kriege kettete er das Heer an ſich. 226 v. Chr. beſetzte 
er mit ſeinen treueſten Kriegern Sparta. Die Führer der Gegner 
wurden getötet oder verbannt und eine Bodenreform durchge- 


führt, die 4000 neue Heimſtätten ſchuf. In ganz Hellas ſah 


man mit höchſter Spannung auf dieſe Umgeſtaltung. Das arme 
Volk jauchzte dem ſozialen Könige aus dem Heraklidengeſchlechte 
zu. Die Reichen, die Oligarchen, aber wurden in allen hel— 
leniſchen Gauen ſeine Feinde auf Tod und Leben. Sie hatten 
die Führung im achäiſchen Bunde, der die meiſten Staaten des 
Peloponnes vereinte. Als dieſer mit Sparta in Krieg geriet, er- 
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rang Kleomenes 224 v. Chr. mit den begeiſterten Neubürgern 
einen glänzenden Sieg bei Dy me. Jetzt machte Kleomenes dem 
achäiſchen Bunde den Vorſchlag, ihn ſelbſt zum Bundesfeldherrn 
zu wählen. Damit wäre der ganze Peloponnes unter helleniſcher 
Führung vereint worden. Doch die Oligarchen wollten lieber 
Freiheit und Vaterland verlieren, als einen Bodenreformer an 
der Spitze des Bundes ſehen. Sie riefen deshalb die „Erbfeinde“, 
die Makedonier, ins Land und ſpielten ihnen ſelbſt den Schlüſſel 
des Peloponnes, die Burg von Korinth, in die Hände. 

Ein Schrei der Entrüſtung ging durch Hellas. Doch die Ent⸗ 
ſcheidung lag nun auf der Spitze des Schwertes. Da gelang es 
den Oligarchen, auch das wichtige Argos zum Abfall von Sparta zu 
bewegen. Mit aller Anſtrengung brachte Kleomenes 6000 Krieger 
aus Sparta auf. 14 000 Söldner, die er geworben hatte, wurden 
ungeduldig, weil er den Sold nicht zahlen konnte. Um ſie nicht zu 
verlieren, mußte er 221 v. Chr. bei Sellaſia die Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht gegen das makedoniſche Heer, das über 40 000 Mann zählte, 
annehmen. Die Übermacht ſiegte. Die Hoffnung auf eine Wieder⸗ 
geburt des helleniſchen Volkes ſank ins Grab. 


4. Plato und Rriſtoteles. 


aT). großen helleniſchen Lehrer auf dem Gebiete des Staats⸗ 
rechts und der Volkswirtſchaft, deren Wort durch alle 
Zeiten tiefgehenden Einfluß übte, erſtanden in der Zeit des Zu⸗ 
ſammenbruchs der atheniſchen Volksfreiheit und ſind nur aus 
dieſem Hintergrund zu erklären. Sie erlebten den verzweifelten 
Kampf eines Demoſthenes um ſein und ihr geliebtes Athen, 
deſſen Freiheit doch nicht mehr gerettet werden konnte, da ſeine 
ſozialen Grundlagen verdorben waren. 

Plato lebte von 427—347 v. Chr. Seine Eltern gehörten 
zu den vornehmſten Geſchlechtern Athens. So ſah der begabte 
Jüngling die Wechſelfälle des peloponneſiſchen Krieges vom Stand⸗ 
punkt der Ariſtokratie und mußte die Niederlage im weſentlichen 
dem Unheil zügelloſer, ſchwankender Volksherrſchaft zuſchreiben. 
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Ebenſo erkannte er aber auch, daß in den Reihen dereigenen Standes⸗ 
genoſſen nicht mehr die Vorausſetzungen zu glückbringender Herr⸗ 
ſchaft vorhanden waren. Mit Begeiſterung ſchloß er fic) Sokrates 
an. Als dieſer (399 v. Chr.) den Giftbecher trinken mußte, 
verließ Plato Athen und machte Reiſen nach Kyrene und 
Agypten. Hier ſah er die Herrſchaft der Prieſter, die wir in 
ſeinem „Staat“ in den „Philoſophen“ wiederfinden, und hier 
lernte er Ehrfurcht vor der Erbweisheit. Einem alten Prieſter 
von Sass legt er die Worte in den Mund: 
Ihr Hellenen ſeid alle noch Kinder; bei euch allen iſt der 

Geiſt noch kindlich unentwickelt; denn bei euch ſehlt noch jede 

durch alte Überlieferung eingewurzelte Überzeugung, jedes 

in der Zeit bewährte Wiſſen! 

Später ging Plato nach Unteritalien und Sizilien, wo 
er mit den Pythagoräern Verbindung fand, und an den Hof 
des älteren Dionyſius von Syrakus, wo er zunächſt 
freundlich aufgenommen wurde. Als der Tyrann aber er— 
kennen mußte, daß Plato ſeine Staatsgedanken mehr waren 
als geiſtreiche Gedankenſpielerei, kam es zu ſchroffem Bruch. 
Der Tyrann ſoll Plato ſogar in die Sklaverei verkauft haben, 
aus der er nur durch die Hilfe eines anderen Philoſophen 
freigekauft wurde. Nach Athen zurückgekehrt, begann er ſeine 
Lehrtätigkeit in einem Haine, der dem Heros Akademus ge- 
weiht war (Akademie). Noch zweimal iſt er nach Sizilien 
gefahren, wohl in der Hoffnung, den jüngeren Dion yſius 
für ſeine Staatslehren zu gewinnen. Beide Male vergeblich. 
Er ſtarb 347. 

Platos „Staat“ iſt der Verſuch, eine vollkommene 
Staatsordnung zu zeichnen. Daß dieſe mit Hilfe der entarteten 
Demokratie nicht zu erreichen war, konnte ihm nicht sweifel- 
haft ſein. Als er auch die Hoffnung aufgeben mußte, ſie mit 
Hilfe eines „aufgeklärten Deſpotismus“ zu erreichen, hat er 
eine Reihe von Entwürfen verfaßt, die nach ſeinem Tode unter 
dem Titel „Geſetze“ veröffentlicht wurden. In ihnen ſagt er 
ſelbſt, daß der Idealſtaat nur für Götter und Götterſöhne moͤg— 


n 


lich zu ſein ſcheine, und daß es deshalb notwendig ſei, einen 
zweitbeſten, aber erreichbaren Staat darzuſtellen. 

War das ein Entſagen des Alters, das gelernt hat, Hoff⸗ 
nungen zu begraben? Oder darf man beide Werke etwa ſo auf⸗ 
faſſen, wie ſpäter die Phyſiokraten ihre „natürliche Ordnung“ 
und ihre „gegebene Ordnung“ aufzufaſſen lehrten: das eine als 
Ideal, das die ewigen Ziele in Vollkommenheit darſtelle, 
das zweite als Stufe, die auf dem Wege zu jenem Ideal nach 
der geſchichtlichen Entwicklung jeweilig zu erreichen ſei? 

Der Staat iſt Plato der Verſuch, die Idee des Guten auf 
dieſer Erde in die Tat umzuſetzen: 

Es entſteht ein Staat daher, daß jeder von uns ſich ſelbſt 
nicht genug iſt. Indem wir den einen zu dieſem, den andern 
zu jenem Bedürfnis zu Hilfe nehmen, bringen wir, weil wir 
vieles brauchen, viele zuſammen als Teilhaber und Helfer an 
einem Ort, und dieſen Wohnverein nennen wir Staat.... 

Er wird um ſo vollkommener ſeine Aufgabe erfüllen, je 
mehr in ihm die Gerechtigkeit zur Herrſchaft gelangt. Dieſe 
fordert, daß jeder im Staate „das Seine leiſte“. „Das Seine“ 
ergibt ſich aus der Menſchen Weſensart. Drei Grundkräfte 


der Seele beſtimmen dies Weſen: der Sinnen⸗Trieb, der 


Ehr⸗Trieb und der Wiſſens-Trieb. Alle drei ſind nötig. Keiner 
kann ausgeſchaltet werden. Aber ſie ſind von verſchiedenem 
Wert. Auf der Stufe der Sinnlichkeit bleibt die Maſſe des 
Volkes ſtehen. Sie bilden die Erwerbstätigen, die im Eſſen, 
Trinken und Lieben das Gefühl der Befriedigung finden. 
Diejenigen, bei denen die Ehre den höchſten Grad der Be— 
friedigung gewährt, werden die bewaffneten Wächter des 
Staates bilden. Denen, die in der Ausbildung der Vernunft, 
in der Kraft des denkenden Geiſtes allein ihre Befriedigung 
finden, werden die wichtigſten und höchſten Aufgaben zu⸗ 
ſtehen: die Leitung des Staates und die Erziehung 
Der Jugend. 

Dieſe Ordnung ſcheint Plato auch eine „gottgewollte“ zu 
ſein, denn 


n 


der bildende Gott hat denen, welche geſchickt find, zu herr— 
ſchen, Gold bei ihrer Geburt beigemiſcht, weshalb fie dann 

die köſtlichſten ſind; den Gehilfen aber Silber, den Acker 
bauern und übrigen Arbeitern aber Eiſen und Erz. 


Die drei Elemente der Seele: Sinnentrieb (Begierde), 
Ehrtrieb (Mut) und Wiſſenstrieb (Vernunft) entſprechen 
den drei Elementen des Staates: Erwerbsſtand, Kriegerſtand 
und Herrſcher Erz, Silber und Gold), und danach ſchreibt 
er auch dieſen drei Ständen drei beſondere „Tugenden“ zu, die 
zugleich ihre Pflichten ſein ſollen: Mäßigung, Mut und Weisheit. 

Kein geſchriebenes Geſetz ſoll dieſe Leitenden binden, damit 
ſie den Bedürfniſſen der wechſelnden Zeit genügen können. Ob die 
Herrſchenden eine Monarchie oder Ariſtokratie bilden, iſt 
gleichgültig; nur die Demokratie erſcheint ausgeſchloſſen, weil 
es jeder Erfahrung widerſpreche, Weisheit bei der Maſſe zu 
ſuchen. Aber die Schranken zwiſchen den Ständen find nicht un- 
überwindlich. Plato kennt die Notwendigkeit des „Aufſtiegs der 
Begabten“. Zweimal betont er, daß die Regierenden darauf 
achten ſollen, ob Kinder aus dem dritten Stand durch be— 
ſondere Begabung ſich fähig erweiſen, in einen höheren Stand 
aufgenommen zu werden. Auf der anderen Seite ſollen Kinder 
des erſten und zweiten Standes, die ſich als unfähig erweiſen, 
dem dritten Stand zugeführt werden, und auch Erwachſene, 


die ſich, z. B. als Krieger durch Feigheit, unwürdig zeigen, 


ſollen in die Maſſe hinabgeſtoßen werden. 
Zuſammenfaſſend erklärt er (V. 18, VI. 13): 

Entweder müſſen die Prieſter-Philoſophen als Herrſcher 
regieren, oder die jetzt an der Macht Befindlichen müſſen 
wahre Prieſter⸗Philoſophen werden — ſolange nicht Macht 
und Weisheit zuſammenfallen, iſt eine Abſtellung der Uebel 

der Staaten nicht möglich. 


Nach dem Maße der Rechte richtet ſich das Maß der 
Pflichten. Deshalb haben die führenden Menſchen auch ihre 


tiefſten Neigungen dem Staatswohl unterzuordnen (Geſetze 
VI, 16): 


. 


Jeder ſoll darauf ſehen, eine Ehe einzugehen, wie ſie für 
das Staats wohl förderlich und nicht wie ſie 1225 ſelbſt 
am angenehmſten iſt. 

Einen Weg dazu, wohl aus mancher bitteren Anſchauung 
herausgeboren, bedeutet die Vorſchrift (V, 12, VI, 17): 

Wer heiratet, ſoll keine Mitgift nehmen, und wer ſeine 
Töchter verheiratet, keine geben. — Alles gleicht ſich aus, wenn 
man keine erhält, aber auch keine gibt, ſo daß die Armen aus 
Mangel an Vermögen nicht alt zu werden brauchen, ohne 
heiraten zu können. — Es wird dann in geringerem Maße der 
Übermut bei den Weibern und die niedrige ſklaviſche Kriecherei 
um des Geldes willen bei den Männern entſtehen. 


Die Ehe ſei eine Pflicht. Der Mann, der bis zum 35. Jahre 
ſie nicht eingehe, ſolle in einer beſonderen Steuer der Gemein⸗ 
ſchaft ſo viel leiſten, daß daraus der Unterhalt einer Frau be⸗ 
ſtritten werden könne — wobei übrigens zu bemerken, daß 
Plato ſelbſt, wie einſt Solon, keine Ehe einging. 

Da auch die Kindererziehung Sache der Gemeinſchaft iſt, 
wird das Familienleben ſeines Inhalts beraubt. Eine Tren⸗ 
nung der Geſchlechter nach ihrer Eigenart iſt deshalb unnötig. 
Die Weiber ſollen Erziehung und Bildung mit den Männern ge⸗ 
mein haben. Im vollkommenen „Staat“ (V, 5) heißt es: 

Keines der Geſchäfte, aus welchen die Verwaltung des 

Staates beſteht, kommt einem Weibe zu, weil es Weib, oder 

einem Mann, weil er Mann iſt; ſondern die Begabungen ſind 

unter beiden Geſchlechtern gleicherweiſe verteilt und an allen 
oe hat das Weib, an allen der Mann naturgemäß 
nteil. 


Aber unmittelbar darauf folgt das Wort: „Bei allem 
aber iſt das Weib ſchwächer als der Mann.“ Und an anderer 
Stelle (VI, 3) führt er aus, daß die Männer den Weibern 
ebenſo überlegen ſeien, wie die Eltern den Kindern oder die 
Herrſcher den Untertanen. So ſehen wir an Plato wie ſtets: 
nimmt man der Frau die Aufgabe und die Bürde, aber auch 
die Würde der Mutterſchaft, ſo kann keine äußere Rechts⸗ 
gleichheit das Herabſinken der Frau verhindern. 
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Der Geſellſchaft des platoniſchen Staates bleibt auch tn 
der Kunſt die Einheitlichkeit gewahrt. In der Tonkunſt wird 
nur das einfachſte Chorlied im Dienſt der Gottesverehrung 
geſtattet. Die Mehrzahl der Dichter wird aus dem vollkom— 
menen Staat verbannt; in dem zweitbeſten Staat ſind Dichter 
und Künſtler nur zu dulden, wenn fie ſich der religiöſen Staats- 
zenſur unterwerfen. 

Plato ſah in dem vielgefeierten Handelsverkehr Athens 
die Quelle des Verderbens, indem er die Kluft zwischen dem 
Reichtum der Wenigen und der Armut der Maſſen begünſtigte. 

Er ſagt in ſeinen „Geſetzen“ (IV. 1): 

a Die Nähe des Meeres bietet zwar Tag für Tag ihre 
Reize, in Wahrheit aber iſt es eine verſalzene, bittere Nachbar⸗ 
ſchaft. Indem ſie nämlich die Bürger mit Krämergeiſt und 
Profitſucht erfüllt und ihre Seelen an Lug und Trug gewöhnt, 
benimmt ſie ihnen Treue und Wohlwollen gegen einander und 
gegen andere Menſchen. — Durch eine reiche Ausfuhr würde 
der Staat mit Gold- und Silbergeld überſchwemmt werden, 
ein Uebel, wie es einem Staat nicht größer begegnen kann. 
Er will, wie einſt die lykurgiſche Geſetzgebung in Sparta, 

das Geld, nach dem er die Menſchen jagen und rennen ſah, durch— 
aus in dienender Rolle erhalten. Geld aus Gold oder Silber 
darf nicht in Privatbeſitz ſein. Dem nötigen inneren Austauſch 
ſoll eine Art Konſummarke dienen, die im Inlande Zwangs⸗ 
kurs, im Auslande keine Geltung habe. Der Staat ſoll ſich in 
allem weſentlichen ſelbſt genug fein und fic) unter allen Um— 
ſtänden auch ſelbſt ernähren. Reiſen aus ihm ſind nur in Aus— 
nahmefällen zuläſſig; nie aber dürfen ſie das verderbliche Edel— 

metall ins Land bringen (Geſetze V, 12): 

Hat ein Bürger (als Privatmann) dringenden Grund, 
ins Ausland zu reiſen, ſo ſoll er nur mit Erlaubnis der Obrig— 
keit ſeine Reiſe antreten. Kommt er dann irgend woher mit 
einem Reſte fremden Geldes zurück, ſo ſoll er dieſes beim 
Staat abliefern, indem er dafür einheimiſches (Konſum-) Geld 
empfängt. 


Ein Staat mit Edelmetall als Geld muß zerfallen (IV, 2): 


ee 


Du biſt genügſam, wenn du irgendeine andere Geſellſchaft 
(die nicht jo frei von Gold und Silber ijt wie die unſrige) als 
Gemeinweſen bezeichneſt. Man muß den Mund voller nehmen; 
denn jedes von ihnen bildet gar viele Gemeinweſen, minde⸗ 
ſtens zwei, die einander feindlich gegenüberſtehen: den Ver⸗ 
band der Armen und den der Reichen. 

Daß ein reicher Mann gut ſein könne, hält Plato für un⸗ 
möglich: 

Der Begründer einer Staatsordnung muß ſich das Er⸗ 
reichbare zum Ziel ſetzen; daß die Bürger ſehr reich und doch 
zugleich tugendhaft werden, iſt etwas Unerreichbares .. 

Es bleibt alſo dabei, daß die Schwerreichen 55 gut ſind; 
wenn aber nicht gut, ſo auch nicht glücklich. 


Und im nächſten Kapitel: 

Der Geſetzgeber muß beiden (dem Reichtum und der Ar⸗ 
mut) eine Grenze ſetzen. — Wenn jemand mehr (als das ge⸗ 
ſetzliche Höchſtmaß) im Beſitz hat, ſoll er den Ueberſchuß an 
den Staat und ſeine Schutzgötter (an die Kirche, würden wir 
ſagen) abgeben. — Wenn jemand dieſem Geſetz nicht Folge 
leiſtet, ſoll es anzeigen, wer da will, und dafür die Hälfte 
(jenes Ueberſchuſſes) als Belohnung erhalten, die andere 
Hälfte an die Götter fallen, der Schuldige überdies den ganzen 
Betrag nochmals als Strafe bezahlen. al 
Der Begriff des Staates bei den alten Hellenen war der des 

Stadt⸗Staates. So auch bei Plato (Geſetze V, 8): 
5040 Grundbeſitzer ſollen es ſein; 5040 iſt gerade die 
rechte Zahl für den Geſetzgeber. Beſitzer, Landbeſitz, Wohn⸗ 
ſitze: Alles dieſelbe Zahl! 
Und dieſe Grenze ſoll dauernd erhalten bleiben. Selbſt die 
Vermehrung der herrſchenden Schichten und das Erbrecht muß 
dieſem Ziel angepaßt werden (V, 10): 

Die Zahl der Wohn⸗ und Herdſtätten ſoll dieſelbe 
bleiben, ſoll nicht mehr und nicht weniger werden. Der Be⸗ 
ſitzer eines Landloſes ſoll als Erben dafür immer nur einen 
von ſeinen Söhnen einſetzen, ganz nach väterlichem Belieben. 
— Die Behörde ſoll zur Gleicherhaltung der genannten Zahl 
die rechten Maßnahmen finden: Hemmung oder Förderung 
des Volkszuwachſes durch Belehrung und Ehrung oder Ent⸗ 


Be 
ehrung. — uberdies ſteht bei Übervölkerung das alte Mittel zu 
Gebote: Entſendung in Kolonien; bei Entvölkerung die Auf⸗ 
nahme von Neubürgern von draußen herein, dies jedoch als 
Gefahr für den Nationalgeiſt nur im äußerſten Notfall. 
In dem helleniſchen Stadt⸗Staat war jedes große ſoziale 
Ringen ein Kampf für Neuverteilung des Bodens und Auf— 


hebung der Bodenverſchuldung. Dieſe Kämpfe waren ſo ver⸗ 


breitet, daß in manchen Staaten die neuaufzunehmenden Bürger 


ſchwören mußten, niemals Bodenverteilung und Schuldenauf⸗ 


hebung zu beantragen. Die ſer Weg konnte ja auch nie zu einer 
dauernden organiſchen Bodenreform führen, weil er die 
Fragen der wachſenden Volkszahl und der daraus entſpringenden 
Bodenwertſteigerungen ungelöſt ließ. Auch Plato hat die Wechſel⸗ 
wirkung von Bodenſchätzung und Menſchenzahl und Menſchen⸗ 
arbeit nicht erkannt. Daher ſein unmöglicher Ausweg, mit allen 
Mitteln die Zahl der Bodenbeſitzer dauernd gleich zu erhalten. 


Man hat Plato oft den erſten Kommuniſten genannt. 
Und in der Tat wiederholt er in ſeinen „Geſetzen“ (V. 10): 


Staaten erſten Ranges und beſte Geſetze ſind da, wo 
man's mit dem alten guten Spruche hält: Freunde müſſen 
alles gemein haben. Mag ſich dieſer Spruch heute 
oder künftig erfüllen: Weibergemeinſchaft, Kin⸗ 
dergemeinſchaft, Gütergemeinſchaft, völ⸗ 

lige Tilgung des Eigentumsbegriffes aus dem Leben, auch 

mwmöglichſte Gemeinſamkeit der natürlichen Anlage, alſo ge- 
wiſſermaßen Gemeinſamkeit des Sehens und Hörens und 
Handelns, der Erkenntnis vom Guten und Böſen, der Luſt und 
Unluſt, alles in allem das Geſetz der Volkseinheit und 
Einigkeit —: ein ſolcher Begriff und eine ſolche Höhe der 
Sittlichkeit wäre nicht zu überbieten! 


Aber dieſer Kommunismus bleibt im weſentlichen ein Kom⸗ 
munismus der beiden herrſchenden Schichten, der Philoſophen— 
Prieſter und der Wächter⸗Krieger. — 

Ariſtoteles wurde in Stagira, einer griechiſchen Pflanz⸗ 
ſtadt in Chalkidike, 384 v. Chr. als Sohn des Leibarztes 


des makedoniſchen Königs Amyntes geboren. Vom 17. Lebens- 
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jahre an widmete er fich in Athen der Philojophie im engen 
Anſchluß an Plato. Nach deſſen Tode ging er nach Kleinaſien. 
Von dort berief ihn König Philipp im Jahre 343 zum Erzieher 
des 13jährigen Alexander. Ariſtoteles wurde von ſeinem Zögling 
reich belohnt und hoch geehrt, bis Alexanders Hinneigung zur 
aſiatiſchen Deſpotie eine Entfremdung herbeiführte. Im Jahre 
331, als Alexander ſeinen Zug nach Aſien angetreten hatte, 
kehrte Ariſtoteles nach Athen zurück, wo er bald zahlreiche Schüler 
um ſich verſammelte. Nach den Schattengängen (Peripatoi), in 
denen Ariſtoteles, hin und her wandelnd, ſeine Gedanken vor⸗ 
zutragen pflegte, wurde ſeine Schule die peripatetiſche genannt. 
Ariſtoteles beſaß in Athen nicht das Bürgerrecht; er war nur 
(Schutzbefohlener) Metöke. Als auf die Kunde vom Tode Alexanders 
Athen ſich noch einmal gegen die makedoniſche Herrschaft erhob, und 
zugleich ein eleuſiniſcher Prieſter eine Anklage wegen Verachtung 
der Götter gegen Ariſtoteles veranlaßte, floh dieſer: „Ich will es 
den Athenern erſparen, ſich noch einmal an der Philoſophie zu 
verſündigen.“ Er ſtarb bald darauf (322) in Chalcis auf Euböa. 
Ariſtoteles' Einfluß war namentlich im Mittelalter ganz 
überragend. Der „Stagirit“ galt vielfach als „der Philoſoph“ 
ſchlechthin. Wie Plato teils für die Phyſiokraten, teils für 
die Kommuniſten, ſo wurde Ariſtoteles vielfach beſtimmend 
für das Denken von Adam Smith. 
Nach Ariſtoteles ijt 
der Staat ein Naturprodukt und der Menſch von Natur 
ein politiſches Weſen. Wer infolge ſeiner Natur von 
einer ſolchen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen iſt, ſteht entweder 
tief unter dem Menſchen oder höher als Men⸗ 
ſchen. . . Die Natur tut nichts abſichtslos; nun hat fie aber 
dem Menſchen von allen Tieren allein die Sprache gegeben. 
Ariſtoteles beſtreitet dem Menſchen ſogar das Recht 
auf Selbſtmord da er ſich der Geſamtheit nicht entziehen 
dürfe, der er mehr gehöre, als ſich ſelbſt. 
Eine Aufgabe, die die Jahrhunderte bis heute nicht erfüllt 
haben, deutet Ariſtoteles an, wenn er erklärt: l 
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Der Staat en tſteht um des bloßen Lebens willen, 

aber er b vical um des vollendeten Lebens willen. 

(Politik J. 1.) 
Der Unterſchied der Menſchen im Staat ſei etwas durch⸗ 
aus Natürliches: 

in allem, was aus mehreren Teilen beſteht und aus ihnen zu 

einer Einheit erwächſt, ſei es nun aus zuſammenhängenden 

oder getrennten Teilen, tritt immer ein Herrſchendes und ein 

Beherrſchtes hervor. (Politik J. 2.) 

Ariſtoteles weiſt darauf hin, daß ja auch 

das männliche Geſchlecht ſtärker ſei als das weibliche, weshalb 

jenes herrſche, dieſes aber gehorche. (Politik I. 2.) 

Rechte Staatsbürger aber können nach Ariſtoteles wie nach 
Plato nur diejenigen ſein, die ſich der „Muße“ erfreuen können, 
d. h., die nicht genötigt ſind, zu arbeiten in Angſt und Sorge 
um des Lebens Notdurft und Nahrung. Die „Muße“ des Ari⸗ 
ſtoteles bedeutet die Freiheit, die es nicht nötig hat, ſich zu ver⸗ 
kaufen (II, 9), „denn das iſt die entſittlichende Wirkung aller 
Armut“. Von dieſem Standpunkt aus iſt ſeine Lehre zu verſtehen, 
nach der die Volksklaſſen, die auf den Erwerb angewieſen ſind, von 
der höchſten Glückſeligkeit und von der Tugend, die nach ihm 
ſich nur in der politiſchen Betätigung bezeugen kann, ausgeſchloſſen 
ſeien. Das Merkmal eines Staatsbürgers ſei ſeine Teilnahme 
an der Regierung des Staates in Volksgericht und Volksver⸗ 
ſammlung, und hier ſpricht Ariſtoteles eine Lehre aus, die in 
der Geſchichte noch viele Jahrhunderte ſpäter eine große Rolle 
geſpielt hat (Politik VI, 10): 

Jeder Staat zerfällt in drei Glieder . . .. das eine iſt die 
über die öffentlichen Angelegenheiten beratende, das 
zweite find die obrigkeitlichen Behörden . . . . das dritte 
die richterliche Gewalt. 

Auf die Frage nach der beſten Verfaſſung erörtert er, ob 
es einem Staat zuträglicher ſei, von dem beſten Manne beherrſcht 
zu werden oder von dem beſten Geſetz. Er entſcheidet ſich für 
das Geſetz (Politik III, 10). 
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wer dem Geſetz die Herrſchaft zuweit, der weiſt ſie allein, wie 
es ſcheint, Gott und der Vernunft zu, wer aber dem Menſchen, 
der fügt auch noch das Tier hinzu. Denn die Begierde iſt 
etwas Tieriſches, und Zorn und Leidenſchaft verleiten die 
Herrſcher, auch wenn es die beſten Männer ſind. 


Ariſtoteles kennt allerdings auch die Gefahren des ſtarren 
Geſetzes, und deshalb mahnt er: 
Das Geſetz ſtellt das Allgemeine fet, und überläßt es 


dann den Regierenden, nach deſſen Anleitung alles Uebrige 
nach beſter Einſicht und beſtem Gewiſſen zu entſcheiden. 


Ariſtoteles unterſcheidet die Haushaltungskunſt, die es 
mit dem Verbrauch der Güter zu tun hat, und die Erwerbskunſt, 
die entweder die Güter der Natur entnimmt (Jagd, Fiſcherei, 
Ackerbau) oder ſie durch Tauſch gewinnt. „Aus einem un⸗ 
entbehrlichen Bedürfnis des „Tauſches“ ging die Erfindung des 
Geldes hervor“ (I, 3, § 15). Soweit die Erwerbskunſt zur Ge⸗ 
winnung der notwendigen Gebrauchsgüter dient, iſt ſie gerecht. 
Anders ſteht es mit dem eigentlichen Handel. „Dieſer iſt ein Werk 
der Kunſt und Übung, aber nicht der Natur“ (I, 3, § 10). „Sein 
Ziel iſt, Reichtum zu erwerben; dabei kennt er weder Maß noch 
Grenzen“ (I, 3, § 15). „Hier wird die Erwerbskunſt zur verächtlichen 
Bereicherungskunſt, in der das Geld alles Handelns Anfang und 
Ende ijt’ (I, 3, § 17). Sie kann nur das Betätigungsfeld der 
unteren Klaſſen ſein, bei denen der Eigennutz herrſcht, aus 
dem faſt mit Naturnotwendigkeit Unedles entſpringen müſſe. 
Als „naturwidrigſter“ Erwerbszweig gilt ihm das Zinsgeſchäft (I, 3): 

weil dieſes unmittelbar aus dem Gelde ſelber den Er⸗ 

werb zieht und nicht aus dem, wofür das Geld doch allein er⸗ 

funden iſt. Denn nur zur Erleichterung des Tau⸗ 

ſches kam es auf; der Zins aber vermehrt es an ſich ſelber; 

daher denn auch der griechiſche Name „Zins“ ſoviel als 
Junges bedeutet; denn das Junge pflegt ſeinem Erzeuger 
ähnlich zu ſein, und ſo iſt der Zins wieder Geld vom Gelde; 
dieſe Art von Erwerbskunſt iſt demnach die widernatürlichſte 
von allen. 
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Ariſtoteles lehnt Platos Zwangskommunismus ab. Dieſer 


habe das Weſen der Einheit vertannt; denn wenn man alle 


. organiſchen Unterſchiede unterdrücke, ſo wäre doch nur eine äußere 


Einheit zu gewinnen, während wahre Einheit um ſo reicher würde, 
je vielſeitiger die Teile des Ganzen ſich entwickelten. Es käme 


nur darauf an, das Gleichgewicht und eine organiſche Weebfel- 


wirkung zu erzeugen. 


Jſt für des Ariſtoteles Sittenlehre die Tugend ſoviel wie 


die rechte Mitte zwiſchen einem Zuviel und Zuwenig, ſo iſt dem 
Staate der Mittelſtand die erhaltende Kraft (VI, 11): 


In jedem Gemeinweſen gibt's drei Schichten: die ganz 
Reichen, die ganz Armen und den Mittelſtand. Da nun aner⸗ 
kannt iſt, daß die Mitte zwiſchen den Extremen das Beſte iſt, 
ſo leuchtet ein, daß auch der mittlere Beſitz von Glücksgütern 
der allerbeſte ſein muß. — Ein Staat ſoll aus möglichſt glei⸗ 
chen Gliedern zuſammengeſetzt ſein, und dieſe Bedingung iſt 
gerade im Mittelſtand erfüllt. Der Mittelſtand iſt der eigent⸗ 
liche Stand der Sicherheit und Unabhängigkeit; denn er irach et 
nicht nach fremdem Gut wie die Armen, noch trachten andere 
nach ſeinem Gut, wie nach dem Gut der Reichen; er gefährdet 
niemand, ijt von niemand gefährdet. Darum hat Phoky— 
lides den ſchönen Spruch: Mittelſtand ijt der beſte Stand, 
ein Mittler will ich dem Staate ſein! 

Wo der Mittelſtand zahlreich iſt, kommen am wenigſten 

Aufſtände und Spaltungen vor — ohne 00 geht es mit dem 
Gemeinweſen raſch abwärts. 

Wo auf der einen Seite Rieſenbeſitz, ur der andern Be⸗ 
ſitzloſigkeit iſt, entſteht Pöbelherrſchaft oder Klüngelherrſchaft 
oder Zwingherrſchaft (Tyrannis); dieſe nämlich, die Zwing⸗ 
herrſchaft, ebenſowohl aus der Pöbelherrſchaft wie aus der 
Klüngelherrſchaft. 


Ariſtoteles hatte, den Vorurteilen ſeiner Zeit zum Trotz, 


die Tochter eines ehemaligen Sklaven geheiratet. So lag es 


nahe, daß er ſich auch mit dem Sklavenweſen, das ja den Unter⸗ 


grund aller helleniſchen Kultur bildete, eingehend beſchäftigte. 


Er unterſchied zwei Arten: Sklaven nach der Natur und Sklaven 

nach dem Geſetz. Zu den erſten rechnete er alle, deren Ver— 

nunft ſo wenig ausgebildet ſei, daß ſie zwar Befehle ausführen, 
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aber nicht ſelbſtändig handeln könnten; während er als Sklaven 
nach dem Geſetz ſolche bezeichnet, die nur durch äußere Gewalt, 
namentlich durch Kriegsge fangenſchaft, ihre Freiheit verloren 
hätten. Für ſie zumeiſt gilt ſein Rat: „Es ſei ebenſo vorteilhaft 
wie gerecht, ihnen die Freiheit als Preis auszuſetzen. Sie würden 
williger arbeiten, wenn ſie dieſen Preis vor ſich ſähen!“ 

Die naturrechtliche Begründung der Sklaverei findet Ariſto⸗ 
teles darin, daß die Wirtſchaft neben den lebloſen auch lebender 
Werkzeuge bedürfe. Die Sklaven könnten nur entbehrt werden, 
wenn die lebloſen Werkzeuge ſelber beweglich würden, etwas, 
was Ariſtoteles bei dem Stande der Technik ſeiner Zeit natürlich 
als etwas Unmögliches anſehen mußte (I, 4, § 3): 

Wenn jedes Werkzeug auf Befehl oder gar dem Befehl 
zuvorkommend ſeine Aufgabe verrichten könnte, wie jene Bild⸗ 
ſäule des Dädalus oder jene Dreifüße des Hephäſtos, von denen 
der Dichter erzählt, daß fie von ſelbſt in den Verſammlungs⸗ 
raum der Götter liefen, und wenn ſo auch die Webeſchiff⸗ 
chen von ſelbſt webten und die Schlegel die Zither von 
ſelbſt ſchlügen, ſo brauchten die Baumeiſter keine Handlanger 
und die Herren keine Sklaven mehr. 


Wie ſehr in unſerer Zeit nicht nur die Webeſchiffchen von 
ſelbſt weben, zeigt jeder Blick in die Fortſchritte der Technik. 
Der Dampfer „Vaterland“ hat 62 000 Pferdekräfte. Man rechnet 
24 Menſchen gleich einer Pferdekraft. Alſo würde man zur Be⸗ 
wegung dieſes einen Schiffes einſt 1 488 000 Galeerenſklaven 
nötig gehabt haben, d. h. mehr, als das ganze Hellas wahrſchein⸗ 
lich an Bewohnern gezählt hat. 

Ariſtoteles kennt die Bedeutung der Bodenfrage: 

Staat iſt eine Gemeinſchaft und notwendigerweiſe zuerſt 

eine Bodengemeinſchaft (I, 1). 

Der Geſetzgeber muß ſeine Geſetze geben mit Rückſicht auf 

zweierlei: auf den Boden und auf die Menſchen! (II, 6). 

Die gemeinſame Bodenbenutzung lehnt er ab mit dem Er⸗ 
fahrungsſatze: Gemeingut werde in der Regel am wenigſten gut 
beſorgt (II, 3). Dazu komme, daß die dem edlen Manne ziemende 
Tugend der Freigebigkeit und der Gaſtfreundſchaft nur bei der 
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45 8 Sonder⸗Nutzung des Grundeigentums möglich ſei. Allerdings 


fordert er, daß der Boden nicht Handelsware werde. Bei der 


Verteilung des Bodens ſolle jeder zwei Bodenanteile erhalten, 
einen an den Grenzen des Staates, damit er immer unmittelbar 


zu ihrer Verteidigung bereit ſei, den andern näher beim Mittel⸗ 


punkt der Gemeinde, der ihm als Wohnſitz diene. Dieſes erbliche 


Landlos zu verkaufen, ſei nicht erlaubt. Niemand ſolle, nach 
dem Vorbild der Soloniſchen Geſ etzgebung, mehr als ein beſtimmtes 
Maß Boden beſitzen. Auch eine Art Verſchuldungsgrenze wird 
gefordert. Ariſtoteles erkennt klar, daß ein „unbeſchcänktes“ 
Grundeigentum am meiſten zu einer Zerklüftung des Volkes in 
ganz Arme und ganz Reiche führen muß (II, 9): 

Durch dieſes Verfahren muß ein Mißverhältnis des Be⸗ 
ſitzes entſtehen und der Grundbeſitz an wenige übergehen. 
Damit aber wäre das Wohlſein, ja das Daſein des Staats⸗ 

weſens aufs ſchwerſte gefährdet! ; 

Dieſe Erkenntnis von der grundlegenden Bedeutung der 
Bodenverteilung bricht in Hellas immer wieder durch, auch wenn 
wir von den beiden großen Meiſtern abſehen, ſo bei Hip⸗ 
podamos von Milet, dem Erbauer der Häfen von Piräus, 
Thurii und Rhodus, von dem Ariſtoteles (II, 8) die Forderung 
berichtet, daß man allen Boden in drei Teile kee 

den einen zur Beſtreitung des Gottesdienſtes, den andern 
zum Unterhalt des Kriegerſtandes, den dritten als Bauern⸗ 
güter. 

Und wenn die helleniſchen Weiſen bei den Vorausſetzungen 
ihres Wirtſchaftslebens auch die Form nicht fanden, die Volks⸗ 
und Bodenrecht dauernd vereinigen konnte — für alle Zeiten 
und durch alle wechſelnden Wirtſchaftserſcheinungen gilt das 
Wort Platos Geſetze V, 10): 


Verteilen darf man den Boden nur in dem Sinn und 
Gedanken, daß jeder ſein Gut, das ihm durchs Los gue 
fällt, als Gemeingut anſehe und ſein Land, 
weil es fein Vaterland iſt, beſſer halte, als 
der Sohn ſeine Mutter, da es im Rang einer Göt— 
tin auch eine Gebieterin ſterblicher Erdenſöhne iſt! — 
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Auch auf unſerm Gebiet zeigen ſich Plato und Ari⸗ 
ſtoteles als die Meiſter, welche die beiden Wege erkennen 
lehren, die der Menſchengeiſt beſchreiten muß, um zu wirken. 
Beide wollen den beſten Staat finden. 

Plato geht aus von dem höchſten Gedanken. Von der 
Idee des unbedingt Guten, der vollkommenen Gerechtigkeit ſteigt 
er hernieder in die Welt des Wirklichen, um hier nach dem Ideal 
Menſchen und Verhältniſſe zu formen. 

Ariſtoteles geht den entgegengeſetzten Weg. Er nimmt 
Menſchen und Verhältniſſe in den gegebenen Staatsverfaſſungen, 
ſcheidet in ihnen Zweckmäßiges und Verderbliches, ſammelt das 
Bewährte und ſteigt von den Erſcheinungen hinauf in das Reich 
der Gedanken. (Der Teil ſeiner Staatslehre, der nicht weniger 
als 158 Staatsverfaſſungen unterſucht haben ſoll, iſt leider ver⸗ 
loren gegangen.) 

Welcher Weg iſt für volkswirtſchaftliches Denken und Handeln 
der rechte, der „deduktive“ des Plato oder der „induktive“ des 
Ariſtoteles? Jeder von ihnen umſchließt Gefahren. Wer 
mit Plato den Gedanken als das Weſentliche betrachtet, ſich dann 
aber darauf beſchränkt, im luftleeren Raum an ſeiner vollkommenen 
Ausgeſtaltung zu arbeiten, wird leicht ein Träumer, ein „Utopiſt, 1 
deſſen Wirken an der harten Wirklichkeit ſcheitert. 


Wer mit Ariſtoteles von den gegebenen Verhältniſſen und 
Menſchen ausgeht, ſich aber allein mit ihrer Betrachtung begnügt 
und mit ihrer Beeinfluſſung, wie es die Bedürfniſſe des Augen⸗ 
blicks zu fordern ſcheinen, der wird leicht ein Tagesarbeiter, ein 
„Opportuniſt“, der aus lauter Geſchäftigkeit nie zu grundlegender 
Arbeit kommt, und deſſen Leben keine dauernde Wirkung erzeugt. 

Die große Kunſt wird auch hierdie organiſche Verbindung bleiben: 
ein hohes Ziel klar und rein zu erkennen und auch durch allen All⸗ 
tagsſtaub klar und rein zu erhalten — aber ebenſo die gegebenen 
Verhältniſſe ſcharf zu erkennen, und dann in geduldiger Arbeit 
helfen, das Gegebene dem als Ziel Erkannten immer ähn⸗ 
licher zu geſtalten. Große Schritte, planlos gemacht, können 
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eine Kraftverſchwendung bedeuten, während auch der kleinſte 
Schritt vorwärts von Wert ſein wird, wenn es ein Schritt iſt 


auf dem Wege zum rechten Ziel! 


5. Roms ANufftieg und Niedergang. 
inen Kampf ſozialer Gegenſätze zeigen auch die erſten beglau⸗ 
„ bigten Nachrichten aus dem alten Rom. Es iſt der 
ager publicus, das Gemeindeland, um deſſen Verteilung 
es ſich weſentlich in dem langen Streit zwiſchen Patriziern und 


Plebejern handelt. Die Beſten des jungen Freiſtaates, Caſſius 


(um 490 v. Chr.), der Sieger über die Herniker, und Manlius, 


der Retter des Kapitols aus der furchtbaren galliſchen Gefahr 


(390 v. Chr.), ſetzten ihr Leben daran, eine beſſere Verteilung 
des Gemeindelandes durchzuführen und die Schuldknechtſchaft — 
ſelbſt das Zwölftafelgeſetz erlaubte noch 81/,% Zinſen! — zu 
mildern. Die Patriziergerichte aber erklärten ihre Volksfreund⸗ 
ſchaft für freiheitsfeindlich und ließen ſie als Hochverräter töten. 

Erſt die Geſetze, die unter dem Namen des Licinius 
Stolo übermittelt worden ſind, ory (367 v. Chr.) einen 
Ausgleich: 


Das erſte ſicherte die politiche Gleichheit. Es beſtimmte, 


daß mindeſtens einer der beiden Konſuln aus den Reihen der 


Plebejer zu wählen ſei. 

Das zweite linderte die Schuldknechtſchaft. Es beſtimmte, 
daß vom Leihkapital der Betrag der bisher gezahlten Zinſen ab⸗ 
gerechnet und der Reſt in Teilzahlungen gedeckt werden dürfe. 

Das dritte regelte die Vergebung des Gemeindelandes. 
Niemand ſollte mehr als 500 Jugera (daraus Juchart, Joch, 1 Sue 
gerum = 1, ha) Gemeindeland erhalten, damit möglichſt vielen 
ein Anteil daran geſichert werde. Als Bodenabgabe ſollte der 
zehnte Teil der Halmfrucht, der fünfte der Baumfrucht für die 


Geſamtheit erhoben werden. Bei der Verteilung des Gemeinde- 


landes ſollte kein Unterſchied zwiſchen Patriziern und Plebejern 
gemacht werden, und die Beſitzer größerer Güter ſollten ge— 
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0 den ſein, im Verhältnis zur Zahl der Ackerſklaven auch freie 
Arbeiter zu beſchäftigen. 

Was die Lykurgiſche Landordnung für Sparta, was Solons 
Seiſachtheia für Attika, das war dieſes Lieiniſche Geſetz für 
Rom. Aus ſozialer Geſundung erwuchs eine Überfülle natio⸗ 
naler Kraft, die es vermochte, die Samniter und die Griechen⸗ 
ſtädte des Südens zu unterwerfen und mit dem ſchätzereichen 
Karthago den Kampf um die Weltherrſchaft zu wagen, der 
Hannibal zwar bis vor die Tore Roms führen, aber den Beſtand 
des römiſchen Staates jetzt nicht mehr gefährden konnte. 

Das Jahrhundert nach dem Liciniſchen Geſetz erſcheint ſpä⸗ 
teren Schriftſtellern als die Zeit wahrer Blüte, voll ſozialer Wohl⸗ 
fahrt und nationaler Geſundheit, von der ſie mit Sehnſuch tſprechen. 
Aber im 2. puniſchen Krieg (218201 v. Chr.) wurde Italien Jahre 
hindurch in furchtbarer Weiſe verwüſtet. Tauſende von kleinen 
römiſchen Bauern waren gefallen. Zu den dadurch verwaiſten 
Höfen kamen viele Güter der italieniſchen Parteigänger Hanni⸗ 
bals, die jetzt zum Staatsgut erklärt wurden. Nach altem Brauch 
durfte jeder brachliegende Staatsgüter unter den Pflug neh⸗ 
men (okkupieren) und gegen eine mäßige Abgabe behalten. Das 
konnte in der Regel der kleine Mann nicht, der Mühe hatte, die 
eigene Wirtſchaft wieder aufzubauen; deshalb fiel das Staatsgut 
faſt ausſchließlich in die Hände der Reichen, welche die Güter 
mit ihrem Sklavenbeſitz bewirtſchaften und auch die nötigen 
Betriebsmittel vorſtrecken konnten. Boden war jetzt billig, und die 
römiſchen Geldleute zögerten nicht zuzugreifen. Livius hat uns 
die ſtürmiſche Sitzung des Senats geſchildert, in der ſeine Mit⸗ 
glieder das dem Staat geliehene Geld ſofort zurückverlangten, 
damit ſie die Gelegenheit ausnützen könnten, billig Land zu kau⸗ 
fen. Freilich hat der Senat auch den Veteranen Gcipios 
etwa 30—40 000 Bauernſtellen in der Größe von 1—5 ha ver⸗ 
liehen. In dem Menſchenalter nach dem zweiten puniſchen Krieg 
wurden außerdem noch achtzehn römiſche und fünf latiniſche 
Siedlungen gegründet. Aber die übergroße Mehrzahl wurde auf 
Nord- und Süditalien verteilt. Mittelitalien, das Kernland, deſſen 
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Bewohner allein bei den damaligen Verkehrsverhältniſſen für 


Abſtimmungen in Rom in Betracht kamen, wurde planmäßig 
vom Großgrundbeſitz beſchlagnahmt. 
In dem Jahrhundert nach dem Hannibaliſchen Krieg hatte 


Rom Jahr für Jahr im Durchſchnitt mindeſtens 100 000 Mann 


unter den Waffen. Seine Herrſchaft umfaßte bald ein Gebiet, 
zehnmal ſo groß als Italien. Seine Verwaltung erforderte eine 
wachſende Fülle von Beamten. Dazu traten Geſchäftsleute aller 
Art. Alle gingen dem urſprünglich allein herrſchenden Ackerbau 
verloren. Auf der andern Seite haben die langwierigen Kriege, 
wie ſtets noch jeder Krieg, Gewinnler gezeitigt, Familien, die 
durch Lieferung von Kriegsbedarf aller Art und Ausbeutung der 
beſiegten Länder ſchnellen Reichtum gewannen. Neuer Reichtum 
aber ſucht ſich, eine Erſcheinung, die auch wir bei unſern Börſen⸗ 
kapitaliſten und Kriegsgewinnlern beobachten können, gern feſt 
anzulegen. Größte Sicherheit und zugleich bevorzugte geſellſchaft⸗ 
liche Stellung aber verleiht und verlieh in erſter Reihe großer 
Landbeſitz. Er war den Reichen beſonders willkommen, weil 
nach dem entſcheidenden Sieg über Makedonien bei Pydna (168 
v. Chr.) der italieniſche Boden ſteuerfrei wurde, die Anlage des 


Kapitals in Großgrundbeſitz alſo auch ſteuerlich weſentliche Vor- 
teile bot. Dazu kam die ungeheure Ausdehnung der Sklaven⸗ 


wirtſchaft, deren Markt durch die Kriegsgefangenen ſtändig 
gefüllt wurde. Römiſche Offiziere und kluge Händler er⸗ 
warben große Mengen dieſer Unglücklichen oft um ein Spott⸗ 
geld. Lukullus z. B., der allerdings einer ſpäteren Zeit 
angehört (um 70 v. Chr.), verkaufte zeitweiſe einen Kriegs⸗ 
gefangenen für 3 /. Auf dem Sklavenmarkt der Inſel Delos 
wurden oft an einem Tage bis zu 10 000 Sklaven umgeſetzt. 
Die Sklaven wurden bald das Arbeitsmittel, das die Anhäufung 
großen Grundbeſitzes erſt lohnend zu machen ſchien. Sie waren vom 
Kriegsdienſt befreit. Der freie Bauer aber wurde oft genug der 
Bewirtſchaftung ſeines Hofes entzogen, um an den Grenzen 


des Reiches im Felde zu ſtehen. Der Einfluß der billigen 
Sklavenarbeit auf Großgrundbeſitz machte ſich beſonders 
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nach der Eroberung Siziliens geltend. Das Land war 
vorher zum größten Teil Staatseigentum. Nach der lex Hiero- 
nica mußten die Bearbeiter des Bodens den Zehnten als Natu⸗ 
ralabgabe leiſten. Rom trat in den Genuß dieſer Rechte und 
bezog allein auf dieſem Wege jährlich etwa 2½ Millionen hl 
Getreide. Das frühere Gebiet Karthagos in Nordafrika lieferte 
jährlich über 3 Millionen hl Getreide. Alle dieſe Erſcheinungen 
trugen dazu bei, den kleinen 1 chen Bauern mehr und mehr 
zu entwurzeln. 

Wo noch vor kurzem 150 freie Bauernfamilien geſeſſen 
hatten, da fand ſich jetzt — ſolche Beiſpiele konnte man mehr⸗ 
fach anführen — ein Großgrundbeſitz von Optimaten (wie man 
die Reichen bald nannte) mit 50 Sklaven. Es iſt bezeich⸗ 


nend, daß die einzige ſchriftſtelleriſche Unternehmung des rö⸗ 


miſchen Senats, von der wir wiſſen, darin beſtand, eine puniſch 
geſchriebene Abhandlung über die mit Sklaven betriebene Plan⸗ 


tagenwirtſchaft ins Lateiniſche überſetzen zu laſſen. Die Folgen 
dieſer Entwicklung zeigten ſich bald. Immer wieder flackerten 


Empörungen der Sklaven auf, die auf beiden Seiten mit der 


wilden Grauſamkeit geführt wurden, die weiß, daß ſie auf Ver⸗ 


ſtehen und Gnade nicht rechnen kann. In Sizilien (135—132) 
trotzten etwa 70 000 Sklaven den römiſchen Herren und ver⸗ 


wandelten die blühende Inſel in eine Stätte des Verderbens. 


Selbſt in Friedenszeiten nahm die Zahl der waffenfähigen 


römiſchen Bürger nicht mehr zu. Sie fiel ſogar von 337 452 
des Jahres 164 auf 317933 des Jahres 136 v. Chr. Die Ge⸗ 


fährdung der nationalen Kraft, die ſich in ſteigender Uppigfeit 
auf der einen, in ſteigender Not auf der anderen Seite und 
dem daraus entſpringenden Sittenverfall auf beiden Seiten zeigte, 
lenkte den Blick der beſten Männer Roms auf ihre ſozialen Quellen. 

Im Freundeskreis des Scipio Aemilianus Afrikanus, des 
Zerſtörers von Karthago, wuchs die Erkenntnis, daß nur eine 


gründliche Bodenreform Heilung bringen könnte. Gajus Lä⸗ 


lius, Scipios beſter Freund, plante als Konſul im Jahre 


140 v. Chr., durch eine neue Vergebung des Gemeindelandes 
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dem römiſchen Bauernſtande zu helfen. Aber er gab bald ſein 


Vorhaben auf, als er den tödlichen Haß erkannte, den die Auf⸗ 


rollung der Bodenfrage bei den Optimaten entfachte. Der 


Senat dankte ihm froh durch den Beinamen der „Weiſe“. Es 
war ein billiger Ruhm, der, an dem Verhängnis des Volkes ge⸗ 


meſſen, durch die Geſchichte in ſein Gegenteil verwandelt wird. 


Wovor der Mann zurückſchreckte, das nahmen zwei Jüng⸗ 
linge auf: Tiberius und Gajus Gracchus. Sie gehörten 
einem der erſten Geſchlechter Roms an. Ihre Mutter war Cor⸗ 
neli a, die Tochter jenes Scipio Afrikanus, der einſt Hannibal 
dongen hatte; ihre Schweſter hatte den jüngeren Scipio 


Afrikanus zum Gemahl. 


Tiberius hatte früh hohen kriegeriſchen Ruhm er⸗ 
rungen. In dem letzten furchtbaren Sturm auf Karthago hatte 
er als erſter die feindliche Mauer erſtiegen. Große Ehren hatte 
er auch in dem langen Krieg um Numantia erworben. Aber 
Kriegsruhm galt dem hochgeſinnten Jüngling wenig. 


Im Jahre 133 v. Chr. erlangte er das Tribunat. Sein 


Vorſchlag forderte das Gemeindeland, das allerdings mehr 
durch Rechtsmangel als durch Rechtsübertretung in Einzelbeſitz 
gekommen war, gegen billige Entſchädigung für Baulichkeiten und 


Pflanzungen für den Staat zurück. Das ſo gewonnene Land ſollte 


in Loſen von 7¼ ha an beſitzloſe Bürger ausgegeben werden. 


Aus dem Schatz von Pergamon, der zu dieſer Zeit dem römi⸗ 
ſchen Volke als Erbteil zufiel, ſollten die neuen Siedler die erſten 
Einrichtungen: Gebäude, Ackergeräte, Vieh, Saatkorn erhalten. 
Um dieſe neuen Heimſtätten dauernd zu wahren, ſollten ſie nicht 
als „freies“ Eigentum, ſondern als unverſchuldbare Erbpachtſtellen 
ausgegeben werden. Tiberius wies warnend auf die Auf⸗ 
ſtände der Sklaven hin; ihre Zahl habe man wegen der Plantagen- 
wirtſchaft ſo groß werden laſſen, daß ſie eine ernſte Gefahr für 
die Herren geworden ſeien. Um die Optimaten willig zu machen, 
nahm er ſogar die Beſtimmung auf, jedem, der Gemeindeland 
in Beſitz genommen habe, davon 125 ha und für jeden Sohn 
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noch 6214 ha, insgeſamt bis zu 250 ha, als unbeſchränktes Eigentum 
zu belaſſen. are 

Aber jedes Entgegenkommen war vergeblich. Die Opti⸗ 
maten im Senat erklärten der Bodenreform den Krieg auf 
Leben und Tod. Trotzdem gelang es dem kühnen Tribunen, 
durch Ausſchluß eines widerſtrebenden Amtsgenoſſen die An⸗ 
nahme ſeiner Vorſchläge herbeizuführen. Als ſeine Amtszeit 
abgelaufen war, rief die neue Wahlhandlung eine große Er⸗ 
regung hervor. Plötzlich wurde im Senat der Ruf laut, Tiberius 
ſtrebe nach der Königswürde. Mit Knütteln und Stuhlbeinen 
bewaffnet ſtürmten die Optimaten in die überraſchte Volksmenge: 
Tiberius und dreihundert ſeiner Anhänger wurden erſchlagen 
und die Leichen in den Tiber geworfen. 

Das Geſetz des Tiberius aber wagte man zunächſt nicht 
anzutaſten. Die Einziehung von Staatsland und ſeine Ausgabe 
in Heimſtätten nahm ihren Anfang. Schon der Konſul des nächſten 
Jahres konnte rühmen, daß unter ihm zuerſt wieder Sklavenherden 
vom Staatslande verbannt und freie Bauern eingeſetzt ſeien. 
Welche nationale Bedeutung die ſoziale Reformarbeit hatte, 
bewies die Zahl der waffenfähigen Bürger, die 125 v. Chr. 
bereits auf 394 736 geſtiegen war — gegen den Tiefſtand des 
Jahres 136 v. Chr. ein Zuwachs von über 76 000! 

Da gelang es den Optimaten, der Teilungsbehörde das 
Recht zu nehmen, ſelbſtändig zu entſcheiden, was Staatsland 
und was Einzeleigentum ſei. Damit war ſie zur Untätigkeit ver⸗ 
dammt, und das Reformwerk geriet ins Stocken. Jetzt trat der 
jüngere Bruder des Tiberius: Gajus Gracchus an die 
Spitze der Volkspartei. 123 v. Chr. wurde er zum erſten 
Male und nach Ablauf ſeiner Amtszeit zum zweiten Male 
zum Tribunen gewählt. Die Optimaten ſahen mit banger Sorge 
auf den kühnen Liebling des Volkes. Aber Volksliebe wechſelt 
ſchnell. Als Gajus vorſchlug, den nächſten Bundesgenoſſen, die 
in allen Kriegen Rom die Treue gehalten hatten, das Bürger⸗ 
recht zu verleihen, um ſo das Staatsweſen auf eine breitere 
Grundlage zu ſtellen, konnte der gegneriſche Konſul erfolgreich 
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die niedrigſten Triebe der Maſſe aufrufen: „Glaubt ihr, daß ihr 


noch denſelben Platz haben werdet bei den Spielen und im Zirkus 


und in den Bürgerverſammlungen, wie jetzt, wenn ihr den La⸗ 
tinern dasſelbe Recht gebt, das ihr jetzt allein habt?“ 


Der Antrag ſcheiterte an dem Einſpruch, dem Veto, des Tri— 
bunen Druſus. In dieſem Manne gewann die Optimatenpartei 
ein brauchbares Werkzeug. Die nun folgende Entwicklung ijt ein⸗ 
Lehrbeiſpiel in der Geſchichte der Nationalökonomie und hat ſich 
in hundert Formen wiederholt bis zu dieſem Tage. Druſus be⸗ 
kämpfte die Reform, indem er jeden ihrer Vorſchläge übertrumpfte. 


Das radikale Schlagwort bewies auch hier ſeine volksfeindliche Ge⸗ 


walt. Gracchus wollte die neuen Landloſe künftiger Speku⸗ 
lation und Verſchuldung entziehen. Sie ſollten deshalb unveräußer⸗ 


lich ſein und zum Zeichen des Staatsobereigentums mit einer 


mäßigen Grundſteuer oder Pacht belegt werden — Druſus ſprach 
gegen jede Beſchränkung des „freien“ Eigentums und für Auf⸗ 
hebung aller Laſten. Um die Anhäufung des Proletariats zu ver⸗ 
meiden, hatte Gajus Gracchus die Anlegung einer Reihe 
von außeritaliſchen Siedelungen durchgeſetzt — Druſus bean⸗ 
tragte, ſofort zwölf Niederlaſſungen von je 3000 Anſiedlerſtellen 
in Italien ſelbſt zu bilden. Natürlich jubelte das Volk dem „wahren 
Volksfreund“ Druſus zu. Als ſich Gajus im Jahre 121 zum 
drittenmal ums Tribunat bewarb, wurde er als unmäßig nicht 
wiedergewählt. 

Jetzt glaubten die Optimaten, die Hand ans Reformwerk 
ſelbſt legen zu können. Der erſte Antrag galt der Aufhebung 
der gracchiſchen Siedlung auf den Trümmern Karthagos. Aus⸗ 
ſchreitungen während dieſer Abſtimmung benutzten fie zur Erre⸗ 
gung eines Straßenkampfes, und Gajus Gracchus ſtieß, um nicht 
in die Hände ſeiner Todfeinde zu fallen, ſich ſelbſt den Dolch 
ins Herz. Die Optimaten wogen den Kopf des gefürchteten Geg- 
ners mit Gold auf. 

Nun, da ſie unbeſtrittene Herren waren, war von den Sied— 
lungsplänen des Druſus keine Rede mehr. Sein Antrag aber, 
die neuen Bauerngüter zu „freiem“ Eigentum zu machen und 
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alle Verſchuldungs⸗ und Veräußerungsverbote aufzuheben, wurde 
mit Freuden durchgeführt. „Sofort“ — berichtet Appian — 
„kauften die Reichen das Land von den Armen auf oder drängten 
ſie unter beliebigen Vorwänden gewaltſam hinaus.“ Schon im 
Jahre 118 v. Chr. wurde die Verteilung von Gemeindeland auch von 
Amtswegeneingeſtellt. Beſitzer, die ſchon einen Anteil erhalten hatten, 
mußten dafür eine jährliche Abgabe leiſten, deren Ertrag dem 
ganzen Volke zugute kommen ſollte. Aber bereits 111 v. Chr. 
wurde auch dieſe Abgabe aufgehoben und das beſetzte Gemeinde⸗ 
land nun auch rechtlich als unbeſchränktes Sondereigentum anerkannt. 

Aber die Optimaten irrten, wenn ſie glaubten, ſich und ihren 
Kindern ihren Reichtum geſichert zu haben. Wo notwendige Re⸗ 
formen niedergetreten werden, erwacht die Revolution. 

Die Kluft zwiſchen den „zwei Nationen“ Roms: den Reichen 
und den Armen erweiterte und vertiefte ſich ſchnell. 

Schon um 100 v. Chr. konnte der Konſul Philippus 
erklären, daß es in ganz Rom nur noch 2000 Familien mit Ver⸗ 
mögen gäbe. Die Sklavenaufſtände wurden immer furchtbarer, 
ſo namentlich in dem gelobten Lande der Latifundien, in Sizi⸗ 
lien. Dort hatte der Großgrundbeſitz auch viele Freie ins Sklaven⸗ 
tum gezwungen. 104 v. Chr. mußte ein „Freiheitsgericht“ in 
800 Prozeſſen gegen die Sklavenbeſitzer entſcheiden. Als aber 
die Reichen lärmend Einſpruch erhoben, wurden die Prozeſſe 
ſchleunigſt eingeſtellt. Ein furchtbarer Aufſtand war die Folge, 
der zwei Jahre lang die Inſel verwüſtete. — 

Der Bauernſohn Marius, der Retter Roms im jugur⸗ 
tiniſchen und kimbriſchen Krieg, der zuerſt auch beſitzloſe Bürger 
ins Heer eingeſtellt hatte, forderte für ſeine Soldaten „Krieger⸗ 
heimſtätten“. 

Da ſchien der Volkspartei ihre Zeit wieder gekommen. Von 
neuem vertrat ſie ihre großen Ziele: Bürgerrecht für die Bundes⸗ 
genoſſen und Bodenreform! Im Jahre 100 v. Chr. wurde ihr 
Führer Saturnin, einer der erſten Redner Roms, Tribun. Seine 
Geſetzvorſchläge wurden angenommen. Um ſie ehrlich durch⸗ 
zuführen, ſetzte Saturnin alles daran, für das Jahr 99 noch ein⸗ 


— 
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: mal das Tribunat zu gewinnen. Es iſt bezeichnend, daß er zu 


ſeinem Mitbewerber einen Freigelaſſenen wählte, der als natür⸗ 


licher Sohn des Tiberius Gracchus galt. Und er hatte die 


Volksſtimmung recht erkannt. Als der angebliche Sohn des 
Gracchus verhaftet wurde, befreite ihn die Menge mit Gewalt, 
trug ihn im Triumph durch die Straßen und wählte ihn zum 
Volkstribunen. In dem Getümmel wurde ein Parteigänger der 
Optimaten erſchlagen. Solche Gewalttat, die entweder unreifer 
Eifer verbitterter Freunde oder die Heimtücke bezahlter Send⸗ 
linge der Gegenpartei zu verrichten pflegt, ſind immer der Sache 
des Fortſchritts verhängnisvoll geworden. Auch jetzt war dieſer 


Totſchlag den Optimaten überaus willkommen. Saturnin und 


der neugewählte Tribun wurden verhaftet. Das Volk duldete es, 


weil es den Prozeß erwartete, ohne den kein römiſcher Bürger 


verurteilt werden durfte. Als das Volk ſich verlaufen hatte, wur⸗ 


den die Ziegel des Rathauſes abgedeckt, und die wutverzerrten 


Geſichter von leidenſchaftlichen Optimaten erſchienen am Dache. 
Der wehrloſe Saturnin und der vermeintliche Sohn des Gracchus 
wurden mit Ziegelſteinen totgeworfen. 

Aber die Gedanken waren nicht untergegangen. Schon 
wenige Jahre ſpäter verband ſich mit Craſſus, dem erſten 
Redner Roms, L. Druſus, der Sohn des Druſus, der durch 
ſein „radikales Schlagwort“ das Werk des Gracchus verdorben 
hatte. Jener Verrat war dem Druſus gut bekommen. Er hatte 
ein ungeheures Vermögen aufhäufen können. 

Im Jahre 93 wurde der jüngere Druſus Volkstribun. Es ge⸗ 
lang ihm, ſeine Reformgeſetze zur Annahme zu bringen; aber als 
Eraſſus in der Aufregung des Kampfes nach einer Rede einem 
Schlaganfall erlegen war, beſchloſſen die Optimaten auch den 
Tod des Druſus. Als er an einem Abend im Flur ſeines Hauſes 


vor der Bildſäule ſeines Vaters, des Gracchus Verräter, ſich von 


ſeinen Freunden verabſchiedete, traf ihn ein tödlicher Dolchſtoß. 
Der Mörder blieb unverfolgt. 

Da die Bundesgenoſſen mit ihm ihre Hoffnung auf eine 
geſetzliche Erfüllung ihrer gerechten Wünſche begraben mußten, 


e 


griffen ſie zur Gewalt. Da offenbarte ſich die ganze Fäulnis des 
Staates. In den ſchweren Zeiten des Kampfes mit Hannibal, 
hatte man 10 Jahre durch Steueropfer ausgehalten, ehe man 
den Staatsſchatz angriff; jetzt war man ſo ſteuerſcheu, daß man 
{chon im zweiten Jahre nicht nur Staats- und Tempelſchätze an⸗ 
griff, ſondern auch das wertvolle Gemeindegrundeigentum an 
glückliche „Kriegsgewinnler“ verſteigerte. Und der Erfolg? Nach⸗ 
dem 100 000 römiſche Bürger und 300 000 Italiker das Leben 
verloren hatten, und weite Teile Italiens in eine Wüſte ver⸗ 
wandelt waren, mußte Rom das tun, was es freiwillig zur rechten 
Zeit zu tun verweigert hatte (88 v. Chr.). Bald brachen die furcht⸗ 
baren Bürgerkriege zwiſchen Marius und Sulla aus, bei 
denen viele reiche Familien ausgerottet wurden. Der Führer 
der Optimaten, Sulla, verſuchte eine gewiſſe Schutzgrenze zu 
ſchaffen, indem er die Namen der dem Tode Geweihten auf 
öffentlichen Tafeln verzeichnen ließ (Proſkriptionsliſten). Auf 
ihnen ſtanden 4700 Namen, darunter 100 Senatoren, 2000 Ritter. 
Für „Revolutionsgewinnler“ war gute Zeit. Ihr ſchlaueſter, 
Craſſus, vereinigte durch den Erwerb der Güter der Ge⸗ 
ächteten einen Reichtum in ſeiner Hand, wie er bis dan uner⸗ 
hört war (170 Millionen ). 

Sul la konnte alles wagen, weil er ? einen Kriegern 120 000 
geſicherte Heimſtätten zuwies. Die Optimaten, zu deren Gun⸗ 
ſten Sulla die Verfaſſung änderte, verteidigten ſpäter alle ſeine 
Einrichtungen — die Unverkäuflichkeit der Landloſe aber hoben 
ſie ſofort nach dem Tode des Diktators auf (78 v. Chr.). 

Auf das bedrohliche Wachſen der Sklavenzahl hatten ſchon 
die Gracchen warnend hingewieſen. Jetzt war ihre Zahl verviel⸗ 
facht und ihr Los weſentlich verſchlechtert. Das durch Reichtum 
und Armut entartete Volk fand immer mehr Gefallen an den 
Menſchenſchlächtereien im Zirkus, den Gladiatorenkämpfen. Aus 
einer Fechterſchule in Capua brach 73 v. Chr. der Thrakier Spar⸗ 
takus aus und rief die Sklaven zur Freiheit. Mehr als 70 000 
folgten ſeinem Ruf. Er erkämpfte den freien Durchgang nach 
dem Norden. Aber die Sklaven wollten nicht Freiheit, ſondern 


inal . D 


lactals Ay, Cs 


Beute, und fo zwangen ſie den Führer zu einem Räuberleben 


in Italien, in dem er nichts mehr erhoffen durfte als einen ehr⸗ 


lichen Kriegertod, den er mit den Beſten der Seinen auch im 
Jahre 71 fand. An der Landſtraße von Capua bis Rom aber 
wurden 6000 Kreuze aufgerichtet, an denen man gefangene 
Sklaven verbluten ließ. 


In Rom ſelbſt wuchs das Maſſenelend i immer mehr. Freie 
Männer verkauften ſich, um nicht zu verhungern, ſelbſt an Gla⸗ 
diatorenſchulen durch Verträge, die ſie verpflichteten, ſich „un⸗ 
weigerlich feſſeln, peitſchen, brennen oder töten zu laſſen, wie 
die Vorſchriften der Anſtalt es verlangten würden“. In dieſer 
Lage wird der erſte Redner Roms, Cicero, der Vertreter 
der „durch Beſitz und Bildung maßgebenden Kreiſe“, obwohl er 
klarer als viele ſieht, wie innerlich verfault dieſe Schichten ſind, 
daß vielen Optimaten die Erhaltung ihrer Fiſchteiche mehr wert 


iſt, als die Erhaltung des Staates. 


Zweimal gelingt es Ciceros Beredſamkeit, die Sache der 


Reichen zu retten. Im Jahre 64 wird er als „neuer Mann“ 


(homo novus) Konſul im ſiegreichen Wettbewerb mit dem vor- 
nehmen Catilina, den die Optimaten fürchteten, weil er 
ſehr weitgehende ſoziale Forderungen rückſichtslos zu vertreten 


entſchloſſen ſchien. Ciceros erſte Rede galt der Bekämpfung eines 


Bodenreformantrags des Volkstribunen Rullus, der von 
Cäſar unterſtützt wurde. Der große Redner tat es mit erbärm⸗ 
lichen Mitteln. Er verdächtigte den Tribunen, er wolle nur ſeinen 
Schwiegervater bereichern. Er rief die Triebe des engſten Spieß— 
bürgertums auf: 


Bürger, wenn ihr mich höven wollt, ſo haltet feſt, was ihr 
habt: die Gnadengeſchenke der Vornehmen, das ungebundene 
Leben, euer Stimmrecht, euer Anſehen, den Anblick der Stadt, 
des Forums, der Spiele, der Feſte und was es ſonſt noch hier 
Schönes gibt. Ihr werdet doch nicht dieſes alles aufgeben 
und, anſtatt euch im Glanze des Staates zu ſonnen, euch von 
Rullus in das dürre Oedland von Sipontum oder in das ver— 
ſumpfte Fiebergebiet der Salapiner führen laſſen wollen. 


Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 4 


3 


Als nach dem Scheitern des Reformvorſchlags des Rullus 
immer mehr Elende den verzweifelten Plänen des Catilina ſich 
zuwenden, drängt er dieſen zur offenen Schilderhebung. Cati⸗ 
lina fällt an der Spitze ſeiner Anhänger (62). Ein zutreffendes 
Urteil über ihn iſt nicht möglich. „Beſiegte haben keine Geſchichte.“ 

Die Optimaten, die vor dem Bodengeſetz des Rullus und 
der Verſchwörung des Catilina gezittert hatten, begrüßten Cicero 
als „Vater des Vaterlandes“. Jetzt konnte ſich Cicero auch ein 
vornehmes Haus kaufen. Er ſchreibt darüber im Dezember 62 
v. Chr.: 

Der ich den Kapitaliſten ihre bedrohten Kaſſen gerettet, 
habe dank meiner Taten den Vorteil, daß mein Name gystens 

Kredit hat. . 

An die Spitze der Volkspartei aber tritt Cäſar, der im 
Jahre 59 v. Chr. Konſul wird. Seine erſte Maßnahme war die 
Errichtung von 20 000 Heimſtätten. Zuerſt ſollten Krieger und 
ſolche Familienväter, die mehr als drei Kinder hatten, berück⸗ 
ſichtigt werden. Damit jeder Mißbrauch verhindert würde, ſollte 
beim Erwerb des Heimſtättenlandes vom Großgrundbeſitz die 
letzte Steuereinſchätzung den Wert beſtimmen. Zwanzig 
Jahre lang ſollten die Heimſtätter ihren Beſitz nicht verkaufen 
dürfen. Cäſar hoffte, daß in dieſer Zeit die Einwurzelung ſo feſt 
werden würde, daß ein leichtfertiges Aufgeben ausgeſchloſſen 
wäre. In den Bürgerkriegen haben dieſe Heimſtätter Cäſar die 
Treue gehalten, während die Großgrundbeſitzer mit Erbitterung 
gegen Cäſar für Pompejus kämpften. 

Ein Parteigänger des Pompejus, Domitius Aheno⸗ 
barbus, konnte ſeinen 15 000 Kriegern verſprechen, aus ſeinen 
Privatbeſitzungen jedem einzelnen 1 ba zu ſchenken, wenn ſie 
ihm Treue hielten! Und es war zweifellos auch der Haß der 
Latifundienbeſitzer, der die Dolche führte, denen Cäſar am 
15. März 44 zum Opfer fiel. 

In den Bürgerkriegen, welche die Erben Cäſars zum Siege 
führten, war Cicero eines der erſten Opfer. 


6. Proletariat und Staatsſozialismus. 

3 war ſeit dem Untergang der Gracchen gerade ein Jahr⸗ 

hundert verfloſſen, ein Jahrhundert voll Blut und Zerſtörung, 
bis die Schlacht bei Actium (37 v. Chr.) den Großneffen Cäſars, 
Octavian (Auguſtus), zum Alleinherrſcher des Weltreichs 
machte. Cäſar hat im ganzen etwa 80 000 Wirtſchaftsheim⸗ 
ſtätten geſchaffen; Auguſtus gibt die Zahl ſeiner bis zum 
Jahr 29 n. Chr. angeſiedelten Veteranen auf 120 000 an. Nerva 
(96—98 n. Chr.) kaufte in Italien für 13 Millionen „ Land, 
um auf ihm Heimſtätten anzulegen. 

Insgeſamt kann man die Zahl der von Sulla bis Nerva 
neugeſchaffenen Siedlungsſtellen auf 500 000 ſchätzen. Rechnet 
man die Familie zu 4 Perſonen, ſo würde das eine Seßhaftmachung 
von 2 Millionen Menſchen bedeuten. Ein ſolches Siedlungswerk 
mußte unter allen Umſtänden ſegensreiche Wirkungen ausüben 
und hat dem römiſchen Reich Jahrhunderte ſeines Beſtandes 
geſichert. Aber die Schaffung eines neuen Bodenrechts, das 
die Aufſaugung dieſer neuen Stellen verhinderte, gelang auf 
die Dauer doch nicht. Das Urteil des großen Naturforſchers 
Plinius des Alteren (23—79 n. Chr.) in ſeiner Na- 
turalis historia (XVIII, 35) behielt ſeine furchtbare Be⸗ 
deutung: 

Der Großgrundbeſitz iſt das Verderben Italiens, ja auch 
ſchon der Provinzen geworden. 


Zum Beweis dafür erwähnt er die Tatſache, daß die 
Hälfte der reichen Provinz Afrika nur noch ſechs Leuten gehöre. 
Als Nero (54—68 n. Chr.) dies erfuhr, ließ er dieſe ſechs Groß— 
grundbeſitzer ſofort hinrichten — ein bequemer Weg zur Erhöhung 
der Staatseinnahmen. 

Wie von den Beſten ihrer Zeit dieſe Entwurzelung des Volkes 
empfunden wurde, zeigt z. B. der Dichter Horaz (65—8 v. 
Chr.) in ſeinen Oden (II, 18): 

Habſucht nimmerſatt 
Verrückt den Markſtein jedes nahen Ackers. 
Und du überſchreiteſt überall 
45 
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Des Schützlings Grenzrain: Ausgeſtoßen wandern 
Weib und Mann: im Schoße tragend 
Der Väter Hausrat und die armen Kinder. 


Von dem Rhetor Seneca (geft. 38 n. Chr.), dem Vater 
des Philoſophen, haben wir die Klagerede eines Häuslers gegen 
den reichen Gutsnachbar, der ihm, aus Arger über den verweiger⸗ 
ten Verkauf einer ihm läſtigen Platane am Haus des Armen, 
Baum und Haus in Brand geſteckt hat. Poehlmann gibt ſie in 
ſeiner „Geſchichte des Sozialismus in der antiken Welt“ ſo wieder: 


Du ſagſt: „Der Baum hindert mir den Ausblick.“ Aber 
können wir irgendwo gehen, ohne daß uns die Haufen eurer 
Sklaven den Weg verſperren? — Nehmen uns nicht die zu 
ungeheurer Höhe erhobenen Mauern eurer Häuſer das Licht 
weg? Werden wir nicht durch die koloſſale Ausdehnung eurer 
Paläſte, die ſich wie Städte im kleinen ausnehmen, faſt aus 
der Oeffentlichkeit verdrängt? — Damit eure Villen, nach allen 
Himmelsrichtungen freiliegend, im Winter die Wärme des 
Sommers, im Sommer Kühle gewähren, und der Wechſel der 
Jahreszeiten ſpurlos an ihnen vorübergeht, damit ihr auf 
ihren höchſten Dachfirſten Haine und ſchiffbare Teiche nach⸗ 
äffen könnt, ſieht man jetzt einſame Arbeitszwinger auf Flu⸗ 
ren, die früher ein Volk bebaute! f a 


Ebenſo die Klage eines anderen Kleinbauern: 


Ich bin nicht von Anfang an der Nachbar eines reichen 
Mannes. Rings um mich ſaßen auf zahlreichen Höfen gleich⸗ 
begüterte Beſitzer, die in nachbarlicher Eintracht ihren beſchei⸗ 
denen Beſitz bebauten. Wie anders jetzt! Das Land, das einſt 
alle dieſe Bürger nährte, iſt jetzt eine einzige große Pflanzung, 
die einem einzigen Reichen gehört. Sein Gut hat ſeine Gren⸗ 
zen nach allen Seiten hinausgerückt; die Bauernhöfe, die es 
verſchlungen, ſind dem Erdboden gleichgemacht, zerſtört die 
Heiligtümer der Väter. Die alten Eigentümer haben Abſchied 
vom Schutzgott des Vaterhauſes nehmen und mit Weib und 
Kind in die Ferne ziehen müſſen! Einförmige Ode herrſcht 
über der weiten Fläche. Überall ſchließt mich der Reichtum 
wie mit einer Mauer ein, hier der Garten des Reichen, dort 
ſeine Felder, hier ſeine Weinberge, dort ſeine Wälder und 
Triften! 


me be 


Cine Haupturſache jener verhängnisvollen Entwicklung lag 


im Steuerweſen. Das ſtehende Heer (ſeit Auguſtus etwa 250 000 
Mann), die Flotte, der kaiſerliche Hofhalt uſw. erforderten große 


Summen. Auguſtus ſchlug eine Erbſchaftſteuer von 5 % mit 


Freilaſſung der nächſten Blutsverwandten vor. Als der Senat 


widerſprach, überließ der Kaiſer ihm den Vorſchlag eines ge⸗ 
nehmeren Erſatzes. Der Senat aber konnte ſich über keine Steuer 
einigen, und als der Kaiſer endlich die Wahl ſtellte: eine allge⸗ 
meine Grundſteuer oder eine Erbſchaftſteuer? wurde bald die 
Erbſchaftsſteuer gewählt. 

Der Boden Italiens blieb von jeder unmittelbaren Be⸗ 


ſteuerung frei. In den Provinzen dagegen galt der Boden als 


Eigentum des römiſchen Volkes, als des Eroberers. Er blieb in der 
Hauptſache in der Benutzung der bisherigen Eigentümer, die aber 
nun für ihn abgabepflichtig wurden. Die wichtigſte Bodenſteuer 
war das ſogenannte Stipendium oder Provinzialtributum. Dieſe 
Grundſteuer wurde unabhängig vom Bodenertrag erhoben, gleich 
einer Reallaſt. Sie blieb daher auch dann beſtehen, wenn die Grund⸗ 
ſtücke in den Beſitz römiſcher Bürger übergingen. Die berühmte 
Schätzung des Kaiſers Auguſtus bei Chriſti Geburt diente in 


erſter Reihe einer gerechten Verteilung der Bodenſteuern. 


Dieſer Unterſchied in der ſteuerlichen Behandlung des Bodens 
war der Hauptgrund für die merkwürdige Tatſache, daß in der 
Kaiſerzeit das fruchtbare Italien verödete, während die Provinzen 
wirtſchaftlich blühten. Würde auch der italiſche Boden Abgaben zu 
tragen gehabt haben, ſo wäre die Aufrechterhaltung eines über⸗ 
triebenen Großgrundbeſitzes nicht möglich geweſen, deſſen Ertrag 
ſinken mußte in demſelben Maße, in dem die Zufuhr billiger Sklaven⸗ 
kräfte aus den Kreiſen der Kriegsgefangenen durch die Friedens 


zeit eingeſchränkt wurde. Acker, die im Beſitz freier Bauern das 


fünfzehnfache Korn ergeben hatten, ergaben jetzt bei ungenügender 
Sklavenarbeit nur noch das fünffache. Es wurde für den Groß— 
grundbeſitz einträglicher, den Kornbau ganz aufzugeben und neben 
ausgedehnter Weidewirtſchaft Wein und Ol zu bauen. Dadurch 
trat er in einen ſcharfen Wettkampf mit Gallien, 
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das eine verhältnismäßig hochſtehende Bodenbearbeitung auf⸗ 
wies. Hier waren Grundbeſitzverhältniſſe wie in Italien un⸗ 
möglich, weil Gallien 40 Millionen Seſterzien Steuern, zum 
größten Teil vom Boden, aufbringen mußte. Der ſteuerfreie 
und deshalb in unrentablen Rieſengütern zuſammengeballte 
italiſche Boden konnte damit natürlich nicht konkurrieren. Da 
ſollte politiſche Macht wirtſchaftliche Torheit gut machen. Kaiſer 
Domitian (81—96 n. Chr.) ließ in Gallien die Hälfte aller 
Weinſtöcke ausreißen, um ſo den italiſchen Großgrundbeſitzern 
den läſtigen Wettbewerb vom Halſe zu ſchaffen. Dieſer Zuſtand 
dauerte faſt 200 Jahre. Erſt Kaiſer Probus (276—282 n. Chr.) 
gab den galliſchen Weinbau wieder frei. — 

Die Nachkommen der ſtolzen römiſchen Bauern füllten jetzt als 
Proletarier die Straßen der Hauptſtadt. Über die Zahl ihrer Be⸗ 
wohner ſchwanken die Schätzungen zwiſchen 800 000 und 2000 000. 
Die Wohnungsverhältniſſe waren die traurigſten; 
der ſtädtiſche Wohnboden war eben auch ein Ausbeutungsgegen⸗ 
ſtand geworden, und namentlich die durch das Vertrauen des 
Volkes zu den höchſten Amtern Berufenen ſcheinen, natürlich durch 
Strohmänner — meiſt Freigelaſſene — die Bodenſpekulation 
mit Vorliebe betrieben zu haben. 

Wie hoch die Bodenpreiſe waren, zeigt der Umſtand, daß z. B. 
der Bauplatz für das von Cäſar errichtete Forum romanum auf 
etwa 2000 % für einen Geviertmeter, im Ganzen auf etwa 
21 Millionen „ zu ſtehen kam. Ein Garten des Craſſus hatte 
einen Wert von 500 000 . Als Cicero 58 v. Chr. in die Ver⸗ 
bannung ging, wurden ſeine Beſitzungen in Rom zerſtört. Nach 
ſeiner Rückberufung im Jahre 57 wurden ihm die dadurch ent⸗ 
ſtandenen Verluſte erſetzt. Sein Haus auf dem Palatin, das er von 
Craſſus für 3½ Millionen Seſterzien (etwa 620 000 ) gekauft 
hatte, wurde ihm nach dem Ausſpruch von Sachverſtändigen 
mit 2 Millionen Seſterzien entſchädigt. Auf die reine Bau⸗ 
ſtelle entfiel alſo ein Wert von 1½ Millionen Seſterzien. 
Ciceros Beſitzungen in Tusculum wurden zu 500 000, die in 
Formiä zu 250000 Seſterzien geſchätzt. Das war ihm zu niedrig, 


und er verſicherte ſeinem Freunde Attikus in einem Briefe 
(IV. 2, 5): „Dieſe Schätzung wird nicht nur von den beſſeren 


Leuten, ſondern auch vom gewöhnlichen Volke getadelt.“ Auch 
über die Mieten erfahren wir einiges in Ciceros Briefen. Er 


ſchreibt an Attikus im Jahre 44 (XVI, 1), daß er aus den zur 
Mitgift ſeiner Gattin gehörenden Miethäuſern in den „plebe— 
jiſchen Vierteln“ eine jährliche Rente von 18000 beziehe. 

Eine übermäßig dichte Bebauung erhöhte die Bodenpreiſe und 
verſchärfte das Wohnungselend. Kaiſer Au guſtus erließ eine 
Beſtimmung, nach der die Vorderhäuſer nur noch 21 Meter hoch 
gebaut werden durften, auch noch eine außerordentliche Höhe für 
Straßen, die in der Regel kaum 5—7 Meter breit waren. 

Ein früherer ägyptiſcher König, Ptolemäus Philometor, mußte 
ſich wegen der Höhe des Mietpreiſes mit einer ärmlichen Wohnung 
in einem hochgelegenen Stockwerke begnügen (Diodor XXXI, 18). 

Der Dichter Martial (40—102 n. Chr.) erzählt, daß ein 
armer Schlucker 200 Stufen zu ſeiner Kammer hinaufzuſteigen 
hatte. Die Kammern ſelbſt waren in der Regel fenſterloſe Schlaf— 
ſtellen, ſo niedrig, daß man ſich bücken mußte, um einzutreten. 
Nach Martial bildeten oft „ein Krug, eine Matte, eine Wanze, 
ein Haufen Stroh, ein Bettgeſtell“ den einzigen Hausrat und nur 
eine kurze Toga den Schutz gegen Kälte. 

Für die ſpätere römiſche Kaiſerzeit wird die Zahl der Prunk— 
häuſer der Vornehmen auf 1794, die Zahl der Mietkaſernen auf 
46 602 angegeben. Dieſe ſelbſt zu verwalten, waren in der Regel 
die Vornehmen zu vornehm. Sie vermieteten fie an Mittels⸗ 
perſonen, die durch ſchärfſte Erhöhung der Mieten möglichſt 
hohen Zwiſchengewinn herauszuſchlagen ſuchten. 

Am 1. Juli, dem Haupttage des Wohnungswechſels, ſah man 
oft viele obdachloſe Familien verzweifelt einherziehen, deren 
wertvollſte Habe für rückſtändige Miete zurückbehalten worden war. 
Wie hoch dieſe war, zeigt ein Wort von Juvenal (60—140 
n. Chr.), nach dem man Haus und Garten in Fruſino oder Sora 
Fabrateria für dasſelbe Geld kaufen konnte, das man in Rom als 
Jahresmiete für eine finſtere Wohnung ausgeben mußte. Die 
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Häuſer wurden ſo ſchlecht gebaut, daß Catull (um 65 v. Chr.) 
hohnvoll das Glück der wohnungsloſen Bettler preiſen kann, die 
wenigſtens nicht zu fürchten brauchen, daß ſie von einſtürzenden 
Häuſern erſchlagen oder in ihnen ein Raub der Flammen werden. 
Anſteckende Krankheiten rafften Zehntauſende dahin. Bei der 
Seuche des Jahres 79 n. Chr. wurden an manchen Tagen 10 000 
Todesfälle in die Bücher der Todesgöttin eingetragen. 

Dieſes Wohnungselend des „freien“ römiſchen Bürgers ſpielte 
auch in der Politik eine Rolle. Schon 47 v. Chr. kam es zu förm⸗ 
lichen Straßen-Kämpfen, als der Volkstribun Dolabella 
beantragte, alle Mieten für ein Jahr zu erlaſſen. © aj a x ſteigerte 
ſeine Volksbeliebtheit außerordentlich, als er einmal alle Jahres⸗ 
Mieten bis zu 435 / erließ. Auch der nachmalige Kaiſer Wu g u - 
ſtus hat ſich auf ſeinem Wege zur Macht dieſes Mittels bedient. 

Aber ſolche Maßnahmen konnten ebenſowenig eine organiſche 
Löſung der Wohnungsfrage bringen, wie die Getreideſpenden 
die Ernährungsfrage befriedigend zu löſen vermochten. 

Bereits Tiberius Gracchus hatte ein Korn⸗ 
geſetz durchgebracht, das den Staat verpflichtete, „empfangs⸗ 
berechtigten“ Bürgern zu einem feſten Preis von 6½ Aß (= 60 
Pfennig) für den Modius (= 8,75 J) monatlich 5 Scheffel (= 
43,75 1) Getreide zu geben. Gracchus wollte damit den Anteil 
des Volkes an den reichen Domänen des Staates ſichern und 
zugleich die Wahlbeſtechungen unmöglich machen, die die Opti- 
maten durch Korngaben auszuüben pflegten. Natürlich durfte 
und mußte ein Volksfreund wie Gracchus dieſe Maßnahmen 
nur für vorübergehend halten, eben bis die Heimſtätten⸗ 
bildung im großen ſie überflüſſig machen würde. Als man ſein 
großes Reformwerk zerſtörte, mußte dieſes Mittel ſich zum Un⸗ 
heil wenden. Demagogen machten ſich leicht beliebt, indem ſie 
die Unentgeltlichkeit der Korngaben forderten. Cäſar hat 
320 000 „empfangsberechtigte“ Bürger vorgefunden. Er hat ihre 
Zahl auf 150 000, Auguſtus auf 200 000 feſtgeſetzt. Ihre 
Verſorgung koſtete dem Staat jährlich etwa 19 Millionen . 
Jeder empfangsberechtigte Bürger erhielt eine Art „Lebens⸗ 
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mittelſchein“, eine Bronzemarke, und bei der jedesmaligen Ab⸗ 
holung eine Marke aus Blei („Brotmarke“). Unter Kaiſer Sep⸗ 
timus Severus (193-211) kam zu der Kornverteilung auch 
die Verteilung von Ol („Fettkarte“). Unter Kaiſer Aurelian 
(270275) wurde nach ſozialen Unruhen, die von den Münz⸗ 
arbeitern ausgingen und bei denen in Straßenkämpfen 7000 
Krieger den Tod fanden, die Kornverteilung durch eine ſolche von 
Brot erſetzt. Um 300 n. Chr. finden ſich in Rom 254 ſtaatliche 
Bäckereien und 2300 Stellen für ſtaatliche Olverteilung. Alle 
dieſe Maßnahmen hatten naturgemäß zugleich die Wirkung, die 
Abwanderung der Bauern vom Lande künſtlich zu ſteigern; denn 
jeder hoffte, einmal in die Liſte der „empfangsberechtigten“ 
Bürger aufgenommen zu werden. Dauernde Hilfe verhieß die 
Reform des Kaiſers Pertinax. Er beſtimmte, daß jeder unbe⸗ 
baute Boden koſtenfrei in deſſen Beſitz übergehe, der ihn bebaue, 
und begabte ſolches Land mit 10jähriger Steuerfreiheit. Aber 
ein Kaiſer, der das forderte, wurde nach wenigen Monaten auf 
Anſtiften italiſcher Gardeoffiziere ermordet. — 
Dem wurzellos gewordenen Volk wurde für „Brot und 
Spiele“ alles feil. Brot erhielt es durch die Getreideſpenden. Für 
glänzende Spiele aller Art mit freiem Zutritt mußte 
jeder Machthaber ſorgen, der die Gunſt des Volkes erringen 
oder bewahren wollte. Der große Zirkus umfaßte nach der Er⸗ 
weiterung durch Nero 250 000 Plätze. Dazu kamen reiche und 
oft prunkvolle Badegelegenheiten, die zu niedrigen Preiſen 
jedem offenſtanden. Im 3. und 4. Jahrhundert n. Chr. wurden 
856 Bäder und 1352 Waſſerbecken mit Röhrenbrunnen gezählt. 
Aus derſelben Zeit kennt man öffentliche Arzte. Für jeden der 
14 Stadtteile Roms war je ein öffentlicher Geſundheitspfleger 
beſtellt, die nach dem Vorgang der Hofärzte in Antiochien archia⸗ 
troi (mittelhd. = arzat, daher Arzt) genannt wurden. Dieſe 
Arzte ſcheinen ſich allerdings nicht immer dem armen Volk des 
Bezirks gewidmet zu haben. Kaiſerliche Verordnungen mußten 
ihnen einſchärfen, „lieber in rechtſchaffener Weiſe den Armen 
zu Hilfe zu kommen, als ſchmählich den Reichen zu dienen“. 
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Das „Honorar“, das zunächſt als Ehrenſold gedacht war, 
verlockte mehr zur Behandlung der wohlhabenden Leute. Auch 
den angeſtellten Arzten war erlaubt „anzunehmen, was ihnen 
die Geſunden für ihre Dienſte anbieten, aber nicht, was ihnen die 
Kranken in der Gefahr für ihre Rettung verſprechen“. — Offent⸗ 
liche Büchereien waren meiſt mit Tempeln verbunden. Die des 
Auguſtustempels ſoll 40 000 Bücherrollen enthalten haben. 

Auch in vielen Städten unſerer Zeit wagt man nicht den 
Kampf gegen das Wohnungselend, weil man die einflußreichen 
Bodenſpekulanten fürchtet. Auch hier beruhigt man ſein Ge⸗ 
wiſſen mit Aſylen, Ledigenheimen uſw. und mit öffentlichen 
„Muſteranlagen“ auf dem Gebiet der Bäder, Büchereien, ärzt⸗ 
licher Fürſorge aller Art — Einrichtungen, die wohl die Folgen 
des Wohnungselends hier und da mildern, aber eine befriedigende 
Löſung nie erſetzen können. — ! 

Die Sklavenwirtſchaft, die den freien Bauern vernichtet 
hatte, ließ eine Wertung ehrlicher Arbeit auch in der Stadt nicht 
aufkommen. „Alle Handwerker“, erklärt Cicero, „befaſſen 
ſich mit einer verächtlichen Kunſt; etwas Edles wird keine Werkſtätte 
brauchen.“ Und ſelbſt das Künſtlertum galt in dieſem Sinne als 
verächtlich. Plutarch hält es für ſelbſtverſtändlich: 

Kein anſtändiger junger Menſch, der den Zeus in 

Piſa oder die Hera in Argos ſieht, wird ſich deshalb wünſchen, 

ein Phidias oder Apelles zu ſein; denn, wenn uns 

ein Werk angenehm und gefällig iſt, braucht darum doch noch 
keineswegs ſein Schöpfer unſere Nacheiferung zu verdienen. 


Der zum großen Teil arbeitslos aus hohen Bodenpreiſen 
und Mieten entſpringende Reichtum ſetzte ſich in eine üppige 
Lebensweiſe um, die wirtſchaftlich und ſittlich gleich verderblich 
wurde. Nach Indien floſſen für koſtbare Gewürze, Perlen und 
Edelſteine jährlich etwa 80 Millionen Seſterzien (etwa 16 Mil⸗ 
lionen /) Gold, nach China für Seide, deren Wert ihrem Ge- 
wicht in Gold gleichgeſchätzt wurde, jährlich etwa 20 Millionen 
Seſterzien. Für die Sittlichkeit wurde die Einfuhr von Seide 
am verderblichſten; denn dieſe wurde dem römiſchen Geſchmack 
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entſprechend in Damaskus und Gaza mit einem Einſchlag von 
Leinen, Baumwolle u. dergl. zu leichten, durchſichtigen Gewän⸗ 
dein verwebt (Damaſt, Gaze), die den ade mehr zeigten, 
als verhüllten. 

Die ſtaatsbürgerlichen Rechte waren ch dem Vermögen 
abgeſtuft. Zu den vornehmen, einflußreichen „Rittern“ zählte 
nur, wer ein Vermögen von 400 000 Seſterzien aufwies. Ho⸗ 
raz hat in Rückſicht darauf in der Satire des 1. Buches das 
Jagen der Römer nach Geld ſo gegeißelt: ; 

O Mitbürger, nach Geld, nach Geld nur trachtet am erſten: 

Tugend, ſie kommt erſt nach! — So lehrt man von einem zum 

andern 

Ende der Stadt, ſo leiert Jugend und Alter im Chor nach. 

Sitten beſitzeſt du, Geiſt, haſt redliches Herz und Beredheit — 

Aber es fehlen zu Vierhunderttauſend dir einige Tauſend: 

Alſo zählſt du zum Pack! 


Die Zuſammenfaſſung der römiſchen Staatsmacht in den 
Händen der Cäſaren hatte auch volkswirtſchaftlich weittragende 
Folgen. Der Kaiſer mußte, wenn er überhaupt das Reich erhalten 
wollte, der Plutokratie gewiſſe Grenzen ſetzen und ein gewiſſes 
Maß von Sozialreform treiben. Die tüchtigſten Kaiſer haben in 
ihrer Weiſe großartige Verſuche gemacht, durch ſtaatsſozialiſtiſche 
Eingriffe, namentlich durch Bildung von Zwangsberufsgenoſſen— 
ſchaften, die Volkswirtſchaft zu „regeln“. Da das „ſouveräne“ 
Volk von Rom zuerſt nach Brot ſchrie, fo wurden zunächſt die Ge- 
treideſchiffer zwangsweiſe organiſiert. Die Mitglieder waren auf 
Lebenszeit an die Genoſſenſchaft gebunden und durften niemals 
einer anderen beitreten. Im Laufe der Zeit wurden dann auch 
die Fleiſcher, die Wein⸗, Holz⸗ und Kohlenhändler in Zwangsbe⸗ 
rufsgenoſſenſchaften vereint. 

Wohnungsnot und Maſſenelend auf der einen, übertriebene 
Genußſucht auf der anderen Seite führten zum Verfall des 
Familienlebens. Die Bezeichnung „Proletarius“ (gleich Kinder— 
erzeuger), einſt ein Ehrenname für jeden Römer, wurde jetzt ein 
Ausdruck herablaſſenden Mitleids oder bitterer Verachtung für 
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den Mann der unteren Klaſſen. Der Geburtenrückgang wurde jo 
drohend, daß Auguſtus und ſeine Nachfolger mannigfaltige 
geſetzgeberiſche Maßnahmen dagegen verſuchten. Die Normal⸗ 
zahl der Kinder wurde, je nach den Aufwendungen für Wohnungs⸗ 
und Lebensbedürfniſſe, für Rom auf drei, für Italien auf vier, für die 
Provinzen auf fünf feſtgeſetzt. Den beſoldeten Beamten wurde 
für jedes Kind eine Zulage bewilligt. Ebenſo brachte jedes 
Kind einen erheblichen Steuernachlaß. War in einem Teſtament 
ein Junggeſelle bedacht, ſo ſollte er nichts, war ein kinderloſes 
Ehepaar bedacht, ſo ſollte dieſes nur die Hälfte des Erbes erhalten; 
der Reſt fiel an den Staat. 

Alle dieſe Mittel gegen den Gebirrtentshtgnns blieben, wie 
noch ſtets, in der Hauptſache wirkungslos. Die Vorausſetzung für 
eine natürliche Entfaltung des Familienlebens, die geſicherte 
Heimſtätte, iſt eben auf die Dauer durch kein anderes Mittel zu 
erſetzen. So mußte auch die Kinder⸗Fürſorge ſcheitern, die 
unter den ſtaats⸗ſo zialiſtiſchen Verſuchen dieſer Art eine beſondere 
Erwähnung verdient, und die unter Nerva und Trajan 
beſonders gepflegt wurde. Vertrauensleute mußten in 
einzelnen italiſchen Gemeinden ſtaatliche Geldſummen auf 
Grundſtücke, meiſt zu 5%, ausleihen. Von den Zinſen ſollten die 
Gemeinden an Knaben und Mädchen bis zum 18. bzw. 14. Jahre 
monatlich eine Getreidemenge verabreichen. Für Veleja be⸗ 
trugen z. B. zwei derartige kaiſerliche Zuwendungen 280 000 &. 
Aus den Zinſen ſollten 245 eheliche Knaben monatlich für je 
3,52 K, 34 eheliche Mädchen monatlich für je 2,64 „, ein un- 
ehelicher Knabe für 2,64 , ein uneheliches Mädchen für 2,20 
Getreide erhalten. Derartige Stiftungen kann man bis zum Ende 
des 3. Jahrhunderts verfolgen. 

Schon Marcus Aurelius (161—180) konnte im ganzen 
Reiche kaum noch 30 000 römiſche Krieger aufbringen. 
Das Weltreich mußte ſich zur Werbung von „Fremden⸗ 
legionen“, meiſt Germanen, verſtehen: das ſicherſte Zeichen be⸗ 
ginnenden Niedergangs. Endlich verlegte Konſtantin (306—337) 
die Hauptſtadt des Reiches von Rom nach dem Oſten, auf den die 
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Römer der großen Zeit ſo verächtlich herabgeſehen hatten, der aber 
doch zuletzt emporkam, weil er der Broterzeuger blieb, und weil auf 
die Dauer immer der ſiegen muß, der des Lebens Notwendig⸗ 
keiten beherrſcht. Bei der Nähe der Kornkammern des Reiches 


konnte Kaiſer Konſtantin jedem, der in der neuen Hauptſtadt 


Byzanz (bald nach ihm Konſtantinopel genannt) ein Haus baute, 
einen Anteil an den ſtaatlichen Getreideſpenden verſprechen. Dadurch 
wurden viele verarmte Römer in die neue Stadt am Goldenen Horn 
gezogen, denen nach und nach auch vornehme Familien folgten. 

Den ſtaatsrechtlichen und wirtſchaftlichen Charakter hat 
aber nicht Konſtantin dem abſterbenden Römerreiche gegeben, 
ſondern ſein Vorgänger Diokletian. Dieſer hat nach langen 
Wirren das Reich neu geordnet und zwar als ſtaatsſozialiſtiſche 
Soldaten⸗ und Beamtendeſpotie. Wie weit er ging, beweiſt 


ſein Edikt vom Jahre 301 n. Chr., das in mehr als tauſend 


Einzelangaben die Höchſtpreiſe für die notwendigſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe unter Androhung der Todesſtrafe ein für allemal 
feſtſetzen wollte. Trotzdem mußte auch dieſer Verſuch, den freien 
wirtſchaftlichen Verkehr ein für allemal in Feſſeln zu legen, 
natürlich ein vergebliches Beginnen bleiben. 


Wo die Urſache des Übels lag, zeigten die Erhebungen 
der Bauern, namentlich die ſogenannten Bagaudenaufſtände 
in Gallien, in denen ſich, ganz wie ſpäter im großen Bauern⸗ 
krieg des 16. Jahrhunderts, wirtſchaftliche und religiöſe Trieb- 
kräfte mit ſozialiſtiſchen Gedanken ſeltſam verſchmolzen. Die 
Bauern, Pächter und Handwerker wählten zwei der ihrigen 
zu Kaiſern, eroberten die heute Autun genannte feſte Stadt 


und brandſchatzten das ganze Land um Seine und Marne. Nicht 


eher konnte das morſche Reich des Aufſtandes Herr werden, als 
bis Diokletians Mitregent Maximian ſelbſt gegen die 
Bagauden zog, ſie in die Landſpitze am Zuſammenfluß von Seine 
und Marne hineintrieb und dort vernichtete (286). 


Aber immer wieder lebten Bagaudenaufſtände auf. Bis 
nach Oberitalien und Nordſpanien breitete ſich die Bewegung aus 


und noch 2Wetius, der letzte römiſche Herrſcher diesſeits der Alpen, 
mußte um 450 eine Erhebung der Bauern niederſchlagen. 

Das Reich, das ſo lange unangreifbar erſchienen war — 
hatte es doch den geſamten bekannten Erdkreis umfaßt — wohl 
100 000 Geviertmeilen mit einer Einwohnerzahl, die zwiſchen 
54 und 100 Millionen geſchätzt wird — konnte nun eine Beute 
germaniſcher „Barbaren“ werden, deren Geſamtzahl ſelbſt um 
400 n. Chr. höchſtens auf 3 Millionen zu veranſchlagen iſt. Dieſe 
waren eben in ihrem Kern noch nicht von ſozialer Fäulnis erfaßt. 
Ihre glücklichen Verhältniſſe ſchildert Tacitus (55—120 n. Chr.) 
im 26. Kapitel ſeiner „Germania“ nicht ohne Neid: 

Geldgeſchäfte und Wucherzins ſind unbekannte Dinge 

Der Boden wird nach der Zahl der Bebauer von der Geſamtzahl 

abwechſelnd in Beſitz genommen und dann unter die Einzelnen 

nach dem Range verteilt. 

Iſrael, Hellas und Rom — Aufſtieg und Niedergang 
nationaler Kraft und geiſtiger Kultur zeigt ſich weſentlich beſtimmt 
von der Frage der ſozialen Gerechtigkeit, d. h. zuletzt von der 
Frage, ob es gelang, zwiſchen den Grundträgern jedes Staates: 
ſeinen Menſchen und ſeinem Boden, ein geſundes Verhältnis her⸗ 
zuſtellen und zu erhalten. 


III. Das Wiffelalter. 


1. Die Kirche. 

as wichtigſte Ereignis der Weltgeſchichte iſt die Entſtehung und 
Verbreitung des Chriſtentums. Auch auf dem Gebiete der 
Nationalökonomie beginnt in ſeinem Zeichen eine neue Zeit. In 
wachſender wirtſchaftlicher Not und ſteigendem ſittlichen Verfall 
wurde jetzt überall das Evangelium gepredigt, das alle, den Bürger 
Roms und den Barbaren, den Cäſar und den Sklaven, für Kinder 
eines Vaters erklärte, vor Gott von gleichem Wert. Der Mammon, 
dem ſich das Schwert der Krieger, der Spruch der Richter und das 
Wort der Prieſter beugte, wurde erkannt als der eine große Neben⸗ 
buhler Gottes, und ehern wurde das Grenzmal aufgerichtet: 
„Niemand kann zween Herren dienen — Ihr könnt nicht Gott 

dienen und dem Mammon!“ (Matth. VI, 24.) 

Den Armen wurde zuerſt die frohe Botſchaft verkündet. In 
dem gewaltigen Gleichnis, in dem Chriſtus die letzte Entſcheidung 
über das Menſchenſchickſal darſtellt, kennt er nur einen Maßſtab: 
„Was ihr für die Geringſten unter euren Brüdern getan bi das 
habt ihr mir getan!“ (Matth. XXV, 40.) 

So ſehr auch einzelne Nachrichten über die Anfänge 
der Gemeindebildung umſtritten ſein mögen, ſo ſteht doch 
der Charakter ſozialer Reformgemeinſchaft feſt, der von 
den erſten Chriſten ihren Kreiſen von Anfang an gegeben wurde. 
Die Gläubigen wiſſen ſich allenthalben in ihren Gemeinden 
brüderlich verbunden. Das wird bewieſen durch die in allen 
Schriften wiederkehrenden Grundbegriffe, die die Organiſationen 
als „Ekkleſiai“ (Gemeinden), ihre Glieder als „Heilige“ 
der nicht zur Ekkleſia gehörenden Welt gegenüber und als „Brüder“ 
ind „Schweſtern“ in ihrem ſozialen Verhältnis zu einander 
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bezeichnen. Durch zahlreiche Einzelheiten erhält dieſes in den 
Grundzügen unverwiſchbare Bild Farbe und Leben; es ſei nur an 
den erſten Verſuch einer beſonderen Chriſtengemeinde in Jeru⸗ 
ſalem erinnert: 

Hier ſagte keiner von ſeinen Gütern, daß ſie ſein wären, 
ſondern es war ihnen alles gemeinſam. . .. Auch war kein 
Dürftiger unter ihnen; denn die, welche Beſitzer von Ackern 
oder Häuſern waren, verkauften ſie und brachten den Erlös 
des Verkauften und legten ihn zu der Apoſtel Füßen, und 
man teilte einem jeden aus, je nachdem einer bedurfte. (Apoſtel⸗ 
geſch. IV, 32, 34, 35.) 

Auch in den Apoſtelbriefen klingt der ſoziale Grundton ſcharf 
und beſtimmt wieder. Der Apoſtelfürſt Paulus lehrt (2. Theſſ. 
III, 10): „Wer nicht arbeitet, der ſoll auch nicht eſſen.“ Und das 
5. Kapitel des Jakobus -Briefes findet Worte glühender 
Anklage gegen die Vertreter des Mammonismus: 

Euer Gold und Silber verroſtet. Der Roſt wird zum Zeugnis 
wider euch ſein und euer Fleiſch verzehren wie Feuer. Ihr habt 
in den letzten Tagen Schätze geſammelt. Siehe, der von euch 
zurückbehaltene Lohn der Arbeiter, die eure Felder eingeerntet 
haben, ſchreiet laut, und das Rufen der Schnitter iſt . 
vor die Ohren des Herrn der Heerſcharen. 


Wohin die Apoſtel der neuen Lehre kommen, da werden 
die Sklaven, die Armen, die Unterdrückten zuerſt gewonnen. 
Selbſt als der Siegeszug des Chriſtentums das Kreuz aus 
den Katakomben und aus der Arena bis in die Göttertempel 
trägt und auf das Forum der Weltſtadt, bleibt der ſoziale Grund⸗ 
gedanke in den hervorragendſten Vertretern der Kirche lebendig. 

Der hl. Clemens von Alexandrien, geſt. um 
215 (Migne, Patr. graec. 8): 

Ich weiß es, Gott hat uns das Recht des Genuſſes gegeben, 
aber nur bis zur Grenze der Notwendigkeit, und ſeinem Willen 
nach muß der Genuß gemeinſam fein. Es iſt nicht in der 
Ordnung, daß einer im Überfluß ſitzt, während mehrere darben. 
Der hl. Cyprian, 248 Biſchof von Karthago, 258 . 

enthauptet (Migne, Patr. ee IV): 7 
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Denn alles, was Gottes it, iſt uns, die wir es uns angeeignet 
haben, zu gemein ſamem Gebrauche gegeben, und nie⸗ 
mand wird der Zutritt zu jeinen Wohltaten und Vorteilen ver⸗ 
wehrt, auf daß das ganze Menſchengeſchlecht der 
göttlichen Güte und Freigebigkeit in gleichem Maße ge- 
nieße. 


Baſilius der Große, 370 Biſchof von Cäſarea in 
Kappadokien, geſt. 397 (Thomas von Aquino: Summa Theol. 2a 
2ae, qu. 66, art. 2): 

Wie wenn einer, der im Schauſpielhaus einen Platz ein⸗ 

genommen hat, alle ſpäter Eintretenden wegdrängt in der Mei⸗ 

nung, daß das, was allen zum Gebrauche gemeinſam offen 

ſteht, ihm beſonders angehöre, ſo ſind auch die Reichen be⸗ 

ſchaffen; denn ſie meinen, das Gemeinſame, das ſie im voraus 
in Beſchlag genommen haben, ſei ihr Eigentum. 


Rufinus, der Freund des hl. 1 fügt dem er⸗ 
läuternd hinzu: 


Die Erde iſt allen Menſchen gemeinſam gegeben! 
Niemand nenne ſein eigen, was über ſeine Notdurft aus dem, 
was gemeinſam ſein ſoll, gewaltſam erlangt iſt. 


Der hl. Ambroſius, 374 Biſchof von Mailand, geſt. 397 
(Migne, Patr. lat. XVI): 


Gott hat befohlen, daß alles Wachstum allen gemeinſchaft⸗ 
liche Nahrung biete; daß die Erde gewiſſermaßen ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Beſitz aller ſei. Die Natur hat aljo das ge⸗ 
meinſame Anrecht aller geſchaffen; erſt Gewalttat der Ein⸗ 
zelnen hat ein Sonderrecht hervorgerufen 


Der hl. Chryſoſtomus, geb. 344 zu Antiochia, 398 
Biſchof von Konſtantinopel, auf Betreiben der Kaiſerin Eudoxia 
verbannt, geſt. 407 (Migne, Patr. graec LXII): 


Gott hat von Anbeginn nicht den einen reich, den andern 

arm erſchaffen und keine Ausnahme gemacht, indem er dem einen 

den Weg zu Goldſchätzen zeigte und den andern hinderte, ſolche 

aufzuſpüren, ſondern allen dieſelbe Erde zum Be⸗ 

ſitze überlaſſen. Wenn alſodieſe ein Gemein gut aller 

iſt, woher haſt denn du ſo und ſo viel Tagwerk davon, dein Nachbar 

aber keine Scholle Land? ... Oder iſt nichr die Erde und alles, 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.— 85. Tauſend. 1. Bd. 5 
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was darin iſt, Eigentum Gottes? Wenn also all unſer Be⸗ 
ſitz Gott gehört, fo gehört er auch unſern Mitbrüdern im Dienſte 
Gottes. Was Gott dem Herrn gehört, iſt alles Gemeingut. 


Papſt Gregor der Große, 590—604, (Cura past.): 

Die Menſchen, die die Gabe Gottes, den Erdboden, 
zu Sondereigentum machen, beteuern vergeblich ihre 
Unſchuld. Denn ſie werden, indem ſie auf dieſe Weiſe den 
Armen ihre Lebensmöglichkeit vorenthalten, die Mörder derer, 
die täglich aus Mangel an Lebensmitteln ſterben. 


Dieſe Anſchauungen mußten, je ſtärker das Chriſtentum wurde, 
deſto mehr auch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe beeinfluſſen. — 

Der Latifundienbeſitz mit ſeinem Plantagenbetrieb wurde 
auch in Italien immer mehr zurückgedrängt. Zwei Gründe volks⸗ 
wirtſchaftlicher Art waren dafür in der Hauptſache beſtimmend. Zu⸗ 
erſt war es die weſentliche Erhöhung der Sklavenpreiſe. Die ſieg⸗ 
reichen Kriege, die früher immer neue Menſchenherden auf den 
Markt brachten, hatten in der verhältnismäßig friedlichen Kaiſer⸗ 
zeit aufgehört. Die Sklaven ſelbſt aber waren meiſt familienlos, 
ſo daß ihre Zahl ſich durch Nachwuchs nicht genügend ergänzte. 

Unter der Steuerfreiheit des italiſchen Bodens waren 
weite Ackerflächen zur Wüſte geworden und die Städte vielfach 
verödet, während in den Provinzen unter dem „Druck“ ſchwerer 
Grundſteuern ſich zum Teil eine blühende Landwirtſchaft und hohe 
Städtekultur entfaltet hatte. Es war Kaiſer Diokletians 
erfolgreichſte ſoziale Maßnahme, daß er Italiens Boden von dieſer 
Steuerfreiheit erlöſte, ihn in ſogenannte diokletianiſche Steuer⸗ 
hufen einteilte und nun jeden nach der Zahl ſeiner Hufen beſteuerte. 
Jetzt wurde es zu teuer, große Strecken Landes ungenügend be⸗ 
arbeitet zu laſſen. Jetzt wurde es wirtſchaftlich vorteilhafter, Groß⸗ 
grundbeſitz in Bauernhöfe aufzulöſen und ſie „Kolonen“ zur 
Bewirtſchaftung zu übergeben. 

Hier ſetzte der chriſtliche Einfluß unmittelbar ein. Konſtan⸗ 
tin der Große beſtimmte, daß die Familien dieſer Kolonen nicht 
mehr auseinandergeriſſen werden, nicht mehr über die Grenzen 
der Provinz, ja endlich auch nicht mehr vom Gute weg verkauft 


— 


werden durften. Und auch die Abgabe dieſer Kolonen an die Guts⸗ 


herren, der „Kanon“, durfte nicht mehr willkürlich erhöht werden. 


So gewann die große Mehrheit der ländlichen Bewohner wieder 
eine rechtliche Lebensgrundlage. 

Die Kaiſer Valentinian und Valens (365 n. Chr.) 
richteten ſogar eine beſondere Staatsbehörde zum Schutze dieſer 


Kolonen ein. Wie die heutigen Gewerbeinſpektoren die Rechte 


unſerer Fabrikarbeiter zu wahren haben, ſo ſcheinen die durch dieſes 
Geſetz berufenen „dekensores“ die Aufgabe gehabt zu haben, die 
Rechte der ländlichen arbeitenden Bevölkerung zu vertreten. 


In dieſem ſpätrömiſchen Kolonat laſſen ſich manche Züge ent⸗ 


decken, die an das Lehnsweſen der chriſtlich⸗germaniſchen Zeit er⸗ 
innern, die ſich nach dem Zuſammenbruch der alten Kulturwelt 
aus den Stürmen der Völkerwanderung langſam erhob. 
Die wichtigſte Macht am Ausgang der alten Welt war 
die Kirche. Eine Haupturſache iſt der Kirche raſch anwachſender 
Grundbeſitz, mit dem ſie ſeit Konſtantin vielfach durch die Kaiſer 
begabt wurde; dazu kamen altes Tempelgut und reiche Vermächtniſſe. 
Dieſes Grundeigentum der Kirche aber half — als Grundlage viel- 


geſtaltiger Wohltätigkeitsarbeit — die Fülle von Elend mildern, die 


der Untergang der alten Kulturwelt erzeugen mußte. Bald kam der 
Grundſatz auf, daß die Kirche zwar Grundeigentum erwerben, 
aber nie veräußern dürfe, da es einem jenſeitigen Herrn gehöre (Beſitz 
der toten Hand). Auf welche Weiſe der kirchliche Grundbeſitz zunahm, 
zeigt das Beiſpiel des Papſtes Gregor des Großen. Er 
ſtammte aus der reichen römiſchen Patrizierfamilie der Anicier. 
Als er Mönch wurde, ſchenkte er ſein ganzes Familiengut der Kirche. 

Als Papſt hat Gregor die Verwaltung des kirchlichen Grund— 
vermögens feſt geordnet. Jedem Bauern ließ er ein Verzeichnis 
ſeiner Abgaben übergeben, damit er ſich vor Erpreſſung ſchützen 
könne. Die einzelne Hufe hieß Fundus, 5—30 oder noch mehr 
Hufen bildeten eine massa, mehrere massae ein patrimonium. 
Das größte Patrimonium, das von Sizilien, umfaßte 400 massae 
und brachte im 8. Jahrhundert einen Jahresertrag von rund 
400000 . 
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Die Bewirtſchaftung des einzelnen Fundus lag in den Händen 
des ſchollenpflichtigen Kolonen, der oft in langfriſtiger Zeitpacht 
oder auch in Erbpacht ſaß. So bildeten ſich Rechtsformen, die ſchon 
hinüberweiſen in ein von neuen ſeztele und ſtaatsbildenden 
Kräften erfülltes Zeitalter. 


2. Das Lehnsweſen. 


BL der römiſchen Kulturwelt finden wir Staats⸗ 
recht und Privatrecht ſcharf getrennt, und je weiter der 
Niedergang der römiſchen Kultur fortſchritt, deſto ſchärfer wurde 
das Recht des Einzelnen herausgearbeitet zu einem „Recht des 
Gebrauchs und Mißbrauchs“ über Sachen und Sklaven. 

Bei den Germanen floß alles Recht allein aus der Gemein⸗ 
ſchaft. Geſamtrecht und Einzelrecht waren unlöslich verbunden. 
Aus dem Wiſſen und Gewiſſen der Genoſſen („Weistümer“) 
wurde im Anſchluß an Sitte und Herkommen in jedem Einzel⸗ 
fall das Recht geſchöpft („Schöffe“). Aus ſolcher Rechtsauffaſſung 
folgte die Geſtaltung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, wie dieſe 
andrerſeits dieſe Rechtsauffaſſung lebendig erhielten. 

Jede germaniſche Dorfſiedlung (daneben gab es ſtets die 
Siedlung in Einzelhöfen) zeigte im weſentlichen vier Wirtſchafts⸗ 
bezirke, innerhalb deren auch jede Übertretung verſchiedenen Bußen 
unterlag. Der erſte Ring umfaßte die dem Gottesdienſt und der 
Rechtspflege geweihten Stätten und die Wohnhäuſer, der zweite den 
Hofraum und Garten, der dritte die Feldmark mit den Ackergrund⸗ 
ſtücken, der vierte die Allmende oder die Gemeinmark (Wald, 
Weide, Wieſen, Wege, öffentliche Plätze, Dingplätze, Seen, Flüſſe, 
Sandgruben, Steinbrüche, überhaupt Gelände, das weder zur 
Feldflur noch zur Hofſtätte gehörte). 

Jeder Genoſſe, der eine Hufe erhielt, gewann dadurch 
dieſen vierfachen Anteil. Von ihm galt Haus, Hof und Garten 
als „volles oder echtes Eigen“, als Erarbeitetes, als „Erbe“. 
Feldmark und Allmende dagegen blieben im Geſamteigen. Das 
echte Eigen unterſtand freier Sonderwirtſchaft; nur durften die 
Gebäude nicht wüſt liegen bleiben, etwa nach einem Brande, und 
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der Garten nicht zu Wald verwildern. In der Feldmark herrſchte 
d Zwar auf den einzelnen Loſen Sondernutzung; aber die Arbeit 
unterlag dem Flurzwang, d. h. die Gemeinde beſtimmte die Zeit 
der Saat und der Ernte, des Viehgangs, des Holzſchlags uſw. 
Nach der Mahd oder Ernte wurde auch die Feldmark wieder allen 
Genoſſen zur Stoppelweide geöffnet. Es galt die Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft, d. h. ein Teil der Feldmark wurde beſtimmt für die 
Sommerfrucht, ein zweiter für die Winterfrucht, der dritte zur 
Erholung als Brachland. 

So erſcheint uns das germaniſche Recht durchaus als ein 
Genoſſenſchaftsrecht, jede germaniſche Niederlaſſung gleichſam 
als eine Produktions⸗ und Konſumtionsgenoſſenſchaft, die alles 
Nötige ſelbſt erzeugen und dann unter ihre Glieder gerecht ver⸗ 
teilen will. Auch das von außen Benötigte, wie etwa Salz und 
Eiſen, wurde in der Regel durch die Gemeinde bezogen und von ihr 

nach dem Bedürfnis verteilt. 

Eine Hufe umfaßte 30 bis 40 Morgen (= 7½ 10 ha) Anteil 

an der Feldmark (ein Morgen: der Teil, der an einem Vormittag 
von einem Einzelnen umgepflügt werden konnte). 

Neben dem freien Bauern kennt ſchon die germaniſche 
Frühzeit, wie Tacitus ſie ſchildert, den unfreien Land⸗ 
mann. Dieſer iſt aber völlig verſchieden vom römiſchen Sklaven. 
Der germaniſche Hörige ſitzt auf einem Hofgut wie der Freie und 
baut ſeine, dem Umfang nach freilich nur halb ſo große Hufe, wie 
jener, hat auch Erbrecht an ſeinem Gut. Er iſt nur verpflichtet zu 
Hand⸗ und Spanndienſten und zu Naturalabgaben in beſtimmter 
Höhe an ſeinen Grundherrn. Die älteſte Bezeichnung des Hörigen 
ſcheint „Barſchalk“ zu ſein. Die lateiniſchen Urkunden nennen ihn 
„Colonus“. Naturgemäß mußten die Kriege mit den Römern und 

die Völkerwanderung mit ihren ſtändigen Kriegen eine weſentliche 
Verſchiebung hervorbringen. Das Führertum im Krieg wurde zur 
ſtändigen Einrichtung. Als ſich die deutſchen Stämme im Gebiet 
der alten Römerkultur neue Heimat gewannen, blieb das eroberte 
Land Grundlage des Standes der Freien; dem Herzog oder dem 
König aber fielen die großen Güter zu, die früher im Staatsbeſitz 
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geweſen waren, ebenſo alles nicht urbare Land. Auch das, was die 
nächſten Gefolgsmannen gewannen, wurde ausſchließlich Anteil 
des Königs oder des Herzogs. Von dieſem gab er nun Teile 
an einzelne als Lehen aus. Die Lehnsträger mußten von 
dem Lehnsherrn Recht nehmen und ihm in erſter Reihe Kriegs⸗ 
gefolgſchaft leiſten, ſowie die Urbarmachung und Beſiedlung 
des Landes herbeiführen. Auch Kirchen und Klöſter wurden mit 
großem Grundbeſitz begabt und ihnen damit die Möglichkeit und 
auch die Pflicht auferlegt, Aufgaben der Landeskultur, der Armen⸗ 
unterſtützung, des Unterrichtsweſens zu erfüllen. Das vom Apoſtel 
der Deutſchen, Bonifatius, begründete Kloſter Fulda beſaß 
kurze Zeit nach ſeiner Gründung ſchon etwa 15000 Hufen. Es iſt be⸗ 
kannt, was namentlich die Söhne des hl. Benedikt an vorbild⸗ 
licher Siedlungsarbeit auf altem deutſchen Kulturboden, und was 
ſpäter dann die Ziſterzienſer (Lehnin und Chorin) im Oſten 
geleiſtet haben. 

Daneben ſtand die Siedlung freier Bauern nach dem Recht der 
Königshufe und der Landſiedelei. Die Königshufe, in der Regel 
160—180 Morgen, konnte erwerben, wer Odland oder Waldland 
urbar machte. Es werden oft gerade die tatkräftigſten Bauern 
geweſen ſein, die ſich aus dem Flurzwang löſten und in Heide und 
Weide auf Königshufen ein unbeſchränktes Eigen erſtrebten, wobei 
das Aufkommen neuer landwirtſchaftlicher Kulturen wie Waid⸗, 
Hopfen⸗, Hanf⸗ und Wein⸗Bau ſtarken Anſporn gaben. Rodete 
aber ein Bauer im Urland einer fremden Markgenoſſenſchaft, ſo 
erhielt er nicht echtes Eigen an der neugewonnenen Stelle, ſondern 
er mußte eine geringe Zinszahlung an die fremde Mie ee 
ſchaft leiſten. 

Größere Bedeutung als dieſes freie Eigentum gewann 
das Königslehen. Es wurde benekicium (Wohltat), ſeit dem 
11. Jahrhundert auch keudum genannt (daher Feudalſyſtem) 
im Gegenſatz zu dem freien Eigen, dem Allod. Trotz dieſer 
Unterſcheidung aber gewannen die Großen in Wahrheit auch 
an dem Land des „benekicium“ raſch ein faſt unverbrüch⸗ 
liches Eigentumsrecht. Durch die Siedlungsarbeit ward der 
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ihnen als Lehnsland gegebene Urwaldboden wirtſchaftlich umge⸗ 
ſtaltet und deshalb auch privatrechtlich als Errungenſchaft ſeiner 
Beſiedler gewertet. : 

Im Dienſtadel verbanden fich auf dieſe Weiſe bald wirt⸗ 
ſchaftliche und rechtliche Überlegenheit. Das führte namentlich 
in Zeiten der Not, die durch Kriegsdienſt, Fehden, Mißwachs, 
Seuchen uſw. hervorgerufen wurden, zu einer weitgehenden 
Aufſaugung des Bauernlandes. Oft verzichtete der Bauer auf 
ſein freies Eigen, gab es dem nächſten geiſtlichen oder weltlichen 
Herrn und nahm es als abhängiges Gut von dieſem zurück, um, 
nun allerdings ein „höriger“ Mann, Sicherheit zu gewinnen. 

Weitblickende Herrſcher wie Karl der Große (768—814), 
ſuchten dieſer Entwicklung zu ſteuern. Als im alten Langobarden⸗ 
reich durch Krieg und Hungersnot die Kleinbeſitzer ihr Land— 
eigentum zu Spottpreiſen den Großen überließen, machte er 


dieſe Notverkäufe rückgängig. In den Diedenhofener 


Kapitularien von 805 und in denen von Mainz von 813 wird 
es ſtreng unterſagt, die kleinen Beſitzer zu zwingen, ihren Beſitz 
unter dem gerechten Preiſe zu verkaufen. 

Aber die ſchwachen Nachfolger Karls des Großen beſaßen 
weder den Willen noch die Macht zu durchgreifender Hilfe. Durch 
den Verfall der Königsgewalt und durch die dadurch bedingte 
Vermehrung der feindlichen Einfälle und der inneren Fehden 
wurde das kleine freie Grundeigentum ſchwer geſchädigt. 

Auf der einen Seite wuchs der Großgrundbeſitz; auf der 
anderen führte die Bevölkerungszunahme bei den Bauern zu 
fortſchreitender Verkleinerung der Hufenanteile. Das Recht der 
Freien wird von dem wirtſchaftlich überlegenen Großgrundbeſitz 
getragen und natürlich nach ſeinem Vorteil geſtaltet. Für 
die Kleinen aber wurde immer mehr das Recht geltend, das die 
Acta Tirolensia in dürren Worten ſo ausſpricht: „Der kleine 
Mann mag ſeine Freibürtigkeit beweiſen oder hörig werden.“ 
Zur Zeit der großen deutſchen Kaiſer bis zum 12. Jahrhundert 
war ein Großgrundbeſitz von 9—18 000 Morgen in geiſtlichen 
Händen nichts Ungewöhnliches. Ja, es kamen ſolche von 30 bis 
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60000 Morgen vor. Lamprecht berechnet den Umfang kleinerer 
Lehngrundherrſchaften auf 3000 Morgen, während fürſtliche Grund⸗ 
herrſchaften noch das Maß geiſtlichen Beſitzes überragten. Um 1100 
ſoll mehr als die Hälfte allen deutſchen Bodens grundherrlich ge⸗ 
weſen ſein. Aber auch jetzt noch bleibt der Grundzug des deutſchen 
Rechtsbewußtſeins, der Genoſſenſchaftsgedanke, lebendig. Die 
Frondienſtpflichtigen bilden die Fronhofgenoſſenſchaft, die ein 
eigenes „grundholdes“ Gericht ſchaffen, und während z. B. 
König Heinrich J. noch völlig unbeſchränkt über Dienſtbar⸗ 
keit und Aufenthalt ſeiner hörigen Krieger verfügen konnte, wie es 
ſpäter etwa flawiſche Fürſten taten, fo wird der Grundholde in 
ſeiner Genoſſenſchaft wieder eine ſelbſtändige Rechtsperſon, 
deren wirtſchaftliche Pflichten ſcharf begrenzt ſind. Im Weſten 
erlangt er auch das Erbrecht an ſeiner Zinshufe und freies 
Eigentum an dem, was er ſelbſt erwirbt. Dem Grundherrn 
bleibt ſchließlich nur das Recht, beim Todesfall ſich das beſte 
Stück der Hinterlaſſenſchaft (das Beſthaupt) auszuwählen. Da 
vielfach der Zins feſt begrenzt wird, fallen alle Vorteile der 
beſſeren Bodenbearbeitung dem Grundholden zu. Seine per⸗ 
ſönlichen Frondienſte treten immer mehr zurück. Wer den Acker 
bearbeitet, genießt, bis auf geringen, ſich gleichbleibenden Zins, 
den Ertrag ſeiner Arbeit. Befördert wurde dieſer wirtſchaft⸗ 
liche Aufſchwung durch die Städtegründungen und das Freiland 
im Eten. 


3. Die POſtland-Siedelung. 


55 den Städten beſtand anfangs, wie auf dem Lande, eine 
Abhängigkeit von der Grundherrſchaft und Freie, Unfreie 
und Hörige ſaßen durcheinander; bald aber errangen alle Bürger 
zuerſt die perſönliche, dann auch die politiſche Freiheit. „Stadt⸗ 
luft macht frei.“ Wollten die Landherren Bauern auf ihrem 
Boden erhalten, ſo mußten ſie ihre Laſten erleichtern und Me 
Rechte zu erweitern. 

Dazu trat die größte ſoziale Tat des deutſchen Volkes im 
Mittelalter, die Oſtlandſiedlung. War für die Mittel der da⸗ 
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maligen Technik das zur Urbarmachung geeignete Land 


erſchöpft, verſchloſſen ſich ſpäter auch die Städte vielfach dem 
Zuſtrom vom Lande, ſo eröffnete ſich nun im Oſten Jahrhunderte 


hindurch ein tatſächlich unbegrenztes Freiland für jeden Deutſchen, 


der kämpfen, arbeiten und ſich ein Heim gründen wollte. Nie⸗ 
mand brauchte ſich im alten Lande unbilligem Drucke zu beugen, ſo 
lange die Zuverſicht begründet blieb, die durch das alte Lied klingt: 


Naer Ooſtland willen wy rejden, Nach Oſtland wollen wir reiten, 
Naer Ooſtland willen wy mee, Nach Oſtland wollen wir fort; 
All over die groene heiden, All über die grüne Heiden, 
Friſch over die heiden, Friſch über die Heiden, 

Daar is er een betere ſtee. Da finden wirbeſſeren Ort. 


Es gelingt Heinrich J. und Otto dem Großen (919 
bis 973) weite oſtelbiſche Gebiete zu unterwerfen. Neue ſtaat⸗ 
liche Machtbezirke entſtehen, wie die Altmark und die Mark 
Meißen und ebenſo kirchliche, wie das Erzbisuum Magde— 
burg und die Bistümer Zeitz⸗ Naumburg, Merſe⸗ 


burg, Brandenburg, Havelberg. Aber der Kaiſer⸗ 


traum Ottos II., der deutſche Kraft in Italien verderben 
ließ, führte bereits 983 zu einem Slawenaufſtand, der 
die deutſche Siedlungsarbeit öſtlich der Elbe vernichtete. Erſt der 
Sachſen⸗Kaiſer Lothar (1125) nahm die Oſtlandſiedlung von 
neuem auf. Meißen erhält Konrad von Wettin, 
die Altmark Albrecht der Bär und Holſtein Graf 
Adolf von Schaumburg. Dieſer gründet 1143 Lübeck — 
die erſte deutſche Stadt an der Oſtſee. 

Von ſeiner Siedlungsarbeit in Wagrien (Oſt-Holſtein), das 
er 1143 zu Lehen erhielt, berichtet die berühmte „Slawenchronik 
des Pfaffen Helmhold“, die um 1170 geſchrieben wurde: 

Weil aber das Land (durch den Eroberungskrieg) men⸗ 
ſchenleer war, ſo ſandte er Boten aus in alle Lande, nach 
Flandern und Holland, nach Utrecht, Weſtfalen und Fries— 
land, und ließ alle, welche durch Mangel an Boden bedrückt 
waren, auffordern, mit ihren Familien hinzukommen; ſie 
würden ſehr gutes, geräumiges, fruchtbares, Fiſch und Wild— 


, 
bret im Überfluß darbietendes Land und treffliche Weiden er⸗ 
halten. Dieſem Aufrufe folgend, erhob ſich eine unzählige 
Menge aus verſchiedenen Völkern, und ſie kamen mit ihren 


Familien und mit ihrer Habe ins Land der Wagrier zum 
Grafen Adolf. : 


In kaum einem Menſchenalter wurde fo Oſtholſtein dem 
Deutſchtum gewonnen. 


Der mächtigſte Führer im Siedlungsweſen wird der Welfe 
Heinrich der Löwe, der Mecklenburg beſiedelt, und deſſen 
Einfluß weithin reicht. Von Lübeck aus fahren Deutſche nach 
Wisby, gründen Riga an der Dünamündung und faſſen Fuß in 
Livland, Kurland und Eſtland. Aber das deutſche Kaiſertum er⸗ 
kannte nicht die Bedeutung jener Arbeit: Friedrich Barba⸗ 
roſſa war gefangen von dem Traum des römiſchen Kaiſertums. 
Vor der Schlacht bei Legnano (1176) kommt es zum Bruch zwiſchen 
Barbaroſſa und Heinrich dem Löwen. Um der Sache der Oſt⸗ 
landſiedlung die Treue zu halten, bricht der Welfe die Treue 
gegen ſeinen kaiſerlichen Lehnsherrn. Mit dem Sturze Hein⸗ 
richs des Löwen (1181) bricht auch das werdende große deutſche 
Oſtſeereich zuſammen. Der Dänenkönig Waldemar kann 
das Deutſchtum erfolgreich zurückdrängen, und die Begabung 
Lübecks mit reichsunmittelbarer Freiheit durch Barbaroſſa 


ändert zunächſt daran wenig. Erſt nach Waldemars Niederlage bei 


Bornhöved (1227) und durch die planmäßige Arbeit des deutſchen 
Marien⸗Ritter⸗Ordens in Preußen, die 1230 begann, eröffnet 
ſich eine neue Zeit, wenn auch die Bauernbeſiedlung Fend 
Livlands und Eſtlands nicht mehr gelingt. 

Neben dem Kampf um die Oſtſeeküſte ging der Kumpf i im 
Binnenlande. Als es den Piaſtenherzögen von Schle ſien mit 
deutſcher Hilfe gelang, in der Schlacht bei Wahlſtatt im Jahre 
1241 den furchtbaren Mongolenſturm zum Stehen zu bringen, 
wurden zur Beſiedlung nach der Verwüſtung deutſche Bauern 
und deutſche Bürger nach Schleſien und Polen, auch nach Böhmen 
und Mähren gerufen. Eine beſondere Bedeutung gewann der 
Ruf der ungariſchen Könige an deutſche Franken aus der Moſel⸗ 


\ 


5 


gegend. Da die wichtigſte t von den Sachſen 
ausging, ſo wurden auch dieſe „zum Schutz der Krone“ in die 


ſiebenbürgiſchen Waldgrenzen gerufenen Siedler „Sachſen“ ge- 


nannt. Sie haben ſich kraftvoll und geſchloſſen auf dem ihnen 
verliehenen „Königsboden“ behauptet und deutſches Recht und 
deutſche Art vielleicht am reinſten bewahrt. 

Die durch den Traum des römiſchen Kaiſertums fo oft miß— 


achtete und verlaſſene Oſtlandſiedlungsarbeit hat den 


Grund zur deutſchen Größe gelegt. Jahrhundert auf Jahrhundert 
hat unſer Volk von dieſer Arbeit gezehrt. Mehr als die Hälfte 
des heutigen deutſchen Reichsgebiets iſt Siedlungsland. 
Beſondere Bedeutung gewann die Beſiedlung der Mark 
Brandenburg. Beſtimmend wurde die Sonderſtellung 
der Grenzmark gegenüber anderm Reichsgebiet. Der Mark⸗ 
graf ſetzt die Beamten ein. Er iſt Herr über alles gewonnene 
Land. Er ruft Siedler ins Land. Die Beſiedlung geht in zwei 
Formen vor ſich. In den meiſten Fällen iſt es ein unternehmender 


Mann, der eine Schar von Koloniſten zuſammenbringt, mit der 


er eine Gemeinde gründet. Er iſt dem Markgrafen für Zins und 


5 Abgabe verpflichtet, daher ſein Name Schulze (Schuldheiß), d. h. 


der, der die Schuld heiſcht. Daneben werden einzelne Lehnsleute 
angeſiedelt, die ſich verpflichten, mit drei bis vier reiſigen Knechten 
dem Heeresaufgebot des Markgrafen zu folgen, und die um dieſer 
ſtändigen Kriegsbereitſchaft willen von andern Laſten, Bede 
und Bauernzins, befreit ſind. In dem neuen Dorf alſo gilt Crb- 
zinsrecht und, wenn auch eng begrenzte, bäuerliche Fron. Auf 
dem Gute gilt Lehnsrecht, frei von Zins und Fron. Es lag 
in der Natur der Sache, daß die Gutsinhaber das wirtſchaft— 
liche Übergewicht, und bald auch das rechtliche, gewannen. 
Der Adel entſtand. Die urſprünglich nur als Gegenleiſtung 


für Kriegsbereitſchaft und Stellung von Roß und Knecht gedachte 


Zins⸗ und Steuerfreiheit erſcheint bald als Standesvorrecht. 
Waren die Güter urſprünglich etwa 60 ha groß, ſo werden ſie durch 
Rodungen und Urbarmachung mit Hilfe ſlawiſcher Knechte und 
bäuerlicher Fronen bald vergrößert, jo daß in dem märkiſchen Land- 


buch von 1337 ſich ſchon Rittergüter in Größe von 225 ha finden. 


sia is a 


Von grundſätzlicher Bedeutung wurde die Durchſetzung 
der Steuerfreiheit auch für das durch Rodung neu gewonnene 
Land. Die ſtändiſche Gliederung wird noch ſchärfer, je 
mehr die Markgrafen aus dem Hauſe Bayern 13231373 und 
Luxemburg 13731415 Hoheitsrechte verpfänden und veräußern. 
Die Erwerber ſind neben reichen Städtern wirtſchaftlich erſtarkte 
Adlige. So werden immer mehr Siedler nicht dem fernen 
Landesherrn, ſondern dem nahen Ritter untertan, und hier im 
Neuland wird deſſen Macht nicht durch altes Herkommen gemildert. 
Tritt er zunächſt nur an die Stelle. des alten Erbſchulzen, jo wird 
daraus bald die volle Guts-(Patrimonial-) Gerichtsbarkeit über die 
hörigen Bauern. Iſt aber Grundherr und Gerichtsherr und Ver⸗ 
waltungsbeamter eine Perſon, ſo liegt die Verſuchung nahe, die 
vereinte Macht planmäßig auszudehnen. 

Die Entſcheidung fällt, als der Boden des Ritterguts 
pflichtlos wird. Der Ritterdienſt in der alten Form wurde 
durch die Erfindung des Schießpulvers unmöglich. Die Laſt der 
Landesverteidigung, die bis dahin in der Hauptſache die Ritter⸗ 
güter zu tragen hatten, mußte auf alle Einwohner gelegt werden. 
Trotzdem gelingt es den Rittern, ihre Güter ſteuerfrei zu erhalten, 
und die ganze Steuerlaſt auf Bauern und Bürger zu wälzen. 
Dadurch erſt wird der moderne Großgrundbeſitz möglich, und 
der Ritter wird der Rittergutsbeſitzer, der aus wirtſchaftlichem 
Vorteil den Bauern an die Scholle feſſelt, den Geſindezwang 
durchführt, Bauernhöfe „legt“ oder doch möglichſt verkleinert. 

Es iſt ein weiter Weg von dem ſtolzen germaniſchen Siedler, 
der als freier Erbzinsbauer kam, bis zu dem Erbuntertänigen, 
als den wir ihn nach ſechs Jahrhunderten wiederfinden. 


A. Das ländliche Bodenrecht. 
och wir ſind der Entwicklung um Jahrhunderte voraus⸗ 
geeilt. In der Zeit der großen Oſtlandſiedlung zeigte ſich 
die Bedeutung eines reichen Freilandes als Quelle alles recht⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Aufſchwungs noch ungeſchwächt, und 
dies um ſo mehr, als auch die Beſteuerung, die auf dem Boden 
ruhte, Rechte und Pflichten im Gleichgewicht hielt und dazu 
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3 half, jeden Mißbrauch mit dem Boden zu verhindern. Steuern 


wurden von den deutſchen Heerkönigen ſeit ihrem Einbruch in 
das römiſche Reichsgebiet zunächſt nach römiſcher Sitte nur von 
den Unterworfenen genommen. Der freie deutſche Mann blieb 
von Steuern frei. Als ſich feſte Staatsweſen bildeten, kam man 


doch zu der Notwendigkeit, auch den Grundbeſitz der Freien zu 


regelmäßigen Abgaben heranzuziehen. Auf dem Lande war 
etwa bis zum Jahre 1400 die Bede (das Erbetene) im weſent⸗ 
lichen die einzige Steuer. Sie haftete faſt ausſchließlich am Boden. 
In den Ländern zwiſchen Elbe und Saale, in Brandenburg, 


Mecklenburg, Pommern, Schleſien, Böhmen, Mähren, auch im 
größten Teil von Bayern, war die Hufe, in Jülich-Berg, Geldern, 
Cöln und Trier der Morgen die Grundlage der Beſteuerung. Im 


Lüneburgiſchen geſchah die Umlage nach „Pflügen“ (S 2 Hufen 
zu je 30 Morgen) oder nach dem wendiſchen „Haken“ (= 2 Hufen 
zu je 15 Morgen). Ob der eine oder der andere Maßſtab zu⸗ 


grunde gelegt wurde, hing wohl von der durchſchnittlichen Größe 


eines ſelbſtändigen Hofes ab. 

In beſonderen Fällen, ſo durch König Rudolf (1277) 
in Oſterreich, wurden die Mühlräder beſteuert, in Jülich⸗Berg 
auch die Häuſer. Doch find gerade die Nachrichten über die Be⸗ 
ſteuerung der Gebäude ſo ſelten, daß man hier nur von Ausnahmen 
ſprechen kann. Noch ſeltener ijt eine Beſteuerung der beweg— 
lichen Habe, von der die Hufenbeſitzer, d. h. die große Maſſe der 
Landbevölkerung, in der Regel ganz frei blieb. Eine Viehſteuer, 
wie ſie in Bayern 1302 und 1322 erhoben wurde, war Ausnahme. 

In der Hauptſache war die Bede eine Grund wert ſteuer. 
Die Größe des Landes muß bei der ziemlich gleichmäßigen exten⸗ 
ſiven wirtſchaftlichen Bearbeitung einen leidlichen Maßſtab für 
den Wert ergeben haben. 

Der Ritter und der Geiſtliche waren meiſt nur für einen bee 
ſtimmten Teil des Eigenbaues (in Brandenburg z. B. der Ritter 
bis zu 6, in Pommern bis zu 10 Hufen) ſteuerfrei. Aber auch auf 
dieſem Teil lag eine Pflicht: der Roßdienſt. So war die 
Bildung eines übermäßigen Großgrundbeſitzes erſchwert. Man 
konnte Boden, für den man pflichtig war, nicht unbenutzt liegen 


„ 


laſſen; man mußte ihn, ſchon um der Steuerpflicht genügen zu 
können, möglichſt gut nützen, man brauchte Landbearbeiter: 
Pächter, Bauern! Man darf es als Regel annehmen, daß von 
der Erhaltung oder dem Verſchwinden der allgemeinen Grund⸗ 
ſteuer weſentlich auch die Erhaltung und das Verſchwinden einer 
freien Bauernſchaft abhängig war! — 
| Das beſte Bild von der Lage der Bauern geben ihre „Weis⸗ 

tümer“: feierliche Erklärungen, die die Dorfgemeinden über ihr 
rechtliches und wirtſchaftliches Verhältnis an „ungebotenen 
Dingen“, d. h. an den regelmäßigen Gerichtstagen, gegeben haben, 
gleichſam die Verfaſſungsurkunden der mittelalterlichen Bauern⸗ 
gemeinden. Oftlich der Elbe hat man bisher kein „Weistum“ ‘aye 
weiſen können. 

Ausdrücklich wird ausgeſprochen, daß die Bauern den Herrn 

nur anerkennen, ſolange er ihre Rechte wahre, ſo in dem Weistum 
der Biberer Mark (bei Offenbach): 0 


Wir weiſen meinen Herrn von Falkenſtein für einen rechten, 
gekorenen Vogt, nit für einen geborenen Vogt; die weil 
er den Märkern recht und eben tut, ſo haben ſie ihn lieb und wert; 
täte er aber den Märkern nit recht und eben, ſie möchten 
(könnten) einen anderen ſetzen. 


Ahnlich in Nieder-⸗Wallſee in Niederöſterreich: 
Item, wir haben das Recht, wo uns ein Richter oder ein 

Sechſer nit länger gefiel, ſo haben wir das Recht, ihn abzuſetzen 

und einen andern wiederumben anzuſetzen. 

Die Einhebung der Zehnten und Zinſen, aus denen neben 
dem weltlichen Schutz auch alle kirchlichen Bedürfniſſe beſtritten 
werden mußten, ſollte nach billigen Grundſätzen erfolgen. Das 
Kind in der Wiege ſollte dabei nicht geweckt, der Hahn auf dem 
Gatter nicht erſchreckt werden. 

Das Teſſenberger Weistum mahnt den Vogt: 

und wo eine arme Witwe wäre, die das fällige Huhn nit 
haben möchte, die ſoll man ledig laſſen. 

Selbſt von der Wehrpflicht, vom Kriegszug, war der Mann 
befreit, wenn ſeine Frau im Kindbett lag. So beſtimmt das 
Weistum von Salzſchlirf, daß die Nachbarn dem Auf⸗ 


gebot des Stiftsherm folgen müſſen, ſo weit und ſo lange, als 
ihr Schultheiß vor ihnen herziehe: 
Iſt unter ihnen aber ein Nachbar, der eine Sechswöchnerin 
daheim hat, den ſoll man auch bei ſcheinender Sonne heimgehen 
laſſen, daß dieſelbige keinen Schaden nähme. 


Aus gleicher Urſache ſoll die Arbeit für den Herrn ſofort 
unterbrochen werden. So ſagt das Wendlager Weistum: 
Wann ſolches geſchähe, daß ihm die Botſchaft gebracht würde, 
ſoll er alsbald die Pferde abſpannen und ziehen nach Haus und 
tuen ſeiner Kindbettnerin was zu Gute, damit ſie ihm ſeinen jungen 
Bauern deſto beſſer ſäugen und aufziehen könne. 
Auch wenn die junge Mutter wieder arbeitsfähig iſt, ſo 
darf ſie doch jeden Herrendienſt um ihres Kindes willen unter⸗ 


brechen, ſo nach dem Alzeier Weistum: 


Die Frau ſoll dreimal am Tage heimgehen, ihr Kind ſäugen. 
Auch beim „Sterbefall“, einer Abgabe, die im beſten Stück 


Vieh oder im beſten Kleidungsſtück beſtand, ſollte jede billige Rück⸗ 
ſicht walten. Im Weistum von Wettingen (Aargau) heißt es: 


Wenn eine Frau, des Gotteshaus eigen, ſtürbe, die iſt ver⸗ 
pflichtet ein Bett mit vier Zipfeln, dazu ihr beſt Gewand; wäre 
es aber ſo, daß dieſelbe Frau eine Tochter hätte, die nit wäre 
ausgeſteuert, ſoll ſie dieſen Fall erben, von dem Gotteshaus 
ungehindert. 

Die Abgaben an die Herren verpflichteten dieſe zur Hilfe in 
jeder Not. Wie ſchnell dieſe geleiſtet werden ſollte, zeigte z. B. das 
Weistum von Obermichelbach in der Schweiz. Der Vogt ſollte 
ſich nicht einmal ganz ankleiden dürfen: 

Wenn das geſchähe, daß ein Vogt durch einen Hüber ange⸗ 
rufen würde, ihm helflich zu ſein, hätte er dann einen Stiefel an- 


gelegt, ſo ſollte er den andern i in der Hand führen und den Hübnern 
behülflich ſein. 


Wie weit die Hilfspflicht der Herren ging, beweiſt ein lang⸗ 
wieriger Streit des Kloſters zu Limburg mit der Gemeinde 
Dürkheim. Das alte Weistum hatte beſtimmt, daß der Abt ver⸗ 
pflichtet jet, ſelbſt einem Totſchläger aus der Gemeinde Dürkheim 
zu helfen „bis auf das Meer“, und daß er dort mit ſeinen Dienern 


i 


Wache halten müſſe, bis das Schiff mit dem Flüchtling außer Seh⸗ 
weite gekommen ſei. Es war verſtändlich, daß der Abt erklärte, „das 
ſei ihm und dem Kloſter ſchwerlich zu tun“. Daraufhin brachten 
1416 zwei Grafen zu Leiningen einen Vergleich zuſtande, der 
die Hilfeleiſtung ſo begrenzte: 

Wäre es, daß ein Mann, der dem Kloſter Limburg angehörte, 
einen Totſchlag täte, käme der gen Limburg und begehrte an den 
Abt, daß er ihm hinweghllfe, ſo ſoll ein Abt demſelben nach allem 
‘einem Vermögen und ungefähr helfen eine Meile Wegs von dem 
Kloſter Limburg, in welches Land der arme Mann hinaus will. 
Ferner wäre es, daß ein armer Mann oder mehrere, gefangen 
oder ihnen ihre Güter genommen würden, da ſoll ein Abt von 
Limburg dem oder den armen Leuten, denen es alſo geſchehen 
wäre, zu allen Zeiten helfen, für ſie teidingen (unterhandeln) 
und um ſie reiten und dazu alle ſein Vermögen tun, gleich wie wir 
(nämlich die beiden Grafen) und andere Herren für ihre Leute tun. 


Neben demErbpächterſtand, der unter ſolchen Zins⸗ und Dienſt⸗ 
rechten immer mehr in eine geſicherte Lage hineinwuchs, ſaß eine 
zahlreiche Bauernſchaft auf völlig freiem Hofe. 

Bei beiden aber, bei dem Erbpächter und bei dem Freien, ſtand 
das Recht am Boden nicht ſowohl bei den Einzelnen, als vielmehr bei 
der Familie. Ohne Einwilligung des „Anerben“, d. h. deſſen, der 
beim Tode das nächſte Recht zur Nachfolge hatte, war jede Ver⸗ 
äußerung rechtlich ungültig. War mit Zuſtimmung des nächſten 
Erben aber eine Veräußerung beſchloſſen, ſo hatten alle Familien⸗ 
mitglieder ein Vorkaufsrecht. Noch 1616 heißt es im Pu 0 
von Bayern (Tit. 10): 

Wer eigen liegend Gut hat und das verkaufen will, der ſoll 
es ſeinen Freunden, die ihm die nächſten im Grad der Sippſchaft 
bis in vierten Grad verwandt im Land ſind, anbieten und ihnen 
vor Anderen Kaufsſtatt tun. 


Erfolgte das Angebot ordnungsmäßig, ſo hatte der nächſte d Ver⸗ 
wandte ein Jahr lang das Einſtandsrecht. Der Einſteher darf 
das Gut nur für ſich ſelbſt kaufen und nicht „einem anderen zu Ge⸗ 
fallen oder Nutzen“; d. h. er darf ſich nicht zum Strohmann eines 
dritten hergeben. Er ſoll auch „das Gut für ſich ſelbſt zu behalten“, 
nicht, es „um eines Ubergewinns willen wieder zu verkaufen“ 
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beabſichtigen; das muß der Einſteher auf Verlangen be⸗ 


ſchwören. 
Selbſt die Hofſtätte, d. h. der mit einem Zaun oder Gehege 


umgebene Raum, auf dem die Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäude 


ſtanden, war dem Einzelnen nicht zu ſchrankenloſer Willkür über⸗ 


laſſen. Wurden die Gebäude zerſtört, ſo war der Beſitzer gezwungen, 


neue aufzuführen. Er verlor das Eigentumsrecht am Boden, wenn 
er nicht innerhalb Jahresfriſt zum Neubau ſchritt. 

Das alte germaniſche Geſetzwerk der Inſel IJsland, das 
bis 1271 in Kraft blieb, „die Graugans“, beſtimmt im 


0 „Koningsbok“ § 183: „Es ijt Geſetz, daß kein Mann ſeinen 


Hof unbewirtſchaftet liegen laſſen darf.“ 
Nach dem alten Landbuch des Kantons Uri (Art. 335 §§6 und 


7)) kann ein Platz auf der Allmend zur Errichtung eines Baues be⸗ 


willigt werden; es ſoll aber „derſelbe nicht länger eigen ſein und 
bleiben, als Gebäude, es ſei ein Haus, Hütte oder was es ſein mag, 
von ihm und nachkommenden Beſitzern in Dach und Gemach 
unterhalten wird; denn ſobald kein Gebäude mehr da iſt, ſoll der 
Platz wieder Allmend ſein“. In Jahresfriſt iſt der Platz zu ver⸗ 
bauen, „anſonſt derſelbe wieder Gemeindeallmend ſein ſoll“. 
Wie ſehr Sondergut und gemeine Mark ineinander übergingen, 
zeigt der Beſchluß des offenen Landtags, den die Landleute von 


Schwyz am 27. Mai 1339 hielten. Darin wird beſtimmt, daß 


jedermann, reich oder arm, „vnſer gemein merki“ 14 Tage vor 
St. Michael bis 14 Tage vor St. Johannis frei benutzen dürfe. 
Wer Teile der gemeinen Mark umfriedet, muß „Lücken“ laſſen, da- 
mit auch andere freie Ein⸗ und Ausfahrt haben. Iſt ein Hag in der 
gemeinen Mark ganz geſchloſſen, ſo kann jeder ohne weiteres die 
nötigen Offnungen hinein brechen. Wer aber auf einem Teil der ge⸗ 
meinen Mark „Korn oder Reppen“ ſäet, der ſoll dieſen Teil von 
der Viehweide trennen, niemand ſoll in ſeinen Hag brechen dürfen 


— allerdings nur bis nach der Ernte. 


Der Markgenoſſe hat das Recht an der Allmende nur, ſo lange 
er in der Mark ſelbſt eine Heimſtätte beſitzt. Das Weistum von 
Nieder⸗ und Mättmenhasle nördlich von Zürich, erklärt: 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 6 


o 


Item das dorff hat das recht, daß niemant anders wunn, 
noch weid, noch gerechtigkeit zuo inen 9 ſol, dann der, ſo 


hushablich iſt. — 


Unmöglich war auch bei dieſem deutſchen Vobenegz eine ver⸗ 
derbliche Verſchuldung. Verſchuldet konnten allein das Haus und 
der geringe Hausrat werden. So beſtimmt der ae 
(Buch I Art. 6): 


Wer das Erbe nimmt, ſoll des Verſtorbenen Schüben be⸗ 
zahlen, ſoweit das Erbe an fahrender Habe zureicht. 


Der Unterſchied zwiſchen der „fahrenden Habe“ und dem 
Boden wurde ſtreng durchgeführt. Das moderne Recht, das 
zwiſchen beweglichem und unbeweglichem Gut unterſcheidet, kann 
deshalb dem Boden in ſeiner Eigenart nicht gerecht werden, weil 
dieſe Unterſcheidung Erzeugniſſe menſchlicher Arbeit, nämlich die 
Baulichkeiten aller Art, dem Boden gleichſetzt. 


Das alte deutſche Recht hat eine beſſere Unterſcheidung. 
Es betrachtet als fahrende Habe alles, „was die Fackel brennt“, 
d. h. auch alle Häuſer. So erklärt eine Entſcheidung der Schöffen 
vom Breidenbacher Grunde, einem Nebentale der Lahn, 
vom 21. Februar 1632: 

Auf empfangenen Befehl von Hoch Fürſtl. Reg., weilen 
darinnen begehret worden vom Schöpfenſtuhl, ob die heußer vor 
Fahrnis gerechnet und gehalten wurden, berichten die Schöpfen, 
daß im gericht Breidenbach alle Baue, waß die fackel oder 
brand hinwegnehme, vor fahrnis gehalten und 
erkannt würden, maßen ſolches alt herkommens. 
Noch am 23. Juli 1759 haben ſämtliche Gerichtsſchöffen des 

Breidenbacher Grundes entſchieden: 


daß nach hieſigem Landbrauch auch ſteinerne und gemauerte 
Häuſer als fahrende Habe betrachtet werden. — 


Das Bodenrecht des Mittelalters ſicherte jedem den freien 
Zugang zur Natur und dadurch die Möglichkeit, in freier Arbeit 
ſeinen Lebensunterhalt zu gewinnen. Arbeit für andere, Lohn⸗ 
arbeit, wurde darum nur dann geleiſtet, wenn der Lohn zum 
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. Bündeſten ſo viel bot, wie man in freier Arbeit gewinnen konnte. 
Der Lohn war deshalb verhältnismäßig hoch. 

j Im Gebiet von Aachen verdiente um 1300 ein Tagelöhner 
an einem Tage beinahe den Wert von zwei Gänſen. Um 1480 
konnte ſich am deutſchen Niederrhein ein Tagelöhner bei 
freier Koſt für den Lohn eines Arbeitstages anſchaffen: 2 ½/ Liter 
Roggen, 2 Pfund Kalbfleiſch und eine große Kanne Milch. 

Außerdem behielt er noch jo viel Geld übrig, daß er in 4—5 Wochen 
ſich ein Paar Schuhe, 6 Ellen Leinwand und eine gewöhnliche Ar⸗ 
beitsjacke kaufen konnte. Zu derſelben Zeit verdiente in Sachſen ein 
gewöhnlicher Tagelöhner wöchentlich 6—8 Groſchen, während ein 
Schaf 4 Groſchen, ein Paar Schuhe 2 Groſchen koſteten. Im 
Fürſtentum Bayreuth verdiente ein landwirtſchaftlicher Tage⸗ 
löhner 1464 täglich 18 Pfennig, 9 ein Pfund des beſten 5 
Rindfleiſches 2 Pf. koſtete. 

Der Lohn der niedrigſten Volksſchicht, ger ungelernten Ar- 
beiter, beſtimmt aber die Lebenshaltung aller anderen Volks- 
ſchichten, die ſich auf dieſer Grundlage aufbauen. 


5. Pom Bergrecht. 


W. der Boden im allgemeinen, ſo wurden auch die Schätze 

in ſeinem Inneren als Eigentum der Geſamtheit angeſehen 
— ein Grundſatz, der ſchon im Altertume galt. Die Lauriſchen 
Silberbergwerke Attikas, die phöniziſchen und kartha⸗ 
giſchen Bergwerke waren im Staatsbeſitz. Im römiſchen 
Reich wurden die Bergwerke in der Regel durch Staatsſklaven 
oder verurteilte Verbrecher betrieben oder, wie wir von den 
Tafeln von Vipasca wiſſen, von den Staatsbehörden an 
Private verpachtet. 

Römiſche Bergwerke im Schwarzwald und am Rhein fielen 
in den Beſitz der Germanen. Ihre Fürſten nahmen, wie das 
Münz⸗, Zoll⸗ und Marktrecht der römiſchen Staatsgewalt, fo auch 
das Bergrecht für ſich in Anſpruch. Dieſes Bergwerkseigentum 
wurde nun wie anderes Großgrundeigentum auch als Lehen ver- 
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geben. Immer aber galt der Grundſatz, den der Sachſen⸗ 
ſpiegel (Landrecht I, 35, § 1) fo zum Ausdruck bringt: 
Aller Schatz, der unter der Erde begraben iſt, tiefer als ein 

Pflug geht, der gehört der königlichen Gewalt. 

Die mit dem Bergregal beliehenen Großen ſuchten ihr Recht 
möglichſt nutzbar zu machen, indem ſie es gegen beſtimmte Abgaben 
zur Ausbeute weiter verliehen. Wie aber eine Verleihung des 
Bodens immer nur ein Recht des Gebrauchs, nie aber des Miß⸗ 
brauchs gewährte, ſo war es auch hier. Wer den Betrieb nicht 
ordnungsgemäß aufrecht erhielt, verlor jedes Recht daran. So 
beſtimmt das ius regale montanorum von König Wenzel! II. 
(1283 —1305).: 

§ 5. Iſt aber, daß etliche Bergleute ihre Silbergruben 
nicht bearbeiten . .. jo ſollen unſere Urbarer ſich deren unterwinden 

(d. h. ſie einziehen). Es gehört uns an, daß niemand ſolle ſein Berg⸗ 

werk unbearbeitet laſſen und des nicht gebrauchen. 

Um Bergarbeiterheranzuziehen, gewährte man ihnen beſondere 
Rechte, und zwar nicht nur die perſönliche Freiheit, ſondern auch An⸗ 
teil an den Wäldern, das Recht ſich der Waſſerläufe zu bedienen, und 
endlich einen eigenen Gerichtsſtand. Als die Goldfunde Amerikas 
und die ſteigende Geldwirtſchaft die deutſchen Bergwerke zur 
äußerſten Anſpannung drängten, verſprachen die Bergherren auch 
beſondere Vorrechte, ſo daß die Bergwerksbetriebe in weitem 
Umfange Zufluchtsſtätten derer wurden, die ſich irgendwie bedrückt 
fühlten oder in Not geraten waren. 

Agricola ſchreibt in ſeinen „Zwölf Büchern vom Bergwerk“ 
(Deutſche Ausgabe Baſel 1557): 

gemeiniglich laufen dieſe aufs Bergwerk, die da viel ſchuldig 
ſind und nicht zu bezahlen haben, oder Kaufleute, die aufgeſtanden 
ſind; oder vom Pflug der Arbeit halber gelaufen. 


Die Bergordnung von Freiwaldau (Schleſien) vom Jahre 
1529 verſpricht: 
item wo jemand auf ditz unſer bergwerg kommen wird, der 
anderswo und nicht auf dieſem bergwerg ſchuld gemacht hett 
und würd ditz bergwerg bauen, derſelb ſoll von der Zeit, ſo er 
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von ſeinen glauwigern vor uns und unſer amptleute derwegen 
furpracht, drei jar friſt haben. 


Die Bergordnung von Neiße vom Jahre 1541 bietet ſogar 
allen Schuldnern eine Friſt von vier Jahren. 

Die Arbeitszeit war günſtig. Die Schicht für Berghauer und 
Schmelzer betrug bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts allgemein 
ſechs Stunden. Überſchichten waren in der Regel verboten. Kein 
Bergarbeiter darf 2 Schichten nacheinander tuen, weil er ſonſt bei 
der Arbeit einſchläft, „ſo er ob großer und harter Arbeit iſt müd 
worden“ (Agricola). Wo ſie in Ausnahmefällen erlaubt waren, 
ſollten ſie doppelt bezahlt werden. 

Als im Jahre 1465 die Herzöge von Sachſen die Schicht der 
Bergwerksknappen von Freiberg i. S. von ſechs auf acht 
Stunden erhöhen wollten, wehrte ſich die Knappſchaft kräftig da- 
gegen. Nach langen Verhandlungen zwiſchen den Landesfürſten, 
der Stadt und den Knappen kam 1479 eine Vereinbarung zuſtande, 
in der die tägliche Arbeitszeit auf jie ben Stunden bemeſſen, für 
die Verlängerung der Arbeitszeit eine Lohnerhöhung (von 10 auf 
12 Groſchen die Woche) bewilligt wurde. 

Im ſechzehnten Jahrhundert ging man langſam zur Acht⸗ 
ſtundenſchicht über, die ſich aber immer einſchließlich der Ein⸗ 
und Ausfahrt verſtand, ſo daß die eigentliche Arbeitszeit ſieben 
Stunden betrug. Als typiſch kann die Ordnung für Bergleute 
angeſehen werden, die Philipp II. 1578 für die Betriebe 
der damals ſpaniſchen Freigrafſchaft Burgund erließ, und die 
1579 vom Parlament zu Dole als rechtskräftig regiſtriert wurde. 
Sie ſchreibt in der Hauptſache vor: N 

1. Achtſtündige Arbeitszeit in zwei Abſchnitten 
von 4 Stunden. 

2. Bei beſonders dringlicher Arbeit vier Schichten von 6 Stun⸗ 
den, doch jo, daß jeder Arbeiter in 24 Stunden 8 Stunden 
Ruhe genießt. 

3. Bezahlung der Arbeiter nach Vereinbarung mit dem 
Inhaber der Grube entweder in Tagelohn oder nach der Förderung, 
nach Wahl der Arbeiter. 

4. Bezahlung der Feiertage. 
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5. Zu Oſtern, Pfingſten und Weihnachten je eine halbe 
freie Woche (außer für die Pumpenarbeiter); an den 4 Mut⸗ 
tergottes⸗ und den 12 Apoſteltagen je ein halber Feiertag. 
Weitere Beſtimmungen ſchützen die Bergleute vor willkür⸗ 

licher Verhaftung und ſichern ihnen einen Markt für Lebens⸗ 
mittel, von dem Auswärtige nichts entnehmen und auf dem 
Beamte, Unternehmer und Wirte nicht vor den Arbeitern ein⸗ 
kaufen dürfen. 


6. Skädtiſche Boden- und Steuerfragen. 


as ſoziale Ideal der Zeit hat eine alte Verordnung der 
Stadt Kuttenberg einmal in die Worte gefaßt: 

Jedermann muß an ſeiner Arbeit Freude haben, und niemand 

ſoll ſich in Nichtstun aneignen, was andere mit Fleiß und Arbeit ge⸗ 
ſchaffen haben. 
Daß ſich niemand „in Nichtstun“ fremder Arbeit Frucht 
aneignen konnte, war in erſter Reihe auf die Regelung der Boden⸗ 
frage zurückzuführen. — In den Städten wurde die Allgemeinheit 
als Herrin des Bodens zunächſt durch den Landesherrn dargeſtellt, 
dann durch den Landesherrn in Verbindung mit der Stadt, und, 
wenn die Stadt ſich freimachte, durch die Stadt allein. Dieſer 
Herr gab ein Stück Boden zur Gründung einer Heimſtätte gegen 
den ſogenannten „Wurt“, auch wohl Wort⸗Zins (Wurt = Wöhrde 
= Werder - erhöhte Stelle), der in der Regel nicht geſteigert 
wurde. Dafür hatte der Bodenherr die Heimſtätte zu ſchützen. 
Dementſprechend wurde auch der Schutzzins geteilt in Königs- 
zins für den Landesherrn und in Städtezins für die 
Stadt. Daß der Bürger das Stück Land nicht zum Eigentum, 
ſondern nur zur Nutzung erhielt, kam auch dadurch zum Ausdruck, 
daß die ſtädtiſche Grundſteuer in manchen Fällen (3. B. in Ham⸗ 
burg und Lübech geradezu als Grundheuer, d. h. als Miete 
bezeichnet wurde. ERS 
Der Umfang der verliehenen Bauſtelle war verſchieden. 

Sie betrug in Freiburg i. Br. 1120: 100 Fuß in der Länge, 50 Fuß 
in der Breite, in Bern 1218: 100 Fuß in der Länge, 60 Fuß 


ior Mages 


in der Breite. Dieſe Hofſtätte erhielt der Bürger in Erb⸗ 
leihe. 


Es war bezeichnend, daß Erbleihe und Weichbild in 
Niederdeutſchland und Erbleihe und Burgrecht in Ober⸗ 
deutſchland mit denſelben Worten bezeichnet wurden, ſo im 
Rechtsbriefe Ottos IV. für Hannover vom 2. Mai 1209: 

Alle jene .... Bauſtellen übergeben wir denſelben Bürgern 


zu dem Rechte das man Weichbild nennt, ſo daß ſie (die Bauſtellen), 
von jedem Recht ... und Gericht (d. h. fremdem) befreit find; 


und im Rechtsbrief des Biſchofs Gebhard von Playen für 
Paſſau vom 19. März 1225: 

Wenn jemand in unſere Stadt kommt und ein Erbrecht er⸗ 
wirbt, das ijt das Recht, welches in der Umgangsſprache „burch⸗ 
recht“ heißt. a 
Über die Bauhöhe wurden einzelne Beſtimmungen erlaſſen, 

ſo 1237 in Köln für die Straße „unter Gaddemen“, wo ſie auf 
16 Ellen beſchränkt wird. Im allgemeinen aber galt die Vor⸗ 
ſchrift des Sachſenſpiegels, daß man 3 Geſchoſſe bauen 
dürfe: ein Geſchoß, deſſen Tür nicht höher als bis zur Kniehöhe 


liegen darf, und darüber noch 2 Geſchoſſe. 


Waren die Neuſiedler zu arm, ſich ſelbſt ein Haus zu bauen, 
ſo wurde ihnen vom Bodenherrn wohl das Geld zur Erbauung 
des Hauſes geliehen, oder dieſer baute ſelbſt das Haus und gab 
Boden und Haus an den Bürger, und zwar meiſt gegen einen 
Erbleihzins (Burgzins). 

Der Leihherr (dominus directus) behielt eine beſondere 


Stellung. Seine Anſprüche mußten zuerſt befriedigt werden. 


Wollte der Beliehene Boden und Haus verkaufen, ſo hatte der 
Leihherr in der Regel das Vorkaufsrecht. Häufig war dem Leih- 
herrn beim Verkauf und Erbgang der ſogenannte Vorheuer oder 
Ehrſchatz (laudimium), oft ein Zwanzigſtel des Wertes, geſichert. 
Jedes andere Recht des Grundherrn aber war innerhalb der Stadt- 
mauern ausgeſchloſſen. Er durfte keine Dienſte in Anſpruch neh- 
men, die die perſönliche Freiheit in Arbeit, Bewegung und Erb— 
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recht beengt hätten. „Stadtluft macht frei!“ „Kein Zinshuhn 
fliegt über die Stadtmauer.“ 

Wer auf dem Lande als Höriger geſeſſen hatte, wurde ohne 
weiteres frei, wenn er ein Jahr lang Stadtluft geatmet hatte, 
ohne von ſeinem früheren Herrn zurückgefordert zu ſein. Ein 
gern angewandtes Mittel, ſich gegen die Anſprüche früherer 
Herren zu ſichern, beſtand z. B. in Köln darin, daß man freiwillig 
einer Kirche „wachszinspflichtig“ wurde. Die Mitglieder folder 
Familien hatten jährlich 2 und bei der Verheiratung 6 Denare an 
die Kirche zu entrichten; ſonſt waren aber auch ſie völlig frei. 
Starb ein Mann, der noch nicht die volle Freiheit erlangt, ſondern 
nach dem Buchſtaben des Rechtes noch irgendeinem Herrn an⸗ 
gehört hatte, ſo ſollten doch ſeine Nachkommen ohne weiteres 
von allen Verpflichtungen dem Herrn gegenüber durch die Stadt⸗ 
luft frei geworden ſein: „deſſen Hausfrau und Kinder ſollen 
dem Herrn von ihrem Gute nichts geben, als was ihr Wille ijt” 
(Colmarer Stadtrecht von 1278.) ; 

Wurtzins und Burgzins waren in der Regel ſehr gering, 
ſo daß nur in ſeltenen Ausnahmen Zahlungsunfähigkeit den 
Verluſt der Heimſtätte bewirkte. Dazu hatte ſich vielfach, z. B. 
in Straßburg, das Gewohnheitsrecht herausgebildet, daß das 
Erbrecht erſt verfiel, „wenn ein Zins den andern rührte“, d. h. da 
der Zins halbjährlich zu entrichten war, wenn ein ganzes Jahr ſeit 
der letzten Zinszahlung verſtrichen war. Vorübergehende Un⸗ 
glücksfälle, Krankheiten uſw. ſollten niemand heimatlos machen. 

Auch Bürgerkinder konnten ſelbſtändige Bürger nur durch 
Erwerb von Hausbeſitz werden. Da der Boden innerhalb der 
Stadtmauern beſchränkt war, erlaubten viele Stadtverfaſſungen, 
ſo die von Freiburg i. Br. 1275 und 1293, daß ſchon Teile von 
Häuſern — man ging bis zu / — genügten. Die Teilung nach 
Stockwerken war die gewöhnliche; manchmal wurde aber auch 
der Teilſtrich von oben nach unten gezogen. 

Es war ein Aufgeben geſunder Grundſätze, wenn ſpäter 
in Einzelfällen auf die enge Verbindung von Grundbeſitz und 
Bürgerrecht verzichtet wurde. So tat es Freiburg i. Br. 1397. 


* 
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Frankfurt a. M. hielt wenigſtens daran feſt, daß ein Renten⸗ 
bezugsrecht an Boden in der Stadt haben müſſe, wer Bürger⸗ 
rechte erwerben wolle. 

Das Haus des deutſchen Bürgers war in Wahrheit ſeine 
Burg. In ihm war er ungerechten Angriffen gegenüber eigener 
Richter. Das Stadtrecht von Colmar (1278) erklärt ausdrücklich: 

Was demjenigen, der einen anderen in ſeinem Wohnhaus 
freventlich ſucht, von dieſem drinnen geſchieht, dem ſoll kein Gericht 
nachgehen. 

Hausfriedensbruch wurde mit den ſchwerſten Strafen ge⸗ 
ſühnt. Das älteſte Berliner Stadtbuch, von den Jahren 1399 
bis 1441, berichtet, daß um dieſes Frevels willen eine Frau le⸗ 
bendig begraben wurde. 

Wer aber in allgemeiner Not der Gemeinſchaft gegenüber 
ſeine Pflicht vergaß, dem wurde nach dem gleichen Rechte die 
ſchwerſte Strafe. Das Colmarer Stadtrecht von 1278 beſtimmt, 
„daß man dem Bürger, der bei einem allgemeinen Aufgebot 
ohne ehrhafte Not oder beſondere Erlaubnis zurückbleibe, 
ſein Haus niederbrechen ſolle.“ 

Daß die Bauſtelle nicht ihrer Beſtimmung entzogen, 
nicht etwa als Spekulationsobjekt aufgekauft und zurückgehalten 
würde, war dabei ſelbſtverſtändlich. Schon in dem erſten Stadt⸗ 
recht von Freiburg i. Br. 1120 wird die Bauſtelle nur zum Recht 
des Bebauens verliehen. Die Verfaſſungen von 1275 und 1293 
beſtimmen ausdrücklich, daß der Erwerber eines abgebrannten 
Hauſes nur dann Bürgerrecht darauf erwirbt, wenn er das Haus 
wieder aufbaut. Ebenſo konnte in Bern nach der Handfeſte von 
1218 das Bürgerrecht nicht dadurch erworben werden, daß man 
die Bauſtelle eines abgebrannten Hauſes kaufte, ſondern nur da⸗ 
durch, daß man das Haus wirklich wieder aufbaute. 

Als der Hohenſtaufe Friedrich II. auf ſchwäbiſchem 
Allodeigentum die Stadt Pfullendorf im heutigen Baden gründete, 
erklärte er im Stadtrecht vom 2. Juni 1220: 


Ferner beſtimmen wir ..., daß, wenn ein Bürger eine oder 
mehrere leere Bauſtellen habe, d. h. ſolche, die nicht überbaut ſind, 


e Spel 


und ex fie vom nächſten Feſttage des Heil. Michael über ein Jahr 
nicht überbaut hat, jene Bauſtelle, oder wenn es mehrere ſind, an 
unſere Domäne fallen ſollen, wenn nicht Armut es entſchuldigt, oder 
der den Vorſchriften der Stadt entſprechende Verkauf der Bau⸗ 
ſtelle an einen Mitbürger. 


1287 ſagt das Stadtrecht von Salzburg, daß, wer eine ef 
ftatt kaufe, auch binnen Jahresfriſt darauf bauen müſſe. 


Der Biſchof von Baſel, dem der Boden des Städtchens 
Delsberg gehörte, beſtimmte i. J. 1289, daß jede Bauſtelle dem 
Beſitzer ohne weiteres genommen werden könne, der den Haus⸗ 
bau unterlaſſe. 


Kaiſer Karl IV. führte 1348 den Bauzwang in 5 Neuſtadt 
von Prag durch. Rudolf IV., Herzog von Oſterreich, beſtimmte 
am 28. Juni 1360: 


Swaz ouch ietzunt ungepauener oder . 
heuſer und hofſtet in der ſtat und den vorſteten zu Wiene 
gelegen ſint, die ſullen beſtiftet und angevangen werden ze pauen 
inner diſer nehſten jarsfriſt. Wer aber das uberſitzet und verſaumet, 
dezſelben oedes haus oder ungepauene Hofſtat ſol mit vollem recht 
ohneallegenad ladiklichen vervallen ſein einem ieglichen her⸗ 
zogen von Oſterreich und der ſtat ze Wiene, und ſol ouch davon aller 
uberzins abſein, wem der werden ſol. 

Und was ouch furbazzer nach diſem erſten jar ſoelicher hofſtete 
und heuſer ſint oder werden, die jar und tag unbeſtiftet und wueſt 
beleibend, die ſullen ouch alſo ze geleicher Weiſe uns und der ſtat 
vervallen, und mugen ouch wir . . .. dieſelben heuſer, die uns 
alſo vervallent, ſchaffen und geben, zu der egenannten unſer 
ſtat nuz, ſwem und wie wir wellen. 


Hier zeigt ſich, daß dieſes Recht nicht nur auf reine Bauſtellen, 
ſondern auch auf öde, d. h. verfallene und vernachläſſigte Häuſer 
ausgedehnt wurde. 

Freiburg i. Br. ernannte 1417 einen Ausſchuß von drei 
Bürgern zur Aufſicht über die „hofſtetten, die man buwen 
ſol, die buwffeligen hüſer“. Er hatte das Recht, Hofſtätten 
und baufällige Häuſer durch Zwangsverſteigerung gegen Über⸗ 
nahme der Baupflicht zu verkaufen. Er konnte ſelbſt das Haus 
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auf Koſten der Stadt in guten Zuſtand ſetzen und es dann ver⸗ 


kaufen — ohne Entſchädigung der bisherigen Eigentümer. 

Das Stadtrecht von 1520 ging noch weiter. Wer von einem 
baufälligen Haus Zins bezog, dem ſollte eine beſtimmte Zeit 
angeſetzt werden, in der er das Haus in guten Stand zu ſetzen 
hätte. Ließ er die Friſt ungenutzt verſtreichen, ſo verfielen Zins 
und Schuld; das Haus ging ohne Entſchädigung ins Eigentum der 
Stadt über: 

uß hüßer ſol man nit gärten machen. Item es ſol hinfür nie⸗ 
mants hüßer, ſchüren noch hüßlich gebüw in unſer alten ſtatt noch 
in unſere vorſtatten der meynung abgen laſſen noch zerbrechen, 
daß er darus garten machen wolt. Welcher ſolichs thatt, der ſol uns 


zu ſtraff 10 Pfund verfallen ſin und dannacht derſelb grund unſer 
Statt gemeinem Gut zugehören. 


Bei ſolcher Rechtslage war jeder Bodenwucher unmöglich. 
Für Bauſtellenhändler etwa im Sinne der heutigen Terrain⸗ 
geſellſchaften war kein Raum. 

Auch der moderne Bauſchwindel war ausgeſchloſſen und 
das „Vorrecht der Bauhandwerker“ geſichert. 

Das „Württembergiſche Landrecht“ von 1555 und 1567 
beſtimmt im Anſchluß an das Freiburger Stadtrecht: 

Welcher einem anderen gelt leihet, daß er ein Hauß bawe, oder 
ſein alt Hauß beſſere, dem iſt dasſelb Hauß umb die Schuld, auch 
ohne andere Bedingung (Vereinbarung) ſtillſchweigendt verpfendt 
und gilt gleich, das gelt werd bar bezahlt, oder den Werkleuten, oder 
in ander weg von des Baus wegen ausgegeben. Doch ſoll dieß 


Verpfandung in das Gerichtsbuch zu Gedächtnis eingeſchrieben 
werden. 


In Bayern gilt dieſes Vorrecht noch ums Jahr 1700. Der 
berühmte Kaſpar Schmid (Bayriſcher Kanzler von 1668 —1683) 
begründete es in ſeinen Kommentarien: 


Bei uns ſind tägliche Exempel, wo man Maurer und Zimmerleute 

zur Reparation von baufälligen Häuſern und anderer Gebäude mit 
dem Geding aufſtellt, daß ſie nach allen beigeſchaffen Baumaterialien 
um gewiſſen Taglohn mit ihren Geſellen den Bau führen ſollen auf 
ihre Koſten und Schäden. Wenn nun der Bau fertig und alſo herge⸗ 
ſtellt worden, daß kein Fehler zu finden, der Bauherr aber 
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unterdejjenberarmt und auf die Gant kommen iſt, gewiß 
ſehrhartwäre es, daß ein ſolcher Meiſter, der ſeinen äußerſten 
Fleiß angewendet hat, erſt mit den Gemeindegläubigern anſtehen 
ſolle, die mit Hypothek bedeckten Gläubiger aber, deren Sache ſie 
verbeſſert haben, ihnen vorgehen ſollen. 


Auch wo man ſpäter auf die Durchführung des Bauzwangs 


aus irgendwelchen Gründen verzichtete, hielt man daran feſt, 


daß die Laſten gleicherweiſe von den Beſitzern der Häuſer und 


von denen der Bauſtellen zu erheben ſeien. Worms verfügte 
i. J. 1459, daß zur Deckung der Koſten der Stadtbewachung 
von jedem Bodeneigentümer das Wachtgeld entrichtet werden 
müßte, gleichgültig, ob ſich ein Haus auf dem Boden befände oder 
eine Scheune oder ein Garten. ' 


Perſonalſteuern kannte der Deutſche nicht. Dieſe überließ 
man den Halbfreien wie den Juden. Der Freie entrichtete nur 
Abgaben, wenn ganz beſtimmte Gegenleiſtungen (Boden⸗Ver⸗ 
leihung, Wege- und Brückenbau, Marktſchutz uſw.) dagegen ftan- 
den. Schon das Wort Bede oder Bethe (von bitten) läßt erkennen, 
daß Perſonalſteuern nur in außerordentlichen Notfällen als Zu⸗ 
ſchuß zu den gemeinſamen Laſten aufgefaßt wurden. — 


Die ſtädtiſche Grundſteuer (Schoß) war anfangs kaum etwas 
anderes, als der auf die Stadt entfallende Teil der allgemeinen 
landesherrlichen Steuer. Auch nach Ablöſung der landesherrlichen 
Bedepflicht behielt man in der Regel die gewohnte Umlage bei 
und benutzte ihren Ertrag nur für Gemeindezwecke. Regelmäßige 
Steuern zahlten nur die Bürger der Stadt. Bürger aber konnten 
nur die Grundbeſitzer ſein. Auf dem Boden ruhte Recht und 


Pflicht der Bürger. So konnte als einzige direkte Steuer eben 


nur die Grundſteuer in Betracht kommen. 


In einer Bittſchrift der Handwerker in Riga an den Hoch⸗ 
meiſter v. Brüggeney im Jahre 1541 beriefen ſich die Hand⸗ 
werker darauf, daß fie zu jeglicher“ Leiſtung an die Stadt 
herangezogen wurden und nennen als ſolche „Schoß, Wacht⸗ 
dienſt, Bau und Beſſerung von Türmen und Mauern“. 
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Eine Steuerliſte aus Köln von 1275, nennt nur Liegen⸗ 
ſchaften als Steuergegenſtände; in Weimar waren noch ums 


Jahr 1410 Erbgüter das einzige Steuerobjekt. 


Bemerkenswert ſind einzelne Fälle, in denen die Gebäude 
freiblieben und nur der Wert des Bodens beſteuert wurde, ſo 
ausdrücklich in der Stadt Staveren i. J. 1298. In Brandenburg 
zahlten die Städte nach dem Bedevertrag von 1281 eine feſt⸗ 
gelegte Hufenſteuer, alſo auch nur eine Steuer nach dem Boden⸗ 
wert; dieſe Steuerart galt in Frankfurt a. d. Oder noch 1313, 
in Salzwedel noch 1330, in Neuſtadt⸗Brandenburg noch 1337. 

Als der Reichtum an Gold und Silber wuchs und es immer 
mehr Sitte wurde, dieſe Edelmetalle aufzuhäufen, um ſie bei 
Bedarf zu verpfänden oder einſchmelzen zu laſſen, trat als Er⸗ 
gänzung der Bodenſteuer eine Beſteuerung des beweglichen 
Gutes ein. Sie kam namentlich für die nicht Grund beſitzenden 
Bürger, Händler und Beiſaſſen in Betracht. Dresden beſteuert 
ſeinen angeſeſſenen Bürgern nur den Grundbeſitz, dagegen den 
Hausgenoſſen, die keinen Grundbeſitz haben, einen Teil ihrer 
beweglichen Habe. In Görlitz wurden noch 1565 im allgemeinen 
nur die Liegenſchaften beſteuert; „wer aber Erbe und Güter nicht 
hat“, der ſoll ſchuldig ſein, ſeine werbende Barſchaft und fahrende 
Habe zu verſteuern „nach billichem Erkendnus des Rats“. Ebenſo 
beſtimmt Heidelberg 1471, daß die Koſten für eine Ausrüſtung 
von Reiſigen auf die Liegenſchaften in Stadt und Mark Heidel- 
berg nach Verhältnis umgelegt werden ſollen, oder wenn einer 
keine ſolche hätte, auf ſeine „Hantnarung und Gewerb“. 

Über die Art der Steuer ſind viele Angaben zweifelhaft, 
weil die häufig gebrauchten Worte „Gut“ und „bona“ ebenſo 
nur Liegenſchaften als die ganze Habe bedeuten können. 

In einzelnen Fällen hob man allerdings die Steuer auf 
bewegliche Habe auf, um eine einzige Bodenſteuer dafür eingu- 
ſetzen, ſo in Halle i. J. 1503. 

In den Städten Tirols wurde als regelmäßige Abgabe 
nur eine Grundſteuer erhoben, während außerordentliche Abgaben 
auch die fahrende Habe heranzogen. 


en 


Wo das ganze Vermögen verſteuert wird, läßt man in der 
Regel doch Hausrat, Kleider, Betten, Vorräte, Pferde und Har⸗ 
niſch von der Steuer frei, ebenſo Hand werden in Ulm, Berg⸗ 
werksteile in Freiberg. 

In der Reichsſtadt Hall in Schwaben wurden von der Steuer 
nur Bürger betroffen, die über 400 fl. Vermögen hatten. In 
Straßburg mußten 1397 die, welche unter 400 Pfund beſaßen, 
1%, die, die mehr beſaßen, entſprechend höher beiſteuern. Ge⸗ 
wöhnlich galt als Grundlage der Steuer die Selbſteinſchätzung: 


alles gut alz lieb es ihm fet... nichts ausgenommen 


und nachdem er ſolches um bar Geld hingeben wollte. 


Wer ſich zu gering einſchätzte, deſſen Gut verfiel der Stadt, 
ſo in Goslar 1397, oder aber, und das ſcheint die Regel geweſen 


zu ſein, die Stadt konnte das Vermögensobjekt zu dem vom Eigen⸗ 


tümer angegebenen Preiſe übernehmen, ſo in Augsburg. In 
allen brandenburgiſchen Städten galt dieſer Rechtsſatz bis 
zur Zeit der Hohenzollern. Die Steuerordnung von Stendal 
1345 beſtimmte z. B.: 
und wo ok eyn islik menſche ſin gut verscotet by ſime eyde, 
davor mag die rat der ſtad dat gut beholden, oft die rat dat tun 
wie vor ſo vele marke, als he ſyn gut verſcotet, und ſcal eme ſyn 
gut redelik betalen by dages lichte. 

In Frankfurt a. M. wurde dieſes gute, alte Recht 1495 
dadurch verſchlechtert, daß man unter dem Einfluß der reich⸗ 
gewordenen Kaufleute einen verhältnismäßig niedrigen Höchſt⸗ 
betrag einſetzte. Wer dieſen verſteuerte, war von der Pflicht der 
Selbſteinſchätzung befreit. In anderen Städten erhielt ſich das 


alte Recht länger. In Schwäb.⸗Hall beſtimmt noch eine Rats⸗ 


entſcheidung vom 11. Juni 1662: 


Sollte jemand nach abgelegtem Eid zu wenig verbet he en, 
ſo ſoll die Ausloſung mit barem Geld geſchehen, eine 
Spezifikation begehrt, die Aufkündigung des Bürgerrechts aber und 
andere Geld⸗ und Leibesſtrafen vorbehalten ſein. 


Die „Ausloſung“ beſtand darin, daß der Rat befugt war, 


falls er die Selbſteinſchätzung eines Bürgers für unrichtig er⸗ 
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achtete, deſſen Geſamtvermögen um den vom Beſitzer angegebenen 


Wert an ſich zu ziehen. Hier wurde dieſes ebenſo einfache wie 
wirkungsvolle Recht bis 1711 aufrecht erhalten. 


Dieſe Art der Steuer mußte auch jedes unfruchtbare Zurück⸗ 
halten von wertvollem Baugelände erſchweren. Wo trotzdem der 


Grundbeſitz ſich in einzelnen Händen zu ſtark vermehrte, griff die 


Gemeinde durch und ſcheute ſich auch nicht, ſelbſt den ſo einfluß⸗ 
reichen Klöſtern entgegenzutreten. 

So verbietet ſchon 1276 die Stadt Straßburg, daß neue 
Klöſter in der Stadt Zins⸗Gebäude aufführen. Köln, wo zeitweilig 
dem Spital zum hl. Geiſt 250, dem Dom 150, dem Stift St. 
Cunibert 50 Häuſer, Gärten, Keller und Verkaufsläden zins⸗ 
pflichtig waren, verpflichtet 1435 die Auguſtiner, Dominikaner, 
Karmeliter und Minoriten, alle Häuſer außerhalb der eigentlichen 
Kloſtergebäude zu verkaufen. 

In der Altſtadt von Freiburg i. Br. war der Grundbeſitz 
der Klöſter von 1450 —1500 von rund 36 000 auf rund 48 000 qm 
Fläche geſtiegen. Darauf beſtimmte das Stadtrecht von 1520, 
daß die Eltern ihren Kindern nur noch fahrende Habe ins Kloſter 
mitgeben dürften, und daß ein Erbe den Kloſterinſaſſen nur dann 
zufallen dürfe, wenn nicht Verwandte bis zum vierten Grade 
einſchließlich vorhanden wären. 1565 war dann auch das Grund- 
eigentum der Klöſter auf den Beſtand von 1450 zurückgegegangen. 

Eine Verteuerung des Bodens in dem Sinne, daß jeder 
Fortſchritt im Verkehr, im Handel, im Lohn uſw. mit einer Er⸗ 
höhung der Bodenpreiſe, d. h. mit einer Verteuerung der Wohn⸗ 
und Arbeitsgelegenheit, beantwortet wurde, war um ſo eher aus⸗ 
geſchloſſen, als Stadt und Land noch nicht annähernd fo ge- 
ſchieden waren wie jetzt. 

Die Städte bedeckten im Verhältnis zu ihrer Einwohner⸗ 
zahl einen viel größeren Raum als heute und ſchritten, wenn 
ſich das Bedürfnis einſtellte, zu ausgedehnten Erweiterungen. 
Straßburg hat von 1200 —1440 viermal Stadterweiterungen 
vorgenommen. Köln hat ſich i. J. 1180 ſo erweitert, daß es 700 


Jahre lang, bis 1882, mit faſt dem gleichen Raume auskam. 


Stadterweiterungen waren leicht, da das umliegende Land 


meiſt im Beſitz der Städte ſtand, immer aber gegen ganz geringes 
Entgelt zu erwerben war. Schwerer wurden dieſe Erweiterungen 
allerdings, als die Erfindung des Schießpules die Befeſtigungen 
ſehr koſtſpielig machte. 

In dieſen weitläufigen Städten lebte nun eine Bevöllerung, 
deren Zahl heute von vielen Landgemeinden übertroffen wird. 
Im J. 1194 unterzeichneten alle freien Männer der mächtigen 
Stadt Arles einen Treueid: es waren 525. Die Geſamtbevölke⸗ 
rung darf demnach auf etwa 3000 veranſchlagt werden. Um 
1500 war Paris die einzige Stadt, deren Einwohnerzahl man 
wohl auf 100 000 ſchätzen darf. London war noch kleiner, 
wenn auch ſein Wachstum ſchnell war: von 1377 bis 1600 ſtieg 
es von 35 000 Einwohnern auf 150 000. Viel geringer war die 
Bevölkerung der deutſchen Städte, deren es um 1400 wohl 2500 
gab. Es zählten Einwohner: Augsburg (1475) 18 000, Baſel 
(1475) 9000, Dresden (1474) 3200, Eger (1446) 7300, Frei⸗ 
berg i. S. (1474) 5000, Freiburg i. U. (1444) 5200, Frankfurt 
a. M. (1387) 10 000, Leipzig (1474) 4000, Mainz (um 1490) 
5800, Nördlingen (1459) 5295, Überlingen (1444) 4800, Zürich 
(1410) 10 500. 20 000 Einwohner und darüber hatten nur vier 
Städte: Ulm (1427) 20 000, Straßburg (1475) 20 700 und Lübeck 
(um 1390) 22 300. Von Nürnberg haben wir eine Zählung 
des Rats, um die Lebensmittel gerecht zu verteilen, als Al⸗ 
brecht Achilles 1449/50 mit Belagerung drohte. Als 
ſtändige Bewohner ergaben ſich einſchließlich Frauen und Kinder 
19 600, dazu 450 Geiſtliche und 150 Juden. 


Und was hat dieſe verhältnismäßig ſö geringe Einwohner⸗ 
ſchaft der mittelalterlichen Gemeinden auf dem Gebiete der 
Kunſt geleiſtet! Wir ſtehen bewundernd vor vielen Münſtern 
und Domen, Rat⸗, Zunft⸗ und Wohnhäuſern und ahnen vor 


dieſen Zeugen volkswirtſchaftlichen Lebens, wie groß der Reich⸗ 


tum, wie hoch die Lebensführung jener Zeit geweſen ſein muß! 
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7. Die Bandwerker. 


n der Sicherheit der Städte wuchs die Bevölkerung ſchnell. 
Hier konnte und mußte auch die Arbeitsteilung immer voll⸗ 


kommener durchgeführt werden. Aus ſolcher Vorausſetzung ent- 
ſtand der Begriff des Handwerkers: Des Mannes, der ſich von ſeiner 


Hände Werk nährt, und nicht in erſter Reihe vom Grundbeſitz. Was 
es vorher, abgeſehen von der einfachen Hauswirtſchaft, an gerverb- 
licher Tätigkeit gab, war die eigentümliche Erſcheinung der Fron- 
hofswirtſchaft. Sie finden wir im frühen Mittelalter als 
eine Erweiterung der Haus wirtſchaft, in allen hoch ent— 
wickelten Eigenwirtſchaften, die über Hörige oder Erbuntertänige 
verfügen, in Klöſtern und Stiften und auf den Beſitzungen 
geiſtlicher und weltlicher Herren. An den Höfen der großen Grund— 
herren entwickelte ſich aus der Fronhofswirtſchaft der Stand der 


, Miniſterialen“, des glänzenden, urſprünglich aber grundholden 


Ritterſtandes der Staufenzeit. 
Für das ſtädtiſche Handwerk entſprach es altgermaniſcher 
Volksanſchauung, daß der Genoſſenſchaftsgedanke maßgebend 


wurde. In ſeinen Gilden, Zünften und Brüderſchaften ſchufen 


ſich Handwerk⸗ und Kaufmannſtand eigene Rechtsgenoſſen⸗ 
ſchaften. 

So heißt es in der Urkunde, mit der Biſchof Berchtold von 
Baſel am 14. November 1260 den Schneidern ſeiner Stadt 


Innungsrechte verlieh: 


Da beinahe jede Klaſſe der Menſchen in unſerer 
Stadt, welche einfache, mechaniſche Handfertigkeits-Künſte 
treiben und gemeiniglich Handwerksleute genannt werden, 
die Schneider ausgenommen, ſowohl durch unſere Gnade 
als die unſerer Vorfahren, Brüderſchaften haben, 
welche gemeiniglich Zünfte heißen, da auch die Schneider 
uns zu wiederholten Malen darum angegangen, ſo haben 
wir mit Rat und Einwilligung des Probſtes, des Dekanes und un⸗ 
ſeres ganzen Kapitels und der Dienſtmannen unſerer Kirche den 

Schneidern bewilligt, daß fie eine Brüderſchaft unter fich errichten 
und gleiche Begünſtigungen mit den übrigen genießen mögen. 
Und es ſei ihnen erlaubt, einen Meiſter, welchen ſie wollen von 
Jahr zu Jahr, wie es ihnen gefällt, zu empfangen, unter deſſen 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 7 
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Meiſtertum fie arbeiten, regiert und, wenn, 
fie ſich in etwas verfehlen, geſtraft werden 
ſollen. 


In dieſer Urkunde iſt noch die Erinnerung lebendig an die 
Entſtehung der Zünfte der Handwerker — und ähnliches gilt 
für die Gilden der Kaufleute — aus ihren urſprünglich 
kirchlichen Bruderſchaften. Zugleich läßt ſie erkennen, worin 
das Ziel der Zunft in ihrer erſten Entwicklungsſtufe beſteht. Aner⸗ 
kennung eigener Meiſter und von ihnen aufgeſtellter allgemeiner 
Grundſätze zur Förderung der Geſamtintereſſen des Gewerbes. 
Die Handwerker ſind der aufſtrebende Stand; die Handwerker⸗ 
frage iſt die ſoziale Frage der Stadtpolitik jener Zeit. Zur 
Sicherung der wirtſchaftlichen Errungenſchaften ſtrebt er auch nach 
politiſchem Einfluß auf Stadtregiment und Geſetzgebung. 

In den wachſenden freien Reichsſtädten war die Gewerbe⸗ 
pflege Ausfluß der Stadtfreiheit und Selbſtherrſchaft. In der 
ſtädtiſchen Bevölkerung bildeten die Angehörigen des Handwerker⸗ 
ſtandes die große Mehrheit. Dieſer ſozialen Gliederung entſprach 
der Inhalt derſtädtiſchen Geſetzgebung. Die Zunftordnungen, die ſich 
in allen Städten finden, und die ſtändig durch neue Geſetze und 
Ratsverordnungen abgeändert wurden, ſind die Sozialgeſetzgebung 
der damaligen Zeit. Sie wollte jedem Zunftgenoſſen in geſunden 
Tagen Mittel und Raum zur ausreichenden Kraftentfaltung 
gewährleiſten und in kranken brüderliche Hilfe bringen. Alle 
Rechte der Zunft waren an die Erwerbung des Bürgerrechts 
geknüpft. — So hieß es im Schlettſtadter Stadtrecht: 


Es iſt auch zu wiſſende, „wer zu uns gen Gletzſtat in unſer 
ſtat kommet oder ziehet, alſo daz er do wil wonungs haben und 
ſeßhaft fin, daz der .. . ſich fol machen darnach in den nehiſten 
Monat zu burger“. Und „es iſt zu wiſſende, daz meſter und räte 
und zunftmeiſter überkommen ſind, daz kein zunftmeiſter nieman 
frembdes in ire zunft empfahen ſollent, er ſü denne vorhin worden 

burger.“ * g 


In Riga, der alten Hauptſtadt Livlands, galt die Drei⸗ 
ſtändeverfaſſung: Rat, Große Gilde, Kleine Gilde. Die Große 
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Gilde umfaßte die Kaufleute, die Meine die Zünfte. Auf ihre 
Beſchwerde von 1541 beſtätigte ihr der Hochmeister v. Brügge⸗ 
ney, 


daß „fortan niemand Fremdes Bürgernahrung treiben, haben 
oder gebrauchen ſoll noch mag, es ſei denn, ſo er deſſen würdig 
iſt, Bruder auf einer von beiden Gildſtuben geworden. Wenn 
ſich jemand freventlich auflehnen und nicht Bruder in 


einer der Gildſtuben werden will, ſo ſoll ihm das Halten einer 


offenen Bude und das Zurſchaulegen von Waren verboten werden.“ 


Auch Dichter und Künſtler wie Dante, Dürer, Hol- 
bein, galten als Handwerker und ſtanden unter der Zunft. — 
In die Zunft wird nur aufgenommen, wer „eigen Feuer oder 
Rauch hält“. Auch dieſer eigene Herd unterliegt ſtrenger Über⸗ 
wachung: 


Die Zünfte müſſen ſo rein ſein, als wären ſie von Tauben 


fh! geleſen. 


Das Verzeihen eines Ehebruchs genügte z. B. zum Ausſchluß. 
Hierher gehört auch das ſorgfältige Achten auf die Frei⸗ 


bürtigkeit der Zunftgenoſſen. Im Kolonialland fiel Freibürtig⸗ 
keit und deutſche Abſtammung zuſammen. Darum heißt es in 
einer Zunftordnung aus Libau aus dem Jahre 1649 über 
den Erwerb der Meiſterſchaft in der Zunft: 


In dem Geburtsbrieff aber ſoll bezeuget ſein, daß derſelbe 
Niemand eigen, ſondern redlicher teutſcher und nicht unteutſcher 


Geburth.“ — „Eß ſoll ſich auch keiner (von Meiſterſöhnen) mit 


unteutſchen Hurenkindern oder berüchtigten Perſonen freyen 
bey Verluſt des Ampts.“ — Wer als Lehrling aufgenommen 
werden wollte, hatte „alle ſeine ehrliche teutſche Geburt“ zu 
erweiſen. 


Wie weit die Selbſtändigkeit der Handwerksverbände ging, 


zeigten die Augsburger Goldſchmiede im Jahre 1552. Hans 
Schebl aus Hall bat um Aufnahme in die Zunft, obwohl er un⸗ 
ehelicher Geburt war. Er hatte ordnungsmäßig in einer anderen 
Stadt das Handwerk erlernt und durch ſeine Leiſtungen Papſt 
Clemens, Kaiſer Karl und Herzog Albrecht in München 
bewogen, ihm beſondere Empfehlungsſchreiben an die Zunft aus⸗ 
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zuſtellen. Aber Papſt, Kaiſer und Herzog vermochten nichts gegen 
die ſelbſtgegebenen Satzungen der Augsburger Handwerker — ſie 
nahmen ihn nicht auf. 

Die erſte Aufgabe der Zunftordnungen war die Sicherung eines 
ſtetigen Betriebs für die einzelnen Gewerbe, daher die ſcharfe 
Trennung zwiſchen den einzelnen Gewerben, gemäß dem Grund⸗ 
ſatz, den die Schlettſtadter Zunftordnung 1463 ſo ausdrückt: 

Item ein jeder Handwerckmann ſoll eynerlei Hant⸗ 
werck triben. 

War doch einmal abet Gewerben dieſelbe Tätigkeit geſtattet, 
ſo wurde die Freiheit ſofort begrenzt. Die Schlettſtadter Bäcker 
durften zur Verwertung ihrer Abfälle Schweine zur Maſt halten, 
aber nur zwölf magere und zwölf feiſte zugleich, um nicht das 
Gewerbe der Metzger zu gefährden. 

Dieſe Teilung bewirkte, daß die Zünfte in der Regel nur 
wenig Meiſter umſchließen. In Riga, in dem das alte deutſche 
Handwerksrecht ſich mit am längſten erhalten hat, gliedern ſich 
1784 die 462 Handwerksmeiſter, welche zur Kleinen Gilde ge⸗ 
hören, in folgende 42 „Amter“ oder „Zünfte“: 

1. Weiß⸗ und Feſtbäcker — 2. Losbäcker — 3. Barbiere 

— 4. Beckenſchläger — 5. Buchbinder — 6. Böttcher — 

7. Corduaner — 8. Weißgerber — 9. Drechſler — 10. Gla⸗ 

jer — 11. Gürtler — 12. Handſchuhmacher — 13. Hut⸗ 

macher — 14. Klempner — 15. Knopfmacher — 16. 

Knochenhauer — 17. Kürſchner — 18. Maler — 19. Mau⸗ 

rer — 20. Perückenmacher — 21. Reepſchläger — 22. Satt⸗ 

ler — 23. Schloſſer — 24. Büchſenmacher — 25. Huf⸗ und 

Waffenſchmiede — 26. Grobſchmiede — 27. Zeugſchmiede — 

28. Kleinſchmiede — 29. Schneider — 30. Schornſteinfeger 

— 31. Schuhmacher — 32. Stell⸗ und Rademacher — 

33. Stuhlmacher — 34. Tiſchler — 35. Töpfer — 36. Uhr⸗ 

macher — 36. Vier⸗Gewerke (Kupferſchmiede, Nadler, Meſſer⸗ 

ſchmiede und Glockengießer) — 38. Weber — 39. Deutſche 

Leinweber — 40. Einheimiſche Leinweber — 41. Zimmerer — 

42. Zinngießer. 

Die Rohſtoffe wurden in der Regel von der Zunft im 
ganzen eingekauft und an die einzelnen Mitglieder ausgegeben. 
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Damit die Gleichheit aufrecht erhalten bleibe, wurden die Verkaufs⸗ 
ſtellen in der Stadt vielfach (jo in Wis mar nach der Ordnung 
von 1351) von Zeit zu Zeit neu an die Mitglieder verloſt. Die ein⸗ 


zelnen Werkſtätten wurden von den Vorſtänden ſtreng beaufſichtigt. 


Die Arbeit der Meiſter mußte in Material und Ausführung 


„gute Kaufmannsware“ ſein. Vielfach wurde, wie in Berlin 


bei den Wollwebern und Gewandſchneidern, den Meiſtern, die 


unehrlich in Arbeit und Handel waren, das Recht des Hand- 
werksbetriebes genommen und die Ware ſelbſt verbrannt. 

Der Lehrling wurde nicht von dem einzelnen Meiſter, 
ſondern von der Zunft aufgenommen, die ihn einem beſtimmten 
Lehrherrn zuteilte, der nach kurzer Probezeit ſich über Annahme 
oder Ablehnung entſcheiden mußte. Behandelte er den an⸗ 
genommenen Lehrling ſo ſchlecht, daß er ihm entlief, ſo durfte 
er ſo lange keinen anderen einſtellen, als des Entlaufenen Lehrzeit 


gedauert hätte. Damit ſich der Meiſter um die Ausbildung der 


Geſellen und Lehrlinge genügend kümmern könne, wird oft deren 
Zahl beſchränkt. Als in Konſtanz 1386 etliche Meiſter viel Ge⸗ 
ſinde hatten, was den andern gefährlich ſei, wurde verboten, 


mehr als 5 Knechte und 2 Lehrknaben zu halten. In Schlett⸗ 
ſtadt durfte ein Meiſter „2 Knecht und einen Lehrknaben haben.“ 


In Libau waren jedem Meiſter ebenfalls ein Geſell und zwei Lehr⸗ 
linge verſtattet. Aber „wann ein Geſell ſeinem Meiſter zum Trotz 
ſpazieren geht, ſoll er für jeden Fall dem Ambt 1 Thaler Straffe 
zahlen.“ Auch der Meiſter wird alſo geſchützt, daß er nicht durch die Be⸗ 
ſchränkung der Anzahl der Arbeitskräfte zu Schaden kommt. 
„Es ſoll auch kein Meiſter dem anderen ſeinen Geſellen abſpenſtig 
machen bey 6 Fl. Straf,“ heißt es ferner in dieſer Zunftordnung. 


* Die Zunft überzeugte ſich nach beſtandener Lehrzeit von der 


ordnungsmäßigen Ausbildung und ſprach den Lehrling frei, d. h. 


erklärte ihn zum Geſellen. War die Ausbildung nicht genügend, 
ſo wies die Zunft den Lehrling einem anderen Meiſter zu, der 


auf Koſten des erſten die Ausbildung vollenden mußte. 
Der Geſelle ſchloß ebenfalls einen Arbeitsvertrag mit dem 


5 Meiſter. Auch dieſer Vertrag galt aber, wie der Dienſtvertrag 


M 


überhaupt, noch nicht wie im römiſchen Recht als ein ſachliches 


Schuldverhältnis, ſondern als ein Perſonenrechtsverhältnis auf 


der Grundlage des Treudienſtvertrages, wie er ſeit alters zwiſchen 
Gefolgsherr und Gefolgsmann geſchloſſen wurde. Vertrags⸗ 
brüchige Geſellen verloren vielfach den Anſpruch auf ihren Lohn 
und durften von keinem anderen Meiſter der Zunft eingeſtellt 
werden, außer wenn die Niederlegung der Arbeit „guter Urſachen 
halber“ erfolgt war, wie es im Schlettſtadter Zunftrecht 
heißt. War der Vertragsbruch auf Anſtiften eines Meiſters erfolgt, 
ſo mußte dieſer ſeiner Zunft Strafe zahlen. So kommt der Grund⸗ 
gedanke der auskömmlichen Sicherung der ee Betriebe 
immer wieder zur Geltung. 

Ging der Geſelle auf die Wanderſchaft, ſo wurde er in jeder 
Stadt von ſeiner Zunft aufgenommen und erhielt entweder Arbeit 
oder freies Unterkommen in der Zunftherberge. Kam der Geſelle 
zurück von der Wanderſchaft, die in der Regel 3—4 Jahre 
dauerte, fo durfte er ſein Meiſterſtück machen. Unter großen Förm⸗ 


lichkeiten wurde er in die Zunft aufgenommen. Er war nun Meiſter 


und damit auch ehefähig. 
Die Geſellen oder Handwerksknechte hatten ſtarke Or⸗ 
ganiſationen. Die Geſellenverbände waren jünger als die Zünfte. 


Eine beſondere Wichtigkeit erlangten ſie, als die Zunftmeiſter 


mit dem politiſchen Einfluß in der Stadt auch die Entſcheidung 
über die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in ihre Hand bekamen. Nun erſt wird der urſprüngliche Name 
Knecht, der an die urſprüngliche, gemeinſchaftliche Hauswirtſchaft 


erinnert, durch den Namen Geſell erſetzt, der ſchon als Wort die 


Zugehörigkeit zur Organiſation ausſpricht. Wie die Zünfte, ſo er⸗ 
wuchſen auch die Geſellenverbände aus kirchlichen Bruderſchaften. 
Von dieſen übernahmen ſie wohl auch die Verſicherung gegen 
Arbeitsloſigkeit und Krankheit. War ein Geſelle arbeitslos, 
ſo bezog er eine Unterſtützung, die er zurückzahlte, ſobald 
er dazu imſtande war. In Krankheitsfällen ward ihm Pflege zuteil. 
Die Schuhmachergeſellen in Schlettſtadt hatten ſtändig „zwo 
bedſtat mit betten, Kiſſen, pfulwen und aller zugehort ußgerichtet“ 
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: 4 im ſtädtiſchen Spital ſtehen. In der Zeit ihrer reifen Ausbildung 
vermochten die Geſellenverbände alſo Ehre und Lebenshaltung 


des Einzelnen recht wohl zu ſchützen. 


Die Schmiedegeſellen von Magdeburg fühlten ſich ums 
Jahr 1450 durch die hohe Geiſtlichkeit in ihrer Ehre gekränkt und er⸗ 
klärten ſich erſt befriedigt, als das Domkapitel eine Geldſtrafe von 
100 Talern erlegt hatte. 

Als ſich 1471 in Leipzig die Schuſterknechte von Ange⸗ 

1 der Univerſität beleidigt fühlten, vies jie einen förm⸗ 
lichen Fehdebrief, der alſo begann: \ 

Wir Nachgeſchriebene (folgen die Namen der Schuſterknechte), 

tun kund allen und jeglichen Studenten der Univerſität Leipzig, 

welches Weſens ſie ſind, Doktoren, Lizentiaten, Magiſter oder 


Bakkalaurii, geiſtlich oder weltlich, jung oder alt, klein oder groß, 
daß wir Eure Feinde worden ſind und ſein wollen. 


Der Ausgang dieſer Schuſterfehde iſt nicht bekannt. 
Einer der längſten Arbeitskämpfe jener Zeit entſtand, als man 


den Bäckergeſellen in Colmar 1495 in der Fronleichnams 


prozeſſion die übliche Stelle verweigerte. Er dauerte länger als 


10 Jahre. Im ganzen Rheinland ſammelten die Handwerksknechte 
für die um ihre Ehre kämpfenden Bäcker. Der Friede wurde erſt 
hergeſtellt, als die Stadt die Koſten des Streits auf ſich nahm, weil 
jie „ohne Not und Grund“ die Bäckerknechte in Verruf hatte er⸗ 
klären laſſen. 

Eine reiche Zeit der Muße und der Erholung ſicherte allen 
Schichten der Bevölkerung die Heilighaltung der Sonntage und der 
zahlreichen kirchlichen Feiertage. Vielfach wurde von den Hand- 
werksgeſellen mit Erfolg auch noch die Freigabe des Montags mit 
der Begründung gefordert, die Geſellen brauchten den freien 


“a Tag, um Zeit für Beratung ihrer Angelegenheiten, für Ubungen 


in Waffen und zum Baden zu haben! 
Der Montag hieß bald der blaue Montag, weil die meiſten 


Kirchen Weſtdeutſchlands, beſonders in Köln, während der 


Faſtenzeit mit blauem Tuch ausgeſchlagen wurden, wie ja auch 
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heute noch in der Faſtenzeit in den katholiſchen Kirchen nur blaue 


Gewänder gebraucht werden. Wenn auch die Forderung des 
blauen Montags immer umkämpft blieb, ſo wurde ſie doch auch oft 
anerkannt, und die Frankfurter Schreinermeiſter waren 
1481 ſchon zufrieden, daß kein Geſelle zum blauen Montag ge⸗ 
zwungen werden könne. 

Wer an Sonnabenden oder Vorabenden hoher Feſte nach dem 
Veſperläuten um 4 Uhr noch arbeitete oder arbeiten ließ, wurde in 
Strafe genommen. Da die Zahl der ſtreng innegehaltenen Sonn⸗ 
und Feiertage mindeſtens 90 betrug, ſo brauchten die Handwerksge⸗ 
ſellen, wenn ſie auch noch die Freiheit des Montags erkämpft 
hatten, in der Woche durchſchnittlich nur vier volle Tage zu 

arbeiten, und auch an dieſen Tagen war für geregelte Arbeits⸗ 
zeit geſorgt. i 

Noch am Ausgang dieſer Zeit, um 1450, konnte der Erzbiſchof 
Antonin von Florenz in ſeiner Summa theologica es als ſelbſt⸗ 
verſtändlich hinſtellen, daß für die Gewinnung des notwendigen 
Lebensunterhaltes eine kurz e Arbeitszeit genüge, und daß nur der 
lange und viel arbeiten müſſe, der, wie allerdings viele artifices, 
nach Reichtum und Überfluß ſtrebe. 

Der Lohn war in der Regel durch Beſtimmungen feſtgeſetzt, die 
alle Zunftmitglieder verpflichteten. Im allgemeinen war er hoch. 
In Niederöſterreich, z. B. in Kloſter Neuburg, konnte um 1500 
ein Maurer- oder ein Zimmergeſelle von ſeinem Tagelohn im 


Sommer 10, im Winter 8 Pfund Ochſenfleiſch kaufen. In Augs⸗ 


burg hatte der Tagelohn einen Wert von 5—6 Pfund des beſten 
Fleiſches, einem Maß Wein, einer Mandel Eier und 3 Laib Brot. 
In Bremen verdiente ein Maurer um 1400 täglich 3 Groot, 
während ein fettes Schwein mit 24 Groot bezahlt wurde. In 
Amiens erhielt der Handwerker in acht Arbeitstagen als Lohn 
den Wert eines kleinen Ochſen. In Sachſen konnte ein Geſelle 
im Baugewerbe von ſeinem Wochenlohn 3 Schafe und ein Paar 
Schuhe erſtehen. In Meißen mußten jedem Maurergeſellen 
wöchentlich 5 Groſchen „Badegeld“ verabreicht werden, während 
ein ganzer Scheffel Korn nur 6 Groſchen und 5 Pfennig koſtete. 
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8 Mehrfach durchbrachen die Handwerksknechte ſogar das einfache 


Lohnſyſtem und arbeiteten mit dem Meiſter „auf den dritten oder 
halben Pfennig“, d. h. ſie erhielten vom Ertrag der gemeinſamen 
Arbeit ein Drittel oder die Hälfte als ihren Anteil. So war es bei 
den Webern in Straßburg, fo bei den Goldſchmieden in Ul m 
nach der Ordnung von 1364. 

Auch die reichen Stiftungen aus den Kreiſen der Handwerks⸗ 


nechte zeugen von der Höhe ihrer Lebenslage. 


In Danzig haben ums Jahr 1450 die Sack⸗, Kohlen⸗ und 
Kornträger zum Bau der Marienkirche 200 / bar gegeben und 
außerdem ein gemaltes Kirchenfenſter geſtiftet. Die 16 Schuſter⸗ 
knechte der Stadt Xanten am Niederrhein gaben zur Errichtung 
eines Kirchengitters und Altars 75 Gulden perſönlich und 12 Gulden 
aus ihrer Gewerkskaſſe. Die Bäckergeſellen von Col mar hatten 


zu der Fronleichnamsprozeſſion im Jahre 1495, die die Quelle fo 


langer Zwiſtigkeiten wurde (ſiehe Seite 80), vier Kerzen anfertigen 


laſſen, Die zuſammen über 1600 / koſteten. 


Ein Beweis für die Höhe der Lebenshaltung find auch die viel- 
fachen Verfügungen gegen den Kleiderluxus der Handwerksknechte. 
So wurden ſie durch die Reichstage zu Freiburg (1498) und 
Augsburg (1500) ermahnt: 

auch kein Gold, Silber, Perlin, Sammet, Seyden, Schamlot 
noch geſtückelte Kleider anzutragen. 

Johannes Butzbach, der in ſeiner Jugend Schneider 
geweſen war und 1520 als Mönch ſtarb, berichtet: 

Wir wurden genötigt, nicht aus einfachem, ſondern aus viel⸗ 
farbigem Tuch auch die gering fügigſten Kleidungs⸗ 
ſtücke zu fertigen. Wir mußten, als wären wir Maler, auf das 
ſorgfältigſte Wolken, Sterne, blauen Himmel, Blitze, Hagel, Wür⸗ 
fel, Roſen, Lilien und andere endloſe Nichtigkeiten mehr darauf 
ſticken. 

Die Ernährung des einfachen Mannes war in der Regel ſehr 
gut. Butzbach erzählt in ſeinem „Wanderbüchlein“: 

Das gewoöhulche e Volk hat jelten bei der Mittags- oder Abend⸗ 
mahlzeit weniger als vier Gerichte. Zur Sommerzeit überdies noch 
morgens als Frühſtück Klöße mit in Butter gebackenen Eiern und 
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Käſe; obendrein nehmen fie außer dem Mittagsmahl noch des 


Nachmittags als Veſperbrot, ſowie zum Nachteſſen Käſe und Brot 
mit Milch. 


Etwa zur ſelben Zeit erließen die Herzöge Ernſt und Albert 
von Sachſen eine Landesordnung, die in bezug auf die 
Lebenshaltung der damaligen Handwerksgeſellen außerordentlich 
lehrreich iſt. Es wird als Höchſtlohn feſtgeſetzt für J 

einen Handarbeiter mit Koſt wöchentlich 9 neue Groſchen, 
ohne Koſt 16 Groſchen. Den Werkleuten ſollten zu ihrem Mittag⸗ 
und Abendmahle nur vier Eſſen, an einem Fleiſchtage eine Suppe, 
zwei Fleiſch und ein Gemüſe, auf einen Freitag und einen andern 

Tag, da man nicht Fleiſch iſſet, eine Suppe, ein Eſſen grüne und 

dörre Fiſche, zwei Zugemüſe; fo man faſten müſſe, fünf Eſſen, 

eine Suppe, zweierlei Fiſch und zwei Zugemüſe und hierüber 18 

Groſchen, den gemeinen Werkleuten aber 14 Groſchen wöchentlicher 

Lohn gegeben werden, ſo aber dieſelben Werkleute bei eigner Koſt 

arbeiteten, ſo ſolle man dem Pollierer über 27 Groſchen und dem 

gemeinen Maurer uſw. über 23 Groſchen nicht geben. 


Wie ſteht es heut nach 420 Jahren wunderbaren techniſchen 
Fortſchrittes um die Lebenshaltung der handarbeitenden Klaſſen? 
Wäre heute eine Verfügung des Königs von Sachſen, d. h. 
des Landes mit höchſter deutſcher induſtrieller Entwicklung, über⸗ 
haupt denkbar, die für Werkleute die Zahl der Gänge des Mittag⸗ 
und des Abendeſſens auf „nur“ vier oder i” feſtſetzte? 


8, Frauen. 


0 die erwerbstätigen Frauen ſtanden ſtets in einem lebendi⸗ 
gen Zuſammenhang mit einem feſtgefügten Gemeinſchafts⸗ 
körper. In der alten Hofverfaſſung hatten ſie in eigenem Arbeits⸗ 
raum unter eigenen Meiſterinnen gearbeitet. So beſtimmt die 
Wirtſchaftsordnung Karls des Großen für die Verwalter 
ſeiner Güter ausdrücklich: 

In unſeren Weiberhäuſern ſollen ſie der Einrichtung 
gemäß zur beſtimmten Zeit geben das Arbeitszeug, das iſt Flachs, 
Wolle, rotgefärbte Wolle, Färberröte, Wollkämme, Kardendiſteln, 
Seife, Schmeer und andere Kleinigkeiten, welche daſelbſt nötig find. 


5 


Als die geſchloſſene Hauswirtſchaft von der Stadtwirtſchaft 
abgelöſt wurde, war den Frauen vielfach auch freie wirtſchaftliche 
Betätigung geſtattet. So erhebt in der zweiten Hälfte des 12. Jahr⸗ 

hunderts in der Stadt Arles von „den Frauen, die Brot backen 
zum Verkauf“, der Erzbiſchof alle 14 Tage ein Brot im Werte eines 
Obolus, der Graf jeden Monat 3 medaliae (kleine Geldmünze). 

Die Steuerliſten von Frankfurt a. M. von 1354 bis 1510 
zeigen unter den Steuerzahlern alleinſtehende Frauen in großer 

Zahl. Die Zahl der Steuerpflichtigen betrug z. B. 
1354 insgeſamt 2669, die der Frauen 481 
1375 „ 3994 616 


. 7 ” 


„ 88 
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Mehr als der vierte Teil aller Steuerpflichtigen wurde alſo 
zeitweiſe von ſelbſtändigen Frauen gebildet, wobei natürlich alle 
Frauen, die in Klöſtern, Spitälern, Anſtalten lebten, nicht mitge⸗ 
rechnet ſind. Zweihundert Berufsarten mit Frauenarbeit werden 
in dieſer Zeit in Frankfurt namhaft gemacht, darunter 65 Berufe, 
für die nur weibliche Namen vorkommen, 17 Berufe mit über⸗ 
wiegender und 38 mit gleicher Beteiligung von Männern 
und Frauen. Hauptſächlich widmeten ſie ſich dem Textil⸗ und 
Schneidergewerbe, der Bäckerei, Kürſchnerei, Gürtlerei. Ferner 
betrieben ſie das Weinſchenken, Krämer⸗Wirtsgewerbe und 
Zimmervermieten. Dies Überwiegen des weiblichen Geſchlechts 
iſt zum Teil wohl auf die häufigen Fehden und Unruhen, zum Teil 
auch auf die Eheloſigkeit der zahlreichen Geiſtlichkeit zurückzu⸗ 
führen. 

Nicht ohne weiteres war den Frauen der Zutritt zur Zunft 
geſtattet, die ihrem Weſen nach auf die Familie gegründet war, 
weshalb auch die Geſellen nicht heiraten durften. Die Zunftzuge⸗ 
hörigkeit war auch mit politiſchen und militäriſchen Rechten und 
Pflichten verbunden, wurde doch auch der Waffendienſt in zunft⸗ 
mäßiger Ordnung von den Bürgern ausgeübt. Trotzdem öffnete die 
mittelalterliche Zunft ſich auch der Frauenarbeit. Der Witwe eines 
Meiſters war es in der Regel geſtattet, das Geſchäft ihres Mannes 
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weiterzuführen, wenn es auch manchmal an die Bedingung geknüpft 
wurde, ſich innerhalb einer beſtimmten Zeit mit einem Geſellen 
gleichen Handwerks wieder zu verheiraten. Eine Steuerliſte der 
Stadt Schlettſtadt von 1552 zählt in 11 von 12 Zünften Witwen 
unter den Steuerpflichtigen auf. Zunächſt war den Frauen das 
Gebiet des Bekleidungsgewerbes offen. Wir finden ſie beim Woll⸗ 
kämmen, Spinnen und Garnziehen zahlreich als Lohnarbeiterinnen, 
die in der eigenen Wohnung (Heimarbeit) oder in gemeinſamen 
Werkſtätten tätig waren. Ihre Arbeitszeit wurde 1377 in Frank⸗ 
furt a. M. geregelt. Als gleichberechtigte Meiſterinnen in der Zunft 
finden wir ſie in Bremen, Köln, Danzig, Hamburg, Straßburg, 
Speyer und Ulm. Eine Münchener Ratsordnung aus dem 14. 
Jahrhundert beſtimmt: „Wer Weber⸗Meiſter oder⸗Meiſterin 
iſt, der foll, wenn er will, haben einen Lernknecht und eine Lern⸗ 
dirne und nicht mehr.“ In Hamburg und Straßburg finden wir 
ſelbſtändige Leinenweberinnen, in Köln gab es eine Zunft von 
Garnmacherinnen, die eine ſechsjährige Lehrzeit vorſchrieb. 
Auch die Schneiderzunft öffnete ſich den Frauen. Eine ähnliche 
Gleichberechtigung zwiſchen Männern und Frauen herrſchte bei 
den Kürſchnern (Schleſien), Bäckern, Wappenſtickern, Gürtlern 
(Köln, Straßburg), Paternoſtermachern (Lübech, Lohgerbern 
(Nürnberg), Goldſpinnern und Goldſchlägern in Köln. 


Da niemand in einer Zunft ſein durfte, der das Gewerbe 
nicht mit eigener Hand treiben konnte, mußten natürlich auch 
die Frauen ordnungsmäßig das Handwerk erlernen. 


Von hundert Handwerken in Frankreich waren nur zwei 
den Frauen verſchloſſen, darunter das der Weber, wofür ein Er⸗ 
laß aus dem Jahre 1290 eine ausdrückliche Rechtfertigung für 
nötig hält: 

Keine Frau darf in dem Handwerk arbeiten wegen der Gefahr, 
worin ſie iſt; denn wenn eine Frau ſchwanger iſt und der Weberſtuhl 
auseinandergelegt, könnte ſie ſich verwunden, ſo daß das Kind in 
Gefahr iſt, und für viele andere Gefahren, welche beſtehen und 
ſich ereignen könnten; daher iſt für geeignet ane worden, daß jie 
nicht arbeiten ſollen. od 
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In Frankreich finden wir ſogar Zünfte, die auschließlich 
oder doch zum überwiegenden Teil aus Frauen beſtehen, ſo die 
der Seidenſpinnerinnen, der Seidenweberinnen, der Verfertige- 
rinnen von Frauenhüten. In den Satzungen kommt nie das 


Wort „Meiſter“, ſtets nur das Wort „Meiſterin“ vor. Neben 
dem Zunftvorſteher (Preudhome) ſteht die Zunftvorſteherin 


(Preudfame). 

Als nach dem Aufhören ‘Bei großen Oſtlandſiedlung ein Ab⸗ 
fluß arbeitsfähiger Männer nach dem Oſten nicht mehr möglich 
iſt und weſentlich dadurch auch die Zünfte verfallen, macht ſich 


ein Widerſtand gegen die weibliche Arbeit bemerkbar, der immer 


mehr wächſt, bis er im 18. et die Frauenarbeit faſt 
ganz verdrängt. a 

In nicht⸗zünftigen Gewerben dagegen war und blieb die 
Frauenarbeit ohne Beſchränkung. Als 1368 der Rat von Frank⸗ 
furt a. M. das Geldwechſelgeſchäft elf Perſonen übertrug, waren 
darunter nicht weniger als ſechs Frauen. Auch den Leinwandzoll 
der Stadt hatte eine Frau gepachtet, und die Aufſicht und die 


Einnahme bei der Stadtwage lagen in einer augenſcheinlich 


ſehr ſtrengen weiblichen Hand. Ebenſo finden wir eine Pächterin 
der Stadtwage in Lübeck. 

Auch die wiſſenſchaftlichen Berufe waren den Frauen nicht 
verſchloſſen. Hier kam in erſter Reihe die Heilkunde in Betracht. 


Die berühmte mediziniſche Schule in Salerno hat im 11. 


und 12. Jahrhundert eine ganze Reihe von Arztinnen von großem 
Ruf gezählt. Vom 10. September 1321 hat ſich eine Urkunde 
erhalten, in der Franziska, Gemahlin des Matthäus de 
Romana, die Erlaubnis erhält, chirurgiſche Praxis auszu⸗ 
üben, da ſie „nach wohlbeſtandenem Examen“ ein Zeugnis von 
der Univerſität Salerno erhalten habe. 

Von 1389 1497 find aus Frankfurt a. M. 15 Arztinnen 


bekannt geworden, darunter 3 Augenärztinnen und 4 Juden⸗ 


ärztinnen. Manche von ihnen erhielten vom Rat beſondere 
Ehrungen wegen Heilung ſtädtiſcher Angeſtellter. 1351 gab es 
in München eine geſchätzte Augenärztin. 
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Einen beſonderen Verſuch zur Löſung der Frauenfrage, 
die gerade im Ausgang des Mittelalters ſich immer ſchärfer zu⸗ 
ſpitzte, bilden die Samenungen (Sammlungen) und die Be⸗ 
kinen⸗Anſtalten. Unter Samenungen verſteht man Organi⸗ 
ſationen ſolcher alleinſtehender Frauen, die vermögend genug 
waren, um die Koſten eines gemeinſamen Haushalts zu beſtreiten. 
Jede der Beteiligten behielt ihr Vermögen und verſteuerte 
es. Solcher Samenungen gab es z. B. in Straßburg drei. 
Dieſe Samenungen entarteten bald, gerade wegen ihres ver⸗ 
hältnismäßigen Reichtums. Zur Zeit der Reformation ver⸗ 
ſchwinden jie. Die Bekinenanſtalten (Beguinen, Begutten) nahmen 
arme alleinſtehende Frauen auf, die von ihrer Arbeit ſich nähren 
mußten. Die Gebäude wurden in der Regel von Wohltätern ge⸗ 
ſtiftet, die dann auch wohl noch die Mittel für Holz und Licht, 
manchmal auch für einen Teil der Nahrung, hinterließen. Solcher 
Bekinen⸗Häuſer, auch Gotteshäuſer genannt, wurden z. B. zeit⸗ 
weiſe in Baſel 30, in Frankfurt a. M. 57, in Straß⸗ 
burg 60 gezählt. Die Zahl der Inſaſſen ſolcher Häuſer ſchwankte 
zwiſchen 2 und 20. Die Städte legten großes Gewicht darauf, 
den weltlichen Charakter dieſer Anſtalten feſtzuhalten. 

Für den Abſatz ihrer Arbeitsprodukte erhielten die Bekinen 
oft beſondere Rechte, ſo 1293 in Würzburg das, ihre ſelbſt⸗ 
verfertigten Tücher ellenweiſe zu verkaufen. In Breslau 
durften ſie 1310 Tuch weben und in ganzen Stücken verkaufen. 
Noch 1515 findet ſich in der württembergiſchen Landes⸗ 
ordnung die Verfügung, daß man den Bekinen auf je 4 Schweſtern 
einen Webſtuhl zuzulaſſen habe. 

Außerdem übernahmen die Bekinen das Warten der Kranken 
und das Beſorgen der Toten. Oft wurden ihnen auch Findlinge 
und andere Kinder zur Erziehung und zum Unterricht über⸗ 
geben. Die Meiſterin des gemeinſamen Haushalts wurde ee 
allen Schweſtern gewählt. 

Dieſe Bekinenhäuſer haben viel Segen geſtiftet. Man darf 
nicht vergeſſen, wieviel Armut gerade unter den Frauen damals 
herrſchte. Das Frankfurter Steuerbuch von 1410, das 
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6568 ſteuerpflichtige Frauen aufführte, bezeichnete 188 gleich 
33,6% ausdrücklich als arm, während es nur 7,8% der ſteuer⸗ 


pflichtigen Männer ſo bezeichnete. Aber die Stiftungen, die in ſtei⸗ 


gendem Maße fromme Frauen dieſen Häuſern zuwandten, 


Ta. 


* 
2 
7 


wurden eine Quelle des Verderbens. Je reicher die Bekinen⸗ 
anſtalten wurden, deſto weniger ſtraff wurde ihre Zucht, deſto 
mehr wurde die Arbeit zurückgedrängt, deſto mehr entarteten die 
Inſaſſen, ſo daß in der Reformationszeit die Bekinenhöfe ſchnell 
verſchwanden. Nur in den Niederlanden erhielten ſie ſich längere 
Zeit. 

Auch die zahlreichen Frauenklöſter wurden vielen eine 
Heimat. Die Tätigkeit in ihnen, wie Nähen, Weben, Sticken, 
wurde oft zu hoher Meiſterſchaft gebracht. Dazu wurde Abſchreibe⸗ 


arbeit geleiſtet und vor allem Unterricht erteilt. Erwägt man 


dazu, daß jeder Bürger bereits in jungen Jahren die Möglichkeit 


hatte, ein eigenes Heim zu gewinnen, was eine frühe Eheſchließung 
herbeiführte, ſo iſt es erklärlich, daß das Mittelalter eine Frauen⸗ 


frage im heutigen Sinne nicht kannte. 


05 Raufmannfihaft und Lebensmittelpolitih. 


ie jeder Arbeit, ſo gab das Mittelalter auch dem Handel 
Sicherheit und Ehre. So heißt es in einer Predigt des 
Bruders Bertold von Regensburg (geſt. 1272): 

Wir möchten der Kaufleute nimmer entbehren; denn ſie 
führen aus einem Land in das andere das, was wir bedürfen; denn 
es iſt in dem einen Land das wohlfeil, in einem anderen jenes, 
und deshalb ſollen ſie das hinführen und jenes her, und davon 
ſollen ſie ihren Lohn zu Recht haben. 

Ursprünglich war der Markt, gleich dem Zoll⸗ und Münz⸗ 
recht, Königliches Regal. Die Entſtehung der wichtigſten mittel- 
alterlichen Märkte und Meſſen läßt ſich z. T. bis zur Zeit der Karo⸗ 


linger zurückverfolgen. So waren zur Zeit Karls des Großen 


Pavia und Ferrara wichtige Handelsplätze, auf welchen 


. allein für ganz Italien die Feilhaltung der Seidenwaren aus 
dem Oſten geſtattet war. An der Oſtgrenze ſeines Reiches beſtimmte 
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Karl der Große durch ein Kapitulare von 805 Magdeburg, 
Erfurt, Bardowick, Regensburg u. a. zu Grenz⸗ 
märkten, über die hinaus die zum Handel mit Dänen, Wenden 
und Avaren beſtimmten Waren nicht gebracht werden durften. 
Auch Halle und Leipzig verdanken ihr erſtes Aufblühen 
ihrer Eigenſchaft als Grenzmarkt. Im ſpätern Mittelalter haben 
beſonders die Meſſen von Reims, Lyon und Paris, 
von Zürich und Genf, von Frankfurt a. M. und 


Leipzig und von Nowgorod große Bedeutung erlangt. 


Mit wichtigen Zuſagen ſuchte man Kaufleute zur Nieder⸗ 
laſſung in neuen Handelsſtätten zu bewegen. So ſichert eine 
Verordnung Biſchof Alberts, des Gründers von Riga, aus 
dem Jahre 1211 allen Kaufleuten, beſonders den Gothländiſchen, 
zollfreie Beſchiffung der Diina zu, und daß fein Strand⸗ 


recht ſtattfinden ſolle, daß niemand von ihnen zum Tragen 


des glühenden Eiſens oder zum Zweikampfe 


(als Erprobung der Unſchuld) gezwungen werden ſolle, und daß 


ſie nach ihrem eignen Rechte gerichtet werden ſollen. 

Bezeichnend für die Wertſchätzung des Handels iſt die Aus⸗ 
nahmeſtellung im Recht, die man den Kaufleuten vielfach ein⸗ 
räumte. Kaufleute brauchen ſchnelles Rechtsverfahren. 

In faſt allen Städten wurde ihnen deshalb ein Gaſt⸗ 
gericht gewährt. Das Bamberger Stadtrecht gab dieſes 
Recht ſchon jedem, der zwei Stunden von der Stadt entfernt 
wohnte. Andere verlangten weitere Entfernung, ſo Magde⸗ 
burg elf Stunden. In den niederöſterreichiſchen Gemeinden 
galt ſchon „jeder, der oberhalb der Enns iſt“, als Gaſt. Die Klagen 
vor dem Gaſtgericht waren nur für den Gaſt gegen einen Bürger, 


oder für den Bürger gegen einen Gaſt zuläſſig und konnten ſich 


nur um Schulden und fahrende Habe handeln. Klagen um liegendes 


Gut und Erbe, um Wunden und Totſchlag, „dy nicht hanthaftig ſint 


in friſcher Tat“, waren dem ordentlichen Gericht vorbehalten. Der 
Rechtsentſcheid, ſelbſt mußte nach dem jeweiligen Stadtrecht 
gefällt werden, nicht nach dem Recht der Stadt, aus der der a 
ſtammte. 


. 


Der Hauptwert des Gaſtgerichts lag in ſeiner Schnelligkeit. 
So heißt es im Recht von München: a 
Daz recht iſt darumb geſeezt, daz ain gaſt ſeiner tagwaid (Tages⸗ 
reiſe) nit verſaumt werd. 

Die Entſcheidung über die Klage ſollte, wenn möglich, „by 
ſchynender Sunnen“, d. h. an demſelben Tage, gefunden werden. 
Nach den Weistümern von Werdern, Greifenſtein 
und Altenberg ein Niederöſterreich ſollte man dem Gaſte 
ſpäteſtens „genueg thuen an dem dritten tag“. 


Die Schnelligkeit des Gerichts wurde auch dadurch gewähr⸗ 

leiſtet, daß die ſonſt übliche Beſetzung des Gerichts nicht nötig 
war. Waren die Schöffen nicht zur Hand, ſo konnten andere 
ehrenwerte Bürger an ihre Stelle treten. 


In Uri, durch das die große Kaufmannsſtraße 1 
Deutſchland ind Italien führte, legte noch eine Zivilprozeß⸗ 
ordnung von 1852 dem Bezirksamtmann die Pflicht auf, ſechs 
unparteiiſche Männer zuſammenzurufen und mit ihnen jeder- 
zeit dann das Recht zwiſchen einem Fremden und einem Cin- 
heimiſchen rechtsgültig zu finden, wenn beide es wünſchten. 

Dem Gaſtrecht ſtand die Stapelpflicht gegenüber, d. h. alle 
fremden Kaufleute mußten ihre Waren in der Stadt anhalten. 
Das ſollte z. T. dem ortsanſäſſigen Frachtgewerbe dienen, ſo 
hatte z. B. in Straßburg die Schiffleutezunft das Vor⸗ 
recht, die Waren auf dem Rhein bis nach Köln und Baſel allein 
verfrachten zu dürfen. Mußten die fremden Kaufleute ihre 
Waren eine Zeitlang feilbieten, ſo konnten die Stadtbürger 
immer wieder an einem neuen Maßſtab die Güte der Waren 
und die Höhe der Preiſe meſſen. Entſprechend dem kanoni⸗ 
ſchen Recht war jedes Geſchäft verboten, bei dem die Waren 
nicht zur Stelle waren, alſo namentlich jener Spekulationshandel, 
den wir heute in den ſogenannten Lieferungs- und Termingeſchäften 
haben. Dieſe führen bekanntlich häufig dazu, daß Waren, die' 
überhaupt nicht vorhanden ſind, gehandelt werden, um die Preis— 
bildung für die vorhandenen zu beeinfluſſen. Auch die größte 

Damaſchke. Geſchichte der Nationalökonomie. 71.— 85. Tauſend. 1. Bd. 8 
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Handelsorganiſation des ausgehenden Mittelalters, die Hanſe, 
hielt an jenem Grundſatz feſt. Noch 1417 beſtimmte eine Tagfahrt 
zu Lübeck: 
Niemand ſolle Hering kaufen, ehe er gefangen, Korn, ehe 
es gewachſen, Gewand, ehe es gemacht. 

An die moderne Produktenbörſe erinnert dagegen ein anderer 
Zug im Kaufhaushandel oberdeutſcher Städte. Gewiſſe Waren 
durften nur im Kaufhauſe gehandelt werden. Dort aber wurden 
ſie nicht von den Beſitzern, ſondern von einem ſtädtiſchen Beamten, 
dem „underkouffer“, gekauft und verkauft. Er hatte die vorhan⸗ 
denen Warenmengen den Intereſſenten anzumelden und war 
beim Handel an den vom Eigentümer feſtgeſetzten Preis gebunden. 
Ein gewiſſer Satz der abzuliefernden Kaufgelder gehörte ihm; 
jedoch durfte er für ſich perſönlich keinen Handel abſchließen. 
In dieſem Kaufhaushandel wurden die Waren nur in größeren 
Mengen umgeſetzt, nicht in einzelnen Stücken. Eine Spekulation 
war auch bei dieſem Handel ausgeſchloſſen. 

Der „Marktzwang“ ſoll jedem gleiche Gelegenheit ſichern, 
ſeine Bedürfniſſe zu befriedigen. Zu dieſem Zwecke wurde be⸗ 
ſtimmt, daß Waren nur am gleichen Ort, eben auf dem Markt, 
feilgehalten werden durften. Selbſt im eignen Haus iſt der 
Verkauf verboten. Und nicht nur an dem gleichen Ort, ſondern 
auch zur gleichen Zeit ſoll der Verkauf vor ſich gehen. Immer 
wieder ergehen die ſchärfſten Strafandrohungen gegen den 
„Vorkauf“, d. h. gegen einen Kauf außerhalb des Marktes, 
zu andrer als zur erlaubten Zeit. Die durch ihn gewonnenen 
Güter werden eingezogen, ebenſo der Vorkaufspreis. In Lü⸗ 
bec werden ſogar die Schiffe beſchlagnahmt, die zur Weg⸗ 
führung ſo gewonnener Güter gebraucht werden ſollen. 

Dieſe Maßnahmen gegen den „Schleichhandel“ waren 
die gleichen, die ſtets verſucht wurden, um einen gerechten 
Handel zu erzwingen. Wie wenig dieſe Mittel im einzelnen 
ſich geändert hatten, lehrt ein Vergleich zwiſchen einem alt⸗ 
römiſchen Vertrag, dem einer mittelalterlichen Stadt, und den 
Lebensmittel⸗Verordnungen aus unſerer Kriegszeit. Folgende 
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Verpflichtung ſtammt aus dem Jahre 327 v. Chr. aus dem 
alten Rom: 
3 An Flavius Thennyras, Logiſt (Leiter) des oxy⸗ 
bhynchitiſchen Gaues. Abſender Aurelius Nilos, Sohn des 
i, Didymos, Eierhändler von Beruf. Ich erkläre hiermit, in⸗ 
dem ich ſchwöre den kaiſerlichen heiligen Eid bei unſerem 
Herrn, dem Kaiſer und dem Cäſaren, daß ich den Verkauf von 
Eiern auf dem Markte öffentlich vornehmen will, zum 
Beſten der geſamten Stadt, und zwar Tag für Tag ohne Un— 

terbrechung, und nicht ſoll es mir hinfort geſtattet ſein, unter 
der Hand in meinem Hauſe zu verkaufen. 

Im Schlettſtadter Stadtrecht heißt es: 

Item die viſcher ſollent auch alle die viſche, die ſie hin in 

den brennen vahent, nirgend anderswo hintragen zu 


verkouffen, denn allhin uff dem markte, do ſollent 
ſie verkouffen. 


Neben dem Vorkauf war auch der Aufkauf verboten, 
d. h. der Kauf über den eignen Bedarf hinaus, ebenſo jeder 
„Kettenhandel“. | | 

Hans Sachs klagt einmal, daß die Händler es bewirken, 
daß Ware „bis in die dritte Hand“ komme. Der Erzeuger ſollte 
mit dem Verbraucher unmittelbar in Verbindung treten; Wieder⸗ 
verkauf des einmal Gekauften iſt unterſagt. 

Namentlich ſoll der Fleiſcher nicht mit Vieh, der Mäller 
nicht mit Getreide handeln. Bei jedem Kauf ſoll der, der für 
ſeinen unmittelbaren Lebensunterhalt etwas kauft, ein Vorrecht 
haben: „Wenn der Bürger kauft, ſoll der Fleiſchhacker 
weitergehen.“ Dieſes Sprichwort ſprach die Rechtsregel aus — 
doch gab es auch einige, wenn auch beſcheidene Ausnahmen. In 
geringem Umfange gab es auch Kleinhändler mit Lebensmitteln. 
Sie durften vom Landmann kaufen nach Beendigung des 
offenen Marktes und ſtets auch außerhalb der Bannmeile des 
eigenen Gebiets. 

Maß und Gewicht wurden dauernd geprüft: 


Ulber alle Maße und Gewichte für Silber, Gold und andere feile 
Dinge ſoll der Schultheiß und der Rat zwei biedere Bürger ſetzen, 
8* 
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daß ſie ſelbe überwachen; und wo bei Kauf und Verkauf une 


rechtes Maß oder Gewicht gefunden wird, das werde als Diebſtahl 
gebüßt. (Stadtrecht von Colmar, verliehen durch König 
Rudolf v. Habsburg 1278). 


Der Kaufmann ſollte die notwendige Vermittlung her⸗ 
ſtellen; aber er ſollte nie die Macht erlangen, von den Erzeugern 
oder Verbrauchern Unbilliges zu erzwingen. 


Namentlich die Preiſe der unentbehrlichen Lebens⸗ 


mittel ſollten nicht durch die Willkür Einzelner beſtimmt wer⸗ 
den. Schon Karl der Große hatte auf der Frank⸗ 
furter Synode 794 für Hafer, Roggen, Gerſte, Weizen zwei 
Preiſe feſtgeſetzt: einen für das Reich, den zweiten für die könig⸗ 
lichen Güter. Dieſer war geringer als der erſte. Die Verwalter 
königlichen Bodeneigentums ſollten es als Pflicht anſehen, ſeine 
Erzeugniſſe möglichſt billig allen abzugeben, die gezwungen waren, 
ſie zu kaufen. Auch das Nymweger Kapitulare von 806 
bringt einen Höchſtſatz und beſtimmt dazu, daß vor jedem Verkauf 
an Fremde zuerſt in vollem Umfang die „familia“, d. h. der ganze 


Kreis der zu einem Hauſe gehörenden Menſchen, befriedigt a 


werden müſſe. 

Einen ähnlichen Verſuch unternahm Barbaroſſa in 
ſeinem Landfrieden von 1152: nach Mariä Geburt ſollte jeder 
Graf mit ſieben kundigen Männern den Preis der wichtigſten 
Getreidearten für das Erntejahr beſtimmen. Wer einen höheren 
Preis nähme, ſollte als Friedensbrecher beſtraft werden und 
außerdem für jeden Scheffel Getreide, den er zu höherem 9 
verkauft habe, ein Pfund Silber Buße leiſten. 

Die Verſuche, von Reichs wegen die Preiſe für die wichtigſten 
Nahrungsmittel feſtzuſetzen, mußten bei der Schwäche der deut⸗ 


ſchen Zentralgewalt und dem Mangel einer Reichsbeamtenſchaft 


ſcheitern. Der Gedanke aber, der dieſen Verſuchen zugrunde lag, 
blieb erhalten, und die Stadtbehörden waren es in erſter Reihe, 
die ihn in ihren klar überſehbaren Grenzen praktiſch durchführten. 

Die älteſte bekannte Vorſchrift über den Brotpreis ſtammt von 
Augsburg aus dem Jahre 1276. Alljährlich, wenn das Getreide 
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neuer Ernte auf dem Markte erſchien, kaufte ein aus zwei Bäckern 
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und zwei Verbrauchern beſtehender Ausſchuß einen Scheffel Weizen 


und einen Scheffel Roggen, je zur Hälfte von der beſten und von 
der geringſten Ware. Das Getreide wurde gemahlen und ein Probe⸗ 


backen veranſtaltet. Nach dem Brotgewicht, das aus der genau 
abgemeſſenen Getreidemenge erzielt war, wurde der Brotpreis 


berechnet und nach dem Vorſchlag des Ausſchuſſes vom Burg⸗ 
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grafen für die Bäcker bindend feſtgeſetzt. 
Ahnliche Verordnungen beſtanden in faſt allen Städten 


Deutſchlands. Vielfach wurde der Brotpreis vierteljährlich, 


anderwärts wöchentlich neu feſtgeſetzt und etwaigen Schwan⸗ 
kungen des Getreidepreiſes angepaßt. Güte und Gewicht des 
Brotes unterlagen gleicher Nachprüfung. In Köln war der 
Bürgermeiſter in eigener Perſon zum zweimaligen Nachwiegen 
des Brotes bei den Bäckern verpflichtet. In Baſel mußte ums 
Jahr 1450, wenn das Viertel Korn ein Pfund Pfennig koſtete, 
ein Weißbrot 14 Lot, ein Kornbrot 18 Lot wiegen. Offentliche 
Brotwagen ermöglichten den Bürgern, erſtandenes Brot ſofort 
nachzuwiegen. Hatte es nicht das volle Gewicht, ſo wurde es 
beſchlagnahmt und den Armen ausgeteilt. 

Wo die Brotpreiſe zu hoch ſtiegen, wurde die Ausfuhr von 
Korn aus dem Stadtgebiet verboten. So bittet im Oktober 
1417 König Sigismund den Rat der Stadt Freiburg 
i. Br., die Ausfuhr des von dem Schaffhauſer Bürger Scherlin 
für den königlichen Hof zu Konſtanz gekauften Getreides noch zu 
geſtatten, da es noch vor dem Gebot, „daz nyemands kein Korn 
ut Friburg füren ſolle“, gekauft worden ſei. 

Dieſelbe Aufmerkſamkeit wie dem Brote wurde dem Fleiſche 
zugewandt. Von den Orten des Vieheinkaufs mußten die 
Metzger Geſundheitszeugniſſe mitbringen und den an den Stadt— 


toren wachenden Fleiſchſchauern vorzeigen. In Gera durfte 


nicht einmal beinbrüchiges Vieh geſchlachtet werden. In E ß: 


lingen durfte das wohl geſchehen; aber das Fleiſch mußte zu 


geſondertem Verkauf der Freibank übergeben werden. Ulm 


verbot, Kalbfleiſch in Waſſer zu legen. 


i 


Vielfach wurde das Schlachten der Tiere nur in beſonderen, 


ſtets überwachten Häuſern erlaubt. So hatte Augsburg 


ſchon 1276 die zwangsweiſe Benutzung eines Schlachthauſes, 
der Metzig, die unter Aufſicht der Fleiſchſchauer ſtand. 

Waren die Gemeinden zu klein, um ein beſonderes Schlacht⸗ 
haus zu haben, ſo mußten die Fleiſcher auf offener Gaſſe ſchlachten. 
So beſtimmt das Weistum des N Nonnberg bei 
Nieder⸗Wölbling (1451): 

Item, es ſullen die fleiſchakcher offen war flahen auf der 
gaſſen. und man fol in das Vleiſch beſchawen, und wer verpfinnigs 
fleiſch hiet, der ſoll ain ſtrohens chränzel auf tragen. 


Die Fleiſchſchauer hatten, „ſo oft es not tut“, die Preiſe 


nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen, deren Beachtung ſtreng 
erzwungen wurde. Oſtern 1439 hatte in Augsburg ein 


großer Mangel an Schlachtvieh dazu geführt, für das Pfund 
Rindfleiſch den hohen Preis von 5 Kreuzern feſtzu etzen. Den 


Metzgern war der Preis noch nicht hoch genug, und ſie „ließen 
aus lauter Übermut und trutz die Metzig gar leer ſtehen“. Der 
Rat brach dieſen Streik ſehr ſchnell, indem er an zwei Tagen 
der Woche Einheimiſchen und Fremden erlaubte, nach Belieben 


alle Arten Fleiſch feilzuhalten. In der Stadt Eger wurde 


im September 1561 der Preis für ein Pfund Hammelfleiſch auf 
einen Kreuzer feſtgeſetzt, der Preis eines Schafkopfes auf zwei 
Weißpfennige. Als die Fleiſchermeiſter „ſämtlichen Artikul wider⸗ 
ſprachen und in keinem willigen wollten“, wurde „das ganze 
Handverkh in die ſchuldkammer und in die fronveſt eingelegt, 
worauf ſie ſich fügten. 


Wer wiederholt Nahrungsmittel fälſchte, den cert Geld⸗ 


ſtrafen, Freiheitsſtrafen, häufig auch die entehrende Strafe des 
öffentlichen Prangers oder der ähnlichen Einrichtung des „Schand⸗ 
ſchran“. Das war eine öffentliche Verkaufsbude, in welcher der 


ſchuldige Bäcker ſelbſt das zu leicht befundene Brot unter Hohn 


und Spott bis zum letzten Laib feilhalten mußte. Noch derber 
war die Strafe der „Schupfe“. Der ſchuldige Bäcker wurde in 
einem Korbe am Galgen aufgehängt, der am Rande eines mög⸗ 
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N lichſt ſchmutzigen Tümpels aufgeſtellt war. Es ſtand ihm frei, 
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ſich dem Spott der Menge durch einen Sprung ins Waſſer zu ent⸗ 
ziehen. Zögerte er zu lange, ſo ſtieß ihn der Büttel hinab. In 
Frankfurt a. M. wurde ein Bäcker wegen Verfälſchung des 
Brotes durch Beimiſchung von Sand eingeſperrt und mußte das 


ganze dergeſtalt verfälſchte Brot ſelbſt eſſen. 


Ahnliche Beſtimmungen galten in einer Reihe von fran⸗ 
zöſiſchen Städten, z. B. 1481: 
Jeder Mann und jede Frau, die verwäſſerte Milch ver⸗ 
kauft haben, erhalten einen Trichter in den Hals geſchoben, und ſo 
viel Waſſermilch wird hineingegoſſen, als nach dem Urteil der Arzte 
und des Baders ohne Lebensgefahr möglich iſt. 
Jeder Mann oder jede Frau, die Butter verkauft, in der 
Rüben, Steine oder andere Gegenſtände eingemengt ſind, um das 
Gewicht zu erhöhen, wird an den Pranger geſtellt. Dann wird ihr 
die Butter feſt auf den Kopf gepreßt und ſo bleibt ſie auf dem Platze 
ſtehen, bis die ganze Butter von der Sonne aufgetaut iſt. Die 
Hunde mögen ſie belecken, und das Volk mag ſie mit allen 
Schimpfwörtern belegen, die ihm einfallen, vorausgeſetzt, daß dabei 
Gott, der König und andere nicht beleidigt werden. Iſt die 
Witterung kalt, dann wird vor den Schuldigen ein Feuer ange⸗ 
zündet, und jeder mag ſie anſehen. 

Jede Frau und jeder Mann, der faule Eier verkauft hat, 
wird an den Schandpfahl gebunden. Die Eier aber erhält die 
Straßenjugend, die ſie dann auf den Miſſetäter ſchleudern möge, um 
das Volk zu beluſtigen. Doch iſt es verboten, mit anderen Gegen⸗ 

ſtänden zu werfen, als mit den faulen Eiern. 


> 


10. Bom Badeweſen. 
1 für die Höhe der Lebenshaltung aller Schich⸗ 
> ten der Bevölkerung ijt die Ausdehnung des Bade— 
weſens. Wie Schenke, Schmiede und Mühle war auch die 
Badeſtube territorialrechtliches Regal. So mußten die Bader 
von Stuttgart jährlich 1214 Pfund Heller Erblehen an die 
Bodenherren leiſten. Die obere Badeſtube zu Kulmbach 
gab einen Erbzins von jährlich 6 Pfund Heller. Die Stadt Ro- 
thenburg o. Tauber kaufte 1382 mit der Burg Inſingen 
als Herrenrechte: Schmiede, Badeſtube und Weinſchank. Bade— 


— 
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ftube und Weinſchank verlieh die Stadt dann ihrerſeits wieder 
für einen Jahreszins von 32 Pfund Heller. 

Unter den ſieben Vollkommenheiten, die die ritterliche 
Erziehung den ſieben freien Künſten der gelehrten * 
Bildung entgegenſtellte, hieß es: 

der vollkommene Ritter muß lieben zum zweiten: er muß 
ſchwimmen und tauchen, ſich drehen von dem Bauche auf den 

Rücken. 


Die Klöſter, namentlich der Orden des hl. Benedikt, rich⸗ 


teten Wannenbäder für die Kranken und Schwachen ein. So 


wurde bald auch in den Städten die alte deutſche Luſt am Baden 
gepflegt. Die Geſellen durften vor den Feiertagen früher mit 
der Arbeit aufhören, damit ſie noch ein Bad nehmen konnten, 
ja manche Innungen ſchrieben ſogar wöchentliche Bäder für die 
Geſellen vor. Frankfurter Maurer erhielten 1429 „2 s 
zum bade, als man murens uffhorte“. 


Selbſt von Schul bädern konnte man {chon damals in ge⸗ 
wiſſem Sinne ſprechen, da es hieß, daß die Badeſtuben am Do n⸗ 


nerstag für die Schulkinder geheizt würden. 

Im 14. Jahrhundert zählte Baſel 15, Frankfurt a. M. 15, 
Nürnberg 12, Ulm 10, Stuttgart 4, Würzburg 7, Wien 29 öffent⸗ 
liche Badeſtuben. 


Nur am Freitag, dem Faſttage, wurde in 5 Regel nicht ge⸗ 
badet. In den Städten, wo die Juden keine eigene Badeſtube 


hatten, war der Freitag dieſen zugewieſen, ſo in der Stadtord⸗ 
nung von Marſeille von 1406. 
Will ein Prediger die höchſte Unterdrückung der Frauen durch 
die Männer ſchildern, klagt er wie Peregrinus: 
Ich fürchte, daß es manche gibt, die vor ihren Weibern alles 


verſchließen, jo daß fie oft nicht einmal ſoviel haben, um em Bad zu 


bezahlen. N 
„Den Badetag“, ſagte ein Sprichwort, „ſoll man halten 


wie den Sonntag.“ Schon Freidanks Beſcheidenheit re 


bis 1240) ſtellt Baden und Beten nebeneinander: 
Wer wohl gebat unt wol gebet, 
Daz gerou in ſelten, der daz tet. 
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Als eine Bürgerin aus Regensburg 1389 damit beſtraft 
wurde, daß ſie ein Jahr lang nicht aus ihrem Hauſe gehen durfte, 
ließ man drei Ausnahmen zu: Beichte, Abendmahl und Bad. 

Für die Wandlung der Lebensgewohnheiten unſeres Volkes 
iſt es bezeichnend, wenn auch nicht gerade ehrend, daß man das 
freiwillige Geſchenk für kleine Dienſte, das man heute als „Trink⸗ 
geld“ bezeichnet, im Mittelalter allgemein „Badgeld“ nannte. 

Die Armen hatten in der Regel Freibäder, weil die 
Frömmigkeit häufig ſogenannte „Seelenbäder“, für dieſen Zweck 
errichtete. Ums Jahr 1500 war die Zahl der Seelenbäder in Nürn⸗ 
berg ſo hoch geſtiegen, daß der Rat beſchloß, weitere Stiftungen 


anderen wohltätigen Zwecken zuzuwenden. Dazu kamen „Wild⸗ 


— 
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bad⸗Almoſen“, die armen Kranken den Beſuch der ſogenannten 
Wildbäder, d. h. der natürlichen Heilquellen, ermöglichten. In vielen 
Wildbädern war es übrigens wie in Baden-Baden, wo um 1480 
das Bad „von altersher armen, elenden Menſchen um Gottes⸗ 
willen allewege frei war“. 

Zu dieſen öffentlichen Badegelegenheiten trat häufig eine 
große Zahl von privaten „Badeſtüblein“. 1547 hatten ſie ſich 
z. B. in Stuttgart ſo vermehrt, daß die Bader Klage führten, 
weil hier nicht nur die Familie, ſondern auch die ganze Bekannt⸗ 
ſchaft des Hauſes badete. Im Jahre 1489 zählte man in Ulm 
ſolcher Badeſtüblein nicht weniger als 168. 

Und heute?: Im Jahre 1905 waren in Deutſchland 1092 
Orte mit mehr als 3000 Einwohnern ohne jede öffentliche Ge— 
legenheit zum warmen Bade. 

Erſt im Anfang des 16. Jahrhunderts verfiel das Bade- 
weſen. Als die Wälder den Gemeinden vielfach entriſſen wurden, 
ſtiegen die Holzpreiſe und damit die Unkoſten des Badens ſo, 
daß z. B. 1547 die Bader in Eßlingen beweglich klagen, daß ſie 
bei dem feſtgeſetzten billigen Preiſe nicht mehr beſtehen können. 
In Bayern wurde 1568 beſtimmt: 

Es ſollen auch die Badſtuben undt Badöfen, weil vil Holtz 


dadurch verſchwendt wird, ſoviel immer möglich, und ſich nach gee 
legenheit aines jeden orts tun left, abgeſchafft, und allwegen 


Aas ron A, 


909 jedem Dorff nur ain Badſtuben, und derſechen mehr nit ge⸗ 
ſtatt werden. 

Dazu kam die Furcht vor jener Krankheit, die in Flropa 
nach der Entdeckung Amerikas zum erſten Male verheerend auf⸗ 
trat, und die die Franzoſen die italieniſche, die Italiener die fran⸗ 
zöſiſche, die Polen die deutſche, die Moskowiter die polniſche 
und die Türken die chriſtliche Krankheit nannten. „Der neue 
Ausſchlag“, klagt Erasmus von Rotterdam (14664536), 
„hat uns gelehrt, die öffentlichen Bäder zu entbehren.“ 


14 Gemeingul und Sonderbeſth. 


BS erſter Kulturträger dieſer Zeit iſt die Kirche anzuſehen. 


Ihr gebührt ein beſonderes Verdienſt an der Überwin⸗ 
dung der Hörigkeit. Sie hielt ſtets an dem demokratiſchen Grund⸗ 
ſatz feſt, daß innerhalb des Prieſterſtandes Vorrechte der Geburt 

nichts galten. Auch Hörige empfingen die Weihen und konnten 
zu den höchſten Würden emporſteigen. 
Schon ums Jahr 850 werden Klagen laut, daß die meiſten 
Biſchöfe des Reiches und am Hofe Ludwigs des Frommen aus 
dem Stande der Hörigen hervorgegangen wären. Der letzte König, 


der gegen den demokratiſchen Grundſatz der Kirche Einſpruch er⸗ 


hob, war Bela IV. (1235—1270) von Ungarn. Er wollte einen 
Biſchof nicht anerkennen, weil er der Sohn eines Leibeigenen 
ſei. Der Papſt Clemens IV. wies den Einſpruch zurück: „Vor Gott 
und in der Kirche ſeien alle Menſchen gleich.“ 

Die Biſchöfe und Abte behandelten im Durchſchnitt ihre 
Hinterſaſſen milder als die weltlichen Herren, und auch dieſen 
gegenüber wurde die Kirche Wortführer der Unterdrückten. 
„Wenn jemand einen Knecht“, ſo beſtimmte ſchon die Synode 
von Worms im Jahre 868, „der ein todwürdiges Verbrechen 
getan hat, ſelbſt tötet, ohne richterlichen Spruch abzuwarten, 
der muß die Blutſchuld durch zweijährige Buße ſühnen.“ Oft 
genug bewogen menſchenfreundliche Prieſter ſterbende Herren, 


zum Heile ihrer Seele ihre Hörigen freizulaſſen. Immer wieder 


wies die Kirche auf die Schrift hin, ſo daß ſchon das alte ſchwä⸗ 
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biſche Landrecht beſtimmt: „Wir haben an der Schrift, daß nie⸗ 


mand ſoll eigen ſin.“ Unter dem Krummſtab war fürs Volk 1 
gut wohnen. 

Im Rechte der Kirche, dem kanoniſchen Recht, finden wir 
auch die Volkswirtſchaftslehren jener Zeit zuſammengefaßt. 
Die bibliſchen und die von den Kirchenvätern vertretenen volks⸗ 


wirtſchaftlichen Anſchauungen waren darin von beſtimmen⸗ 


2 


dem Einfluß. Der Gedanke, daß alles Sondereigentum und 
Sonderrecht nur infolge des Sündenfalls für die Menſchheit 


nötig geworden ſei, war immer lebendig. Die völlige Gleich— 


heit blieb vielfach Sehnſucht und Ideal. Die Kirche, die größte 
Seelenkennerin der Menſchheit, ſchuf Stätten der Erfüllung dieſes 
Hochziels. Sie wies ſie aber nur denen, die ſich berufen fühlten, 
den ſteilſten Weg zum Heile zu gehen. Sie tat es in den Klöſtern, 


dort, wo die unentbehrliche Vorausſetzung jeder völlig durch— 


geführten wirtſchaftlichen Gleichheit erreicht werden konnte: die 
freiwillige Unterordnung unter eine unbedingte Leitung. 

Als die Kirchen und Klöſter Reichtum gewannen, wuchſen 
immer wieder, gerade aus den frömmſten Kreiſen heraus, Be— 
wegungen zur Durchführung des wirtſchaftlichen Gleichheitsge— 
dankens, ſo in der Gründung der Bettelorden, der Franziskaner 
(1209) und der Dominikaner (1215). 

Die Bettelmönche erhielten bald das Recht unbeſchränkter 
kirchlicher Wirkſamkeit, zumal der Predigt. In einer Zeit ohne 
Zeitung und ohne ausgebreitetes Schrifttum war das geſprochene 
Wort allein herrſchend. Hier ſtand die Kanzelrede obenan. Von ihr 
wurde die öffentliche Meinung, die Sitte, beſtimmt. So floß die 
kirchliche Anſchauung in das Wirtſchaftsleben. Die Kirche aber war 


gezwungen, jeder Wandlung wirtſchaftlicher Verhältniſſe auj- 


merkſam zu folgen. Die Beichte erforderte täglich ein beſtimmtes 


Urteil über das, was im Wirtſchaftsleben als gut und böſe anzu⸗ 


ſehen ſei. So entſtand eine Wechſelwirkung, die fruchtbar geblieben 
iſt durch Jahrhunderte, und die ihre Bedeutung nicht verloren 
hat bis auf dieſen Tag. 

Die höchſte Blüte fand das „Rittertum der Theologie“, die 
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Scholaſtik, in Thomas von Aquino und Johannes 
Duns Scotus. Thomas von Aquino wurde 1227 als Sohn 
des Grafen von Aquino in Kalabrien geboren, war Schüler von 
Albertus Magnus, trat in den Dominikanerorden, 
lehrte in Köln, Rom, Paris, lehnte das Erzbistum Neapel ab, 
und ſtarb 1274. Bald als Doctor angelicus gefeiert, wurde er 
auch in der Neuzeit, namentlich durch Leo XIII., auf ſozialem 
Gebiet als der berufene Lehrer erklärt. 

Der Franziskaner Johannes Duns Scotus wurde um 1265 
in Irland geboren, lehrte in Oxford, Paris und Köln, wo er 1308 
ſtarb. Sein ehrender Beiname Doctor subtilis weiſt auf die 
Feinheit der Begriffsentwicklung hin, die ihm eigen war. 

Anderthalb Jahrhunderte größter wirtſchaftlicher Umwäl⸗ 
zungen trennen die beiden großen Meiſter von Antonin, 
der 1389 geboren wurde, Dominikaner ward und auf Befehl 
des Papſtes 1446 das Erzbistum Florenz übernahm, das er mit 
großem Ruhm bis zu ſeinem Tode 1459 verwaltete. In Florenz, 
in dem gerade jetzt die Herrſchaft der Medici begann, war 
vielleicht die „kapitaliſtiſche“ Entwicklung am weiteſten vor⸗ 
geſchritten. Schon 1338 ſollen hier 200 Werkſtätten der Woll⸗ 
zunft in der Stadt beſtanden haben, die für 1 200 000 Goldgulden 
Tuch lieferten. Zur Zeit des Antonin hatten die Wollzünftler 
im Innern der Stadt 270 Verkaufsbuden, die Kunſttiſchler 84, 
die Apotheker 66, die Fleiſcher 70. Die Arbeitsteilung war ſo 
durchgeführt, daß die Wollzunft ſich in 25 ſcharf getrennte Unter⸗ 
abteilungen ſchied. Es iſt deshalb nur natürlich, daß die ſchola⸗ 
ſtiſche Lehre bei dieſem Florentiner Erzbiſchof eine bedeutſame 
Weiterentwicklung erfuhr. Seine „Summa theologica“ lehrt über 
das Verhältnis von Gemeingut und Sonderbeſitz: 


Man beahte, daß das Naturgeſetz himſichtlich des gemeinſamen 
und Sonderbeſitzes dreierlei gebietet. 

Erſtens bezeichnet es etwas als nötig — daß nämlich im 
Falle der Not alles gemeinſam fer. Auf dieſe Weiſe iſt das Gemein⸗ 
eigentum Gebot. Dieſe Forderung gründet ſich darauf, daß die 
Dinge zum Unterhalt der Menſchen beſt mmt ſind. 

Zweitens bezeichnet es etwas als gut. Diesbezüglich 
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fordert es, ſolange der Menſch nicht gefallen war, daß alles gemein⸗ 
ſam ſei. Nach dem Falle des Menſchen bezeichnet es als gut, daß 
einiges Sonderbeſitz ſei, ſonſt würden die Guten Not leiden, und ſo 
würde die menſchliche Geſellſchaft nicht fortbeſtehen können, weil die 
Böſen alles an ſich reißen würden. 
Drittens bezeichnet es etwas als billig — ſofern es 
nämlich ein Ausfluß der Billigkeit iſt, daß gewiſſe Dinge in Sonder⸗ 
beſitz übergehen können, und, wenn ite, niemand gehören, dem 

Beſitzergreifer zufallen. 

Die Vorausſetzung alles Lebens, das, was Wimung und 
Nahrung beſtimmt, alſo die Schätze der Natur, in erſter Reihe 
der Boden, darf demnach nie in ein ſolches Sondereigentum 
übergehen, das Mißbrauch mit ihm ermöglicht. 

In dieſem Sinne wurde jahrhundertelang, z. B. im Kirchen⸗ 
ſtaat, ein Recht auf Bodenbeſitz nur ſolange anerkannt, als der 
Boden wirklich benutzt wurde. Papſt Clemens IV. (1265 —1268) 
erklärte in ſeinen Staaten jedermann für berechtigt, den dritten 
Teil jedes Grundſtückes zu bebauen, das der Eigentümer zu bebauen 
unterließ. Sixtus IV. (14711484) geſtattete jedem, den dritten 
Teil eines unbebauten Grundſtückes in der römiſchen Campagna, 
in Toskana und den Küſtengebieten zu benutzen, ſelbſt wenn 
Klöſter oder Kirchen die Eigentümer wären. Nur die Anzeige 
an den Eigentümer, nicht ſeine Erlaubnis ſei nötig. Um in allen 
dieſen Fällen ſchnelles und klares Recht zu ſchaffen, wurden eigene 
Gerichtshöfe eingeſetzt. Papſt Clemens VII. (1523—1534) 
hat dieſes Recht der Arbeit am Boden beſtätigt. 


12. Die Lehre vom gerechten Preis. 


n der Wertung des Handels zeigt das Mittelalter viele 
Berührungen mit Plato und Ariſtoteles. Da 

alles Gemeinſchaftsleben in der Arbeitsteilung begründet ſei, 
müſſe auch der Austauſch der verſchiedenen Erzeugniſſe, der Handel 
als notwendiges Glied des Gemeinſchaftslebens anerkannt werden. 
Aber wie die alten Philoſophen, ſo ſehen die Scholaſtiker im 
Handel die ſtärkſte Verſuchung, nach maßloſem Gewinn zu ſtreben. 
Solches Streben aber müſſe die ganze Geſellſchaft in einen Fieber— 


— 126 — 


zuſtand verſetzen. Deshalb fordert ſchon Plato, daß die Staats⸗ 
gewalt mit Hilfe von Sachverſtändigen verſuchen ſolle, den „wah⸗ 
ren“ Wert jeder Ware beim Tauſch zu beſtimmen. 

Im Altertum war der Großhandel vielfach mit See- und 
Menſchenraub verknüpft, der Kleinhandel mit Unredlichkeit ver⸗ 
bunden. Der Gott des Handels war den Hellenen auch der Gott 
der Diebe. Cicero urteilte in ſeiner Schrift „Von den Pflichten“: 
Der Kleinhandel ſei gemein, eines vornehmen Mannes nicht 
würdig, der Großhandel ſei, wenn ohne Betrug geübt, nicht 
ganz zu verachten. 

Wie der Kleinhandel entartet, zeigt der Kirchenvater Sal⸗ 
vian in ſeiner Schrift: „Von der Regierung Gottes“, um 450, 
in der er klagt, daß Scharen von Händlern „beinahe den größten 
Teil aller Städte in Beſitz genommen haben“. „Iſt ihr Leben 
etwas anderes als ein Sinnen auf Liſt und beſtändige Lüge? 
Halten ſie nicht die Worte für verloren, die ihnen keinen Vorteil 
verſchaffen? Falſcher Eid gilt ihnen als ergiebige Erwerbsquelle.“ 

Ambroſius (geſt. 397) hält den Handelsgewinn für „wenig 
vornehm“. Auch Auguſtinus (geft. 430) iſt ſehr zurückhaltend, aber 
ausdrücklich erklärt er den Handel für erlaubt, wenn er Waren aus 
Orten des Überfluſſes in ſolche des Mangels leite. Wer aber Not⸗ 
wendiges verrichte, ſei auch ſeines Lohnes wert. So erſcheint der 
Handelsgewinn als geſellſchaftlicher Arbeitslohn. Dieſer aber 
müſſe in mäßigen Grenzen bleiben. Verkäufer und Käufer müßten 
beſtrebt ſein, den gerechten Preis zu finden. Auguſtinus führt 
folgendes Beiſpiel an: Es hat jemand ein Buch verkauft, ohne 
ſeinen vollen Wert zu kennen. Der Käufer, der dieſen erkennt, 
ſei in ſeinem Gewiſſen verpflichtet, auch unaufgefordert einen 


höheren als den geforderten Preis zu zahlen. Um ſeiner ſittlichen 


Gefahren willen war jeder Handel den Geiſtlichen verboten, den 
Laien aber die Innehaltung des „gerechten“ Preiſes zur Ge⸗ 
wiſſenspflicht gemacht. Die Grundlagen für dieſen gerechten 
Preis zu finden, war eine Hauptarbeit der großen Scholaſtiker. 


Thomas von Aquino lehnt ſich eng an Ariſtoteles an, 


deſſen Schriften auf ſeine Veranlaſſung überſetzt wurden, und die 
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er mit ausführlichen Erläuterungen verſehen hat. Nach ihm iſt 
eine Gemeinſchaft um jo vollkommener, je mehr fie alles 


Notwendige in ſich erzeugt. Der Tauſch innerhalb einer Ge⸗ 
meinſchaft, unmittelbar zwiſchen Erzeuger und Verbraucher, 
erfordert keinen beſonderen Händlerſtand. Aber nur ſelten werden 
die Gemeinſchaften ſich vollkommen ſelbſt genügen. Die Einfuhr 


unentbehrlicher Güter, wie Eiſen, Salz, wird ſich oft als notwendig 


erweiſen, ebenſo die Ausfuhr von Waren, die in der Stadt ſelbſt 
im Überfluß erzeugt werden. Dadurch wird ein beſonderer Stand 
der Händler notwendig und auch ein beſonderer Wertmeſſer. 
Dazu dienen in der Regel Metalle, wie Silber und Gold, die 
auch an ſich Wert haben, da man aus ihnen z. B. Gefäße herſtellen 
kann. Die Mühe, die genaue Menge der Edelmetalle in jedem 
Falle zu beſtimmen, wird durch ein Prägezeichen erſetzt, das die Ge⸗ 
meinſchaft anerkennt. Das Metallſtück, gilt“ — es wird zum Geld. 

Alle Beſtimmungen über den gerechten Preis galten nur 
für den Verkauf von Waren gegen Geld. Für den Naturaltauſch, 


der weitaus vorherrſchte, gab es keine anderen Beſtimmungen, als 


die der allgemeinen Sittenlehre. Beim Verkauf einer Ware gegen 
Geld muß der Verkäufer ſo viel an Selbſtkoſten und Lohn für 
ſeine Arbeitsaufwendungen erhalten, daß ihm ein ſtandesgemäßer 


Lebensunterhalt ermöglicht wird, da er ſonſt ſeine geſellſchaft— 


lich notwendige Arbeit nicht fortſetzen würde. Aber er darf 
auch nicht mehr erwerben, da er ſonſt den andern Teil ſchädigen 


würde. Die Glieder der christlichen Geſellſchaft ſollen in 


gleicher Weiſe für einander arbeiten. Die billige Befriedigung 
ihrer Bedürfniſſe muß deshalb der Zweck jedes Tauſches ſein. 
Dabei ijt es wohl möglich, daß der Wert einzelner Güter verſchie— 
denen Menſchen als verſchieden groß erſcheint, ſo daß auch bei 
einem gerechten Preis Käufer und Verkäufer Vorteil gewinnen. 
Das Streben nach Gewinn um des Gewinnes willen erſcheint, 
wie bei Ariſtoteles, verächtlich. Wird aber der Kaufmann 
von dem Streben geleitet, der Gemeinſchaft zu dienen, oder einen 
ehrlichen Unterhalt für ſeine Familie und Mittel zum Wohltun 
zu gewinnen, ſo wird ſein gerechter Gewinn als ſittlich erlaubt 
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anzujehen fein. Um die Verſuchungen zum ungerechten Preis 
möglichſt einzuſchränken, darf nur wirklich vorhandene Ware 
gekauft und verkauft werden. Lieferungs⸗ und Termingeſchäfte 
ſind alſo verboten. (Vergl. S. 113114). 

Duns Scotus betont ſchärfer als der Aquinat das ſub⸗ 
jektive Moment bei der Geſtaltung des gerechten Preiſes. Würde 
nicht jeder das Gut des andern höher ſchätzen als das eigene, 
ſo würde ja ein Tauſch nicht zuſtande kommen. Bei einem wirk⸗ 
lich freien Tauſch wird ſich alſo ein gerechter Preis weſentlich 
ſchon in der Zuſtimmung des Käufers und Verkäufers auf freiem 
Markt herausbilden. Er betont ſcharf auch Gefahr und Wagnis, 
denen ſich der Kaufmann unterzieht in einer Arbeit, die eben als 
notwendig anerkannt werden müſſe. 

Antonin von Florenz endlich, der in einer Zeit 
lebte, in der der Handel viel weiter entwickelt war, muß dem 
lebendigen Leben Rechnung tragen. Er urteilt: 

Wenn auch der Handel eine äußere Beſchäftigung iſt, erfunden 
von der Gier nach Geld und Ariſtoteles ſagt, daß er in ſich 
einen Makel habe, wenn er der Geldgier diene und nur den Gewinn 
erſtrebe, eine Gier, die unermeßlich und endlos wächſt — ſo kann er 
doch ſelbſt durch ein gutes Ziel zu Ehren kommen und erlaubt 
werden, z. B. wenn er betrieben wird zum Unterhalt der Familie, 
zur Hufeleiſtung an die Armen, was aus dem mäßigen und gerechten 
Gewinn beſtritten würde. 
Und vom Seehandel urteilt er gar: 

Der Handel ſucht alle Geſtade, vermittelt Frieden und trau⸗ 
lichen Verkehr mit fremden Völkern und macht die Güter des Ein⸗ 
zelbeſitzes zum Gemeingut der Welt. i 

Den gerechten Preis von Waren findet man „im Hinblick auf 
ihren Gebrauch nach dem billigen Urteil der menſchlichen Schät⸗ 
zung, die den Wert eines Dinges mißt innerhalb der Grenzen 
eines zuläſſigen Spielraumes“ Als die drei Urſachen des Wertes 
nennt er Nutzen, Seltenheit und die beſondere Eignung der Sache 
für eine einzelne Perſon. Ein Schwert, ein Schmuckſück, ein 
paſſendes Gewand, ein geeignetes Tier können für den einen viel 
mehr Wert beſitzen als für den anderen. Deshalb, fügt Antonin 
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ausdrücklich hinzu, ſei ſtets zu beachten, daß der gerechte Preis nicht 


unter allen Umſtänden eine feſtſtehende Größe zu haben brauche, 
ſondern daß er innerhalb beſtimmter Grenzen mit Berückſichtigung 


von Zeit, Ort und Perſon ſchwanken könne, da bei verſchiedenen 


＋ 


Menſchen wohl eine verſchiedene Schätzung möglich ſei. 


Damit iſt ein ziemlich weiter Spielraum gegeben, und er 
empfiehlt den Geiſtlichen, im Beichtſtuhl nicht diejenigen, die 
den gerechten Preis nur mäßig überſchritten, zum Schaden— 
erſatz anzuhalten, „um des Friedens willen, weil die allgemeine 
Anſchauung und die Gewohnheit es ſo wolle, und endlich wegen 
der Unſicherheit der menſchlichen Schätzung gegenüber der Auf⸗ 


gabe, den gerechten Preis zu beſtimmen“. 


In dieſem Spielraum findet nun auch die Regelung des 
Kaufs auf Kredit Raum. Wird bei Barzahlung die untere 
Stufe des gerechten Preiſes gefordert, ſo kann die höchſte Stufe 
gefordert werden, wenn die Zahlung erſt nach längerer Zeit 
erfolgt. Unerlaubt bleibt es, durch künſtliche Beeinfluſſungen 
einen erhöhten Preis zu erzwingen, etwa durch Aufkauf aller 
Lebensmittel und durch Ring⸗ und Monopolbildung. 


Neue Erſcheinungen im Wirtſchaftsleben boten die Staats- 
anleihen dar, wie fie jetzt in den italieniſchen Stadtſtaaten mehr 
und mehr aufkommen. So wurden in Florenz von 1377—1406 
faſt 1144 Millionen Goldgulden für Kriegszwecke verbraucht. 
Schon die Verzinſung bot der Kirchenlehre Schwierigkeiten. 
Man überwand ſie endlich, indem man erklärte, es handle ſich 
hier eigentlich nicht um ein Darlehen, ſondern um einen Kauf, 
da der Staat ſich ja nur verpflichte, die Zinſen jährlich zu zahlen, 
während die Einlöſung der Staatspapiere in der Regel eine frei⸗ 
willige war. Wie aber ſollte man nun für die Staatspapiere 
einen gerechten Preis finden? Antonin antwortet: 


Wenn jemand fragt, wieviel dieſe (Staatspapiere) min⸗ 
deſtens gelten müſſen, jo antworte ich: Soviel, wie eine Ver⸗ 
einigung von weiſen und rechtſchafſenen Männern im Hinblick 

auf die ſchwierigen Umſtände ſie ſchätzen. 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 9 


ers 5 
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Dieſe Vereinigung wurde bald Burſa Börſe genannt. 
Und ſie wird zweifellos auch immer den gerechten Preis finden, 
wenn ſie die Bedingung des Florentiner Erzbiſchofs erfüllt, d. h. 
wenn ſie nur „aus weiſen und rechtſchaffenen Männern“ beſteht. 
Derſelbe Grundſatz wie beim Tauſch von Ware gegen Ware 
(im Handel), galt auch beim Tauſch von Ware gegen Arbeit 
(bei der Feſtſetzung des Lohnes). Die untere Grenze des Lohnes 
muß noch immer ein geſundes und ſittliches Leben des Arbeiters 
und ſeiner Familie gewähren und ihn auch die Mittel für Krank⸗ 
heit und Alter erübrigen laſſen. Ausdrücklich wird verboten, 
dem Arbeiter den Lohn dadurch zu kürzen, daß man ihm ſtatt 
des Geldes zu teuer angerechnete Waren gibt (Truckſyſtem). 

Aber auch dem Arbeiter wird ehrliche Arbeit zur Pflicht ge⸗ 
macht. Der Bücherabſchreiber, der ein beſtimmtes Entgelt für 
eine beſtimmte Bogenzahl erhält, darf z. B. nicht die Zeilen ab⸗ 
ſichtlich zu weit auseinanderziehen; die Schuhmacher dürfen nicht 
höheren Lohn dadurch erzielen wollen, indem ſie etwa den Frauen 
nachgeben, die größer erſcheinen wollen, als ſie ſind, und ihnen 
zu hohe Abſätze machen uſw. 

Zum mindeſten für alles, was zum Lebensbedarf nötig iſt, 
wäre deshalb zu wünſchen, daß die weltliche Obrigkeit einen ge⸗ 
rechten Preis feſtſetze und durchführe. So waren die erwähnten . 
Verſuche Karls des Großen und Friedrich Barba- 
roſſas durchaus im Einklang mit den Anſchauungen ihrer 
Zeit. Auch die Feſtſetzungen der Preiſe durch die Handwerker⸗ 
organiſationen ſtanden unter dem Schutz der Kirche. Später 
haben die unumſchränkten Fürſten die Aufrichtung gerechter Preiſe 
als unentbehrliches Mittel ihrer „Wohlfahrtspolizei“ angewandt. 
Der Weg der Stadtwirtſchaft zur Volks- und Weltwirtſchaft brachte 
mit der liberalen Lehre die Anſchauung zur Herrſchaft, daß 
Angebot und Nachfrage allein den gerechten Preis feſtſetzen, daß 
die Freiheit des Handels allein die Mutter der wirtſchaftlichen 
Harmonie ſein könne. Und dieſer Grundſatz iſt herrſchend geblieben, 
obwohl die erhofften Erfolge in weitem Umfange nicht einge⸗ 
treten ſind. 


Se ae as 
od — ~ ee 


— 131 — 


Wie ſteht die neueſte Schule, die der Bodenreform, zu dieſer 
Lehre? Sie ſtimmt der Auffaſſung von dem Wert des freien 
Handels zu — in allen Fällen, in denen die Freiheit der Erzeugung 
und die Freiheit der Bewegung Wahrheit iſt. Unter ſolcher 
Vorausſetzung kann dauernd ein ungerechter Preis an einem Ort 
nicht aufrecht erhalten werden. Dort, wo über den gerechten Ent- 
gelt von Selbſtkoſten, Arbeitsaufwendungen, Gefahrberechnung 
hinaus Preiſe für eine Ware gefordert und gezahlt werden, wird 
die Erzeugung dieſer Ware ſo zunehmen, und es werden von 
anderen Orten ſo viel Waren dorthin gebracht werden, daß in 


kurzer Zeit das freie Angebot den Preis auf den gerechten herunter⸗ 


drücken wird. 

Ganz anders aber ſteht es, wenn man die Freiheit des Handels 
als Preisſchöpfer wirken läßt dort, wo die wirtſchaftliche Freiheit 
in Wahrheit nicht beſteht, wo es ſich um natürliche oder künſt⸗ 
liche Monopole handelt. Hier wird, um in der Sprache der Boden⸗ 
reform zu reden, aus dem an ſich gerechtfertigten Kapitalismus 
der verderbliche Mammonismus. Bei Verkehrswegen, Natur⸗ 
ſchätzen, Wohn⸗ und Nutzboden, bei denen weder durch Erzeugung 
noch durch Verſendung ungerechte Preiſe im freien Wettbewerb 
ausgeglichen werden können, muß das Wort vom Segen der wirt— 
ſchaftlichen Freiheit zur Lüge werden. 


13. Die Lehre vom Zins. 


ie zweite folgenreiche Lehre des kanoniſchen Rechts iſt 
das Verbot des Zinsnehmens. Die Zeit ge⸗ 
hört Gott; deshalb ſoll man ſich die Zeit nicht bezahlen laſſen. 
Geld kann nicht Geld erzeugen. Es iſt deshalb unrecht, ſich für 
ein Darlehen mehr als das Geliehene zurückgeben zu laſſen. 
Das „Geſetz des Herrn“, auf das ſich die Zinsverbote immer 
wieder gründen, zeigt nach kanoniſcher Auffaſſung folgende Ent— 
wicklung: 


Im Geſetzbuch Moſes (2. Moſes 22, 25 und 5. Moſes 23, 19 


und 20) iſt das een bei Volksgenoſſen verboten, bei Fremden 
9* 
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aber erlaubt. David erhebt fic) ſchon zu einer allgemeinen 
Ablehnung des Zinſes: (Pſalm 15). 

Herr, wer wird bleiben auf deinem heiligen Berge? .. Wer 
ſein Geld nicht auf Zinſen leiht und nimmt nicht Geſchenk über den 
Unſchuldigen! 
Und Chriſtus befiehlt uneingeſchränkt (Luk. 6, 35): 

Leihet, daß ihr nichts dafür hoffet! 


Schon das erſte allgemeine Konzil, das zu Nicäa 325, ver⸗ 
bot allen Geiſtlichen bei Strafe ſofortiger Abſetzung das nach 
dem Staatsgeſetz erlaubte Zinsnehmen. Das war auch die 
Meinung der Kirchenväter, ſo urteilt der hl. Gregor von 
Nyſſa, geb. 331 zu Cäſarea in Kappadokien, 371 Biſchof von 
Nyſſa, geſt. nach 394 (Migne, Patr. gr.-lat. XIIV): 

Unnütz und unerſättlich iſt das Leben des auf Zinſen 
Ausleihenden. Er kennt nicht die Arbeit des Feldes und hat 
auch keine wirkliche Einſicht in das Weſen des Handels; an 
einem Plätzchen bleibt er ſitzen und füttert höchſtens ſeine 
Haustiere. Ohne zu pflügen und zu ſäen, will er, daß alles 
ihm wachſe. Als Pflug hat er den Schreibſtift, als Ackerland 
ſein Papier, als Samen die Tinte, als Regen die Zeit, die ihm 
auf geheimnisvolle Weiſe ſeine Einkünfte vermehrt. Sichel iſt 
ihm die Schulderpreſſung, und Tenne, das iſt ihm das Haus, 
in welchem er den Beſitz des Bedrängten verringert. Das, 
was Gemeingut aller ijt, ſieht er als ſein Eigentum an. 

Den nächſten Schritt tat Papſt Leo der Große (440— 461), 
der bei einer Erneuerung des Zinsverbotes für die Geiſtlichen auch 
das Zinsnehmen durch die Laien ſcharf rügte. 

Karl der Große hat auf dem Aachener Reichstag 785 und 
auf dem von Nymwegen 806 auch die weltliche Macht gegen 
den Zins eingeſetzt. — In England führte Alfred der Große 
(871—901) das Zinsverbot durch. — Unter Kaiſer Lothar 
wurde 825 beſtimmt, daß für Zinsnehmen der Königsbann be⸗ 
zahlt werden müſſe; wer wiederholt Zins nahm, ſollte aus der 
Kirche ausgeſtoßen und vom Grafen gefangen geſetzt werden. 

Das erſte Konzil, das ein allgemeines Zinsverbot aufſtellt, 
iſt das 2. Lateraniſche Konzil 1139. Wer Zins nimmt, ſoll aus 
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der Kirche ausgeſtoßen und nur nach ſtrengſter Buße und mit 
größter Vorſicht wieder aufgenommen werden. Einem Zins⸗ 


nehmer, der ohne Bekehrung 555 ſoll das chriſtliche Begräbnis 


verweigert werden. 

Das 3. Lateraniſche Konzil (1179) unter Alexander III. 
und das 4. (1215) unter Innozenz III. erklärten jede Geſetz⸗ 
gebung, die den Zins erlaube, für unverbindlich und nichtig. 

Unter Zins wurde jede Entſchädigung für ein Darlehen 
verſtanden. Biſchof Johannes von Padua fragte um 1150 
bei Papſt Eugen III. an, ob ſich ſchon des Wuchers ſchuldig mache, 
wer aus dem Grundbeſitz, der ihm verpfändet ſei, ſich die Früchte 
aneigne und trotzdem den vollen Betrag zurückfordere. Der 
Papſt entſchied: „Wer mehr nimmt, als die Leihſumme aus⸗ 
macht, verſtrickt ſich in die Sünde des Wuchers. Alles, was zur 
Leihſumme hinzukommt, iſt Wucher!“ 

Den Gedankengang, aus dem das Zinsverbot entſprang, 
zeigt die häufige Berufung auf die Erklärung des hl. Hierony- 
mus (geſt. 420) zu Heſekiel 18, 8: 

Jemand, der Getreide im Winter ausleiht, um ſich nach der 
nächſten Ernte das 1½ oder im günſtigſten Falle das 1% fache gue 
rückgeben zu laſſen, begründet dieſes Verlangen damit, daß er 
ſagt: Ich hätte das Getreide ja ſelber ausſäen können und hätte 
dann dafür das Zehnfache geerntet. Wenn der Entleiher durch 
meinen Scheffel Getreide 10 Scheffel Korn ernten kann, iſt es dann 
Unrecht, wenn ich außer dem Geliehenen ein Halb mehr zurück⸗ 
fordere, da der andere ja doch noch ein Vielfaches gewinnen kann? 
Der barmherzige Wucherer ſoll uns antworten: Haſt du einem 
reichen oder einem armen Manne geliehen? Einem Beſitzenden 
brauchſt du überhaupt nichts zu leihen; wie kannſt du alſo von einem 
Armen mehr fordern, gleich als hätteſt du es mit einem Reichen zu 
tun? 

Das Verleihen follte alſo als eine Außerung chriſtlicher 
Nächſtenliebe aufgefaßt werden, wie das Almoſen. Dieſe Auf- 
faſſung fand auch volkswirtſchaftlich in den Zeitverhältniſſen 
Erklärung und Rechtfertigung. In der Zeit der geſchloſſenen Haus 
wirtſchaft mit Selbſtverſorgung handelte es ſich faſt durchweg 


um Konſumtivkredit in den Zeiten der Not. Als Entleiher kamen 
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faſt nur die kleinen freien und halbfreien Bauern in Betracht. 
Mißernte, Krankheit, Krieg und andere Unglücksfälle zwangen 
ſie, das Nötigſte bei dem benachbarten Großgrundbeſitzer zu leihen. 
Hier war jedes Mehr bei der Rückforderung ein Ausbeuten der Notlage. 


Anders lagen die Verhältniſſe, als, namentlich durch die 
Kreuzzüge, der Handel eine immer größere Bedeutung gewann 
und neben die Naturalwirtſchaft die Geldwirtſchaft trat. Neben 
dem Darlehen zu reiner Konſumtion, das in der Regel ein 
Armut⸗ oder Notdarlehen war, traten jetzt auch Darlehen 
zu Produktionszwecken. Auch hier hielt das kanoniſche Recht 
daran feſt, daß jedes wagnisfreie Zinsnehmen verwerf⸗ 
lich ſei. Wenn dagegen das Darlehen eine gewinnbringende 
Beſchäftigung ermöglichte, ſo wurde dem Darleiher ein ge⸗ 
rechter Anteil an dieſem Gewinn zugeſtanden. Der erlaubte 
Zins bei Geſchäftsanlagen hieß commenda. Die am häu⸗ 
figſten angewandte Form, die jog. ſocietas, beſtand darin, 


daß der eine 2/, des Kapitals gab, während der andere 14 und 


ſeine Arbeit in das Unternehmen ſteckte. Der Gewinn wurde 
gleichmäßig geteilt. 

Von 1155—1164 hat man in den Urkunden eines einzigen 
Notars in Genua, Johann Scriba, etwa 500 Commenda⸗ 
verträge gefunden. Ja, in Genua galt die Beſtimmung, daß 
Mündelgelder, für die keine andere Verfügung vorgeſehen war, 


in Societas⸗Verhältniſſen angelegt werden mußten. Die Kirche 


hat dieſen Zins ſtets anerkannt, und oft wurden Wucherer, d. h. die 
gegen feſtſtehenden Zins riſikofreies Kapital aue auf dieſe 
gerechte Form der Geldanlage verwieſen. 


Ebenſo anerkannt war der Kaufbriefzins. Einer 


der älteſten erhaltenen Kaufbriefe, der mit unſeren heutigen 


Wechſeln manche Ahnlichkeit hat, iſt folgender: 


An Alexander von Bonromei und Dominicus von Andrea zu 
Venedig. 

Zahlet für dieſen erſten Brief, den 9. Oktober an Lucas von 
Goro 45 Pfunde; ſie ſind für den Wert, den ich von Mario Reno er⸗ 
halten. Zahlet zur rechten Zeit und bringet es auf meine Rechnung 
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und Firma. Daß Euch Chriſtus behüte! Bonromeo von Bonromei 
entbietet Euch ſelnen Gruß. Mailand, den 9. Mai 1395. 
Der Ausſteller dieſes Briefes hatte zweifellos einen weſent⸗ 
lichen Vorteil davon, daß er in einer anderen Stadt durch 
Vermittlung eines Dritten ſeine Schuld bezahlen oder erheben 
laſſen konnte. Hier war ein Aufſchlag, ein „Zins“, gerecht- 
fertigt, gleichſam als Entgelt für die Arbeit und die Gefahr des 
Geldtransportes, die der andere durch eine Vermittlung erſpart hatte. 

Als erlaubt galt ſpäter auch der Renten kauf. Wenn 
ein Bodeneigentümer Geld aufnahm, um durch Verbeſſerungen 
ſein Land ertragreicher zu machen, ſo hatte der Geldleiher das 
Recht, etwas von dem Mehrertrage zu fordern. Dasſelbe galt von 
ſtädtiſchen Hauslehen: wenn jemand Geld aufnahm, um ſein 
Haus aufzubauen oder zu verbeſſern. In dieſen Fällen durfte 
aber das Kapital nicht zurückgefordert werden. Der Renten⸗ 
kauf ähnelte alſo der heutigen Tilgungshypothek, zweifellos der 
Form des Darlehens, die einem volkswirtſchaftlich geſunden Real⸗ 
kredit am beſten entſpricht. 

Ein großer Teil der geſellſchaftlichen Achtung der Juden 
im Mittelalter iſt auf ihr Zinsnehmen zurückzuführen, durch 
das ſie ſich in den ſchärfſten Gegenſatz zu der chriſtlichen Lehre 
und der Volksanſchauung ſtellten. 1146 rief der Mönch Radulf 
in ſeinen Kreuzzugspredigten auch deshalb zur Verfolgung der 
Juden auf, weil dieſe Zins nähmen, alſo wucherten. Dem trat 
der hl. Bernhard von Clairvaux entgegen in einem Briefe 
an den Erzbiſchof Heinrich von Mainz: 

Ich will davon ſchweigen, daß, wo die Juden fehlen, wir ein 
ſchlimmeres Judentreiben von chriſtlichen Wucherern 
zu beklagen haben, wenn wir ſie noch Chriſten nennen dürfen. 
Die Außerung beweiſt, wie ſehr die Volksſtimmung gegen 

das Zinsnehmen erbittert war, aber auch, daß alle kirchlichen 
und weltlichen Geſetze nicht vermochten, das Zinsnehmen völlig 
zu unterdrücken. Der Zins bildete eben den leichteſten Weg zum 


mühelosen Erwerb, um jo mehr, da er im ganzen Mittelalter außer- 


ordentlich hoch war. 
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Friedrich der Streitbare von Oſterreich ſchrieb 
1244 den Juden einen Höchſtzins von 173½% vor. Der Rhein⸗ 
iſche Städtebund verſuchte am 29. Juni 1255 einen ge⸗ 
ringeren Zinsfuß durchzuſetzen: kein Jude ſollte für kurzfriſtige 

Darlehen mehr als 43 /, für Jahresdarlehen mehr als 33% 
nehmen. Erklärend fügen die Städte hinzu, daß eine ſolche Feſt⸗ 
ſetzung nötig jet, weil die „chriſtlichen Wucherer“ durch kirchliche 
und weltliche Strafen zur Rückerſtattung der Zinſen gezwungen 
würden, die Juden alſo ein Zinsmonopol erhielten, daß ſie ohne 
Höchſtſatz übermäßig ausbeuten würden. 

König Philipp III. von Frankreich ließ 1277 an einem 
Tage alle italieniſchen Kaufleute in ſeinem Lande einkerkern 
und erſt nach Zahlung einer ſehr hohen Summe wieder frei. 
Er warf ihnen vor, daß ſie von ſeinen Untertanen Zinſen genom⸗ 
men hätten, und zwar für größere Summen 66—125, für kleinere 
bis zu 270%. Noch 1382 wurde in Nürnberg der Prozentſatz bei 
großen Darlehen auf 4214, bei kleinen auf 862 / „beſchränkt“. 

Ein Chriſt, der Zins nahm, war mit dem gleichen Geſell⸗ 
ſchafts⸗ und Rechtsmakel behaftet wie ein Jude. Der beſte Beweis 
dafür ijt das Schickſal der „Kawerſchen“ oder „Cahor⸗ 
ſiner“: Chriſten, die ihren Namen wahrſcheinlich von der ſüd⸗ 
franzöſiſchen Stadt Cahors erhalten hatten. Dante ſtellt 
ſie im 11. Geſang ſeiner Hölle den Sodomiten gleich: 


Du wirſt, den klein'ren Binnenkreis betrachtend, 
dann die von Sodom und von Cahors ſchaun. 


Völlig geklärt iſt das Weſen dieſer Geldhändler nicht. Sie ver⸗ 
ſchwinden etwa in der Mitte des 15. Jahrhunderts. 

Im Zeitalter der großen Erfindungen und Entdeckungen 
mit ihrer ſchnell ſteigenden Geldwirtſchaft wurden immer neue 
Formen geſucht und gefunden, um das Zinsverbot zu umgehen. 
Namentlich die jetzt entſtehenden großen Handelshäuſer mußten 
je länger je mehr das Zinsverbot als unerträgliche Hemmung 
empfinden. Ein Faktor aus dem Hauſe der Fugger erklärte 
in ſeinem Teſtament, 
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daß er ſich in ſeinem Gewiſſen nicht beſchwert fühle, da alles 
Geld, das er in den Handelsgeſellſchaften habe arbeiten laſſen, nicht 
eigenes Geld geweſen ſei, ſondern von ihm vorher ſelber geliehen 
worden wäre. Das Zinsnehmen aber könne als Sünde doch nur 
gelten, wenn es mit eigenem Gelde geſchehe. 


Dieſer Standpunkt war innerlich ſo unwahr, daß er dauernd 


nicht aufrecht erhalten werden konnte. So geſchah es wohl auch 


nicht ohne Einfluß der großen Handelshäuſer, daß der aus der 
Reformationsgeſchichte bekannte Ingolſtädter Profeſſor Dr. Eck 
(1515) als der erſte Theologe in einer Disputation zu Bologna 


einen Satz von 4—5 % Zins als chriſtlich erlaubt verteidigt. 


Die Disputation erregte ungemeines Aufſehen. Der Nürn⸗ 
berger Humaniſt Scheurl ſchrieb darüber: 
Die Kaufleute ſind jetzt voll Übermut und erklären ihre Ver⸗ 
träge als erlaubt. 
Der berühmte Straßburger Prediger Geiler v. Kay⸗ 
ſersberg predigte 1498 über Brandts „Narrenſchiff“. Die 


Predigten erſchienen deutſch 1520. Es heißt darin: 


Die fünfft ſchal 

die iſt leihen off ein pfand vif ligent gut, vff huß und 
hoff, ader vnd matten vnd der gleichen mit dem 
geding, daz er den nutz nem des pfandes, die weil jener das 
gelt bruchet: iſt wucher vnd todtſünd vnd fol es wider⸗ 
keren! a 


Der gemeine Mann fühlte die Gefahr, die hier emporſtieg, 
und es hat der Reformation großen Vorſchub geleiſtet, daß 
Luther zunächſt mit aller Schärfe den alten Standpunkt 
gegenüber den Großkapitaliſten verteidigte. Ja, er verwarf ſogar 
den Rentenkauf. In ſeinem Sendſchreiben „An den chriſtlichen 
Adel deutſcher Nation von des Chriſtlichen Standes Beſſerung“ 
1520 erklärte er: 

Aber das größte Unglück deutſcher Nation iſt gewißlich 
der Zinskauf. Wo der nit wäre, müßt mancher ſein Seiden, 
Sammet, Specerei und allerlei Prangen wohl ungekauft laſſen. 
Er iſt nit viel über hundert Jahr geſtanden, und hat ſchon faſt 
alle Fürſten, Stift, Stadt, Adel und Erben in Armuth, Game 
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mer und Verderben bracht. Sollt es noch hundert Jahr ſtehen, 
ſo wäre es nit möglich, daß Deutſchland einen Pfennig be⸗ 
hielte, wir müßten uns gewißlich untereinander frefjen..... 
Fürwahr, es muß der Zinskauf ein Figur und Anzeichen ſein, 
daß die Welt mit ſchweren Sünden dem Teufel verkauft ſei, 
daß zugleich zeitlich und geiſtlich Gut uns muß gebrechen. 


Gegen den Zins im allgemeinen und die Großkaufleute, 
die ihn, wie die Fugger, verteidigten, heißt es: 
Hie mußt man wahrlich auch den Fuggern und derglei⸗ 


chen Geſellſchaften ein Zaum ins Maul legen. Wie iſts mög⸗ 


lich, daß ſollt göttlich und recht zugehen, daß bei eines Men⸗ 
ſchen Leben ſollt auf einen Haufen ſo große königliche Güter 
bracht werden? Ich weiß die Rechnung nit; aber das verſtehe 
ich nit, wie man mit hundert Gulden mag des Jahres erwer⸗ 
ben zwanzig, ja ein Gulden den andern, und das alles nit aus 
der Erden oder von dem Vieh, da das Gut nit in menſchlichem 
Witz, ſondern in Gottes Gebenedeiung ſtehet. 

Wenige Jahre ſpäter allerdings verzweifelt er bereits an der 

Möglichkeit der völligen Durchführung des Zinsverbots. 


Als 1524 in Sachſen Pfarrer Strauß predigte, Zinſen 
geben ſei ebenſo Sünde wie Zinſen nehmen, wandte ſich 
Johann Friedrich, der Neffe des regierenden Kurfürſten, 
an Luther. In Luthers Antwort vom 18. Juni 1524 iſt ſeine 
grundſätzliche Stellung die gleiche geblieben. Zins ſei Wucher, 
auch dann, wenn die Zinſen nicht über 4 oder 5% hinausgehen, 
wenn die Vermehrung des Geldes ohne jedes Wagnis von 
ſeiten des Gläubigers vor ſich gehe: 

Solches aber rede ich von den Zinſen, die nicht über vier oder 
fünf aufs hundert gehen werden, welche nicht wucheriſch 


ſind der Summe halber, ſondern daß fie gewiß 


ſind und nicht in der Fahrſtehn, wie ſie ſollten. 


Das iſt eine Anſicht, die der der heutigen Bodenreformer 
ähnelt, die daraus die Forderung ziehen, daß der Real⸗Kredit 
in die öffentliche Hand überführt werden müſſe. Und auch 
zu dieſer Forderung findet ſich eine Art Parallele in W Brief, 
wenn es dort einleitend heißt: 
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Es wäre wohl fein, daß nach alter Welt Brauch der 
Oberkeit würde der Zehnte vonallen Gütern geben, 
jährlich, das wäre der allergöttlichſt Zins, der fem 
lönnte; denn ſomit würden die Zinsleut nicht beſchwert. 
Gäbe Gott viel oder wenig Guts, ſo wäre der Zehnt auch darnach. 


Aber Luther hält dieſes Ideal bereits für undurchführbar: 


aber nun ſolch ordentlich Weſen in der Welt nicht iſt, muß ich 
hieran verzweifeln. 


Deshalb widerrät er Johann Friedrich, den Zinskauf zu 
verbieten. Solche grundlegenden Neuerungen könnten nur alle 
Fürſten des Reiches zuſammen verſuchen. Nur eines ſolle gleich 
geſchehn: Herabſetzung der geltenden Zinskaufverträge auf den 
Zinsfuß von 4 oder 5% und ein Nachlaß von der Hauptſumma 
für die früher gezahlten höheren Zinſen. 

Noch weiter geht er in einem Schreiben an den Danziger 
Rat vom 5. Mai 1525, in dem er ſich für eine grundſätzliche Tren⸗ 
nung des Geiſtlichen und Wirtſchaftlichen erklärt: 


Aber das Evangelium iſt ein geiſtlich Geſetz, darnach man 
nicht regieren kann, ſondern muß dasſelbe Jeglichem vor 
ſich ſelbſt ſtellen, ob er alles tun oder laſſen werde. Und man 
kann und ſoll auch Niemanden dazu zwingen, gleich als zum 
Glauben; denn hier nicht das Schwert, ſondern der Geiſt Got— 
tes lehren und regieren muß. Darum ſoll man das geiſtliche 
Regiment des Evangelii ferne ſcheiden von äußerlichem welt— 
lichem Regiment, und ja nicht durcheinander miſchen. Das 
evangeliſche Regiment ſoll der Prediger alleine mit dem 
Munde treiben, und einem Jeglichen, ſeinen Willen allhier 
laſſen: wer es annimmt, der nehme es an, wer es nicht will, 
laſſe es. 

Als daß ich ein Exempel gebe, der Zinskauf oder Zins— 
pfennig ijt ganz unevangeliſch, da Chriſtus lehret: 
Leihet ohne Wiedernehmen! hier ſoll man nicht zufah— 
ren, und alle Zwieſpaltung ſtracks abthun nach dem Evan— 
gelio. Es hat es auch niemand Recht noch Macht; . . . ſondern 
man ſoll es predigen, und denen hingeben, ob ſie von ihnen 
ſelbſt ſolch Evangelium wollen annehmen, und den Zins 
fahren laſſen oder nicht. 
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Aber wenn in der Entwicklung vor Luthers Augen 
auch immer mehr die Hoffnung ſchwand, das ganze Wirtſchafts⸗ 
leben zinslos zu geſtalten, ſo hielt er es doch für Chriſtenpflicht, 
die Wahrheit nicht unter den Scheffel zu ſtellen. So ließ er noch 
1540 eine Schrift ergehen: 

„An die Pfarrherrn, wider den Wucher zu predigen“: 

Ich habe vor fünfzehn Jahren wider den Wucher ge⸗ 
ſchrieben, da er bereit an ſo gewaltig eingeriſſen war, daß ich a 
keiner Beſſerung zu hoffen wußte; ſeit der Zeit hat er ſich alſo 2 
erhebt, daß er nun auch fein alter, Sünde oder Schande ſein 
will, ſondern läßt ſich rühmen für eitel Tugend und Ehre, als 
tue er den Leuten große Liebe und chriſtlichen Dienjt...... 

Doch bitte ich um Gottes Willen, alle Prediger und 
Pfarrherrn wollten nicht ſchweigen noch ablaſſen, wider 
den Wucher zu predigen, das Volk zu vermahnen und zu 
warnen. Können wir dem Wucher nicht wehren (denn das 
iſt nun unmöglich worden, nicht allein unſerer Predigt, ſon⸗ 
dern auch dem ganzen weltlichen Regiment), daß wir doch 
etliche mochten durch unſer Vermahnen aus ſolcher 
Sodom und Gomorra reißen. 


Unter „Wucher“ verſteht Luther dabei jeden Zins, auch, i, 
wie er ausdrücklich bemerkt, ſolchen von 5, 6 oder 10%, der damals 
oft als Wohltat empfunden wurde: 
Alſo findets ſich, daß . . . auch alle weiſen, vernünftigen 
Heiden den Wucher überaus übel geſcholten haben, als Ari⸗ 
ſtoteles Pol. 1 ſpricht, daß Wucher ſei wider die Natur; 
aus der Urſachen: er nimmt allzeit mehr, denn er gibt. Da⸗ 
mit wird aufgehoben das Mittel und Richtmaß aller Tugend, g 
das man heißt: gleich um gleich . . . . Weiter ſpricht er: Geld : 
ijt von Natur unfruchtbar und mehret ſich nicht, darum, wo ö 
ſichs mehret, als im Wucher, da iſts wider die Natur des ö 
Geldes. Denn es lebt noch trägt nicht, wie ein Baum und 
Acker tut, der alle Jahre mehr gibt, denn er iſt; denn er liegt 
nicht müßig, noch ohne Frucht, wie der Gulden tut von Natur. ö 
Ich laſſe mir ſagen, daß man itzt jährlich auf einem jeg⸗ 
lichen Leipziger Markt zehn Gulden, das iſt, dreißig aufs hun⸗ 
dert nimmt; etliche ſetzen hinzu auch den Naumburgiſchen : 
Markt, daß es vierzig aufs hundert werden; obs mehr jet, 
das weiß ich nicht . . . . Wer nun itzt zu Leipzig hundert Floren 
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hat, der nimmt jährlich vierzig: Das heißt einen Bauer oder 
Bürger in einem Jahr gefreſſen. Hat er tauſend Floren, ſo 
nimmt er jährlich vierhundert: Das heißt einen Ritter oder 
reichen Edelmann in einem Jahr gefreſſen. Hat er zehentau⸗ 
ſend, jo nimmt er jährlich viertauſend: Das heißt einen rei- 
chen Grafen in einem Jahr gefreſſen. Hat er hundert tauſend, 
wie es ſein muß bei den großen Händlern, ſo nimmt er jähr⸗ 
lich vierzig tauſend: Das heißt einen großen veichen Fürſt in 
einem Jahr gefreſſen. Hat er zehn hundert tauſend, ſo nimmt 
er jährlich vier hundert tauſend: Das heißt einen großen 
König in einem Jahr gefreſſen: und leidet darüber kein Fahr, 
weder am Leib noch an Waare; arbeitet nichts, ſitzt hinter dem 
Ofen und brät Apfel. Alſo mocht ein Stuhlräuber ſitzen zu 
Hauſe, und eine ganze Welt in zehn Jahren freſſen. — 
Zwingli verwarf grundſätzlich das Zinsnehmen als 
einen Verſtoß gegen Gottes Gebot. Der Junker Konrad 
von Rümling iſt mit ſeiner ausdrücklichen Zuſtimmung 
wegen Zinswuchers hingerichtet worden. 
Calvin dagegen rechtfertigte grundſätzlich das Zinsnehmen. 
In einem Briefe an ſeinen Freund Oekolampad ius beftritt 
er, daß die Heilige Schrift das Zinsnehmen verbiete. Den alten 
Einwand: „Geld könne nicht Geld erzeugen“, nennt er „trop kri⸗ 
volle“ (zu leichtfertig). Wenn man ſich für Geld Boden kaufen 
könne, der Früchte bringe, oder aber Bodenzins, menn man ſich 
ein Haus kaufen könne und jährlich daraus Miete gewinnen, ſo müſſe 
man auch für anderweitige Anlegung ſeines Geldes den Zins als 


rechtmäßig anerkennen. 


Es iſt kein Zufall, daß gerade die Calviniſten, die Huge⸗ 
notten, die Niederländer und Engländer, auf der Bahn zum 
modernen Kapitalismus am rückſichtsloſeſten und erfolgreichſten 


vorwärts gingen. 


In dem katholiſchen Bayern hatte noch die „Refor— 
mation“ von 1518 beſtimmt (Tit. 33, Art. 8): 

Es ſoll ein jeder an der Bezahlung des Wertes, den er 
hingeliehen hat, ſich begnügen laſſen und niemand von den 
andern einigen Aufſchatz, Geſuch oder Wucher nehmen .... 
Wo auch ſolch wucherlich, gefährlich und unziemlich Contrakt 
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im Recht vorkommen, foll der Richter die für kraftlos erken⸗ 
nen, . . . und dazu den Hinleiher ſtrafen. 


Aber die Entwicklung ging ſchnell. Schon 1553 erklärt eine 
Bayeriſche Landesordnung Zinsverpflichtungen zwar noch für 
ungültig, aber nicht mehr für ſtrafbar. Das Volk täuſchte ſich wohl 
kaum, wenn es in den Großkaufleuten, zumal den Fuggern, 
die Urſache zu dieſer Stellung ſah. So war es gewiß kein Zufall, 
daß die Prieſter, die an der altkirchlichen Auffaſſung feſthielten, 
gerade im Bistum Augsburg, in dem die Fugger ſaßen, Märtyrer 
ihrer Überzeugung wurden. Sehr lehrreich zeichnet die Entwicklung 
ein Brief, den der Jeſuitenpater Roſephius am 11. Februar 
1576 aus Augsburg an den General ſeines Ordens ſchrieb: 


Als unſer hochwürdigſter Biſchof (Marquard) hier zu Augs⸗ 
burg Weihnachten und ſeine Primiz feierte, habe ich ihm einen Be⸗ f 
ſuch gemacht und wurde wie immer freundlich empfangen. Unſer ö 
Geſpräch kam auf die beiden ziemlich gelehrten Prieſter, die vom 
Biſchof gefangen gehalten wurden, weil ſie in einer fugge⸗ 
riſchen Stadt die Losſprechung denen verweigert, die ſich 
auf 5% Verträge eingelajjen. Ich habe mit der geziemenden 
Beſcheidenheit daran erinnert, daß es ſich um eine ſehr wichtige 
Sache handle und große Klugheit erfordern werde, wolle der 
Biſchof anders ſeinem Anſehen und ſeinem Gewiſſen Genüge leiſten. 

Darauf erwiderte der Biſchof, die Anmaßung jener Prieſter habe 
ihn ſehr empört, und damit nicht auch andere ſich dasſelbe an⸗ 
maßten, in bezug auf dieſen Vertrag und bisher unerhörte Neue⸗ 
rungen einführten, werde er ſie beſtrafen; denn die Lage 
Deutſchlands verlange etwas ganz anders, als 
daß man dem Volke Verpflichtungen als katholiſche Glaubenslehre 
aufhalſe, über die man unter den Gelehrten immer verſchiedener 
Anſicht geweſen ſei. Ich legte nahe, der Biſchof möge ſich um Rat 
und Hilfe nach Rom wenden, da der ſchlimme Erfolg des von dem 
verſtorbenen Biſchof veröffentlichten Erlaſſes di 1 Ge⸗ 
legenheit dazu biete. Dieſen Rat wies der Biſchof ab: „Wenn, jo 
ſagt er, der Pa pſtmirbefehlenſollte, l 
abzuſchaffen, würde ich dies nicht tun, ſondern zuerſt 
eine Klarſtellung nach Rom ſenden, welche der hl. Vater ziemlich 
ſicher billigen würde.“ 


Die beiden Prieſter wurden zwar aus dem Kerker entlaſſen, 


„„ 


ae zugleich aus der Diözeſe Augsburg verbannt und „irrten 
nun umher als Hirten ohne Herde“. 

Biſchof Marquard von Augsburg konnte ſich ſchon dar⸗ 
auf berufen, daß ein Zinsfuß von 5% „jetzt gang und gäbe ſei, 
nicht allein in den großen Städten, ſondern auch faſt in allen 
ei und Dörfern Deutſchlands“. 

Und Markus Fugger ſchrieb unterm 16. April 1576 
„in großer Erregung“ an den Jeſuitenpater Stotz: 

Wenn die Richtſchnur, die Ihr vorſchlagt, beobachtet wer- 

den müßte, dann wären nicht allein wir Fugger, ſondern auch 
ganz Deutſchland in drei Jahren am Bettelſtab ... Es wäre 
alles gut, wenn Ihr es ſoweit bringen könntet, daß auch mir 
das Geld ohne Zins gegeben würde; aber ich ſchulde ungefähr 

1 Millionen Gulden, für die ich 5, 8, ja 10% bezahlen muß. 


Als Wilhelm V. der Fromme von Bayern 1580 ein 


Mandat gegen das Zinsnehmen erließ, erhielt er vom Papſt eine 


nur ſehr bedingte Unterſtützung und fand in dem bayeriſchen Land⸗ 
tag einen ſolchen Widerſtand („die Gotteshäuſer und beſonders 
die armen Waislein müſſen ihr Geld feiern laſſen“), daß er durch 
das Toleranz⸗Edikt von 1583 in der Hauptſache ſeinen Kampf 
gegen das Zinsnehmen aufgeben mußte. 

Noch am Ende des 16. Jahrhunderts verteidigten hervor⸗ 
ragende Jeſuiten das alte Zinsverbot. So der bekannte Pater 
Georg Scherrer in ſeinen drei Predigten vom Geiz, Wucher 
und Reich Gottes 1605 zu Ingolſtadt: 

Viel werden gefunden, die laſſen ſich bedünken, wenn ſie 5 oder 

6 Gulden von 100 nehmen, ſei es ein chriſtlicher oder göttlicher 

Wucher. Nein, nein, es ſtehet da weder von ſechs noch fünf, weder 

von vier noch drei: nichts, nichts ſoll man hoffen. 

Auch in Frankreich hielten die kirchlichen Kreiſe lange an der 
alten Lehre feſt. Als Colbert, der berühmte Finanzminiſter 
Ludwigs XIV., die theologiſche Fakultät in Paris über die Zu⸗ 
läſſigkeit des Leihzinſes befragte, antwortete dieſe: 

daß der Leihzins ſowohl gegen das natürliche Recht als das 
göttliche Geſetz verſtoße, was auch der König nicht abändern könne, 
unter welchem Vorwande es auch ſei. 


Die Zinsfrage ijt innerhalb der katholiſchen Kirche auch heute 
noch eine offene Frage. Auf die Anfragen zweifelnder Prieſter, 
wie ſie ſich im Beichtſtuhl Zinsnehmern gegenüber zu verhalten 
hätten, haben Papſt Pius VIII. am 18. Auguſt 1830 und Papſt 


Gregor XVI. am 7. September 1831 entſchieden, daß das 


Nehmen von landesüblichem Zins in mäßigen Grenzen nicht 
als ein Übertreten kirchlicher Gebote gelten ſolle. Sie haben aber 
ausdrücklich die Gläubigen verpflichtet, ſich einer ſpäteren päpſt⸗ 
lichen Entſcheidung zu fügen. Dieſe iſt bisher nicht erfolgt. 

Unter den neueren katholiſch⸗ſozialen. Wortführern nimmt 
Karl von Vogelſang (geb. 3. Sept. 1818 in Liegnitz, trat 1850 
zur katholiſchen Kirche über, ſtarb 8. November 1890 in Wien), 
der geiſtige Urheber der einflußreichen öſterreichiſchen chriſtlich⸗ 
ſozialen Richtung, eine beſonders angeſehene Stellung ein. 
Er erklärt in ſeiner Schrift „Zins und Wucher“ 1884: 

Der Zins hat die ganze Volkswirtſchaft vergiftet, die ſoziale 

Moral ſo zerſtört, daß nur noch bei Einzelnen eine Erinnerung daran 

geblieben iſt. An dieſer Sünde muß unſere Geſellſchaft zugrunde 

gehen. Der Zins iſt der Angelpunkt der ganzen 
ſozialen Frage. 

Auf gleichem Standpunkt ſteht das führende reas Der 
katholiſch⸗ſozialen Richtung der Schweiz, die „Monatsſchrift für 
chriſtliche Sozialreform“ (3. B. Jahrg. 1904, S. 431): 

Ohne Beſeitigung des Leihzinſes keine wirkliche 
ſoziale Reform! 

In der evangeliſchen Kirche werden ähnliche Stimmen 
laut. Friedrich Naumann ſchreibt 1890 in ſeinem „Sozialen 
Programm der evangeliſchen Kirche“: 


Wir zweifeln nicht daran, daß eine Zeit kommen wird, in der 


ſich eine chriſtliche Bewegung gegen den Zins erhebt. 
Unter den hervorragenden Vertretern deutſchen Unter⸗ 


nehmertums fei Ernſt Abbe genannt, der Gründer der be⸗ 


rühmten Karl Zeiß⸗Stiftung in Jena (23. Januar 1840 bis 14. Ja⸗ 
nuar 1905), der 1894 in einem Vortrag über „die ſozialen Forde⸗ 
rungen an die freiſinnige Volkspartei“ erklärte: 
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Elimination (Ausſchluß) des Zinsweſens aus 
dem Wirtſchaftsſyſtem der Völker iſt daher die Vorausſetzung für 
eine haltbare, nicht auf völlige Desorganiſation hinſteuernde Wirt⸗ 
ſchaftstätigkeit. 


In der Zinsfrage berühren ſich die Gegenſätze. Neben den 


chriſtlich⸗ſozialen Wortführern ſtehen anarchiſti⸗ 


ſche Theoretiker, wie Proudhon und ſeine Schüler, die 
gleichfalls in der Ausſchaltung des Zinſes die Vorausſetzung einer 
ausbeutungsloſen Volkswirtſchaft ſehen. 

Auch die neueſte volkswirtſchaftliche Schule, die der deutſchen 


Bodenreformer, beſchäftigt ſich mit dieſer Frage. Die 


Erfüllung ihrer Forderung „Überführung des Realkredits in die 
öffentliche Hand“ und die Stellung des Bodens und ſeiner Schätze 
unter ein ſoziales Recht, würde weſentlich dazu beitragen, riſiko— 
freien, ausbeuteriſchen Zins unmöglich zu machen, dagegen für 
produktive Arbeit aller Art große Summen freizuſtellen. Eng⸗ 
land kennt keine mit Pfandbriefen privilegierten Hypotheken⸗ 
banken. Das Kapital ſtellte ſich im Frieden deshalb dort für 
die Bedürfniſſe des Staates und für produktive Anlagen im Land 
und Überſee viel reicher und billiger zur Verfügung als in Ländern, 
in denen die Sparkraft des Volkes von ſeinem Boden aufgeſogen 
werden konnte. Die Durchführung der bodenreformeriſchen Grund 


ſätze würde in organiſcher Weiſe das, was heute als Zins erſcheint, 


ſcheiden nach den Grundſätzen, wie ſie die chriſtliche Kirche durch 
Jahrhunderte vertreten hat, und damit die Grundlage ſchaffen zu 
einer organiſchen Regelung dieſer Grundfrage aller Volkswirtſchaft. 


14. Steuerpflicht und Skaaksrechl. 


as kanoniſche Recht forderte mit der altgermaniſchen Auf⸗ 

faſſung, daß der freie Mann perſönliche Steuern nur als 
Gegenleiſtung gegen ganz beſtimmte Dienſte zu entrichten habe. 
So erklärte Kardinal Robert Pullus (geſt. um 1150) im 
7. Buch ſeiner „Sentenzen“: 


Wer die Steuerzahler nicht nach Möglichkeit gegen Unrecht be⸗ 
ſchützt, der verlangt ungerechter Weiſe die Steuern. 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.— 85. Tauſend. 1. Bd. 10 


— 146 — 


Die Synode zu Montpellier 1215 erklärte Zölle nur für recht⸗ 
mäßig, wenn ihr Empfänger dafür auch wirklich die Sicherung 
der öffentlichen Straßen verbürge. 

Gegen eine willkürliche Vermehrung der Abgaben beſchloß 
das deutſche Nationalkonzil zu Würzburg 1287: 

Da der Papſt alljährlich an Coena Domini alle bannt, welche 
neue Wegegelder auflegen oder die alten vermehren, ſo ſoll auch 
jeder Ordinarius perſönlich oder durch ſeine Vikare an Coena 
Domini dieſelben vor allem Volk feierlich als excommuniciert ver⸗ 
künden, mögen ſie Erzbiſchöfe, Biſchöfe, Abte oder Laien ſein. 
Beſonders wichtig wurde die Frage für die Beichtpraxis, 

wieweit der Gläubige durch Steuervorſchriften der weltlichen Obrig⸗ 
keit ſich in ſeinem Gewiſſen gebunden fühlen ſollte. 

Bezeichnend für die noch am Ende des 15. Jahrhunderts 
herrſchende Auffaſſung vom Weſen der Volkswirtſchaft iſt es, 
daß der Theologieprofeſſor Gabriel Biel in Tübingen in 
ſeiner Vorleſung über Dogmatik die Volkswirtſchaftslehre 
behandelte, und zwar im Kapitel „von der Buße“. Nur inſofern 
maß er ihr eine Bedeutung bei, als er ſie für ein recht brauch⸗ 
bares, auch vom kirchlichen Geſichtspunkte aus zuläſſiges Mittel 
anſah, „den vom Sünder angerichteten wirtſchaftlichen Schaden 
wieder gutzumachen.“ 

Noch am Ausgang des Mittelalters ſteht die Kirche feſt auf 
dem Standpunkt, daß nur gerechte Steuern ſittlich binden. 

An der Spitze der Moralbücher dieſer Zeit ſtehen die „Summa 
Angelica“ des Minoriten Angelus Carletus (geſt. 1495), 
die bis 1499 einundzwanzig Auflagen erlebte, und die „Summa 
ſummarum“ des Dominikaners Sylveſter von Prierio (1460 
bis 1523), die mehr als hundert Jahre lang allgemeine Geltung 
behielt. Die zweite Schrift bekämpft die ſchlaffe Anſchauung der 
Angelica auf dem Gebiet der Steuerfragen; aber auch aus ihrer 
Darſtellung kann man leicht erkennen, wie ungeſund die Dinge 
ſich doch vielfach entwickelt hatten: 


Bei pflichtmäßigen Abgaben dürfen die Bürger ihre 
Mobilien oder Immobilien nicht verheimlichen oder ſich ſtellen, 


als ob fie weniger wert ſeien, oder ob fie Schulden hätten, damit 
ſie weniger beſteuert werden; denn dann ſind ſie Diebe und ſind 
dem Gemeinweſen verpflichtet; es fei denn, daß ſie mit Wahr- 
ſcheinlichkeit wüßten, daß fa ft alle ähnlich 
einen Teil ihrer Güter verheimlichen; in dieſem 

Falle ſcheinen ſie entſchuldigt, weil ſie durch ihre ehrliche 
Erklärung zu ſehr belaſtet würden. 


Die „Summula“ des Kardinals Cajetan (1469 bis 1534) 
erklärte klipp und klar, daß alle Abgaben nicht verpflichten, die 
nicht im rechten Verhältnis ſtehen, d. h. 

die weniger zu Belaſtenden mehr belaſten. Dies ſcheint offenbar in 
dem, was für den eigenen Lebensbedarf an Abgaben er⸗ 
hoben wird. Denn wer mehr Kinder hat, braucht mehr und zahlt 
mehr Zoll. Daher ſind die Zölle für den eigenen Lebens- 
bedarf ungerecht. Deshalb braucht man dieſe nicht zuzahlen. 
Ungerecht ſind ferner die Zölle, welche für den Fürſten, nicht für 

das Staatswohl erhoben werden. Die Untertanen brauchen ſie nicht 
zu zahlen. Hierher gehören auch die Zwangsauflagen für längſt er⸗ 
ledigte Zwecke (Mauerbau), die aber noch weiter erhoben werden, 
kurz, alle Abgaben, mit denen nicht das geſchieht, wofür ſie aufer⸗ 
legt ſind; fie ſind ungerecht, Betrug und Raub, und die Untertanen 

ſind nicht im Gewiſſen verpflichtet, ſie zu zahlen. 


Noch Jahrhunderte ſpäter wurden von der Kirche die gleichen 
Grundſätze verteidigt. So von dem Jeſuiten Gabriel An- 
toines (geſt. 1743), deſſen Moraltheologie durch Benedikt 
XIV. als Lehrbuch im Kollegium der Propaganda vorgeſchrieben 


wurde. Er tritt dafür ein, daß gerechte Steuern zu zahlen eine 
Gewiſſenspflicht ſei, aber auch nur ſolche: 


Denn alle öffentliche Gewalt iſt nur wegen des Gemeinwohles 
eingeſetzt und erſtreckt ſich deshalb nicht über dasſelbe hinaus, da der 
Zweck einer Sache ihr Maß bildet. Die Steuern müſſen ferner ver⸗ 
langt werden nach dem Verhältnis der Vermögen, 
ſo daß die einen nicht mehr, die anderen nicht weniger, alsgerecht 
iſt, belaſtet werden. 


Hier iſt ſchon der tieffte Grund für die kanoniſche Auffaſſung 
vom Steuerrecht gegeben. Es iſt die Anſchauung, daß alles 


pPoſitive Staatsrecht nur. fo weit bindet, als es nicht der Ordnung 
der Vernunft widerſpricht. 
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Am klarſten vertritt dieſen Gedanken der größte Lehrer des 
kanoniſchen Rechts, Thomas von Aquino, deſſen Be⸗ 
deutung als anerkannter Lehrer der Kirche weit über das Mittel⸗ 
alter hinausreicht. Er hat, ſo viel er ſich auch mit volkswirtſchaft⸗ 


lichen Gedankengängen beſchäftigt, doch an keiner Stelle einen 


ſyſtematiſchen Aufbau des ganzen Gebietes gegeben. 

Der große Fortſchritt, den Thomas von Aquino in der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre bedeutet, liegt darin, daß er das Privateigentum 
nicht nur, wie es die Kirchenlehrer bisher faſt ausſchließlich getan 
hatten, vom Standpunkt der Verteilung, der Konſumtion, ſondern 
auch grundſätzlich vom Standpunkte der Erzeugung, der Produktion, 
rechtfertigt. Aber auch bei Thomas erhält das Privateigentum 
durchaus keine ausſchließliche Bedeutung: Es ſei keine Sünde, 
wenn ſich jemand in der Not, da wo es ſich um Leib und Leben 
handelt, fremdes Eigentum aneigne. Ja, man dürfe ſogar, um 
anderen aus dringender Gefahr zu helfen, ſündenlos fremdes Eigen⸗ 
tum gebrauchen. In Lebensnot bleiben eben alle Dinge gemeinſam! 

Ausdrücklich bezeichnet er die Staatswiſſenſchaft als eine 
„praktiſche“ Wiſſenſchaft, d. h. als eine ſolche, die nicht allein 
das Erkennen der Wahrheit, ſondern auch ihre Verwirklichung 
zum Ziele haben muß. Den Zweck des Staates aber faßt er in 
engem Anſchluß an Ariſtoteles wie folgt: 

Nun ſcheint es aber der Zweck der Vereinigung der Menge im 
Staate zu ſein, daß ſie der Tugend gemäß lebe. Denn dazu 
vereinigten ſich die Menſchen, um zuſammen ein gutes Leben 
zu führen, was der Einzelne nicht erreichen konnte, wollte er für ſich 
allein leben. 

Wem gebührt die Herrſchaft im Staate? Thomas ant⸗ 
wortet: 

Jener iſt von Natur zum Leiten und Herrſchen beſtimmt, 
welcher mit ſeiner Vernunft vorausſehen kann, was dem Wohle 
förderlich ijt und ſonach das Nützliche herbeizuführen und das 
Schädliche abzuwehren vermag. 

Aus dieſer Anſchauung heraus muß ihm alles Staatsrecht nur 
unter beſtimmten Vorausſetzungen für das Gewiſſen bindend 


ſein: 


D 
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Das menſchliche Geſetz hat das Weſen eines Ge⸗ 
ſetzes inſoweit, als es der wahren Vernunft entſpricht. 
Unter dieſer Bedingung leitet es ſich, wie offenbar, vom ewigen 
Geſetze ab. Inſofern es aber von der Vernunft abirrt, heißt 
es ein ungerechtes Geſetz, und hat nicht das Weſen eines 

Geſetzes, ſondern eher das einer Vergewaltigung. 

Die Ordnung der Vernunft aber, die mit der göttlichen 
Offenbarung zuſammenſtimmt, will nach Thomas von Aquino 
eine wahrhaft ſoziale Gemeinſchaft zwiſchen den Menſchen: 

Dem Tiere verlieh die Natur Kleidung, Nahrung, Waffen zur 

Verteidigung, den Inſtinkt, — dem Menſchen gab ſie die Hand zur 

Arbeit, die Vernunft zur Überlegung, die Geſellſchaft, damit einer 

dem anderen helfe. 


Die wichtigſte Aufgabe der ſtaatlichen Ordnung ſieht Tho⸗ 


mas von Aquino in einer richtigen Verteilung des Grundeigen⸗ 


tums, weil ſie zuletzt alle Verhältniſſe beſtimme. Als Ideal ſchwebt 


dem großen Lehrer der Kirche die bodenreformeriſche Ordnung 


vor, wie ſie die moſaiſche Geſetzgebung und die helleniſche Philo⸗ 
ſophenweisheit in gleicher Weiſe zeichnet (Summa theol. II. 1, 


qu. 105 art. 2): 


Durch die Regelloſigkeit des (Grund) ⸗Beſitzes gehen die 
meiſten Staaten zugrunde, wie der Philoſoph (Ariſtoteles) 
ſagt .. . Das moſaiſche Geſetz wandte zur Regelung des Cigen- 
tums ein dreifaches Heilmittel an: eines, wonach der Beſitz 
nach der Kopfzahl gleich verteilt wurde . . .. Das zweite 
Heilmittel verhindert die dauernde Veräußerung 
des (Grund) Beſitzes, ſieht vielmehr nach einer be— 
ſtimmten Zeit deſſen Heimfall an die früheren Eigentümer 
vor, damit keine Mißordnung in der Beſitzverteilung eintrete. 
Ein drittes Heilmittel zur Fernhaltung einer ſolchen Miß— 
ordnung regelt die Erbfolge. 

Wie der Philoſoph ſagt, trägt die richtige Verteilung 
des Grundbeſitzes viel zur Erhaltung des Staates oder Volkes bei. 

Deshalb war es, wie er ſelbſt ſagt, in vielen heidniſchen 
Staaten Geſetz, daß jemand ſeinen (Grund-) Beſitz nur bei nachge⸗ 
wieſenem eigenen Schaden verkaufen konnte. Wenn 
nämlich der Beſitz allgemein verkauft werden kann, kann aller 
Grundbeſitz leicht in wenige Hände kommen und dann wird not- 

wendig ein Gebiet entvölkert werden. 
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15. Der Untergang des offrimilchen Raiſerreiches. 

De. Verhältnis vom Volk zum Boden erwies ſich auch als 

entſcheidend in der Geſchichte des oſtrömiſchen 
Kaiſerreiches, deſſen Zuſammenbruch ſo viel zum Ent⸗ 
ſtehen einer neuen Zeit beitragen ſollte. Durch kluge Politik 
hatte es zwar den Sturm der germaniſchen Völkerwanderung 
von ſich abzulenken und das Weſtreich zu überdauern vermocht; 
aber um ſo raſcher mußte es die beſten Teile des Reichs der 
Flut des Iſlam preisgeben. Viel mitgewirkt zu dem raſchen 
Siegeslauf der Araber in Kleinaſien und Afrika hat das ausſaugende 


byzantiniſche Steuerſyſtem, durch ausgedehnte kaiſer⸗ 


liche Handelsmonopole ergänzt und in ihren Wirkungen verſchärft. 

Daß das Reich ſich trotzdem noch ein Jahrtauſend halten konnte, 
verdankte es ſeiner weitſchauenden Bodenpolitik. Die erſten 
Nachrichten über ſie, die jedenfalls ſchon länger beſtehende Ver⸗ 
hältniſſe ſchildern, enthält die Geſetzſammlung, die im Jahre 


740 Leo der Iſaurier (718—741) mit ſeinem Sohn und Mit⸗ 


regenten Konſtantin herausgab, um in volkstümlicher 
Form die wichtigſten Geſetzesbeſtimmungen bekannt zu geben. 
Während im 4. Jahrhundert die Landarbeiter als „Kolonen“ 
(Seite 66) an die Scholle gebunden waren, iſt jetzt dieſe Einrich⸗ 
tung verſchwunden. Die Bauern ſind perſönlich frei. Oft bebauen 
ſie Land eines Großgrundbeſitzers gegen einen beſtimmten Anteil 


am Ertrag, Morte genannt. Dieſe betrug in der Regel den Zehnten, 


ſtieg aber manchmal bis zur Hälfte. Andere Bauern ſaßen auf 
ganz freiem Eigentum oder bearbeiteten Land, das in Gemeinde⸗ 
beſitz ſtand, alſo die Form des ſlawiſchen „Mir“ zeigte. Dieſer 
Umſtand weiſt auf die verhältnismäßig ſtarke Einwanderung 


ſlawiſcher Stämme ins byzantiniſche Reich als auf die Urſache 


der Abſchaffung des alten Hörigkeitsverhältniſſes hin; denn die 
Slawen kannten dieſe Einrichtung nicht. 
Wie Karl der Große und ſeine Nachfolger in ihren Kapi⸗ 


tularien, ſo klagen die Geſetzeserlaſſe der oſtrömiſchen Kaiſer häu⸗ 


fig über die Verſuche hoher kirchlicher und ſtaatlicher Würden⸗ 
träger, die kleinen Bauern ihres Bodens zu berauben. Da aber 


r 
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b Byzanz im Gegenſatz zum Frankenreiche über eine machtvolle ein⸗ 


heitliche Verwaltung verfügte, ſo vermochten tatkräftige Kaiſer 
Bedeutendes zu erreichen. 922 erließ der Kaiſer Romanus 
Lekapenos (920—944) mit ſeinem Mitkaiſer Konſtantin 
ein Geſetz, nach dem kleiner Grundbeſitz nur von einem Ver⸗ 
wandten, einem bisherigen Mitbeſitzer oder einem Nachbarn 
erworben werden durfte. War das nicht möglich, ſo mußte der neue 
Erwerber in jedem Fall Gemeindegenoſſe werden. Ein Großgrund⸗ 
beſitzer aber ſollte das Land eines Bauern nie erwerben können, weder 
durch Erbſchaft, noch Tauſch, noch Geſchenk, noch durch Adoption. 

Als 928 eine Hungersnot ausbrach, wurde dieſe jedoch von 
den Reichen benutzt, um zahlreiche kleine Grundſtücke zu erwerben. 
Da erklärte der Kaiſer 935 ſeinen feſten Entſchluß, das Schwert 


der Geſetzgebung gegen die inneren Feinde zu zücken, da er den 


Schutz der Untertanen gegen tyranniſche Bedrückung durch die 


Reichen nicht minder als Pflicht erachte, als den Schutz der Staats⸗ 


grenzen gegen die äußeren Feinde. Von nun an ſollten alle Neu- 
erwerbungen von Bauerngütern durch Großgrundbeſitzer rechts- 
unwirkſam ſein. Ohne Entſchädigung ſollte das Land an den 
früheren Eigentümer zurückfallen. 

Romanus Lekapenos ſtarb 944 und Kaiſer Konſtantin 
wurde Alleinherrſcher. Er erklärte, daß ſich die Reichen in den 
Provinzen trotz den kaiſerlichen Erlaſſen mit Liſt und Gewalt 
in den Beſitz von Bauerngut geſetzt hätten; deshalb verordne er 
in Übereinſtimmung mit dem Reichsſenat, daß ſämtliche Acker 
und Landhäuſer, die ſeit ſeinem Regierungsantritt von Groß— 
grundbeſitzern erworben worden wären, ohne Entſchädigung den 
alten Eigentümern zurückgegeben werden ſollten. 

Aber da es nicht gelang, ein ſoziales Boden recht zu ſchaffen, 
das den Mißbrauch auf allgemeiner, geſetzlicher Grundlage ver- 
hütete, jo fanden die Großgrundbeſitzer, die in der Regel auch 
im Beſitz der höchſten Beamtenſtellen waren, Wege genug, die 
Abſichten volksfreundlicher, einſichtiger Kaiſer zu vereiteln. Es 
hing ganz von der Perſönlichkeit des Herrſchers ab, wie weit er 
durchzugreifen vermochte. 
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Am entſchloſſenſten ging Kaiſer Baſileios IL vor (976 
bis 1025), der Zerſchmetterer des Bulgarenreiches. Einem Großen, 
der ein ganzes Dorf aufgekauft und ſich dort ein Schloß mit 
großen Gartenanlagen errichtet hatte, ließ der Kaiſer den Palaſt 
einreißen und den Boden an die Bauern austeilen. Eine An⸗ 
zahl von Großgrundbeſitzern, die ſich im „Bauernlegen“ beſonders 
hervorgetan hatten, wurde nach der Hauptſtadt entboten und 
hier unter ſtrenger Aufſicht zeitlebens feſtgehalten. Nach ihrem 
Tode wurde ihr ganzes Vermögen zum Staatseigentum er⸗ 
klärt. In einem Geſetz von 996 betonte der Kaiſer, daß die An⸗ 
ſammlung von Großgrundbeſitz eine Gefahr für den Staat be⸗ 
deute; er erneuere deshalb die Geſetze ſeiner Ahnen, die den 
Erwerb von Bauerngütern durch den Großgrundbeſitz für nichtig 
erklärt hätten. Auch der vielfach eingeſchlagene Umweg, Bauern⸗ 
gliter erſt zu Kloſter⸗ und Kirchengütern werden zu laſſen und ſie 
dann zu erwerben, ſollte nicht mehr möglich ſein. Den Haupt⸗ 
ſchlag aber führte er durch das ſogenannte Allelengyon (Bürgſchaft 
für einander), nach der die Bodenſteuern, die von den Kleinbauern 
nicht entrichtet werden konnten, von den Großgrundbeſitzern 
getragen werden mußten, und zwar ſollte dieſe Beſtimmung 
weltliche und kirchliche Grundbeſitzer in gleicher Weiſe treffen. 
Der Kaiſer blieb auch dann feſt, als eine Abordnung mit dem 
Patriarchen von Konſtantinopel an der Spitze ihn flehentlich 
bat, „dieſe unvernünftige Laſt von ihren Schultern zu wälzen“. 

Die ſchwächeren Nachfolger Baſileios' II. jedoch erlahmten 
im Kampfe. Bald nach der Wende des Jahrtauſends begann 
ein neuer Geldadel in Oſtrom aufzukommen. Teils unter ſeinem 
Druck, teils im Bunde mit ihm wurden von der herrſchenden 
Bureaukratie die dem Großgrundbeſitz feindlichen Geſetze außer 
Wirkſamkeit geſetzt und den Geldmächten der Weg zur Aufſaugung 
des Bauernlandes geöffnet. Bald war, namentlich in Kleinaſien, 
die freie Bauernſchaft faſt verſchwunden, und unfreie Knechte 
bebauten den Boden großer Herren. 

Aus dieſen Gebieten aber hatte das Reich einſt ſeine beſten 
Soldaten gezogen. Jetzt wurde es anders. Statt mit freien Bauern, 
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die ihre Scholle verteidigten, mußte Byzanz mit fremden Söld⸗ 
nern ſeine Schlachten ſchlagen. Wie damals, als der Sturm 
des Iſlam zum erſten Male das Reich von Byzanz traf und feine 
öſtlichen Provinzen überraſchend ſchnell verloren gingen, ſo ge⸗ 
ſchah es jetzt beim Anſturm der Türken mit Kleinaſien. Seine 
Bevölkerung verband kein inneres Verhältnis mehr mit einem 
Reiche, das ſie landlos und unfrei hatte werden laſſen. Die Türken 
dagegen verliehen jedem, der die Kopfſteuer zahlte, die perſön⸗ 
liche Freiheit, ſo daß die Knechte der byzantiniſchen Großgrund⸗ 
beſitzer im Iſlam den Bringer der Freiheit ſehen mußten. 

Das Bodenrecht des Iſlam behandelte die Erde nicht als 
Ware, die beliebig verpfändet und verkauft werden kann. In ihm 
lag eine Haupturſache der kriegeriſchen Überlegenheit der iſlami⸗ 
tiſchen Reiche über das griechiſche Kaiſertum mit ſeiner uralten 
Kultur, aber auch mit ſeinem krankhaften Großgrundbeſitz und 
ſeinem landloſen Proletariat. 

1453 fiel Konſtantinopel. 


IV. Das Zeitalter des Merkankilismus. 


1. Die neue Zeit. 
En gänzliche Umgeſtaltung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe brachten die Erfindungen und Entdeckungen des 
15. und 16. Jahrhunderts. Dieſe Zeit läßt ſich etwa mit dem Um⸗ 
ſchwung vergleichen, den die Nutzbarmachung der Dampfkraft 
und der Elektrizität, die Erſchließung der Goldfelder Kaliforniens, 
Auſtraliens und Südafrikas in der Neuzeit herbeigeführt haben. 

Die Erfindung des Schieß pulvers (um 1350) bahnte 
langſam, aber unabwendbar das Ende des Lehnsweſens an. Der 
geringſte Knecht mit einer Feuerbüchſe wurde dem vornehmſten 
Ritter überlegen. Der Kriegsdienſt war nicht mehr in erſter Reihe 
„qualifizierte“ Einzelarbeit, ſondern Maſſenbetrieb. Wer die meiſte 
Bedienung für Gewehre und Geſchütze hatte, gewann die Macht. 
Die Erfindung der Buchdruckerkunſt (um 1450) be⸗ 

fruchtete durch die Verbreitung der Bildung auch die wirtſchaftlichen 
Veerhältniſſe in ungeahnter Weiſe. 

Die Erfindung des Kompaſſ es (um 1300) löſte die 
Schiffahrt von den Küſten und ermöglichte die Fahrt über das 
freie Meer. Die Entdeckung des lange geſuchten See weges 
nach Oſtindien (1498) geſtaltete die wichtigſten Handels⸗ 
beziehungen um. Die Nachricht, daß vier Schiffe aus Indien in 
Liſſabon gelandet ſeien, ließ — wie Macchiavelli nach 
Florenz berichtete — auf dem Markte von Venedig ſofort den 
Preis aller indiſchen Gewürze auf die Hälfte ſinken. Welche 
Umwälzungen brachte — um nur ein Beiſpiel herauszugreifen — 
die Einführung des Indiſchblau [Indigo] hervor. Bis dahin war 
der Waid das einzige Blau- und Grünfärbemittel. Von deſſen Bau 
zogen die fünf „Waidſtädte“: Erfurt, Gotha, Arnſtadt, Tennſtadt 


und angen und etwa dreihundert thüringif che Dörfer jährlich 
einen Gewinn, der auf mindeſtens 3 Tonnen Goldes, etwa 8 Mil⸗ 
lionen , anzuſchlagen ijt. Nun verarmten die Waidbauern, 
die einſt wegen ihres Reichtums allgemein „Waidjunker“ genannt 
wurden, und mit ihnen ſanken die „Waidſtädte“. Es war natürlich 
vergebens, daß ein Reichstagsbeſchluß von 1577 die Einfuhr des 
Indigo verbot. Schon 1629 gab es nur noch dreißig Dörfer, 
die auf wenigen Ackern Waid beſtellten. Als endlich der deutſche 
Reichstag 1737 die Indigoeinfuhr freigab, beſtätigte er nur, was 
wirtſchaftliche Notwendigkeit längſt im Leben durchgeſetzt hatte. 
Dazu kam, daß der Landweg nach Indien durch die Fort⸗ 
ſchritte der Türken für den Handel immer mehr ausgeſchaltet 
wurde, ſo daß die Städte an den alten Heerſtraßen immer mehr 
an Bedeutung verloren. 
| Die Entdeckung Amerikas (1492) und die Erſchließung 
der Gold⸗ und Silberſchätze von Peru und 
Mexiko (um 1520) führten eine vollſtändige Umwälzung in 
der Preisbildung herbei. Wir erkannten die Höhe der Löhne 
der Land⸗ und Stadtarbeiter an ihrem Verhältniſſe zu den Lebens⸗ 
mittelpreiſen. Auch jetzt waren dieſe noch niedrig. Luther war 
glücklich, als ihm nach ſeiner Heirat 1525 ſein Jahresgehalt von 100 
auf 200 Gulden erhöht wurde. Darauf beſchloß er, von ſeinem 
Plane abzugehen und auch ferner von ſeinen Studenten keine 
Vorleſungsgelder zu nehmen. Als ſeine tatkräftige Frau „Herr 
Käthe“ aber einmal ſoweit ging, den Studenten, die ſich dazu 
drängten, bei dem berühmten Mann zu wohnen und zu eſſen, 
40 Gulden für Koſt und Logis jährlich abzufordern, da erhob ſich 
ſo heftige Klage, daß der ſonſt ſo „gnädige“ Kurfürſt eingriff und 
30 Gulden als Höchſtſatz feſtſetzte. Dieſer Preis muß als genügend 
erſcheinen, wenn wir hören, daß es der tüchtigen Hausfrau ſchwere 
Seufzer entlockte, als im Peſtjahr 1527 die Bauern die verſeuchte 
Stadt nicht beliefern wollten und deshalb der Preis für eine 
Gans auf zwei Groſchen ſtieg. 
Jetzt kam die neue Zeit. Wie tief fie in alle Lebensverhält⸗ 
niſſe eingriff, zeigt eine Stelle in Luthers „Vermahnung zum 
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Gebet wider den Türken“ (1541), in der er zu rechtfertigen ſucht, 
daß die Pfarrer jetzt ſtatt 30 Gulden Jahresgehalt 90 oder gar 
100 fordern: 

Niemand bedenkt, daß wer zuvor mit 30 Gulden zu⸗ 
kommen iſt, der kann itzt kaum mit 100 Gulden zukommen. 
Warum? Vorhin galt ein Scheffel Korn 2, drei Groſchen, ein 
Mandel Eier 3 Pfennig, und ſo fortan in allen Stücken: itzt 
muß das Korn 9, 10, 11, 12 Groſchen, ein Mandel Eier 18 
Pfennig gelten. 

Bodin ſtellte im Jahre 1574 in ſeinem „Discours“ 
feſt, daß in den letzten 70 Jahren in Frankreich die Preiſe der 
Grundſtücke um das ſechsfache geſtiegen ſeien. 

In inniger Wechſelbeziehung mit dieſen wirtſchaftlichen 
Umwälzungen ſtehen die Wandlungen geiſtiger Art, die wir 
unter dem Namen Renaiſſance zuſammen fa e 

Aus dem ſinkenden griechiſchen Oſtreich bringen flüchtige 
Gelehrte auch die Schätze des Altertums nach dem Abendlande. 
Hier hatte bisher, wenn auch tauſendfach im Leben durchbrochen, 
als Hochziel unbekämpft Weltüberwindung und Weltentſagung 
gegolten. Jetzt, da neue wirtſchaftliche Verhältniſſe neue 
Lebensmöglichkeiten erſchloſſen, enthüllte ſich zum erſten Male 
dem ſtaunenden Blick in der althelleniſchen Herrlichkeit das Bild 
einer Gemeinſchaft, in der Schönheit und Freude und Genuß 


offen anerkannt als Lebensinhalt galten. Man jah, durch Ent⸗ 


fernung und eigenes Begehren verklärt, die Akropolis von Athen 
mit all der Schönheit, die ſie umflutete: 
Wie ganz anders, anders war es da, 
Als man Deine Tempel noch umkränzte, 
Venus Amathuſia! 

Jetzt löſte ſich die Wiſſenſchaft und Kunſt zum erſten Male 
von der Kirche und verſuchte ein eigenes Leben. Und in den 
Völkern erwachte gerade jetzt, wo über Europa hinaus ſich neue 
Erdteile erſchloſſen, der Drang, ſich auf ſich ſelbſt zu beſinnen 
und ein eigenes nationales Leben zu beginnen. 

Der Träger der mittelalterlichen Univerſalidee, das Papſt⸗ 
tum, hatte ſchwer gelitten. Aus dem „babyloniſchen Exil“ in Avig⸗ 


/ 


non, in das der franzöſiſche König von 1305— 1377 das Papſt⸗ 
tum zwang, entſprang die Kirchentrennung, die erſt zwei, dann 
gar drei Gegenpäpſte zeigte, und die erſt die großen Reform⸗ 


konzilien (Piſa 1409, Konſtanz 1414—1418, Baſel 1431—1443) 


beendigen konnten. Aber die alte Machtvollkommenheit war 
gebrochen. Immer mehr Rechte gingen an die landesherrliche 
Gewalt über. In Spanien gewann das Königtum faſt die völlige 
Herrſchaft, ſo daß auch die Inquiſition mehr eine ſtaatliche als eine 
kirchliche Einrichtung war. Die franzöſiſchen Könige erreichten 
1517 das Recht der Beſetzung der Landesbistümer. Eine ähnliche 
Entwicklung bahnte ſich in England und auch bei den deutſchen 
Landesherren an. 

Der Gedanke des nationalen Machtſtaates gewinnt ſeinen 
erſten Ausdruck in dem vielumkämpften Buche „Der Fürſt“. 
Der ehemalige Staatsſekretär der Republik Florenz Nie colo 
Machiavelli (1469 —1527) faßt hier zum erſten Male den 
Gedanken: der Staat iſt Macht. Und wie bei den Alten alle Sitt⸗ 
lichkeit zuſammenfiel mit dem Dienſt an dem Staatsweſen, ſo 
kennt auch Macchiavelli keine Mittel, die er nicht rechtfertigt, 
wenn ſie dem Staatswohl gelten. Bewußt macht er die Staats⸗ 
politik frei von der kirchlichen Sittlichkeit. Friedrich der Große 


hat noch 200 Jahre ſpäter als Kronprinz voll ſittlicher Entrüſtung 


ſeinen „Anti⸗Macchiavelli“ geſchrieben und hat als König dann 
doch mehr als einmal Macht politik im Sinne Macchiavellis treiben 
müſſen. Was der republikaniſche Staatsmann, der zweifellos 
ſein Italien leidenſchaftlich liebte und deſſen Freiheit und Unab⸗ 
hängigkeit erſtrebte, an Fragen aufgeworfen hat, iſt bis heute noch, 
wenigſtens für den, der die Wirklichkeit rückhaltlos anerkennt, 
nicht zu reſtloſer Entſcheidung gebracht worden. 


2. Die Wandlungen in Spanien, Frankreich und Polen. 
Ilm unmittelbarſten wirkte die Neugeſtaltung auf Spa— 
nien, das Hauptkolonialland jener Zeit. 
Seit 711 herrſchten die Araber, die Mauren, im Land. 
In dem mehr als 700jährigen Freiheitskampfe mit ihnen 


ie 


war das ſpaniſche Volk erſtarkt. Alles neu gewonnene Land 
fiel an den König. Dieſer vergab es gegen die Verpflichtung, 
dafür die öffentlichen Laſten, beſonders die des Kriegsdienſtes, 
zu tragen. Es entſtand ein freier ſpaniſcher Bauernſtand, der 
ſeine Rechte, die „Jueros“, hochhielt. Mit den geſunden Volks⸗ 
heeren wurde der endgültige Sieg erfochten. Die letzte Feſte der 
Mauren, Granada, wurde 1492 erobert. Die Vereinigung 
der Königreiche Kaſtilien und Aragon zu einem Staate bewirkte 


eine Steigerung der Einnahmen in den wenigen Jahren 1472 bis 


1485 um faſt 600% ! Und nun eroberten ſvaniſche Krieger eine 
neue Welt voll ungeahnter Reichtümer. König Ferdinand 
gab die Anweiſung: „Gewinnt Gold — wenn möglich ohne G web 
ſamkeit; aber jedenfalls — gewinnt Gold!?“ 

Das Mutterland wollte ſich alle Vorteile der ſich neu bilden⸗ 
den Handelsbeziehungen vorbehalten. Die Erzeugniſſe der Ko⸗ 
lonien durften nur nach Spanien gebracht werden. Selbſt unter⸗ 
einander durften die Kolonien keinen Handel treiben. Der Gold⸗ 
überfluß, verbunden mit dem künſtlich aufrecht erhaltenen ſpa⸗ 
niſchen Handelsmonopol, führte zu unnatürlichen Preiſen. So 
koſtete zeitweiſe in den Kolonien ein Paar Stiefel 100 Dukaten. 
Inmitten des Reichtums aber begann der Verfall. Der tiefſte 


Grund lag in der Behandlung der Bodenfrage. Man befreite 


die Bodennutzung von der Verpflichtung zum Kriegsdienſt, 
weil man jetzt des Bauern nicht mehr zu bedürfen glaubte. Dazu 
wurde das Adelsland für ſteuerfrei erklärt, ja, die Steuerlaſt 
eines jeden Stück Landes erloſch, wenn es ein Adliger erwarb. 
Damit wurde es wirtſchaftlich unmöglich, ſteuerfreies Adelsland 
in ſteuerpflichtiges Bauernland zu verwandeln, während der Er⸗ 
werb von Bauernland das beſte Geſchäft für den ſteuerfreien Adel 
wurde. Der Niedergang des Bauerntums beſchränkte in ſteigendem 
Maße den natürlichen Markt der ſtädtiſchen Gewerbe, und der 
Verluſt des Staatslandes an den Adel erhöhte die Steuerlaſt der 


erwerbstätigen Bevölkerung. Da erhoben ſich die Städte unter 


der Führung von Toledo und Valladolid 1521 in den 
Aufſtand der „Kommunidades“. Sie forderten die Einziehung der 
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Raving it 


waren uneinig. König und Adel ſiegten. Die Bürgerrechte wurden 


beſchränkt, die kaſtiliſchen Stände (Cortes) ſeit 1538 überhaupt 


nicht mehr berufen. Die alte Beſtimmung, daß beim Ausſterben 
der direkten Nachkommen einer Adelsfamilie die ehemaligen Do— 
mänen an die Krone zurückfallen ſollten, wurde aufgehoben! 
Bald war der größte Teil von Spanien in den Händen von 105 
Großgrundbeſitzern. Um 1600 gehörte ganz Andaluſien fünf 


Herzögen, und auf den Gütern mancher Granden arbeiteten 


30 000 Pächter und Tagelöhner. Dieſe Latifundienbildung 
wurde befördert durch die Preisſteigerung der feinen Wolle 
der Merinoſchafe. 50 Hirten genügten zur Beaufſichtigung 
von 10 000 Schafen. 1556 vereinigten ſich die Großgrundbeſitzer 
zu einer mächtigen Körperſchaft, la Mesta, die ſich verderbliche 
Vorrechte erzwang. Alle Einfriedigungen wurden den Bauern 
verboten, damit die Schafherden überall freien Durchgang und freie 
Tränke fänden. Der Hirt konnte überall Gras und Futter kaufen 
und Weiden pachten nach niedrigem, unveränderlichem Satz. 
Die Schafe fraßen die Menſchen, indem ſie Ernten, Weinreben 
und endlich auch die Wälder vernichteten. Die Zahl der Schafe 
wird um 1560 auf 6 Millionen angegeben. Sie wurden ſtraf— 
rechtlich den Menſchen gleichgeſtellt: Auf Entführung oder Tötung 
eines Schafes ſtand Todesſtrafe! Karl V. und Philipp II. 
verkauften Gemeindeland ſamt den freien Bauernſchaften als 


Leibeigne an die Adligen, die die höchſten Preiſe boten. Blieben 
Bauern mit den Steuern im Rückſtand und fand ſich bei der 


Zwangsveräußerung kein Käufer, ſo wurden Bauernhäuſer auf 
Abbruch für ein paar Pfennige verkauft. Die fruchtbarſten Ge- 
biete wurden zu Wüſten. Der Staat, der noch im 16. Jahrhundert 
Getreide ausgeführt hatte, mußte 1621 bereits 364000 hl einführen. 

Der Bauernſtand ſchwand, und es war vergeblich, daß König 
Philipp III. 1610 jedem Untertanen mit Ausſchluß der 
Soldaten den Adel verſprach, der ſich in den Kernprovinzen Feld— 
een widmete. 


Be dem Adel verliehenen Staatsländereien und durch ihre Nutzbar⸗ 
machung Minderung der Steuern und Kriegslaſten. Aber ſie 
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Nur die Küſtengebiete und die des Nordens und Oſtens, 
in denen der Großgrundbeſitz nicht Fuß gefaßt hatte, bewahrten 
mit ihrem Bauernſtand auch ihren Wohlſtand. Noch heute er⸗ 
hebt ſich Madrid inmitten weiter Einöden. Die Volkszahl Spa⸗ 
niens ſank ſchnell. Um 1500 ſchätzte man es auf 11 Millionen 
Einwohner. Beim Tode Philipps II., 1598, waren es nur noch 
8,2, um 1700 nur noch 5,7 Millionen. 

Soweit die Söhne des Volkes nicht in abenteuerlichen Kriegs⸗ 
zügen raſches Glück zu erjagen ſuchten, verſanken ſie in ſolches 
Elend, daß es nichts Ungewöhnliches war, wenn Menſchen ſich 
freiwillig zum Galeerendienſt, d. h. zur Zwangsarbeit der Ver⸗ 
brecher, anboten. Zur ſelben Zeit aber lag ſo viel Land wüſt, 
daß nicht einmal der eigene Bedarf an Brotkorn für die ſinkende 
Menſchenzahl gedeckt werden konnte. Alle Schätze von Mexiko 
und Peru, ſo groß ſie auch waren — von 1493 bis 1600 ſollen, 
abgeſehen von den unermeßlichen Silbermengen der ſpaniſchen 
„Silberflotten“, über 4000 Millionen „ allein in Gold nach Spa⸗ 
nien gefloſſen ſein — konnte die Steuerfreiheit des eee 
und ihre Folgen nicht ausgleichen. 

Schon unter Philipp II. (1556—1598) ſtieg der jährliche 
Ausfall des ſpaniſchen Haushaltes auf 9 000 000 Dukaten. An 
Stelle der früheren Bodenſteuer wurde eine Steuer von 5—10% 
des Wertes bei jedem Umſatz, auch von beweglichen Sachen, ein⸗ 
geführt, die mit einem mauriſchen Namen „Alkabala (Alca⸗ 
vala) bezeichnet wurde. Über ihre ſittliche Berechtigung herrſchte 
ſelbſt unter den Vertretern der Kirche, die in Philipp II. ihren 
eifrigſten Vorkämpfer ſahen, Meinungsverſchiedenheiten. Der be⸗ 
kannte Jeſuit Ludwig Molina (geſt. 1600) gibt für die Beicht⸗ 
praxis angeſichts dieſer Steuer u. a. folgende Regeln: 

1. Wer beſtimmt weiß, daß Steuern ungerecht ſind, iſt nicht 
nur von der Verpflichtung befreit, Unterſchlagenes zu erſetzen, 
ſondern kann ſich ſogar für Beträge, die er früher zu viel gezahlt 
hat, dadurch ſchadlos halten, daß er von anderen an ſich gerechten 
Steuern den Mehrbetrag hinterzieht. f 

2. Wer bei Steuern zweifelhaft iſt, ob ein Übermaß ungerecht 
ſei, der mahne vorher das Volk zur Bezahlung; nachher zwinge 
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er aber nicht zum Erſatz des Unterſchlagenen, wenn letzteres das ver⸗ 
mutliche Übermaß nicht überſchreitet. 


Herzog Alba, der 1567 als Statthalter nach Brüſſel 
geſchickt wurde, gab ſeinem Könige das Verſprechen, einen „Gold⸗ 
ſtrom von Ellentiefe“ aus den Niederlanden nach Spanien zu 
leiten. Um das zu können, forderte er auch hier die Alkabala 
— eine Steuer, die in einem Lande voll Gewerbefleiß und 
Handelsgeiſt eine Unmöglichkeit war. Wie wenig der bald 
daraus entſtehende Streit im tiefſten Grunde mit Religions- 
meinungen zu tun hatte, zeigt der Einſpruch eines Teils der 
katholiſchen Geiſtlichkeit gegen die Albaſchen Steuerpläne unter 
Berufung auf die päpſtliche Bulle „In coena Domini“, die das 
Beſteuern der Geiſtlichkeit ohne Zuſtimmung der Kirche verbietet. 
Alba ließ die proteſtierenden Prieſter einfach ins Gefängnis 
werfen. Es brach ein allgemeiner Aufſtand aus, und 9 
verlor die blühendſten Teile des Reiches. — 


Auch in Frankreich trat im 15. Jahrhundert die ent⸗ 
ſcheidende Wendung in der Behandlung der Landfrage ein. Auch 
hier war der Kriegsdienſt als weſentlich ſtaatliche Laſt mit der 
Bodenbenutzung verknüpft geweſen. Die Bauern, die ſich in den 
Schutz eines großen Herrn begeben hatten, um von dieſer Laſt 
befreit zu ſein, mußten ihm als Entſchädigung für die Vertretung 
im Kriegsdienſt die „Taille“ zahlen. 

1439 traten die Generalſtände dem König dieſe Feudal⸗ 
laſt als jährliche Steuer ab, damit aus ihr ein Söldnerheer unter⸗ 
halten werden könne. Geiſtlichkeit und Adel waren alſo nicht „tail⸗ 
lables“; und das abſolute Königtum fand nicht Willen und Kraft, 
die Gleichheit aller Untertanen in bezug auf die Steuerpflicht 
durchzuführen. Die Entwicklung, die in dieſem Keime lag, wurde 
aber zunächſt durch eine glückliche äußere Politik verdeckt. 


Franz I. (1515—1547) wandte der gewerblichen Er⸗ 
ziehung ſeines Volkes beſondere Aufmerkſamkeit zu. Er berief 
italieniſche Künſtler von erſtem Rang: Leonardo da Vinei, 
Benvenuto Cellini, Andrea del Sarto u. a., 


Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. 11 
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in der Hoffnung, durch die Vorbilder ſolcher Meiſter das 45 
zöſiſche Kunſtgewerbe günſtig zu beeinfluſſen. 

Dabei brach er rückſichtslos das Recht der Arbeiter, wenn 
es nach ſeiner Auffaſſung die Entwicklung des Gewerbes hinderte. 
Am 1. Mai 1539 legten die Buchdruckergehilfen in Lyon die 
Arbeit nieder. Sie klagten, daß fie arm blieben, während manche 
Buchdruckereibeſitzer ihr Vermögen in einem Jahr verdoppelten 
und verdreifachten. Sie ſollten täglich 3350 Blatt abziehen, 
während die Pariſer Buchdrucker ſich mit Recht ſchon bei 2630 
Blatt beklagten. Sie forderten, daß die Lehrlingszahl und die 
Löhne durch Schiedsgerichte feſtgeſetzt würden, die gleichmäßig 
aus Unternehmern und Gehilfen zuſammengeſetzt ſeien. Als Ant⸗ 
wort hob der König in Erlaſſen von 1541 und 1544 die Koa⸗ 
litionsfreiheit der Arbeiter ganz auf. 

In bewußtem Gegenſatz zur ſpaniſchen Raubbaupolitik 
legten Heinrich IV. (1589 —1610) und ſein großer Miniſter, 
der Herzog von Sully, das größte Gewicht auf die Pflege 
des Landbaues. Bekannt iſt das Wort des Königs: „Ich will 
nicht eher ruhen, bis jeder Bauer am Sonntag ein Huhn im Topfe 
hat“ und des Miniſters Grundſatz: „Ackerbau und Viehzucht 
ſind die wahren Goldgruben von Peru, die beiden Nährbrüſte des 
Staates.“ Dieſe Hochſchätzung der heimiſchen Hilfsquellen des 
eben nach langen, inneren Kämpfen zur Ruhe gelangten Staates 
hinderte aber den weitblickenden Miniſter nicht an folgerichtiger 
Begünſtigung des auswärtigen Handels und an der Beteiligung 
Frankreichs bei der Beſiedlung der neuen Welt, namentlich in 
Kanada und im weiten Flußgebiet des Miſſiſſippi. 

Auch in Frankreich drängte die wirtſchaftliche Entwicklung 
zur Zentraliſation der Staatsgewalt. Auf der letzten Tagung 
der Generalſtände vor der großen Revolution 1614 hat der dritte 
Stand den König geradezu angefleht, die unumſchränkte Herrſchaft 
bis zum äußerſten durchzuführen: ; e 

Seine Majeſtät wird gebeten, als unveräußerliches und allge mein 
gültiges Staatsgrundgeſetz Folgendes beſchließen und verkünden 
zu laſſen: Der König iſt unumſchränkt in ſeinem Lande. Er hat 


E 
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ſeine Krone von Gott allein. Es gibt daher keine Macht auf Erden, fei 
ſie geiſtlich, ſei ſie weltlich, welche irgendein Recht auf ſein Reich hat; 
geſchweige, daß ſie unter irgendeinem Vorwande die geheiligten 
Perſonen unſerer Könige des Landes berauben und ihre Untertanen 
vom Eide der Treue entbinden kann. | 


175 Jahre ſpäter, als die Generalſtände wieder zuſammen⸗ 
traten, lautete der Wille des dritten Standes weſentlich anders. 
Der Gang der wirtſchaftlichen Entwicklung aber zeigte zu— 
nächſt noch eine aufwärts ſteigende Bahn. Die großen Miniſter 
Richelieu (16241642), Mazarin (16421661) und vor 
allem Colbert (1662—1683) haben Außerordentliches geleiſtet. 
Die Maßnahmen des letzten find geradezu typiſch für die Ver— 
waltungsgrundſätze dieſes Zeitalters geworden, ſo daß man das 
volkswirtſchaftliche Syſtem dieſer Zeit, das gewöhnlich als das 
merkantiliſtiſche bezeichnet wird, auch Colbertis mus nennt. 
Wie im Weſten Europas, jo wurde auch im Often die Boden- 
frage für das Schicksal der Völker entſcheidend. Während im Groß— 
fürſtentum Moskau die ſlawiſche Dorfgemeinſchaft, der „Mir“, 
das Volk durch die ſchweren Zeiten der Tataren-, Türken⸗ und 
Schweden⸗Stürme hindurch geſund erhielt, und ein langſames, aber 
ſtetiges Aufſteigen des Staates ermöglichte, wurde in dem andern 


flawiſchen Hauptreich, in Polen, der Boden nach und nach der 


Willkür einzelner Großer ausgeliefert. Zwar war er auch hier 
urſprünglich gemeinſchaftliches Eigentum der Sippſchaft. Den Ver⸗ 
wandten ſtand noch im 14. Jahrhundert das Einſpruchsrecht gegen 
Veräußerungen des Familienguts zu, den nächſten Verwandten 
ſogar das Recht des Wiederkaufs. Weitblickende polniſche Fürſten, 
riefen Tauſende von deutſchen Bauern „nach deutſchem Recht“ 
ins Land. Die Siedler hatten für den Boden lediglich einen be— 
ſtimmten Zins zu entrichten. Von allen Dienſten den Herren 
gegenüber waren ſie frei. Sie ſtanden unter eigenem Recht, 
das der Schulze mit Hilfe der Schöffen fand. 

Dieſe Siedlung hat Polen den Pflug gebracht und die 
geregelte Dreifelderwirtſchaft, die einen wichtigen Schritt auf— 
wärts in der Ackerkultur bedeutete. Ihre wirtſchaftlichen und 
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rechtlichen Segnungen kamen natürlich auch bald den polniſchen 


Landbewohnern zugute. Einen Höhepunkt dieſer Entwicklung 
bildet die Regierung Kaſimirs des Großen (13331370). 
Aber ſchon unter ihm, dem „Bauernkönig“, läßt ſich erkennen, 
wie die Schicht des polniſchen Volkes, die immer mehr die Herr⸗ 
ſchaft an ſich riß, der polniſche Adel, der Heimſtättenbildung 
gegenüberſtand. In den „Wislizer Cinintewt (um 1347) findet 
ſich bereits das Gebot, daß jährlich nicht mehr als zwei Bauern 
das Dorf verlaſſen ſollten. Allerdings ſetzte der bauernfreundliche 
König noch durch, daß die Bauern ohne weiteres den Hof verlaſſen 
dürfen, wenn der Herr ein Bauernmädchen oder eine Bauernfrau 
vergewaltigte, oder wenn die Bauern für die Schulden des Herrn 
einſtehen ſollten, oder wenn dieſer dem Kirchenbann verfiel. 
Aber es war doch der erſte Grundſtein zur Schollenpflichtigkeit 
gelegt. Dagegen wandte ſich der König in dieſem Statut noch 
ſcharf gegen alle Verſuche des Adels, nach dem Tode eines 
„Schultzen“ deſſen Land unter irgendeinem Vorwand den Kin⸗ 
dern vorzuenthalten. Dieſes Verbot iſt nur zu verſtehen, wenn 
man annimmt, daß der Adel bereits vielfache Verſuche nach dieſer 
Richtung unternommen hat. Der Adel will Landeigentum auch 
in den bis dahin freien Gemeinden erwerben, mit dem Beſitz des 


bisherigen Schultzenackers zugleich entſcheidenden Einfluß auf das 


Gemeindeland gewinnen, und vor allem will er Herr werden 
der niederen Gerichtsbarkeit. 

Nach Kaſimirs Tode ſtieg der Einfluß des Adels ſchnell. Sein 
Nachfolger, Lud wig von Anjou, König von Ungarn, gab, 
um ſeiner Tochter Hedwig die Nachfolge zu ſichern, 1374 das ver⸗ 

hängnisvolle „Kaſchauer Privileg“, das den Adel für ſteuerfrei 
erklärte. 1423 erlangte der Adel das Recht, Schultzenland einzu⸗ 
ziehen, „wenn ſich ein Schultze ungebührlich gegenüber dem Herrn 
benehmen würde“. Dieſe Beſtimmung brachte bald auf den Dörfern 
das größte Stück des Bodens, das beſte Stück des Gemeindelandes 
und die niedere Gerichtsbarkeit in die Hände des Gutsherrn. Jetzt 
wurde den Bürgern verboten, Bauern vor ein ſtädtiſches Gericht 
zu ziehen, und endlich ſogar den Staroſten, den Vertretern der 
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königlichen Gewalt, Bauern vor ihr Gericht zu fordern. Der adlige 


Herr war der Grundeigentümer, der Verwaltungsbeamte, der 


einzige Richter. 


1447 wurden die Hauptflüſſe Polens zu königlichen Flüſſen 


erklärt, damit alle Verkehrshemmungen auf ihnen beſeitigt und 


alle Binnenzölle aufgehoben. Jetzt wuchs die Getreideausfuhr 
jo, daß 1595 der polniſche Pfarrer Grabowsky ſagen konnte, 
die Niederländer, Italiener, Spanier und Venetier betrachteten 


Polen gleichſam als ihren Getreideſpeicher. Die Holländer gaben 


das polniſche Getreide als Zwiſchenhändler weiter. „Holländiſche 
Dukaten“ waren in Polen die gangbarſte Münze. Außer dem 
Ausfuhrhafen am Schwarzen Meer, dem heutigen Od eſſa, 
kamen als Ausfuhrorte namentlich die Oſtſeeſtdte Danzig, 
Elbing, Königsberg, Riga und Narwa in Be⸗ 


tracht. Überall wurde als Hafengeld / des Wertes erhoben. 


Danzig nahm im Jahr ungefähr 100 000 Gulden als Hafen- 
geld ein, wovon etwa die Hälfte auf die Ausfuhr, die Hälfte auf 
Einfuhr entfiel. Um 1600 koſtete ein Hafenſcheffel Roggen einen 


Gulden. 


Das Recht, Getreide auszuführen, hatten aber nur die privi- 
legierten Stände, d. h. in der Hauptſache der Adel. Der Bauer 
durfte nur auf dem nächſten Markt verkaufen. Um nun möglichſt 
viel Getreide für die Ausfuhr zu gewinnen, ſtrebte der Adel 
danach, Bauernland in ſeine Hand zu bekommen, die Bauern 
ſelbſt zu Landarbeitern, zu Leibeigenen, herabzudrücken. 1496 


ſetzte der Adel den Beſchluß durch, daß künftig nur noch ein 


Sohn von jeder Bauernfamilie das Recht habe, das Dorf zu ver— 
laſſen, um ein Handwerk zu erlernen; alle anderen Söhne mußten 
im Dorfe bleiben. Jeder Abziehende mußte vom Gutsherrn 


einen Schein erhalten, ohne den er als Flüchtling anzuſehen war. 
Allen Städten wurde verboten, Bauern ohne ſolchen Schein über⸗ 


haupt zu beherbergen. Damit traf man zugleich die verhaßten 

Städte, die ſich auch in Polen eben nur hätten entwickeln können, 

wenn ihnen ſtets neues Blut vom Lande zugefloſſen wäre. 
Einen Markſtein in der Geſchichte des polniſchen Boden— 
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rechts bedeutet der Reichstag zu Thorn 1520. Alle Bauern ohne 
Unterſchied ihrer Rechte und Freiheiten wurden durch ihn ver⸗ 
pflichtet, wöchentlich einen Tag für die „Herren“ zu arbeiten. 
Als die Bauern ſich unmittelbar beim König gegen dieſen Bruch 
feierlicher Zuſagen beſchwerten, erklärte ſich dieſer für nicht zu⸗ 
ſtändig, in die Verhältniſſe zwiſchen Gutsherrn und Bauern ein⸗ 
zugreifen. Es war die ſoziale Bankerotterklärung der polniſchen 
Königsgewalt — und damit das eigene Todesurteil. 

Es ging raſch weiter. Eine Prozeßordnung von 1523 ſprach dem 
Bauern die Eigenſchaft einer rechtsfähigen Perſon ab. Er konnte vor 
Gericht nicht mehrſelbſt als Partei auftreten. Auch die Zahl der Fron⸗ 
tage ſtieg ſchnell. Die Synoden von 1560 und 1573 erhoben ſchon 
die Forderung, ſie auf wöchentlich „nur“ drei zu beſchränken. 

Der erſte polniſche Agrarſchriftſteller Anſelm Goſtomſki 
(um 1580) konnte ſchon 208 Spanndienſttage int Jahr als Regel 
anſehen. Wer nicht Spanndienſt leiſten konnte, mußte Fuß⸗ oder 
Handdienſte verrichten. In welcher Weiſe dieſe Rechte ausgenutzt 
wurden, zeigt eine Predigt des berühmten Geiſtlichen Mlod⸗ 
zianowſki, die 1687 zuerſt veröffentlicht wurde: 

Die Adligen ſchicken die armen Untertanen abjtchtlich, 
ohne Not mit den Fuhren auf den Markt, in die Mühle, 
und auch Feiertags laſſen ſie ihre Untertanen wie auch ihr 
Vieh nicht ausruhen. . .. Der Gutsherr läßt die Untertanen 
oft mißhandeln, legt neue Frondienſte, neue Laſten auf, und 
wenn das verelendete Bäuerlein beim Gutsherrn Hilfe ſucht, 
jagt ihn dieſer mit Schimpf fort. 

Und dabei wuchs die Zahl der völlig Landloſen immer mehr. 
Wir haben wenig ſtatiſtiſche Angaben über die Enteignung des 
Bauernlandes. Selbſt die Steuerregiſter bieten wenig Ausbeute, 
weil ſie die adligen Hufen, die ſteuerfrei waren, nicht aufführen. 
Aber alle Angaben, die ſich vergleichen laſſen, zeigen ihren ſchnellen 
Rückgang. 

In den kurzen zwanzig 2 von 1571 bis 1590 ſank die 
Zahl der Bauernhöfe 


in der Woiwodſchaft Brzese von 4320 auf 3169. 
non a Dobrzyn „ 2300 , 1254. 
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Eingehende Angaben haben wir nur aus dem Gebiet von 
Pilzno für die Jahre 1536 und 1581. Dieſe bezeichnen keine 


beſonderen geſetzgeberiſchen Markſteine. Sie liegen innerhalb einer 
Entwicklung, die früher begann und ſich ſpäter fortſetzte. Aber wohl 


gerade deshalb ſind ſie bezeichnend für den allgemeinen Verlauf. 

Das Gebiet von Pilz no lag in der in guter Bodenkultur 
ſtehenden Woiwodſchaft Sandomierz und war etwa 83 Geviert— 
meilen groß. Es zeigt das durchſchnittliche Verhältnis des Privat-, 
Kirchen⸗ und Kronbeſitzes. Das Ergebnis aus den Jahren 1536 


und 1581 iſt folgendes: 


Auf 52 Krongütern ſank die Zahl der Bauernhöfe von 1428 

auf 1266, alſo um 11,4%, die Zahl der Bauernhufen von 810 auf 

558 alſo um 30,4 %. Die Zahl der landloſen Leibeigenen aber ſtieg 
von 116 auf 854, d. h. um 736 0%. 

Auf 44 Kirchengütern fiel die Zahl der Bauernhöfe von 697 auf 
573 alſo um 17,8%, die Zahl der Bauernhufen von 367 auf 192, alſo 
um 47,7 %, die Zahl der landloſen Leibeigenen aber ſtieg von 55 
auf 438, d. h. um 796 % 

Auf 252 Dörfern mit privatem Großgrundbeſitz fiel die Zahl der 
Bauernhöfe von 3612 auf 3164, alſo um 12,4%, die Zahl der 
Bauernhufe von 2692 auf 1199, alſo um 55,5%, die Zahl der 
landloſen Leibeigenen aber ſtieg von 315 auf 2604, alſo um 825%. 


Am Ende des 16. Jahrhunderts war der freie polniſche 
Bauernſtand ſo gut wie vernichtet und damit die Grundlage 
des Reichs, das natürlich auch einzelne glänzende Waffentaten, 
wie in den Kämpfen gegen den Halbmond, nicht retten konnten. 
Es erfüllte ſich, was im Jahre 1600 der weitſichtige Prieſter Skarga 
in Krakau in ſeiner 7. Predigt voll banger Ahnung vorherſagte: 


Das unſchuldige Blut des Bauernſtandes, welches heute über 
alle Maßen vergoſſen wird, wird einmal Rache fordern! 


3. Die Übergangszeit in Deulſchland. 
b es auch gelang, das deutſche Reich zu einem Einheitsſtaat 
auszubauen, wie es gelungen war in Frankreich, England 
und Spanien? Seitdem die Goldene Bulle 1356 den Anfang 
gemacht hatte mit der rechtlichen Verſelbſtändigung der Terri— 
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torialgewalten, war die Fürſtenmacht ſtetig gewachſen ont Koſten 
der Reichsgewalt. 

Das habsburgiſche Herrſcherhaus hat in dieſer Entwicklung 
dem Ausbau ſeiner Hausmacht große Bedeutung beimeſſen 
müſſen, und in der Sorge um dieſe Hausmacht die Fragen 
des Reiches vielfach in die zweite Stelle gerückt. Auch der große 
Reichstag zu Worms, 1495, der die Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
reform mit tatkräftigen Beſchlüſſen in Angriff nahm, ſcheiterte 
nicht zuletzt an dem heimlichen Widerſtande Kaiſer Maximi⸗ 
lians ſelbſt, der von der Ausführung eine Schmälerung ſeiner 
Macht und eine Beeinträchtigung ſeiner italieniſchen Politik 
befürchtete. Jener Reichstag beſchloß eine allgemeine Reichs⸗ 
ſteuer, den „gemeinen Pfennig“. Ein „ſtändiges Reichsregiment“ 
aus 20 Mitgliedern ſollte ſeine Verwendung überwachen. Es blieb 


unfruchtbar durch gegenſeitigen Hader. Auch der „gemeine Pfen⸗ 


nig“ kam nicht ein. Damit blieb auch das neu eingerichtete Kammer⸗ 
gericht ohne ausreichende Beſoldung und der feierlich verkündete 
Landfriede ohne ſtets verfügbare Ausführungsorgane. Noch 
einmal wurde unter Karl V. eine Möglichkeit zur Reichs⸗ 
finanzreform eröffnet durch den Reichstagsbeſchluß von 1522: an 
den Reichsgrenzen einen Zoll von 4% des Wertes der einge⸗ 
führten Waren zu erheben. Wie die kleinen Landesherren den 
„gemeinen Pfennig“, ſo verdarben die deutſchen Städte den 
Reichszoll. Von den Ratgebern Karls V. in deutſchen Angelegen⸗ 
heiten erhielten die Herren von Röſch, Max von Zeren⸗ 
berghen und Probſt Märklin von Waldkirchen je 
200 Gulden, Hannart, des Kaiſers Vertreter auf dem 
nächſten Reichstag, 500 Gulden. Mit 1100 Gulden Beſtechungs⸗ 
geldern gelang es, den Reichszoll zu Fall zu bringen. 

Die treibenden Kräfte waren hier die großen ſüddeutſchen 
Handelshäuſer, die namentlich im Anſchluß an den päpſtlichen 
Hof, das ſpaniſche Königstum und die italieniſchen Städte⸗ 
Republiken ungeheuren Reichtum gewonnen hatten. 

Auch die Ausbildung des Poſtweſens ſtand in engſter 
Beziehung zu den wirtſchaftlichen Neugeſtaltungen. Im Herzog⸗ 
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tum Mailand kann man zum erſtenmal die Einrichtung der 
Staffette nachweiſen, bei welcher die Sendung nicht von einem 
Boten befördert wird, ſondern von Ort zu Ort in die Hände 
eines anderen reitenden Boten übergeht. Führend wurde auf 


dieſem Gebiet bald die italieniſche Familie der Taſſis oder 


Taxis. 1505 ſchloß Philipp der Schöne mit Franz 
von Taxis einen Vertrag, nach dem dieſer drei Haupt⸗ 
verbindungen unterhalten mußte: eine von dem Sitz Philipps, 
Brüſſel, nach dem Hoflager ſeines Vaters Maximilian, 
eine von Brüſſel nach Paris und eine von Brüſſel nach 
Granada. 1516 ſchloſſen Karl von Spanien und Baptiſt 
von Tapis einen Vertrag, der vielfach als die Magna charta 
der deutſchen Poſt bezeichnet wird. Die Beförderungsgeſchwindig⸗ 


keit fteigt ſchnell. 1505 mußten die Taxisſchen Staffelreiter im 
Sommer 125—155, im Winter 105—130 km bewältigen, 1516 


ſchon 140—190 km im Sommer und 127—180 km im Winter. 
Die Staatsgewalt unterſtützt die Sicherheit und Schnelligkeit der 
Nachrichtenbeförderung. Die Taxis erhalten einen jährlichen Zu⸗ 


ſchuß von 11000 Golddukaten. 1520 ernennt Karl V. Baptiſt von 


Taxis zum Generalpoſtmeiſter. Die Erleichterung der Nachrichten⸗ 
und Güter⸗Beförderung kam in erſter Reihe den großen Handels⸗ 
häuſern zugute. 

Ihre hervorragendſten Vertreter waren die Fugger. 
Ums Jahr 1400 war das Geſchlecht in Augsburg einge⸗ 
wandert als eine Handwerkerfamilie, die das Gewerbe der Bett⸗ 
bezügeweberei betrieb. Später handelten ſie mit Seiden⸗ und 
Wollgewändern. Den Glanz des Hauſes begründete Jakob 
Fugger, der, urſprünglich zum Geiſtlichen beſtimmt, 1478 
zum Kaufmannsſtande übertrat. Er zuerſt hat bewußt das Gee 
ſchäft um des Geſchäftes willen betrieben. Als ein Freund ſich 
zur Ruhe ſetzte und ihm das gleiche anriet, da er bereits über 


reichlich beſitze, wies Jakob Fugger dieſen „Kleinmut“ zurück: 


er habe viel andern Sinn; er wolle gewinnen, ſo lange er 
könne. 


Er hat durch den Betrieb von tiroler Silber- und ungariſchen 
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Kupferbergwerken den Reichtum des Hauſes fo vermehrt, daß 
er 1496 Kaiſer Maximilian 100 000 % für einen Zug 
nach Italien vorſtrecken konnte, wofür ihm die Herrſchaften 
Weißenhorn und Marſtetten verpfändet wurden. 

Als Karl von Spanien Kaiſer werden wollte, brauchte er 
über 6% Millionen Gulden, um die Stimmen der deutſchen Kur⸗ 
fürſten zu gewinnen. 4 Millionen ſteuerten allein die Fugger 
bet, die dafür unter anderem die Pacht der Queckſilberbergwerke 
von Almaden erhielten. Von 1511—1517 betrug der Handels⸗ 
gewinn der Fugger im Jahresdurchſchnitt 54½ %. Das Haus 
ging zugrunde im weſentlichen durch die Verluſte in Spanien 
unter Philipp II. und durch die Verheerungen des 30 jährigen 
Krieges. Als das Geſchäft aufgelöſt werden mußte, wurde das 
Bodeneigentum von Weißenhorn und Marſtetten die Rettung 
der Familie. 

Von dieſen Kaufherren wurde auch die erſte private Woh⸗ 
nungsſtiftung gegründet. Jakob Fugger erklärt in einer 
Urkunde vom 6. Juni 1516: 

Gott dem Allmächtigen zu Lob ſeiner Mutter .... und 
damit doch zum Heil etlicher arm dürftiger Bürger und 
Einwohner zu Augsburg... Handwerkern, Taglöh⸗ 
nern und andern, ſo öffentlich das Almoſen nit ſuchen, deſto 
beſſer und ohne fonder merkliche Beſchwerde der Haus zins 
zum Teil erſetzt werden und ihr Gemach und Behau⸗ 
jung bequemlicher gehaben und bewohnen mögen . 
er eine „Ordnung“ aufſtellen wolle, wie ſolche Wohnungen 
zu errichten ſeien und daß er bereits verſchiedene Häuſer, Hof⸗ 
ſachen, Gärten und Flecken gekauft habe und ye verbauen 


laſſe. a 


Der Boden, auf dem die „Fuggerei“ 52 Häuſer errichtete, — 
9914 qm — foftete einſchließlich der Lehenszinſe 1375 Gulden, 
ein qm Bau-Boden alſo 8 Kreuzer 2 Heller. 

So dankenswert dieſe Stiftung auch war, jo zeigt ſie doch 
zugleich, daß jetzt eine Wohnungsnot entſtanden iſt, die 
alles Leben erſchweren mußte, und die von der Volksmeinung 
auch den neuaufkommenden Großkaufhäuſern zugeſchrieben wurde. 
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3 Peinlich wurde es auch empfunden, daß die Fugger den 

Ertrag des großen Ablaſſes Leos X. gleichſam pachteten. Das 
Geld, das er aus Deuſchland zog, wurde allgemein als nationaler 
Verluſt betrachtet. Sein Betrag muß hoch geweſen ſein; denn 
der Bettelmönch Tetzel erhielt vom Hauſe Fugger mo⸗ 
natlich 80 Gulden Beſoldung, alſo faſt 1000 im Jahre, während 
das Jahresgehalt eines berühmten Profeſſors, wie das Luthers 
nur den fünften Teil betrug (ſ. S. 155). In der reichen Handelsſtadt 
Leipzig gab es noch 1560 nicht 100 Bürger, die ein Vermögen 
von 1000 Gulden verſteuerten. So mußte ein Sold, wie der 
Tetzels, in der Volksmeinung als eine Art Beſtechung er- 
ſcheinen. 

Es half den Wortführern der kirchlichen Erneuerung in der 

Volksmeinung außerordentlich, daß ſie ſich, wie Luther, 
in der ſchärfſten Weiſe gegen dieſe Kapitalmächte wandten, 
die ſich über alle bis dahin beſtehenden Grenzen in Volksanſchau⸗ 
ung und Recht hinwegſetzten und nicht ohne Erfolg eine Monopol⸗ 
ſtellung im deutſchen Handel erſtrebten. 
Luther nennt in ſeiner Schrift: „Von Kaufshandlung 
und Wucher“ (1524) die Preisſteigerer, Fürkäufer und Mono- 
poliſten: öffentliche Diebe, Räuber und Wucherer, die nicht 
wert ſeien, daß ſie Menſchen heißen: 

Denn wer ijt jo grob, der nicht ſiehet, wie die Geſellſchaften 
nicht anders ſind denn eitel rechte Monopolia? welche auch die 
weltliche heidniſche Rechte verbieten, als ein öffentlich ſchädlich 

Ding aller Welt — ich will des göttlichen Rechts und chriſtlichen 
Geſetzes ſchweigen. Denn ſie haben alle Ware unter ihren Händen 
und machen damit, wie ſie wollen, und treiben ohne Scheu all 
die obberührten Stück, daß ſie ſteigern oder niedrigen nach 
ihrem Gefallen, und drücken und verderben alle geringen Kauf— 
leute, gleichwie der Hecht die kleine Fiſchen im Waſſer; gerade 
als wären ſie Herren über Gottes Creaturen, und frei von allen 
Geſetzen des Glaubens und der Liebe... .. 

Könige und Fürſten ſollten hier drein ſehen und nach ge— 
ſtrengem Recht ſolchs wehren; aber ich höre, ſie haben Kopf und 
Teil dran; und es geht nach dem Spruch Eſaiä 1: „Deine Fürſten 
ſind der Diebe Geſellen worden.“ Dieweil laſſen ſie Diebe hängen, 
die einen Gulden oder halben geſtohlen haben, und handtieren mit 
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denen, die alle Welt berauben, und ſtehlen mehr denn alle andern, 

daß ja das Sprüchwort wahr bleibe: „Große Diebe hängen die 

kleinen Diebe.“ 

Ein lehrreicher Streit verſchärfte die Erbitterung gegen die 
Handelshäuſer. Bartolomäus Rem, ein Angeſtellter 
der großen Handelsgeſellſchaft Ambroſius Höchſtetter 
in Augsburg, hatte 900 Gulden bei dieſer eingelegt. Als er nach 
ſechs Jahren austrat, verlangte er 33 000 Gulden Gewinn, wäh⸗ 
rend ihm „nur“ 26 000 bewilligt werden ſollten. Im Prozeß, 
in dem ihm 30 000 Gulden zugeſprochen wurden, ſtellte ſich heraus, 
daß Höchſtetters Sohn und Schwiegerſohn in mancher Nacht 
5—10 000 Gulden verſchlemmt und verſpielt hatten. 

Karl von Spanien mußte vor ſeiner Wahl zum deutſchen 
König die Abſchaffung aller Handelsmonopole und großen Ge⸗ 
ſellſchaften verſprechen, was zu tun er doch nicht imſtande war. 
Von vornherein war er ja abhängig von den großen Geldmächten 
der Zeit. Hatten ſie ihm doch die ungeheuren Mittel vorgeſtreckt, 
die er brauchte, um die deutſchen Kurfürſten bei ſeinem Wett⸗ 
bewerb mit dem franzöſiſchen Könige zu beſtechen. 

Der vom Wormſer Reichstag (1521) zur Prüfung dieſer Fragen 
eingeſetzte Ausſchuß gab einen Bericht über die Handelshäuſer 
und ihre Verſuche, die Preiſe, namentlich die der Wie will⸗ 
kürlich zu beſtimmen. Es heißt darin: 


Item obgemeldete Monopolia, Vereinigung, 1 Ge⸗ 
ſellſchaft, und ihr Verkauf, werden nicht allein allererſt dem ge⸗ 
meinſamen Nutzen unleidlich und unerträglich erfunden, ſondern ſind 
dieſelben wie vor durch den römiſchen Kaiſer und Rechtſetzer und 
ſonderlich durch den löblichen Kaiſer Juſtiniano dem gemeinen 
Nutzen als ſchädlich, verderblich und ſträflich geachtet und erkannt, 
daß dieſelben Ueberführer (Uebertreter) alle ihre Güter verlieren 
und dazu außerhalb ihrer Wohnung in ewiges Elend verurteilt 

ſein ſollen ... Dieſer reichen Geſellſchaften eine ſchädigt des 
Jahr's gemeinen Nutzen viel mehr als alle anderen Straßenräuber 
und Diebe. 


Der Vorſchlag des Ausſchuſſes, beſtimmte Höchſpreie für 
die wichtigſten Waren feſtzuſetzen, wurde zwar nicht angenommen, 
wohl aber erging ein Beſchluß, wonach jede Handelsgeſellſchaft, 
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welche über 50000 Gulden Kapital beſitze, ſich in ſpäteſtens 
1% Jahren aufzulöſen habe — ein Beſchluß, der an der Macht 
der Beſtechungsgelder der bedrohten Handelshäuſer, an dem 
Widerſtand Augsburgs, zumeiſt aber an den Geſetzen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung ſcheiterte. 

Die deutſchen Handelshäuſer breiteten im Gegenteil ihren 
Geſchäftskreis immer weiter aus. Das Augsburger Geſchlecht 
der Welſer hatte Karl V. 7 500 000 / geliehen. Als Gegen⸗ 
gabe erhielt es die Handelsfreiheit mit Amerika, ſonſt ein ſpani⸗ 
ſches Monopol, und 1528 das Recht, in dem Gebiet des heutigen 
Venezuela zu koloniſieren. 

Aber ohne den Rückhalt einer ſtarken ſtaatlichen Macht war 
eine dauernde große Entwicklung des Handels unmöglich. Zuerſt 
mußten die deutſchen Unternehmungen in der neuen Welt aufgegeben 
werden. Der letzte deutſche Statthalter in Venezuela, ein Hutten, 
fiel 1546. 1555 traten die Welſer ihre Anſprüche in Amerika an 
die ſpaniſche Krone ab. Im 30jährigen Kriege ging auch das Haus 
Welſer zugrunde. Sein letzter Vertreter ſtarb im Gefängnis. 

Der ſteigende Reichtum der ſtädtiſchen Kaufherren erweckte 
in vielen von ihnen den Wunſch, es dem Adel gleichzutun, — 
„turnierfähig“ zu werden. Der bequemſte Weg dazu war die 
Erwerbung von Landgütern. Von 51 Geſchlechtern, die Augsburg 
1368 zählte, ſaßen 1538 nur noch 8 in der Stadt, von 118 Nürn⸗ 
berger Geſchlechtern im Jahre 1390 zählte man 1511 nur noch 37. 
In Freiburg, Straßburg, Baſel, Konſtanz läßt ſich das Aufſteigen 
vieler Kaufmannsfamilien zu habsburgiſchem Ritteradel verfolgen. 

Nach der Abwanderung der alten führenden Familien 
wurde in den Städten die Herrſchaft der Zünfte immer einſeitiger. 
Dazu riefen die Landesfürſten in bewußtem Gegenſatz zu den alten 
Reichsſtädten zahlreiche Märkte ins Leben, um Handwerk und 
Handel in ihr Gebiet zu ziehen. Je größer die wirtſchaftliche Not 
wurde, deſto kleinlicher wurden die Zunftvorſchriften. — Als 
während des Reichstags von 1498 die deutſche Kaiſerin ſich einige 
Zeit in Freiburg aufhielt, ließen ſich etliche modeſüchtige Frei— 
burgerinnen vom Hofſchneider Ihrer Majeſtät Kleider machen. 
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Darauf verlangte die Freiburger Schneiderzunft, daß ſelbiger 
Schneider entweder Zunftrecht erwerbe oder aber aufhöre, für 
Freiburgerinnen zu arbeiten. — 

Nach einem kurzen, namentlich durch die „großlapitaliſtiſche⸗ 
Ausbeutung großer Handelshäuſer herbeigeführten Auſſchwung, 
der zur Verſchärfung der großen Preisumwälzung des Zeit⸗ 
alters weſentlich beitrug, verfiel auch der deutſche Bergbau, der 
bis dahin faſt ganz Europa mit Edelmetallen verſehen hatte. Die 
Schätze Perus und Mexikos machten ihn unrentabel. Damit ging auch 
das bis dahin blühende Edelmetallgewerbe in Deutſchland zurück. 

Mit dem Niedergang wuchs auch in dieſen Zünften Sorge 
und Angſt, Neid und Eiferſucht. In Nürnberg wurde 1572 einem. 
Meiſter des Fingerhuthandwerks, der ein „ſonderes neues Drehrad, 
ihm und ſeiner Arbeit zum Vorteil, aber anderen Meiſtern zu 
ſchaden, erfunden und gebraucht hatte“, auf Antrag ſeiner Zunft⸗ 
genoſſen jeder weitere Gebrauch unter „ſtarker Strafe“ unter⸗ 
ſagt. Ein Nadlermeiſter, der ein Reibzeug erfunden hatte, erhielt 
1585 unter Androhung von 50 Gulden Strafe den Befehl, „das⸗ 
ſelbe alſobald wegzutun, nicht mehr zu gebrauchen, viel weniger 
hier oder auswärts in dem Gebrauch desſelben zu unterweiſen“. 

In der altberühmten Goldſchmiedezunft von Augsburg 
war jeder willkommen geweſen, der ſein Meiſterſtück leiſtete. 
1549 aber wurde beſtimmt, daß jährlich nur noch 12 Bewerber, 
1582 nur noch 6 Bewerber zugelaſſen werden ſollten. 

Und wie in den Metallgewerben, war es auch in den anderen 
Betrieben. Als um 1600 der „Mühlſtuhl“ erfunden wurde, ein 
Band⸗Webſtuhl mit mechaniſchem Antrieb, erwirkte die Kon⸗ 
kurrenz Verbote dieſes verbeſſerten Webſtuhls 1621 in Leiden, 
1623 und 1648 in den Niederlanden, 1664 in Nürnberg, 1685 
für das ganze deutſche Reich. In Sachſen wurde er erſt nach 
dem 7jährigen Kriege zugelaſſen. 

Ahnliche Beſtimmungen fanden ſich bald überall. Dadurch 
wurde für viele Handwerksgeſellen die Ausſicht, jemals ſelbſtändig 


zu werden, zerſtört, und in ſcharfer Trennung von den Meiſtern 


begann ſich ein neuer Stand von Lohnarbeitern zu bilden. 


— 
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Nun wurde auch die Frauenarbeit mit allen Mitteln bekämpft. 
Kein Meiſter durfte „eine Magd eine Arbeit tun laſſen, die dem 
Geſellen gebührt“. Buchbinder z. B., die einer Magd Heftarbeit 
gaben, erhielten zwei Tage und zwei Nächte Gefängnis. 


4. Der Bauernkrieg. 
ie tiefſte Urſache für die Wandlung der deutſchen wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe iſt in der Bodenfrage zu ſuchen. 


Hier hat noch mehr als auf andern Gebieten die Aufnahme des 


römiſchen Rechts beſtimmend gewirkt. Einſt hatte ſich Friedrich 
Barbaroſſa als Erbe des römiſchen Cäſarentums alle 
Rechte zuerkennen laſſen, die dieſem einſt zugeſprochen worden 
waren. Aber an dem durch die Kirchengewalt unterſtützten Wider⸗ 


ſtand der freien italiſchen Städte war dieſer Anſpruch geſcheitert. 


Jetzt drängte die neue Zeit voll neuer wirtſchaftlicher Ent— 


wicklungsmöglichkeiten nach Rechtseinheit. Die vielen alt⸗ 


deutſchen Gemeinde-, Zunft⸗, Genoſſenſchafts-Rechte ſchienen 


zudem der Zuſammenfaſſung aller Staatsgewalt in den Händen 


des Landesherrn zu widerſtreiten. Dazu kam die große Bildungs⸗ 
welle der Renaiſſance und des Humanismus, die den Wert aller 
alten Einrichtungen in die Höhe trieb und damit auch die Wertung 
des römiſchen Rechts. Endlich hat ſelbſt die Reform des Wormſer 
Reichstags mit ſeinem Reichskammergericht dem römiſchen Recht 
die Tür geöffnet. Es wurde mit gelehrten Richtern beſetzt. Dieſe 
bildeten einen eigenen Stand, der in Rechtſprechung und Ver 
waltung bald alle wichtigen Amter einnahm. Dieſen römiſchen 
Juriſten ſtand der gemeine Mann ſo gut wie ſchutzlos gegenüber. 
Das Recht, das ſonſt gefunden wurde von Volks- und Berufs— 
genoſſen in mündlicher Ausſprache, wurde jetzt aus fremden Grund— 
ſätzen entwickelt und in fremden Formen verkündet. Das Recht 
wurde teuer. Nur wer Geld hatte, konnte ſich die Dienſte dieſer 
gelehrten Herren ſichern. Und nur im Dienſt geldkräftiger Handels— 
geſellſchaften, großer Herren und Fürſten konnten die Juriſten 
Gewinn, Stellung und Ehre erhoffen. So wurde die neue Rechts— 
pflege vielfach ein Mittel wirtſchaftlicher Unterdrückung. Die Zeit 
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ift voll von Klagen über die „Juriſten“: So urteilt Luther 
in ſeinen „Tiſchreden“: | 
Heißt das juriſtiſch, der alſo handelt und damit umgehet, daß 
er die Leute müde macht, daß ſie müſſen vom Recht ablaſſen, 
und in dem Groll, Haß und Neid dahin gehen, ja auch wohl darüber 
ſterben? Es zieht dir das hölliſche Feuer auf den Kopf. Es wäre 
kein Wunder, daß Gott ließe die Welt verſinken um ſolcher Schand⸗ 
juriſten willen; man ſollte ſolchen ſtolzen Tropfen und Rabu⸗ 
liſten die Zunge aus dem Halſe reißen. Alſo machen ſie, daß ſich 
kein armer Mann des Rechts darf tröſten. Denn kommt er vor's 
Gericht, ſo iſt die Sache verloren, wenn man nicht mehr Thaler 
hat zu geben und ſolchen Buben nicht mehr die Hände füllen kann. 


Und Luthers größter literariſcher Gegner, Thomas 

Murner, ſchreibt in ſeiner „Schelmenzunft“: 
Es haißt ain Volck zu teutſch Juriſten, 
wie ſeind mir das ſo ſeltſam Chriſten! 
das Recht tun ſie ſo ſpitzig biegen 
und künten's wa man will hin fiegen: 
Codex, Lodex, Decretal, 

Hurenkinder, Guldin zal, 

Jüdſcher Gſuch (Zins) Juriſten Buch, 
als es jetz ſtat um Mechelſch Tuch, 
So hilft kain bleyen Sigel dran, 
Man betrügt ſchier damit yederman! 
Vor Juriſten ſolt du dich hieten! 

Daß mit Bewußtſein auch eine volksfremde Sprache dabei 
gebraucht wurde, zeigt ſich noch Jahrhunderte ſpäter. So erklärt 
Gebhardt in ſeiner Vorrede zu Thomaſius' „Gött⸗ f 
licher Rechtsgelahrtheit“: 

Deutſch oder die „Bauernſprache“ zu ſchreiben, ſei gefährlich, 
weil es die Bauern zum Nachdenken über das Recht und zum 
Rebelliren führe, der Jurisprudenz die estime (Achtung) nehme 
und die Bauern ſelbſt zu Juriſten mache. 4 
Nur wenige Juriſten traten für das alte Recht ein; Zaſius 

in Freiburg verlangte, daß man die Bauern überall, wo nicht be⸗ 

ſtimmte Verträge vorlägen, allein nach dem Gewohnheitsrecht 
beurteilen müſſe. Wie wenig die Machthaber ſo ausgebildete 

Juriſten brauchen konnten, zeigt ſeine Klage, daß er nur noch 
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ſechs Zuhörer zähle, und die ſeien alle Franzoſen. Die Herren 
wollten eben für Recht und Verwaltung Juriſten, wie etwa 
diejenigen, die das bayeriſche Landrecht von 1518 verfaßten, 
in dem nur den herrſchaftlichen Bauern noch Erbrecht an ihrem 
Hofe zugesprochen wurde, die — eine faſt unmögliche Forderung 
— eine Urkunde über ihr Erbrecht vorlegen konnten. Wie einſt 
die Herausbildung eines geſunden Bodenrechts und der Auf— 
ſtieg des deutſchen Bauernſtandes in inniger Wechſelwirkung 
mit einer geſunden ſtädtiſchen Entwicklung geſtanden hatten, ſo 
bedingten auch jetzt die ländlichen und die ſtädtiſchen Verhältniſſe 
einander. Entſcheidend für den Niedergang der Landbevölkerung 
wurde der Stillſtand der umfaſſenden Siedlungsarbeit im Oſten 
ſeit dem Übertritt der Litauer zum Chriſtentum. 
Dazu kam die immer weiter ſchreitende politiſche Zerſplitte⸗ 
rung des Reichsgebiets. Um 1500 zählte man, wenn man die 
Gebiete der Reichsritter nach deren Anſpruch als Reichsgebiete 
rechnet, nicht weniger als 1786 politiſche deutſche Einzelweſen, 
die ſich zum großen Teil in Neid und Mißgunſt gegenüberſtanden. 
Wie ſehr dieſe politiſche Zerfahrenheit auch die Entfaltung wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens beengte und dem gemeinen Mann die Rechts⸗ 
findung erſchwerte, liegt auf der Hand. 

Kluge Reformer verbanden ihre Vorſchläge deshalb vielfach 
mit der Sehnſucht nach ſtarker kaiſerlicher Gewalt. So forderten 
um 1480 eine „Reformation Kaiſer Sigismunds“, um 1520 eine 
„Reformation Kaiſer Friedrichs III.“ als „teutſcher Nation Not⸗ 
turft“ für den Kaiſer das alleinige Recht, Steuern auszuſchreiben 
und Münzen zu prägen. Die Leibeigenſchaft wurde verworfen 
und das Recht jedes Deutſchen an Waſſer, Wald und Weide zurück⸗ 
gefordert. Den Dörfern ſollte die alte Allmende zurückgegeben 
werden, die die Herren oft geraubt hatten, „wie einem Reiſenden 
durch Buſchklepper die Kleider geraubt werden“. Beſonders 
drückend war auch das Jagdrecht der „Herren“. So ließ 1494 ein 
Herr von Eppſtein einen Bauern hinrichten, weil er Krebſe 
gefangen hatte, und Herzog Ulrich von Württemberg ließ jedem 
„Jagdfrevler“ die Augen ausſtechen. 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 12 
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Als ſich die Hoffnung auf kaiſerliche Hilfe nicht erfüllte, 
dachte das Volk an Selbſthilfe. Schon 1493 bildet ſich der 
„Bundſchuh“ im Elſaß und im Schwarzwald. Er wird ver⸗ 
raten — verboten — niedergeſchlagen. Aber immer wieder 
bilden ſich Bauernbündniſſe. So entſteht 1514 der „arme 
Konrad“ in Württemberg, und überall tritt das alte Heimweh 
zutage: Wald, Waſſer, Wieſe, Weide ſollen allen gehören! 

Die religiöſen Stürme zu Beginn des neuen Jahrhunderts 
warfen natürlich auch in der ſozialen Gedankenwelt hohe Wellen. 
Namentlich waren es Thomas Münzer und ſeine Jünger, 
die unter Berufung auf 1. Kor. 7, 23 (Ihr ſeid teuer erkauft, 
werdet nicht der Menſchen Knechte) und auf 1. Tim. 5, 8 (So 
aber jemand die Seinen, ſonderlich ſeine Hausgenoſſen, nicht 
verſorgt, der hat den Glauben gemordet und iſt ein Heide), der 
Sehnſucht des Volkes göttliche Weihe zu geben ſchienen. 

1525 brach der große deutſche Bauernkrieg aus. Das Weſen 
dieſer mächtigen Bewegung iſt am beſten zu erſehen aus den be⸗ 
rühmten zwölf „grundlichen und rechten Hauptartikeln aller 
Bauernſchaften und Unterſaſſen der geiſtlichen und weltlichen 
Obrigkeiten, von welchen fie ſich hart und hoch beſchwert vermeinen“. 
Ihre Forderungen auf ſozialem Gebiet waren: 

1. Aufhebung der Leibeigenſchaft, da wo ſie noch vorhanden 

oder neu eingeführt iſt. f 

2. Frondienſte, Zehnten und Sterbefallabgabe ſollen billig 
geregelt werden. Gerichtliche Strafen und Bußen ſollen nicht 
willkürlich erhöht, ſondern nach dem Herkommen bemeſſen werden. 

3. Freiheit der Jagd auf Wild, Vögel und Fiſche im fließen⸗ 
den Waſſer. Es ſei denn, daß jemand urkundlich beweiſen kann, 
er habe fließendes Waſſer erkauft. 

4. Wälder, Wieſen und Acker, die Gemeindeeigentum geweſen 
ſind, ſollen der Gemeinde wieder zufallen und nicht von einem 

Einzelnen als Sondereigentum beſchlagnahmt werden. 


Wo die Herren auch nur geringe Zugeſtändniſſe machten, 
wurde der Friede bald hergeſtellt, ſo durch den Markgrafen 
Philipp von Baden-Baden, den Landgrafen Philipp von 
Heſſen, den Pfalzgrafen Ludwig bei Rhein, den Grafen von 


A iv ne. "ire | 
* le 2 899 1 
ie 1 at’ A 1 * * > 


— 179 — 


H˖ a nau „den Biſchof von Speyer, die Städte Augsburg, Straß⸗ 
burg und Nördlingen und den Erzherzog Ferdinand. 

Wo die Entſcheidung durch die Waffen erfolgte, zeigte es 
ſich, daß der deutſche Bauernſtand durch das letzte Jahrhundert 
des Niedergangs ſeine kriegeriſche Tüchtigkeit und vor allem die 
Fähigkeit, ſich ſelbſt zu leiten, eingebüßt hatte. Es ſtanden viele 
Tauſende von Bauern unter Waffen. Aber es gelang nicht, eine 
einige Leitung, eine feſte Zucht durchzuführen. „Wenn wir ge⸗ 
horchen wollten — weshalb haben wir uns dann erhoben?“ 
antwortete man ſpöttiſch auf die Mahnung einzelner Führer. 
Florian Geyer, ein zur Sache der Bauern übergetretener 
Ritter, konnte in ſeiner „ſchwarzen Schar“, die feſte Ordnung 
hielt, kaum 2000 Mann vereinigen. Der klügſte Kopf der Bewe⸗ 
gung war Wendelin Hipler, ein früherer Kanzler des Grafen 
Hohenlohe. Er ſchlug vor, Landsknechte, die den Bauern ihre 
Dienſte anboten, in Sold zu nehmen. Vergeblich mahnte, drängte, 
flehte er bis zur völligen körperlichen Erſchöpfung. Die Bauern 
lehnten ab — um nicht die Beute teilen zu müſſen. 

Die Bauernſache fand zunächſt manche Freundſchaft auch in 
den Städten und in den Bildungsſchichten. Da aber kam die 
Kunde von Weinsberg. Ein Bauernhaufe hatte die altberühmte 
Burg am Oſterſonntag geſtürmt und den Grafen von Helffen- 
ſtein, der ſie mit 70 Rittern und Reiſigen verteidigte, gefangen 
genommen. Im Kriegsrat der Bauern war die Meinung über 
das Schickſal der Gefangenen geteilt. „Natürlich“ ſiegte das 
radikale Schlagwort. Graf Helffenſtein und alle adligen Herren 
wurden in die Spieße gejagt, und ſeine Gemahlin, eine Tochter 
Kaiſer Maximilians, ſchimpflich behandelt. Die Nachricht von 
dieſem furchtbaren Oſtertag hallte in ganz Deutſchland wieder. 
Wer bis jetzt noch geſchwankt hatte, trat ins gegneriſche Lager. 
Luther hatte im April 1525 eine „Ermahnung zum Frieden 
auf die zwölf Artikel der Bauernſchaft in Schwaben“ erlaſſen, 
in der er beiden Teilen ins Gewiſſen redet: 

| Darum wäre mein treuer Rat, daß man aus dem Adel 
etliche Grafen und Herrn, aus den Städten etliche Ratsherrn 
12* 
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erwählete, und die Sachen ließen freundlicher Weiſe handeln und 
ſtillen, daß ihr Herrn euren ſteifen Muth herunterliefet . 

und wichet ein wenig von eurer Tyrannei und Unterdrückung, 
daß der arme Mann auch Luft und Raum gewinne zu leben. 

Wiederum die Bauern ſich auch weiſen ließen und etlich Artikel, 

die zu viel und zu hoch greifen, übergäben und fahren ließen. 

Am 17. April war der Tag von Weinsberg. Schon am 
4. Mai erſchien Luthers zweite Schrift „Wider die räuberiſchen 
und mörderiſchen Rotten der Bauern“: 

Drum ſoll hier zuſchmeißen, würgen und ſtechen, heimlich 
oder öffentlich, wer da kann, und gedenken, daß nichts Giftigers, 
Schädlichers, Teufliſchers ſein kann, denn ein aufrühriſcher Menſch. 
Gleich als wenn man einen tollen Hund todtſchlagen muß; ſchlägſt 
du nicht, ſo ſchlägt er dich, und ein ganz Land mit dir. 

Solch wunderliche Zeiten ſind itzt, daß ein Fürſt den Himmel 
mit Blutvergießen verdienen kann, baß, denn andere mit Beten. 

Denn ein Fürſt und Herr muß hier denken, wie er Gottes 
Amtmann und ſeins Zorn Diener iſt, Röm. 13, dem das Schwert 
über ſolche Buben befohlen iſt, und ſich ebenſo hoch für Gott ver⸗ 
ſündigt, wo er nicht ſtraft und wehret, und ſein Amt nicht voll⸗ 
führet, als wenn einer mordet, dem das Schwert nicht befohlen 
iſt . . . Es gilt auch nicht hier Geduld oder Barmherzigkeit; es ijt 
des Schwerts und Zorns Zeit, und nicht der Gnaden Zeit. 
Ja, es war eine Zeit des Schwertes und des Zornes über 

die Bauern gekommen. Luther erklärte jede Barmherzigkeit 
gegen ſie als einen Eingriff in Gottes Willen. So in einem Briefe 
vom 30. Mai 1525 an den Mansfeldiſchen Rat Dr. Johann Rühel: 

Daß man den Bauren will Barmherzigkeit wünſchen: ſind 
Unſchuldige drunter, die wird Gott wohl erretten und bewahren, 
wie er Lot (1. Moſ. 19, 15ff.) und Jeremia (38, 13ff. 39, 14ff.) 
tat. Tut ers nicht, ſo ſind ſie gewiß nicht unſchuldig, ſondern 
haben zum wenigſten geſchwiegen und bewilligt. 

Die Bauernhoffnungen und der größte Teil ihrer alten 
Rechte wurden denn auch im Blut erſtickt. 

Die Reformatoren aber blieben ſich treu in ihrer Stellung 
für die unbeſchränkte Herrengewalt. Bezeichnend dafür iſt ihr 
Verhalten zu dem Freiherrn Heinrich von Einſiedel, der 
in einer Denkſchrift erzählt: 
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Vor vielen Jahren habe ich Bekümmernis und Anfechtung 
gehabt, als ſollte die Frone den Untertanen zur Unbilligkeit auf⸗ 
erlegt und unrecht ſein. Derhalben habe ich vor etlichen Jahren 
den ehrwürdigen und hochgelahrten Herrn Martinum Luther 

Lista gh aaah perſönlich bejucht und ſeinen Rat in dieſem meinen 

Obliegen gebeten. 

Luthers Rat, die Frone ruhig in der alten Weiſe aufrecht 
zu erhalten und „ſich in dem nichts bekümmern“, genügte dem 
Edelmanne nicht: 

die Gedanken ſind alſo gemach wieder in mich geſchlichen, 
daß die Fron eine unrechte Sache wäre. 

Er bat deshalb Georg Spalatin 1539, die Sache 


Luther noch einmal vorzutragen. Spalatin antwortete: 


Von der Frone ſagt der ehrwürdige und hochgelarte Herr Mar⸗ 
tinus Luther, Doctor, alſo: Wann die Frone alt ſei, und 
von euren Eltern und Voreltern auf euch gewachſen, und nicht 
durch euch aufgebracht, ſo habt ihr keine Urſache, Euch darüber Ge⸗ 
wiſſen zumachen. Er wollte auch nicht gern, wäre auch nicht 
gut, das man das jus, das iſt das Recht, die Frone zu 
tun, ließe fallen und abgehen. 

Denn der gemeine Mann müßte mit Bürde beladen ſein, 
würde auch ſonſt zu mutwillig; wo ihr aber wolltet, ſo könntet 
und möchtet ihr aus Gutwilligkeit den Armen und Unvermögenden 
etliche Frone nachlaſſen. 
Melanchthon dachte ebenſo. Als Pfalzgraf Lud⸗ 

wig V. bei Rhein ſich am 18. Mai 1525 in Gewiſſensbedenken 
an ihn wandte, lautete ſeine Antwort: 

Was die Obrigkeit tut, daran tut ſie recht; wenn die Obrig⸗ 
keit daher Gemeindegüter und Waldungen ein- 
zieht, ſo hat ſich niemand dawider zu ſetzen ... Eine Obrig⸗ 
keit mag Strafe ſetzen, nach der Länder Not; denn Gott hat ſie 
geordnet, das Übel zu wehren und zu ſtrafen, und es haben die 
Bauern nicht Recht, daß ſie einer Herrſchaft ein Geſetz machen 
ſollen. Daß ſie nicht mehr Leibeigene ſein, und die bisherigen 
Zinſen nicht mehr geben wollen iſt ein großer Frevel. Es iſt ein 
ſolch ungezogen, mutwillig, blutgierig Volk, die Teutſchen, daß 
man es billig viel härter halten ſollte. 

Oſtlich der Elbe hatte der Bauernkrieg keinen Widerhall 
gefunden, weil es dort den Bauern verhältnismäßig gut ging. 


Noch 1541 ſchrieb der Wolgaſter Chroniſt Thomas Kanzow in 
ſeiner „Pomeriana“: 

Die pawren Geen in diesen lande wohl und ſeint reich; 
denn ſie haben ire beſcheidene zinſe und dienſt und darüber 
thun ſie nichts; und die meiſten thun gar keine dienſte, ſondern 
geben gelt dafür, daher es khumpt, daß die pawren ſich als 
frey achten und dem gemeinen adel nicht nachgeben wollen. 


Dieſen Zuſtand verſchlechterte der Reichstag zu Augs⸗ 
burg von 1555, derſelbe, der den Religionsfrieden brachte; 


denn er beſtätigte alle beſtehende Leibeigenſchaft. Wenn in 
dem Reichstagsabſchied auch noch der Ortswechſel der einzelnen 


Bauern als erlaubt hingeſtellt wird „gegen ziemlichen, billigen 


Abtrag der Leibeigenſchaft und Nachſteuer“, ſo erklärt er doch 
andererſeits, daß „den Obrigkeiten an ihren Gerechtigkeiten und 
Herkommen der Leibeigenen halben hierdurch nichts abgebrochen 
und benommen ſein ſolle“. 

Dieſen Reichstagsabſchied legten römiſche Jurſten bald dahin 
aus, daß es in Deutſchland überhaupt niemals freie Bauern ge⸗ 
geben habe, ja, daß das bloße Daſein eines Bauern ſchon 
den Beweis für ſeine Leibeigenſchaft biete. Daraus erwuchs 
das „Bauernlegen“, das beſonders in den brandenburgiſchen 
Ländern einen weiten Umfang annahm, weil hier durch die 
Schuldenwirtſchaft der Fürſten die Macht der Stände, d. h. 
namentlich des Adels, ſtark gewachſen war. Unter dem glanz⸗ 
liebenden Joachim II. mußten die Stände übernehmen: 
1542 = 519 000 Gulden, 1564 = 950 000 Gulden. Beim Tode 
Joachims II. war noch eine Schuld von 3 689 980 Gulden vor⸗ 
handen. Da durften die helfenden Stände natürlich hoffen, 
für ihr Bauernlegen Duldung zu finden. 

In der brandenburgiſchen Mittelmark wuchs denn auch von 
1555—1680 der Boden der Rittergüter um 50% des früheren 
Beſitzſtandes. Einen Rechtsweg für die hörigen Bauern gab 


es kaum, weil ja Bodenbeſitz, erſte Gerichtsbarkeit und Polizei⸗ 


gewalt in denſelben Händen lagen. 


D 


1 


5. Das unumſchränkte Jürſtenkum. 
. in Spanien, Frankreich, England nationale Ein⸗ 
heitsſtaaten entſtehen, ijt es in Deutſchland das Lan- 
desfürſtentum, das zentraliſierte Staaten aufrichtet. 

Dieſe ganze Zeit des Überganges, in der ſo viele „ewige“ 
Autoritäten zuſammengebrochen waren, hatte die Wahrheit 
gelehrt: das Leben der Staaten hängt nicht ſowohl von verbrieften 
Rechten als von wirklicher Macht ab. Wer Macht in die Wag⸗ 
ſchale werfen konnte, deſſen Wort galt. Das Kriegführen aber 
war namentlich durch die Erfindung des Schießpulvers immer 
mehr zu einem groß⸗kapitaliſtiſchen Unternehmen geworden. 
Schon Sebaſtian Franck (1499 —1542) klagte: 

Es koſtet ein Krieg jetzt wohl mehr bis man anfaht und mit 
dem Geſind hinausrüſtet, als ehemals, bis man ihn vollendet. 

Die Söldnerheere waren ein ſehr teures Werkzeug. „Kein 
Kreuzer — kein Schweizer“, kein Geld — keine Söldner und 
keine Söldner — keine Macht. 

Und wenn nach dem 30 jährigen Krieg Friedrich 
Wilhelm von Brandenburg (16401688) ein ſtehendes 
Heer einrichtete, ſo wurde allerdings eine gewiſſe Erſparnis 
möglich, da man zu ſolchem Heer Landeskinder dem Dienſtzwange 
unterwerfen konnte. Aber auf der anderen Seite wurde das 
Heerweſen dadurch weſentlich verteuert, daß es nicht nur in Kriegs- 
ſondern auch in Friedenszeiten erhalten werden mußte. 

Wie kann ein Staat Macht gewinnen? Dieſe Frage be- 
ſchäftigte Staatsmänner und Staatsrechtslehrer. Ihre Antwort 
war das ſogenannte Merkantilſyſtem (Merkantil was 
mit dem Handel zuſammenhängt). Als Syſtem wird es von 
keinem Schriftſteller zuſammenfaſſend vertreten. Man muß ſeine 
Hauptſätze aus einzelnen Schriften und noch mehr aus der Praxis 
der Staatsmänner ableiten. 

Der merkantiliſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung Ziel war: 
Machtgewinnung, ihr Weg: die ſtaatliche Regelung des wirt— 
ſchaftlichen Lebens. Recht und Pflicht, wirtſchaftliche Verhält— 
niſſe zu beeinfluſſen und zu regeln, entſprang dem Weſen des 
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abſoluten Fürſtentums, das alle Gewalt, aber auch alle Ver⸗ 
antwortung auf den Herrſcher legt. 

Machtgewinnung hieß Gewinnung von Menſchen und von 
Reichtum. Menſchen: das hieß zuletzt Soldaten, und Reichtum: 
das hieß zuletzt Mittel zur Kriegführung, mußte der Staat haben, 
der ſich behaupten und vorwärts kommen wollte. 

Wie konnten Menſchen und Reichtum gewonnen werden? 


6. Bevölkerungspolifik. f 

ei den ſchwankenden Schätzungen wird man ungefähr ein 
zutreffendes Bild erhalten, wenn man die Zahl der Jahr⸗ 
hunderte mit den Millionen Deutſcher gleichſetzt, die in den ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten das deutſche Reichsgebiet von 1914 bewohnt 
haben. So läßt ſich ungefähr ihre Zahl ſchätzen: um 1300 auf 
13 Millionen, um 1400 auf 14 Millionen, um 1500 she 15 Mil⸗ 

lionen und um 1600 auf 16 Millionen. 
[Um 1700: 14 ee um 1800: 22—24 Millionen, 

1900: 56 Millionen.] 

Der 30 jährige Krieg wurde die ſchwerſte Kataſtrophe, die 
unſer Volk bisher verwüſtet hat. Von den Einzelangaben über 
den Menſchenverluſt ſeien nur zwei Angaben wiedergegeben, je 
eine aus Süd- und Norddeutſchland: In Württemberg ſank 
die Einwohnerzahl von 1634 bis 1645 von 313 000 auf 65 000; 
in Brandenburg hat man erſt nach 100 Jahren mit Hilfe 
ausländiſcher Einwanderer die Bevölkerungszahl von 1618 wieder 
erreichen können. 

Noch 1700 wurden in Branden burg⸗ Preußen im 
Durchſchnitt auf eine Geviertmeile nur 616 Menſchen gezählt, 
während Hannover 1367, Böhmen 1590, Sachſen 2017 
und Frankreich gar 2400 hatte. So war es eine Notwendigkeit, 
daß die brandenburgiſch-preußiſchen Herrſcher die Bevölkerungs⸗ 
politik mit beſonderem Eifer trieben. Noch Friedrich dem 
Großen war es ein gewiſſer Grundſatz, ein „axjome certain, 
daß die Zahl der Menſchen den Reichtum der Staaten aus⸗ 
mache”. 
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Der namhafteſte deutſche Staatsrechtslehrer der merkanti⸗ 


liſtiſchen Zeit iſt Veit Ludwig von Seckendorff, 
der am 20. Dezember 1626 zu Herzogenaurach bei Erlangen ge⸗ 


boren war. Nach der Hinrichtung ſeines Vaters durch die Schweden 
1642 nahm ſich Herzog Ernſt Der Fromme von Gotha 
des Knaben an. Seckendorff vollendete ſeine Studien auf der 
Univerſität Straßburg, trat in gothaiſche Dienſte, wurde 1663 
Kammer⸗ und Konſiſtorialdirektor, trat 1665 in gleicher Stellung 
in die Dienſte von Sachſen⸗Zeitz, 1676 in die von Sachſen⸗ 
Altenburg. 1681 zog er ſich auf ſein Gut Meuſelwitz zurück. 1691 
folgte er einem Rufe des Kurfürſten von Brandenburgs als Kanzler 
der Univerſität Halle; er ſtarb am 18. Dezember 1692. 
1656 erſchien das Hauptwerk Seckendorffs, die erſte größere 


ſtaatswiſſenſchaftliche Schrift in deutſcher Sprache, der: 


Teutſche Fürſtenſtaat, oder gründliche und kurze Beſchrei⸗ 
bung, welcher Geſtalt Fürſtenthümer, und Graff⸗ und Herrſchaften 
im Hlg. Römiſchen Reiche teutſcher Nation, welche Landes⸗, fürſt⸗ 
liche und hohe obrigkeitliche Regalia haben, von Rechts⸗ und löb⸗ 
licher Gewohnheit wegen beſchaffen zu ſeyn, Regiert mit Ord⸗ 
nungen und Satzungen, Geheimen und Juſtiz⸗Cantzeleien, Con⸗ 
ſiſtoriis und anderen hohen und niederen Gerichts⸗Inſtantien, 

Aemptern und Dienſten verfaſſet und verſehen und wie deroſelben 

Cammer⸗ und Hofſachen beſtellt zu werden pflegen. 

Auch der „große Seckendorff“ will die Staatsmacht bewußt 
für die Volksvermehrung eingeſetzt wiſſen. Im 8. Kapitel des 
andern Teils ſeines genannten Werkes heißt es: 

Der Zweck der geſetze geht dahin, daß der leute und unter⸗ 
thanen viel, und dieſelben auch geſund, und alſo zu ihrer 
verrichtung tauglich und geſchickt ſeyn mögen. 

Nechſt der ſeelen⸗wohlfahrth iſt nichts edlers einem jedwedern 
menſchen als die geſundheit, und gute leibes conſtitution; ſo iſt 
auch in einem regiment kein beſſerer ſchatz, als die menge vieler 
leute und unterthanen, die an leibes⸗ und gemüths⸗gaben wohl 
beſchaffen ſind, zu welchem zweck dienet nun nicht allein, daß bey 
dem geiſtlichen regiment der eheſtand in ſeinem rechten weſen 
erhalten, auch durch weltliche geſetze alle darwider ſtreitende laſter 
geſtraffet und abgeſchaffet werden, ſondern was auch zu erhaltung 
der auf die welt kommenden jugend, in den geſetzen und ordnungen 

vieler länder und fürſtenthümer geordnet zu finden, zum exempel: 


~ 


i 


Von hebammen und wehemüttern, 

von verſorgung der unmündigen jungen leute, denen die 
eltern abſterben, durch die vormünder, 

von beſtellung gelehrter und erfahrener ärtzte und balbirer, 
der man ſich in fürfallenden leibesſchwachheiten und gebrechen 
mit rath und nutz bedienen könne, : 

von guter ordnung und fürſichtigkeit zu zeit einreißender 
peſtilentz, und ſonſt anderer anſteckender krankheit, 

von abſchaffung oder mäßigem gebrauch etlicher der geſund⸗ 
heit ſchädlichen dinge, als etwan in etlichen landen der mißbrauch 
wegen der brandteweine und tobacks zu achten, 

von erhaltung reines waſſers, und guter lufft, durch ſaube⸗ 
rung der gaſſen und höfe, 

von verſchaffung tüchtiger nahrungsmittel, und vermeidung 
deſſen, was dißfalls der geſundheit zuwider, als ſonderlich un⸗ 
tüchtigen fleiſchverkaufs, übelgebackenen brods, verfälſchten, nichts⸗ 
würdigen geträncks, | 

von erhaltung armer und nothdürftiger leute, theils durch 
hoſpitalien und almoſen, theils auch durch ſonderbare pfleghäuſer, 
darinnen diejenigen, die nicht arbeiten können, ihre unterhalt 
haben mögen, und dergleichen mehr. 


Dieſe ſozialpolitiſchen Forderungen werden von andern 
Merkantiliſten noch erweitert. Theodor Ludwig Lau, geboren 
1670 in Königsberg, geſtorben 1740 in Altona, eine Zeitlang 
kurländiſcher Kabinettsdirektor, geht in ſeinem „Entwurff einer 
Wohleingerichteten Polizey“ auch davon aus, daß 

in der Menge des Volcks die Macht und Reichtum eines 

Staates ſich wurtzelt. 

Um dieſe Menge zu erhalten und zu vermehren, fordert er 
u. a. eine kräftige Siedlungs⸗ und Wohnungspolitik: 

Errichtung neuer Städte und Colonien: Einräumung ver⸗ 
fallener Häuſer und wüſter Huben: Gerechte Regulirung 


der Arenden und Hauß-Miethen“, weil namentlich 
einwandernde Fremde ſonſt bedrückt werden durch „wucherliche 


Contracte“ und Judiſche Zinſen und theme Hauß⸗Miethen 


und Güter⸗Arenden. 


Als die Kaiſerin Maria Thereſia beunruhigt war, daß auf 
Grund der Zählung in Böhmen ein Drittel, in Kärnten mehr als 
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die Hälfte der Bevölkerung von 20—40 Jahren unverheiratet 
war, wies Fürſt Starhemberg eindringlich darauf hin: 
Daß Modalitäten auszufinden ſein möchten, wie allerorten 
Häuſer angebaut werden könnten; denn eben dieſe abgehen, umb 
die populoſitaet (Bevölkerung) auszubreiten, umb jo mehr, als in 
jenen orthen, wo nicht genugſames Holtz vorhanden, dieſe ein nam⸗ 
haftes koſten, und dadurch ſowohl Obrigkeiten, als die Leuthe 
ſelbſt ſolche zu erbauen abgeſchrecket werden. 
Neben dieſen Wohlfahrtsmaßregeln, die nur langſam ihre 
Wirkung entfalten konnten, ſchienen zwei Mittel ſchnell zum Ziele 
zu führen: eine entſprechende Ehegeſetzgebung und die 


Regelung der Ein⸗ und Auswanderung. 


Um nach den fürchterlichen Verheerungen des 30jährigen 
Krieges eine ſchnellere Bevölkerungsvermehrung zu erzwingen, 
ſoll der fränkiſche Kreistag zu Nürnberg am 14. Februar 1650 
den merkwürdigen Beſchluß gefaßt haben: 

„(es) ſeinds auff Deliberation und Berathſchlagung fol⸗ 

gende drei Mittel vor die bequemſte und beyträglichſte erachtet 

und allerſeits beliebt worden: 
1. Sollen hinfüro innerhalb den nechſten 10 Jahren von 

Junger mannſchaft oder Mannßperſonen, ſo noch unter 60 Jahren 

ſein, in die Klöſter ufzunemmen verbotten, 

vor das 2te denen Prieſtern, Pfarrherrn, ſo nicht ordensleuth, 

oder auff den Stifftern, Canonicaten, ſich Ehelich zu verheyrathen 
erlaubt ſeyn; 
3. Jedem Mannßperſonen 2Weiber zu hey⸗ 
rathen erlaubt ſeyn: dabey doch alle und jede Mannß⸗ 
perſon ernſtlich erinnert, auch auf den Kanzeln öffters ermahnth 
werden ſollen, ſich dergeſtalten hierinnen zu verhalten und vorzu⸗ 
ſehen, daß er ſich völlig und gebürender Discretion und verſorg 
befleiße, damit Er als ein Ehrlicher Mann, der ihn 2 Weiber zu 
nemmen getraut, beede Ehefrauen nicht allein nothwendig ver⸗ 
ſorge, ſondern auch unter ihnen allen Unwillen verhüette. 


Ob dieſe Beſchlüſſe allerdings je Geltung erlangt haben, 


iſt nicht bekannt geworden. Daß aber die Vieleibwerei auch noch 


viel ſpäter ernſthaft erwogen wurde, zeigt die oben genannte 
Schrift des lurländiſchen Kabinettsdirektors Lau, der ausdrück⸗ 
lich die Vielweiberei hinſtellte als „das ſouveränſte Mittel, ein 
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Land zu peuplieren“, und nur der „eyffernden e wegen 
von einer Empfehlung abſieht: 


Die Populoſität eines Staates zu facilitiren: wolte zwar 
die in dem Orient fürnemlich im Schwange gehende Polygamie 
in Vorſchlag bringen; weil aber durch ſelbigen wie einer Sturm⸗ 
Glock die ſchreckbare Cantzeln ich wider mich zum gefährlichen 
Aufflauff ermuntern würde: halte ich vor ſicherer, davon zu ab⸗ 
ſtrahiren. Jedoch wann die Menge der privilegirten Bordels, 
Muſick⸗ und Spielhäuſer: die florirende Mode der öffentlichen 
und heimlichen Cocüages: die Winckel⸗Embraſſaden: Mariages 
de Conſcience: die Matrimonia ad Morganaticam: die mutuelle Ex⸗ 
pectantien auff die Todten⸗Fälle der Eheleute: die Unterhaltung 


der Maitreſſen entweder in eigenen Paläſten, Familien oder f 


garnirten Chambres: und mehrere unzuläſſige fleiſchliche Galante⸗ 
rien, die unter uns Chriſten Lehrer und Zuhörer verüben, mit 
ſerieuſen Reflexionen erwege; muß dieſes freymüthige Urtheil 
fällen: Daß vor beſſer und excuſabler ich halte, die Viel⸗Weiberey 
zu vergönnen, als die erzehlte ſündliche Lebensmaniren zu con⸗ 
niviren und durch publique Geſetze gar zu rechtfertigen. Denn 
da die Juden etliche Frauen zugleich haben heyrathen und mit 
ihnen nach ihrem guſto ſich divertiren können: Dieſer Praxis 
auch von den moderateſten Nationen im Orient und anderswo be⸗ 
obachtet wird: Warumb ſolte dergleichen unſchädliche Licentz den 
Chriſten eben zu einer verbottenen Frucht gedeyhen? — 


Im Elſaß konnte nach dem dreißigjährigen Krieg einem 
Mann, der das 30. Lebensjahr überſchritten und nicht innerhalb 
eines Jahres ein Weib genommen, ſein Vermögen mit Beſchlag 
belegt werden. Er erhielt es erſt wieder zurück, wenn er den 
Trauſchein brachte. 

Mit Ehrenſtrafen verſuchte man um 1720 in Hannover 
die Eheſcheu zu bekämpfen. Jedem unbeweibten Mann, der nach 
erhaltener Aufforderung im 41. Lebensjahr, nicht im 42. hei⸗ 
ratete, ſollte auf offenem Markt Bart⸗ und Kopfhaar glatt ge⸗ 
ſchoren werden, und bei ſchwerer Strafe war ihm verboten, durch 
eine Perücke den Schimpf zu verbergen. 7 

Wichtiger waren natürlich die Formen der Geſetzgebung, 4 
die durch beſondere Steuern: Hageſtolzen- und Frauen⸗ 
zimmer⸗Steuern, das Heiraten zu fördern ſuchten. 
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i In Berlin mußten z. B. im Jahre 1705 das höchſte 
Edelfräulein und die niedrigſte Dienſtmagd ihre Eheloſigkeit 
vierteljährlich mit 6 Groſchen verſteuern. Die Juden dagegen 
mußten außer ihrem Schutzgeld in Preußen Friedrich 
Wilhelms J. noch eine hohe Verehelichungsſteuer 
zahlen, „um ihre Vermehrung zu hindern“. 

Um 1600 wurden in Spanien alle, die den Mut fanden, 
ſich zu verheiraten, auf 4 Jahre von jeder Steuer befreit. Eine 
Familie, die ſechs Söhne aufzog, war auf Lebenszeit ſteuerfrei. — 
Der franzöſiſche Finanzminiſter Colbert beſtimmte 1666: 

Wer vor oder im 20. Jahre heiratet, ſoll vor ſeinem 26. Jahre 
von allen Steuern und öffentlichen Laſten frei bleiben. 

Jeder Hausvater, der aus rechtmäßiger Ehe 10 lebendige 
Kinder hat, die ſich nicht dem geiſtlichen Stande widmen, ſoll von 
allen Steuern und Laſten ganz frei bleiben, dieſe Freiheit ſoll 
auch haben, der 12 Kinder gehabt hat, die in des Königs Kriegs⸗ 
dienſten geſtorben ſind. 

Jeder Adlige, der aus einer rechtmäßigen Ehe 10 Kinder 
am Leben hat, die nicht geiſtlichen Standes ſind, und jeder andere, 
der 12 Kinder gezeugt hat, die entweder noch leben, oder in des 
Königs Kriegsdienſten geſtorben find, ſoll alljährlich 1000 Livres 
Penſion genießen. 

Jeder ſtädtiſche und der Taille nicht unterworfene Bürger, 
welcher 12 Kinder gezeugt hat, die entweder noch leben, oder in 
des Königs Kriegsdienſten geſtorben ſind, ſoll eine Penſion von 
500 Livres bekommen und von den ſonſt gewöhnlichen bürger⸗ 
lichen Laſten frei ſein. 

Als Friedrich der Große nach dem jährigen Krieg die 
Zahlenlotterie „zum guten Fortgang der Manufakturwaren“ ein⸗ 
führte, beruhigte er die Bedenken gegen die Nutzbarmachung des 
Spieltriebes auch durch die Beſtimmung, daß bei jeder Ziehung fünf 
armen, im Lande geborenen Mädchen zum Zwecke ihrer Verhei⸗ 
ratung eine bare Ausſteuer von 50 Talern ausgezahlt werden ſolle. 

Ahnliche Gedanken erleben in unſerer Zeit eine Auferſtehung. 
Gegen Frankreichs drohende Entvölkerung beſtimmt das 
Finanzgeſetz vom 17. Juli 1889: 

Eltern von ſieben lebenden ehelichen oder anerkannten Kin⸗ 
dern ſind von allen Steuern mit Ausnahme der Grundſteuer befreit. 
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Deutſche Staaten beginnen, die Hageſtolzen⸗ und Frauen⸗ 
zimmerſteuer wieder zu beleben. Reuß ä. L. nahm 1911 ein 
Geſetz an, wonach Perſonen männlichen oder weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, die das dreißigſte Lebensjahr überſchritten haben, ohne 
verheiratet zu fein, bei einem Einkommen von 3000—6000 JC 
einen Steuerzuſchlag von 5% und bei einem Einkommen über 
6000 „ einen Zuſchlag von 10% zu zahlen haben. — 

Aus der Kunſt, die Einwanderung zu unterſtützen und 
die Auswanderung zu erſchweren, hat namentlich Branden 


burg⸗Preußen reichen Gewinn gezogen. Der Große 


Kurfürſt rief Hugenotten und niederländiſche Anſiedler ins 
Land. Er ſelbſt aber bedrohte brandenburgiſche Untertanen, die 
auf Befehl aus dem Auslande nicht ſofort N mit 
ewigem Kerker, ja mit dem Tode. 

Dieſe Politik führte zu weitgehender teligisfer Duldung. 
So nahm das militäriſche Preußen ſelbſt chriſtliche Sekten auf, 
die den Kriegsdienſt grundſätzlich verwarfen, z. B. die Mennoniten. 

Als Friedrich Wilhelm J. der Vorſchlag unterbreitet 
wurde, 17000 Salzburger, die in ihrer religiöſen Freiheit bedrückt 
waren, in Preußiſch-Litauen anzuſiedeln, entſchied er kurz und klar: 
„placet (genehmigt). Die Depenſes (Ausgaben) ſind gering, und ich 
peuplier (bevölkere) mein wüſt Land.“ Er ſelbſt aber bedrohte die 
Verleitung zur Auswanderung aus Litauen mit Todesſtrafe. 

Der Gewinn Preußens aus ſolcher Politik iſt bis 1740 wohl auf 
600000 Menſchen zu ſchätzen, d. h. rund 25% der Geſamtbevölkerung. 

Colbert, deſſen Steuerverwaltung Ludwig XIV. zum 
guten Teil ſeine Machtſtellung verdankte, ließ Arbeiter, die 
auswandern wollten, in Haft nehmen, ebenſo Fabrikanten, 
welche für das heimiſche Steuerweſen wertvoll erſchienen. um 
Knechte für die Ruderbänke zu gewinnen, riet der ſonſt fo fitten- — 


reine Colbert: „Man müſſe jetzt Einfälle in die barbariſchen 


Länder zu veranſtalten ſuchen, um Sklaven zu gewinnen.“ Und 
er litt es, daß jeder ſeiner Wünſche nach mehr Galeerenſklaven für 
neue Schiffe auch von der Rechtſprechung mit Tauſenden von Ver⸗ 
urteilungen zur Galeere beantwortet wurde. 4 
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7. Tandesreichlum und Handelsbilanz 
ie Seckendorff der hervorragendſte Vertreter merkanti⸗ 
liſtiſcher Staatsauffaſſung auf proteſtantiſcher Seite, ſo iſt es 
Johann Joachim Becher auf katholiſcher. In Speyer nach 


eigener, aber wohl unzuverläſſiger Angabe 1635 als Sohn eines 
evangeliſchen Geiſtlichen geboren, ſtudierte er Medizin und wurde 


nach ſeinem Übertritt zur katholiſchen Kirche Profeſſor an der 
Univerſität Mainz. Bald aber widmete er ſich mit großem 
Erfolg volkswirtſchaftlichen Studien. Aus den Dienſten des Kur⸗ 
fürſten von der Pfalz mußte er weichen, weil er das verheißene 


„perpetuum mobile“ nicht erſtellen konnte. Er ging nach Würz⸗ 


burg, das er aber auch bald verlaſſen mußte, weil er in wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Forſchungseifer eine hingerichtete Frau ſeziert hatte 
und dadurch „unehrlich“ geworden war. 1670 wurde er Kaiſer⸗ 
licher Rat und Mitglied des Kommerz⸗Kollegiums in Wien. Hier 
ſetzte er die Errichtung eines „Kunſt⸗ und Werkhauſes“ durch, das 
aber bald zuſammenbrach. Er fiel 1676 in Ungnade, ging nach 


den Niederlanden und England und iſt nach i in tiefem Elend 


in London geſtorben. 

Seine bahnbrechenden Arbeiten auf dem Gebiete der 
Chemie und Technik ſind hier nicht zu erörtern. Seine volks⸗ 
tümlichen Schriften, wie ſeine „Närriſche Weisheit und weiſe 
Narrheit“, ſeine „Seelenweisheit“ und ſein „kluger Hausvater“ 
haben u. a. viel dazu beigetragen, den Kartoffelbau in Deutſch⸗ 
land zu verbreiten. Es geht ein merkwürdig demokratiſcher Zug 
durch die Schriften dieſes Mannes: 

Die Gemeine iſt nicht um der Obrigkeit, ae die Obrig⸗ 
keit um der Gemeine willen da. 


Sein Hauptwerk iſt der 1668 erſchienene und bis 1759 ſechs— 


mal aufgelegte 


Politiſche Diskurs von den eigentlichen Urſachen des Auf⸗ 
und Abnehmens der Städte, Länder und Republiken; in specie, 
wie ein Land volkreich und nahrhaft zu machen, und in eine rechte 

Societatem civilem zu bringen. 


Hier führt er aus: 
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Je volkreicher eine Stadt, deſto mächtiger iſt fie auch. G8 
ift aber nicht genug, die Populierung und Volkreichmachung einer 
Stadt oder eines Landes, wenn die Nahrung nicht dabei iſt. Denn 
damit eine volkreiche Verſammlung beſtehen könne, muß ſie zu 


leben haben, ja eben dies letztere iſt ein Anfang des erſten. Die 


Nahrung, ſage ich, iſt ein Angel oder Hamen, wodurch man die 
Leute herzulocket; denn wenn ſie wiſſen, wo ſie zu leben haben, 
da laufen ſie hin, und je mehr hinlaufen, deſto mehr können von⸗ 
einander leben. Und das iſt die andere Grundſtaatsregel, nämlich 
um ein Land volkreich zu machen, demſelben gute Verdienſte und 
Nahrung zu verſchaffen. — 


Daß der Reichtum eines Landes weſentlich in Edel⸗ 
metallen beſtehe, war eine weitverbreitete Anſicht, wenn 
ſich auch die beſten Köpfe des Zeitalters ſtets bewußt 
blieben, daß Gold und Silber nur Mittel zum Zwecke ſein 
konnten. Mit den Fragen des Geldes beſchäftigen ſich 
ſchon die erſten literariſchen Vertreter der merkantiliſtiſchen 
Bewegung in Deutſchland, die ungenannten Verfaſſer der ſoge⸗ 
nannten ſächſiſchen Münzſchriften. Dieſe entſprangen dem Streit 
zwiſchen den beiden ſächſiſchen Linien über den Feingehalt der 
Münzen, den die Erneſtiner herabſetzen, die Albertiner in der 
alten Höhe beibehalten wollten. In den albertiniſchen „Gemeynen 
Stimmen von der Münze“ (1530) kommt der Glaube an die 
grundlegende Bedeutung des Geldes für die Volkswirtſchaft 
deutlich zum Ausdruck, wenn es heißt: Weil die gute Münze 
den Handel hob, kamen Leute ins Land, die Bergwerke wurden 
abgebaut, und dadurch hat ſich „auch die mennige des volcks in 
dieſen landen mergklich gemehret, und der werth der 
güthergeſtigen“, ein für dieſe Zeit auffallend klarer Aus⸗ 
druck der Wahrheit, daß die Grundrente von der en 
heit hervorgebracht wird. 


Auch der erſte franzöſiſche Vertreter merkantiliſtiſcher Ge⸗ 
dankengänge Jean Bodin (1577) erklärt kurz und klar: Pecunia 


nervus rei publicae (das Geld iſt der Nerv des Staates). 


In Italien ſchrieb Antonio Serra aus Neapel 1613 ein 
Büchlein unter dem bezeichnenden Titel „Kurzer Traktat von den 
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Urſachen, welche den Ländern, die eigene Bergwerke nicht beſitzen, 
eine reichliche Verſorgung mit Gold und Silber ermöglichen.“ 

Wilhelm von Schröder ſprach in ſeiner „Fürſt⸗ 
lichen Schatz⸗ und Rentenkammer“ (1686) nur eine faſt allgemein 
geteilte Anſchauung aus, wenn er ſagte: 

Ein Land wird nur reicher, je nachdem entweder aus der 

Erde oder aber aus andern Ländern mehr Gold und Silber hinein⸗ 

gebracht wird, und ſo viel ärmer, als ohne Aquivalent hinausläuft. 

Die eben genannte Schrift zeigt auf ihrem Titelblatte eine 
Schafſchur mit der ſinnigen Erläuterung: 

Wenn eines klugen Fürſten Herden 
Auf dieſem Fuß genützet werden, 
So können ſie recht glücklich leben 
Und dem Regenten Wolle geben. 
Doch wer ſogleich das Fell abzieht, 
Bringt ſich um künftigen Profit. — 

Selbſt die Sucht, auf dem Wege der Alchimie Gold⸗ 
quellen zu erſchließen, hängt mit dieſer Grundauffaſſung zu— 
ſammen. In einigen Fällen wurden ja auch Goldquellen auf dieſem 
Wege gefunden, ſo die Nacherfindung des Porzellans — das 
pſtaſiatiſche war ſeit Jahrhunderten bekannt und ſtand in Goldes⸗ 
wert. Johann Friedrich Böttger, geb. 5. Februar 1685 in 
Schleiz, gab ſich als Apothekerlehrling in Berlin alchimiſtiſchen 
Studien hin. Als man von ihm das Goldmachen forderte, 
deſſen er ſich rühmte, floh er nach dem Kurfürſtentum Sachſen. 
Dort wurde er von Auguſt dem Starken, der für 
ſeinen Hof in Dresden und Warſchau viel Geld brauchte, gefangen 
geſetzt. Hier traf er mit dem Gelehrten Tſchirnhauſen 
zuſammen, deſſen berühmter Brennſpiegel eine Hitze bis zu 
1500 Reaumur erzeugen konnte. Dieſer ſtellte die naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten bewußt in den Dienſt der Manufakturen. 
Er hatte 1700 eine Glashütte errichtet, in der man zum erſten⸗ 
mal Glas gießen ſtatt blaſen konnte, und durch Verzierung des 
Glaſes durch Schliff, Schnitt und Politur dem Kunſtgewerbe in 
Sachſen manche Anregung gegeben. In der Zuſammenarbeit 
mit dieſem ernſten Gelehrten gelang Böttger zuerſt die Erfindung 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalbkonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 13 
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des fog. „Jaſpisporzellans“. Auguſt der Starke ließ 
Stücke durch ſeinen Reſidenten in Amſterdam nach China ſenden: 
denn die Chineſen hätten geglaubt, ſie wären in Wiſſenſchaften 
die Klügſten und hätten diesfalls allein zwei Augen, dagegen 
die Europäer nur eins hätten, die übrigen aber blind wären. 

1710 gelang die Herſtellung des weißen Pozellans. Es 
wurde ſofort ſo ſtark begehrt, daß auch nicht der zehnte Teil der 
Nachfrage gedeckt werden konnte, und daß große Kaufleute, die 
beſonders wegen des neuen Porzellans aus Paris zur Meſſe 
nach Leipzig gereiſt waren, ohne Erfolg zurückkehren mußten. 

Das Geheimnis der Herſtellung wurde aufs ängſtlichſte ge⸗ 
wahrt, die Albrechtsburg in Meißen durch Soldaten ſtändig be⸗ 
wacht und auch die Nächte hindurch ſtändig erleuchtet. 

Böttger hatte über den Eingang des Laboratoriums in der 
Jungfrauenbaſtei zu Dresden, in der er als Gefangener arbeiten 
mußte, geſchrieben: 

Gott unſer Schöpfer, 

hat gemacht aus einem Goldmacher einen Töpfer. 

Aber Auguſt der Starke gab ſich mit dieſen Erfolgen nicht 
zufrieden, ſondern quälte ſeinen „Inventor“ immer dringender, 
Gold zu machen, ſo daß dieſem der frühe Tod — am 13. März 
1719 — wohl als Erlöſer kam. 

Echt merkantiliſtiſchen Geiſt atmet das Patent zur Begrün⸗ 
dung der Porzellanmanufaktur in Meißen vom 23. Januar 1710: 

Wir Friedrich Auguſtus von Gottes Gnaden, König in 

Pohlen und Churfürſt von Sachſen uſw. 

thun hiermit kund und fügen männiglich zu wiſſen: Dem⸗ 
nach wir Unſeres getreuen Churfürſtenthums und dahin incorpo⸗ 
rirter, auch anderer Leute bekümmerten Zuſtand, darin dieſelben 
durch mancherley Unglück, inſonderheit durch die vor vier Jahren 
beſehene Schwediſche Invaſion geſetzt worden, mitleidend beher⸗ 
ziget und wie ſolcher aufs Beſte und Nachdrücklichſte wieder auf⸗ 
gehoben werden möge, Unſere einzige und höchſte Sorge ſeyn 
laſſen wollen: So haben wir unter andern ausgefundenen Mitteln, 
daß die Wiederbringung einer geſegneten Nahrung und Gewerbes 

im Lande hauptſächlich durch Manufakturen und Com⸗ 


mercia befördert werden könne, vornehmlich in Conſideration 


P 
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gezogen und Unſere Landes⸗Väterliche Sorgfalt dahin gerichtet 
wie die von Gott Unſeren Landen beſonders reichlich mitgetheilten 
unterirdiſchen Schätze eifriger, als in vorigen Zeiten nach⸗ 
geſuchet und diejenigen Materialien, ſo als todt und unbrauchbar 
gelegen, zu ein oder andern Nutzen gebracht werden mögen. — 


Aus ſolcher Auffaſſung entſprangen die Verſuche, die Aus⸗ 
beutung der Gold⸗ und Silberminen ſelbſt da wieder aufzunehmen, 
wo es zwei Gulden koſtete, um einen zu gewinnen. Auch 
die zwei Gulden für Arbeitslohn und Werkzeug⸗Abnutzung blieben 
ja im Lande und der eine neu aus dem Boden gewonnene galt 
als Vermehrung des Volksvermögens. Die Ausfuhr von Edel⸗ 
metallen war in den meiſten Ländern unterſagt. In Frank⸗ 
reich ſtand unter Colberts Regiment darauf Todesſtrafe. 

Wer unter Friedrich dem Großen eine Reiſe ins 
Ausland unternehmen wollte, bedurfte dazu ſeiner beſonderen 
Genehmigung. Dabei beſtimmte der König wohl eigenhändig, 
wieviel Gold der Reiſende ins Ausland mitnehmen durfte. 

Noch 1798 wurde in Preußen die Ausfuhr alles ge⸗ 
münzten und ungemünzten Goldes unter Androhung ſchärfſter 
Strafen verboten. Wer ſolche Ausfuhr nachwies, dem wurde die 
Hälfte des einzuziehenden Gutes verſprochen. 

Mit dem Beſtreben, das Geld im Lande zu behalten, hingen 
aauch die Verbote ausländiſcher Genußmittel, wie Tabak, Kaffee 
And Tee, zuſammen. Landgraf Ludwig von Heſſen 
ſetzte 1766 und 1767 auf den Genuß von Kaffee 10 Taler Strafe 
oder 14 Tage Gefängnis: 

Da wir erwogen, daß unſern Untertanen dieſer aus einem 
fremden Gewächs zubereit und mit Zucker gewürzt werdende 
Trank nur zur Lüſternheit der Zunge und keineswegs zum nötigen 
Unterhalt des Lebens diene, auch oft der Geſundheit Nachteile 
bringe, dadurch aber und den dabey verſchwendet werdenden vielen 
Zucker, bey allgemeinem und übermäßigem Gebrauch desſelben, 
große Summen Geldes aus unſern Fürſtlichen Landen und dem 
Reiche unnützerweiſe verſchleppt und der Creis-Lauf des 
Geldes in unſern Fürſtlichen Landen gemindert und 
gehemmt, das einländiſche, aus den im Lande gezogenen 

Früchten, Waren und Gewächſen gekeltert, gebraut und ge⸗ 
13* 
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brannt werdende wohlfeilere Getränk hingegen zum merklichen 

Schaden der davon im Land ſich nährenden vielen Perſonen bey 

Seiten geſetzt, viele Zeit zu andern Geſchäften verſäumt und vieles 

Gehölz dabey unnötig verbrannt werde; alſo befehlen wir. 

Unter Friedrich I. von Preußen durfte nur der Schokolade, 
Kaffee und Tee trinken, wer ſich jährlich für 2 Faber einen Erlaub⸗ 
nisſchein dazu löſte. 

1799 wurde den preußiſchen Beamten der Beſuch ausländiſcher 
Heilbäder verboten: in Schleſien gäbe es auch heilkräftige Bäder, 
„von den Heilquellen von Polzin in Pommern nicht zu reden“. — 

Der wichtigſte Weg zur Gewinnung des Reichtums ſchien 
die Regelung des Handels. Der Große Kurfürſt erklärt 
1684 in einer Anweiſung für den Geheimen Rat Paul Fuchs: 

Seefahrt und Handlung ſind die fürnehm⸗ 

ſten Säulen eines Staats, wodurch die Manufakturen 

zu Lande ihre Nahrung und Unterhalt e 


Ebenſo ſagt Colbert: 


Der Handel iſt der Hauptpunkt, va einen Staat 


in Ordnung, Glanz und Reichtum erhält. 

Wie der deutſche Fürſt und der franzöſiſche Miniſter dachte 
der engliſche Philoſoph John Locke, der 1689 in ſeinem „Verſuch 
einer bürgerlichen Regierung“ den Grundſatz aufſtellt: 


In einem Lande ohne Bergwerke gibt es zum Reichtum nur 
zwei Wege: Eroberung oder Handel. 


Dieſer Handel ſollte eine zweifache Aufgabe löſen: den eigenen f 


Staat reich machen, zugleich aber auch den Nachbarn ſchwächen. 
Eine Denkſchrift Colberts von 1680 führte aus: 


Der fürnehmſte Punkt des Finanzweſens aber beſteht nach 


meiner Meinung darin, daß alle Jahre wenigſtens hunderttauſend 
Livres aufgewendet werden ſollten, um denen Belohnungen zu 


erteilen, welche zur Gee handeln, welche neue Handels⸗ 
geſellſchaften errichten oder neue Manufakturen an⸗ 


legen. Denn dies ſind die Mittel, das Geld im Königreiche zu be⸗ 
halten, dasjenige, welches hinausgeht, wieder hereinzubringen, 
und die fremden Staaten immer in dem Geld⸗ 
mangel zu erhalten, darinnen ſie ſind. 


Alles ſchien darauf anzukommen, eine günſtige „Handels⸗ 
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bilanz“ zu gewinnen. Man ſetzte Volkswirtſchaft gleich Einzelwirt⸗ 
ſchaft und ſchloß etwa ſo: Wenn ein Bauer, Handwerker, Ge⸗ 
ſchäftsmann viel kauft und wenig verkauft, ſo wird er unfehlbar 
verarmen: denn viel Ausgaben und wenig Einnahmen führen zur 


Verminderung des Beſitzes. Genau ſo ſei es auch mit den Staaten: 
Wenn ein Volk viel fremde Waren kauft und wenig eigene ver⸗ 
kauft, ſo geht das Geld aus dem Lande und das Volk verarmt. 


Die merkantiliſtiſch geſinnten Staatsmänner erſtrebten deshalb, 
daß ihre Staaten möglichſt viel verkauften und möglichſt wenig 
vom Ausland einkauften. 

Zu dieſer Frage erſtattete die Kaiſerliche Hofkammer i in Wien 
am 16. März 1700 folgendes Gutachten: 

Das Geld est sanguis corporis politici (das Blut des Staats⸗ 
körpers) und ſolches nicht als allein zu erzügeln, ſondern beizu⸗ 
behalten kein anderes Mittel, als daß fremde Waren entweder in 
einem Lande nicht admittiert (zugelaſſen) oder, wenn ſie unver⸗ 
meidlich und zur allgemeinen Notdurft erforderlich ſind, im Lande 
ſelbſt per naturam vel industriam (durch Natur oder Arbeit) eve 
zeugt und zuwegegebracht werden, allermaßen ſolchergeſtalten occasio 
et causa movens cessat (Gelegenheit und Grund wegfällt) das 
Geld außer Landes gehend zu machen. 

Derſelben Meinung iſt der ſachſen⸗meiningiſche Geheimrat 
Andres Simſon von Biechling, ein Mann, der 
durch ſein Urteil in vielen Beziehungen ſeine Zeitgenoſſen über⸗ 
ragt. In einer Anmerkung im 8. Kapitel des anderen Teils des von 
ihm 1737 neu herausgegebenen „Teutſchen Fürſtenſtaats“ erklärt er: 

Alle wohlfahrt und beförderung der commercien (Handel) 
kömmet auf die Menge des baaren Geldes an: Nun wird aber 

ſolches bey einführung vieler ausländiſchen waaren mit hauffen 
aus dem lande geſchleppt, hingegen wo man ſich ſolcher waaren 
ſo viel möglich enthält, und dagegen die inländiſchen conſumiret, 
ſo roulliret das Geld im lande und vermehrt ſich täglich. 


8. Manufakturen. 
m recht viele Waren ans Ausland verkaufen zu können, 
wurde ihre Herſtellung außerordentlich begünſtigt. 
Friedrich Wilhelms J. politiſches Teſtament em⸗ 
pfiehlt 1722 dem Kronprinzen, Manufakturen anzulegen: 


— 198 — 


Alsdann werdet Ihr ſehen, wie Eure Revenuen zunehmen 
werden und Eure Lande in floriſſanten Stand kommen. 

Jetzt kam die Zeit der großen Manufakturen, in 
denen zahlreiche Arbeiter unter ſtreng durchgeführter Arbeits⸗ 
teilung für einen Unternehmer tätig waren. Von der modernen 
Fabrik unterſcheiden ſie ſich in der Hauptſache nur durch das 
Fehlen der Maſchinen. Man zog geſchickte Arbeiter aus anderen 
Ländern mit großen Koſten herbei, ſo Colbert Eiſenarbeiter 
aus Nürnberg, Spiegelarbeiter aus Venedig, Strumpfwirker 
aus England, Tuchwirker aus Holland. Als aber ein Seidenfabri⸗ 
kant aus Lyon die Kenntnis eines gewiſſen Verfahrens nach 
Italien verkaufen wollte, wurde er ins Gefängnis geworfen. 

Das engliſche Parlament förderte die Einwanderung der 
Hugenotten, „weil ſie neue Manufakturen mit ſich brächten und 
beſonders durch die neue Art der Wangen dem Lande 
von Nutzen wären“. 

Die Manufakturen ſollten ihre Waren möglichſt billig her⸗ 
ſtellen, um den Wettbewerb der anderen Länder zu beſiegen. 
Dazu brauchte man billige Löhne und billige Rohſtoffe. Um 
die Löhne niedrig halten zu können, wurde die Getreideausfuhr 
oft verboten, damit das Brot für die Arbeiter wohlfeil bliebe. 

Man begünſtigte die Kinderarbeit, weil ſie die billigſte war. 
Colbert ſetzte Preiſe aus, „um Väter anzutreiben, ihre 
Kinder in die Manufakturen zu ſchicken“. Friedrich der 
Große zwang die Zöglinge des Waiſenhauſes in Potsdam in den 
Dienſt der Seideninduſtrie, trotzdem der Schulunterricht vernach⸗ 
läſſigt werden mußte und die Arbeit die Sterblichkeit der Kinder 


auf das fünffache, von 3 auf 15% ſteigerte! In Oſterreich empfahl 


der erſte Vertreter der Volkswirtſchaft an der Wiener Univerſität 
Sonnenfels, 
die Waiſenhäuſer mit Arbeits⸗ und Manufakturhäuſern in 
einigen Zuſammenhang zu bringen, woraus auch noch der Vor⸗ 
teil gezogen werden könne, daß die Kinder inſtand geſetzt werden, 
in baldem etwas zu ihren Erziehungskoſten beyzutragen. 
Fabrikanten wurden als Wohltäter geprieſen, weil ſie der 
„bis zur Argernis geſteigerten Untätigkeit der Kinder durch An⸗ 
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leitung zu nützlicher Arbeit“ ſteuerten. Wie ſich die Verhältniſſe 
dabei geſtalteten, zeigt folgender Erlaß Kaiſer Joſefs II. an den 


Statthalter von Niederöſterreich: 


Bei dem Beſuch der Grünmühle entdeckte ich daſelbſt unend⸗ 
liche Gebrechen in der Reinlichkeit der Kinder, welche voll Krätze 
waren und welches auch auf ihren Geſundheitszuſtand die nach⸗ 
teiligſten Folgen nach ſich gezogen hat, dergeſtalt, daß ein epide⸗ 
miſches Faulfieber eingeriſſen hat und mehrerer Menſchen Tod 
erfolgt iſt. 0 
Friedrich Wilhelm J. von Preußenſtellte ſogar Markt⸗ 
frauen in den Dienſt der Manufakturen. Am 14. Juni 1723 befahl 
er, die Hökerfrauen ſollten eine beſtimmte Menge Wollgarn wöchent⸗ 
lich liefern, wofür ſie nach einem feſtgeſetzten Satze entlohnt wurden. 

Den Arbeitern wurde bei ſchwerer Strafe verboten, eine 
Lohnerhöhung, die vielleicht die Herſtellungskoſten ſteigern 
könnte, zu fordern. Im 18. Jahrhundert brachte der Deutſche Reichs⸗ 
tag wenig Beſchlüſſe zuſtande. Zu den wenigen aber, die faſt überall 
durchgeführt wurden, zählt der Reichstags⸗Abſchied von 1731. 
Er verordnet, daß der „handwerks⸗ſchädliche Mißbrauch“ des 


„faſt gemein und zur Gewohnheit gewordenen“ Auftreibens 


der Geſellen, „wie auch das unvernünftige Ausſtehen inskünftig 
gäntzlich hinwegfalle“. Ausſtändige Geſellen ſollen bei „hoch⸗ 
getriebener Renitentz“ und „würklich verurſachten Unheils am 
Leben geſtrafet werden“. Daß dieſe Androhungen nicht nur 
auf dem Papier ſtehen blieben, zeigt eine handſchriftliche Berliner 
Chronik von 1735: 


Am 9. May war auf dem Berliniſchen Rathauſe ein großer 
Aufſtand von den Mauer⸗ und Zimmergeſellen, 
welche an dem neuen Bau auf der Friedrichs⸗ und Dorotheen⸗ 
ſtadt nicht mehr arbeiten wollten, weil ihnen anſtatt der täglich 
pro Mann gezahlten 10 Groſchen weiterhin mehr nicht als 8 Gro- 
ſchen inclus des Meiſters Groſchen gereichet werden und ſie auch 
eine Stunde mehr, nehmlich bis 7 Uhr abends davor arbeiten 
ſollen. Und ohngeachtet ſie vom Präſidenten Neuendorff zur Ruhe 
angewieſen und ihnen nomine Regis (Namen des Königs) ange⸗ 
deutet worden, daß die Widerſpänſtigen an Leib und Leben beſtraffet 
werden ſollten, haben ſie ſich dennoch darnach nicht achten wollen, 
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ſondern wie man 2 von den redelführern durch die Wache in Arreſt 
bringen wollen, haben ſie ſelbige nicht laſſen, ſondern alle mit in die 
Wache gehen wollen, und die Wache dergeſtalt inſultiert, daß ſie 
genötigt geweſen, die Bayonette aufzuſtecken, und die Leute abzu⸗ 
halten, wobey aber einige bey weiterem Eindrängen hart verwundet 
worden ſind. Wobey Magiſtratus ſich obligiret geſehen, heimlich 
vom Rathauſe zu gehen, weilen ſie befürchtet, ſie möchten ihres 
Lebens nicht ſicher ſeyn. Hierauff ſind alle Burſche in Arreſt ge⸗ 


nommen und ſollten 2 davon, welche am meiſten an ſolchem Auf⸗ 


ſtand ſchuld, nächſtens nach des Königs darüber einkommenden 

Ordre gehangen werden. 

Dieſe Strafe wurde allerdings nicht vollſtreckt; denn am 
13. Mai unterwarfen ſich die meiſten Ausſtändigen, worauf ſie 


freigelaſſen wurden. Die übrigen blieben „krumm geſchloſſen“, | 


bis fie ebenfalls nachgaben. 

Beſonders gefährlich für die wohlfeile Produktion erſchienen 
alte Freiheiten, wie die des „blauen Montags“. In Preußen 
wurde 1794 beſtimmt: 

Nur an Sonn- und Feiertagen, deren Feier das Geſetz ver⸗ 
ordnet, mag der Geſelle die Arbeit unterlaſſen. Geſellen, welche 
ſich an den der Arbeit beſtimmten Tagen dieſer entziehen, ſollen 
mit Gefängnis bei Waſſer und Brot das erſtemal 3 Tage, im Wieder⸗ 
holungsfalle 14 Tage beſtraft werden. Bei hartnäckiger Fortſetzung 
eines ſolchen Mißbrauchs wird der Geſelle auf 4 Wochen zum 
Zuchthaus abgeliefert und ihm ſein Lehrbrief abgenommen. 
Selbſt die Dienſtbotenlöhne wurden von Staats wegen 

niedrig gehalten. So beſtimmte in Berlin 1718 eine Geſinde⸗ 


ordnung, daß jeder, der einem anderen einen Dienſtboten „abredete 


oder abwendig machte“, eine Strafe von 20 Talern bis zu 100 Du⸗ 
katen zu zahlen hätte. Es wurden zugleich beſtimmte Löhne vor⸗ 
geſchrieben und gedroht, daß 


der⸗ oder diejenige, welche ſich unterſtehen, ein mehres an 


Lohn oder einigerlei Geſchenke an Geld oder anderen Sachen 
dem Geſinde zu geben, ſoll für jeden Taler Lohn das erſtemal 
50 Tlr. und das andere Mal 100 Tlr. und wegen unvergönnten 
Geſchenks für jeden Groſchen einen Taler Strafe erlegen. — 


Um billig produzieren zu können, mußten nicht nur die 


Preiſe für die Arbeitskräfte, ſondern auch die für die Rohſtoffe 
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niedrig gehalten werden. Deshalb wurde ihre Ausfuhr oft erſchwert. 
Kurſachſen verbot 1621 die Ausfuhr des „ſehr ſeltſam ge- 
wordenen Eiſens“, bis Landſtände und Untertanen ſich genügend 
verſorgt hätten. 

In Brandenburg wurde unter dem Großen Kur⸗ 
fürſten die Ausfuhr von Leder, Häuten, Fellen und Silber 
völlig verboten. Friedrich Wilhelm J. bedrohte 1723 aus 
dem gleichen Grunde jede Ausfuhr von Wolle mit einer Strafe 
von 10 Talern fürs Pfund. Wollhändler und Juden ſollten 
für jede Wollausfuhr gehängt werden. Friedrich der 
Große verbot 1774 jede Ausfuhr von Rohwolle. Damit die 
verminderte Abſatzmöglichkeit aber keinen Schafzüchter veranlaſſe, 
die Zucht einzuſchränken, wurde jeder derartige Verſuch mit 
1000 Dukaten Geldſtrafe bedroht. 

In England wurde die Ausfuhr von Wolle durch die KG - 
nigin Eliſabeth verboten. Das auf engliſche Wolleinfuhr 
angewieſene flandriſch⸗brabantiſche Tuchgewerbe, wie es ſich 
namentlich in Ypern und Brügge entfaltet hatte, verfiel 
immer mehr; das engliſche ſtieg. 1567 erlangte der Verein „der 
wagenden Kaufleute“, der ſich die Ausfuhr der engliſchen Tuche 
zum vornehmſten Ziel geſetzt hatte, in Hamburg Stapel⸗ 
recht. Als der engliſche Wettbewerb das deutſche Tuchgewerbe 
ſchädigte, wurden 1597 bei Strafe der Reichsacht alle Nieder- 
laſſungen der „wagenden Kaufleute“ in Deutſchland verboten. 
Als Gegenſchlag hob England 1598 die Vorrechte der Hanſe auf 
und ſchloß ihren Hauptſitz in London, den altberühmten 
„Stahlhof“ (Stahl = Stall, von ſtellen = Geſtell = Stelle 
zum Warenausſtellen, Ausſtellungshof = Muſterhof). 

Das wohlfeile Herſtellen von Waren allein führt aber nicht 
zu einer blühenden Volkswirtſchaft. Als der oft ſchwerere Teil 
der Aufgabe muß ein befriedigender Verkauf der Waren erſcheinen. 
Das mußten auch die merkantiliſtiſchen Staatsmänner erfahren. 
Sie verſuchten, auch hier durch Einſetzen der Staatsgewalt zum 
Ziele zu kommen. Um den Wettbewerb des Auslandes fern— 
zuhalten, wurden zahlreiche Einfuhrverbote für fertige Waren 
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erlaſſen. So verbot der Große Kurfürſt die Einfuhr von 
Kupfer⸗ und Meſſingwaren, nach der Errichtung eigener Glas⸗ 
hütten auch die von Glas. Kaiſer Leopold J. verbot 1659 
die Einfuhr aller fremder Waren, „beſonders derjenigen, welche 
mehr zu überflüſſiger Pracht als zur Notwendigkeit“ gebraucht 
wurden. In Frankreich erging 1701 ein Verbot faſt aller engliſchen 
Waren, das im weſentlichen bis 1786 aufrecht erhalten wurde. 
Wohl verſtändlich war es, wenn bei der Steuer Erzeugniſſe 
einheimiſchen Gewerbefleißes bevorzugt wurden. Zu dieſen 
gehörten auch die Perücken, die aus Tier⸗ und Menſchen⸗Haaren 
verfertigt wurden. Sie waren oft ſehr groß. Mancher Ratsherr, 
der beſonders würdig erſcheinen wollte, gab wohl 2—300 Taler 
für eine Allongeperücke. Die Mode verlangte, dieſe Perücken aus 
Frankreich zu beziehen. Um die einheimiſche Perücken⸗Manufaktur 
zu heben, beſtimmte Friedrich J. von Preußen, daß von jeder 
eingeführten Perücke der vierte Teil ihres Preiſes, von jeder in⸗ 
ländiſchen nur der ſechzehnte Teil als Akziſe erhoben werden 
ſollte. Dazu kam eine Jahresſteuer nach Größe und Wert. 
Selbſt der Zwiſchenhandel unter Fremden im eigenen 
Staatsgebiet wurde mit Abneigung betrachtet. Die Meſſe in 
Frankfurt a. O., zu der in der Regel zahlreiche ſlawiſche 
Einkäufer erſchienen, wurde viel mit auswärtigen, namentlich 
engliſchen Waren beſchickt. Innerhalb des Landes war ihr Abſatz 
verboten. Um auch den Durchgangshandel einzuſchränken, belegte 
Friedrich der Große die ausländiſchen Waren mit einem 
Durchgangszoll von 4, von 8, von 30% und feierte es als einen Er⸗ 
folg, daß 1785 der Umſatz beim Meßverkehr zwiſchen Ausländern 
und Ausländern nur 300000 Taler betrug und beinahe auf Mate⸗ 
rial⸗ und Spezerei⸗Waren beſchränkt war. Nach Friedrichs Tod 
ſchaffte man jene Durchgangszölle ab und erſetzte ſie durch einen 
Meß⸗Aufſchlag von 1% des Wertes. Dadurch ſtieg der Verkehr jo 
ſehr, daß der Umſatz 1797 wieder über 3000000 Taler betrug. Da 
aber das einheimiſche Gewerbe klagte, daß die Fremden nicht mehr 
ſo viel wie vorher bei ihm kauften, verbot ſelbſt ein ſo aufgeklärter 
Finanzminiſter wie Struenſee allen Ausländern, ſeidene und 
baumwollene Waren auf die Frankfurter Meſſe zu bringen! 


Um Waren ans Ausland abzuſetzen, ſcheute man ſelbſt vor 


einer Förderung des Schmuggels nicht zurück, der bei den 


eigenen Untertanen grauſam beſtraft wurde. Die in den Nach⸗ 
barſtaaten begehrten Waren wurden bis dicht an die Grenze ge⸗ 
ſchoben und jeder Schleichhandel gefördert. Als Sachſen den 
Eingang preußiſcher Lederwaren verbot, beſtimmte der Leiter der 
preußiſchen Zoll⸗Abteilung Werder, daß in den ſchleſiſchen 
Städten längs der Grenze der Lauſitz die Lederarbeiten nicht wie 


üblich geſtempelt werden ſollten, damit die ſächſiſchen Steuerbe⸗ 


amten die Waren nicht als preußiſche erkennen könnten, wenn die 
ſächſiſchen Untertanen ſie heimlich hinüberholten. Unter Friedrich 
dem Großen erſche int die Geſchichte des Schmuggels als ein Haupt⸗ 
teil der Geſchichte des preußiſchen Außenhandels. 

Auch durch unmittelbare Staatsmaßnahmen ſuchte man den 


Abſatz der Manufakturwaren zu erhöhen. Um das Tuchgewerbe 
zu heben, beſtimmte Karl I. von England (16251649), 


Leichen ſollten nur begraben werden, wenn ſie in wollene Laken 
gehüllt wären. Damit das Parlament die Bedeutung der Woll⸗ 
manufaktur ſtets vor Augen habe, mußte der Sitz des Lordkanzlers 
bei den Parlamentsſitzungen ein Wollſack ſein. Bis heute heißt 


deshalb der Sitz des Lordkanzlers im engliſchen Oberhauſe 


„Woolsack“. 

Eine preußiſche Verordnung von 1716 erklärt, langes 
Trauern könne nicht geſtattet werden, weil dadurch der Abſatz 
bunter Gewänder leide. Eine Verfügung vom 8. April 1794 
beſtimmt: 

Da das Bekleiden der Toten und das Ausſchlagen der Särge 
noch häufig mit ſeidenen und baumwollenen Zeugen, mithin mit 
Zeugen geſchieht, die, einen bis jetzt unbeträchtlichen Teil an Seide 
ausgenommen, aus ausländiſchen Materialien verfertigt werden, 
wodurch der einländiſchen Induſtrie ein anſehnlicher Abbruch ge— 
ſchiehet; ſo haben Wir zum allgemeinen Beſten des Staats und 
um Unſeren einländiſchen Leinen⸗ und Wollenzeug⸗Fabrikanten 
einen größeren einländiſchen Abſatz zu verſichern für gut befunden, 
hierunter umſomehr eine Aenderung zu treffen, da Unſere einlän⸗ 
diſchen Leinen⸗ und Wollenen⸗Fabriken aus einländiſchen Pro⸗ 
dukten, nemlich aus Flachs⸗ und Schaafwolle, jo gute und preis— 
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würdige Zeuge und Waren liefern, daß jedermann, ſowohl der 
Reiche wie der Minder-Bemittelte, nach ſeinem Vermögen und 
Gefallen die zum Bekleiden der Toten und Ausſchlagen der Särge 
erforderlichen und verlangten leinenen und wollenen Zeuge er⸗ 
halten kann. 


Ehe die Kohlenlager erſchloſſen wurden, war das Holz 
das einzige Feuerungsmittel, zugleich das wichtigſte Baumaterial. 
Überall drängte man deshalb auf Schonung. 

In Naſſau ſollten die vorhandenen Gebäude nicht ver⸗ 
mehrt, die baufälligen nur in beſcheidenem Ausmaß erneuert 
werden. So beſtimmte eine Verordnung von 1606: 

Die Zimmerleute ſollen mit Fleiß bei Verluſt ihres Zimmer⸗ 
lohnes daran ſein, daß der ganze Baw höher nicht als von alters 


Brauch geweſen, als das Stockwerk, undt das Dach darauf ausge⸗ 
führt, auch die Gefach in die Breite nuhr fünff, und in die Höhe 


vier Schuhe weit, und nicht näher zuſammen, alles zur Vermeidung 


des übermäßigen Bawholtzes, gefügt werden ſolle. 


Die Bayeriſche Forſtordnung unterſagte die Errich⸗ 
tung der ſogen. „Austragehäuſſel“ für alte Leute; dieſe 
ſollten ſich mit einer Kammer oder einem Anbau begnügen. 

Friedrich der Große verbot die Herſtellung von 
Knüppeldämmen und das Maienſetzen zu Pfingſten. 

Joſeph II. wollte das Holz ſchonen und zugleich der 
Wollmanufaktur dienen; er beſtimmte, daß die Toten ſtatt in 
Holzſärgen in ſchwarzen Tüchern beerdigt werden ſollten. 

Um die Ledermanufaktur zu heben, verbot Friedrich 
Wilhelm I. am 6. Juli 1717 die Pantinen, d. h. Holzſchuhe 
mit einer ledernen Kappe: „weil das Pantinentragen zum Schaden 
und Nachteil der Schuſter geſchähe, denen dadurch die Nahrung 
entzogen werde.“ Am 7. Dezember 1726 erließ der König ein 
neues Verbot: „weil bei jüngſthin geſchehener Hausſuchung 
viele Paare hölzerner Schuhe und Pantoffeln hin und wieder 
gefunden und weggenommen worden.“ Wenn jemand noch ein⸗ 
mal mit Holzſchuhen getroffen werde, ſo ſolle er mit Halseiſen 
und Gefängnis beſtraft werden. Das Dorfaber, in dem ſolcher Frevel 
geſchehe, ſolle 200 Dukaten Strafe an die Rekrutenkaſſe zahlen. 
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Das war mehr als 70 Jahre hindurch in Preußen rechtens, und erſt 


Friedrich Wilhelm III. erklärte am 4. Auguſt 1795: 


Da die Erfahrung lehret, daß bei vielen Beſchäftigungen 
auf dem Lande die hölzernen Schuhe durchaus notwendig ſind, 
indem das Leder die Näſſe nicht genug abhält, auch der geringe 
Landmann hin und wieder zu arm iſt, ſich zum täglichen Gebrauch 
Schuhe von Leder zu verſchaffen; jo haben Wir allerhidft.... 
nachzugeben geruht, daß der Landmann hölzerne Schuhe tragen, 
und ſich ſelbige zum eigenen Gebrauch ſelbſt verfertigen darf. 
Erzeugniſſe der Königlichen Porzellan-Manufaktur 
mußten die Pächter der Kgl. Zahlenlotterie in beſtimmt vorge⸗ 
ſchriebenen Mengen entnehmen. Bis 1. Februar 1788 wurden 
dadurch für 131 800 Taler abgeſetzt. Dieſe Pächter konnten das 
Porzellan noch weiter verkaufen. Das durften die jüdiſchen Ge⸗ 
meinden nicht, die jährlich beſtimmte Mengen aus der königl. 
Manufaktur beziehen mußten, jo die Gemeinde in Potsdam jahr- 
lich für 300 Taler, ebenſowenig durften es die einzelnen Juden, 
die jede Erlaubnis zur Heirat oder zum Handel durch Erlegung 
einer Summe an die Porzellan⸗Manufaktur erkaufen mußten, 
wofür die Manufaktur nach freiem Belieben Waren lieferte. 
Selbſt ein Mann wie Moſes Mendelsſohn mußte noch 
1763 in dieſer Weiſe die Erlaubnis zur Heirat erkaufen. Die 
Summe war für ihn, den vermögensloſen Buchhalter, verhaltnis- 
mäßig hoch, und die zwanzig „lebensgroßen, maſſiv⸗porzellanenen 
Affen“, die ihm dafür überwieſen wurden, werden ſeinem Haus⸗ 
halt ſchwerlich von unmittelbarem Nutzen geweſen ſein. 


9. Rolonialpolitik. 
as Beſtreben, ſich wohlfeile Rohſtoffe und einen ſicheren 
Abſatzmarkt für fertige Waren zu ſchaffen, führte folge- 
richtig zu einer Kolonialpolitik, wie ſie neben Spanien 
und Portugal namentlich von Holland, Frankreich und England 
getrieben wurde. Um jede Entwicklung einer ſelbſtändigen Manu- 
faktur in den Kolonien zu unterbinden, verbot England 1718 die 
Einwanderung von Handwerkern in die Kolonien, 1719 jede 
Herſtellung von Eiſenwaren. „Nicht ein Hufnagel“ ſollte in den 
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Kolonien hergeſtellt werden, damit den Manufakturen des Mutter⸗ 
landes der Abſatz geſichert bliebe. 

Selbſt Naturprodukte durften nicht in unbeſchränktem Maße 
ausgeführt werden. Die Niederländiſch-Oſtindiſche Handels⸗ 
kompagnie geſtattete z. B. den Anbau der vielbegehrten Muskat⸗ 
nüſſe nur auf der kleinen Sunda⸗Inſel Banda, der Gewürznelken 
nur auf der Inſel Amboina. Überall ſonſt wurden dieſe Pflanzen 
ausgerottet. War die Ernte ſo reichlich, daß der Preis zu fallen 
drohte, wurden große Mengen der Früchte vernichtet. 

Und ſogar in Schutzgebieten, die von Menſchen gleicher Raſſe 
bewohnt waren, wurde das Handels-Monopol in drückendſter 
Weiſe durchgeführt. So behielt Dänemark 1602 den fremden 
Handel auf Island Monopolgeſellſchaften vor, die hohe Pacht 
zahlen mußten und deshalb die arme Bevölkerung der Inſel furcht⸗ 


bar ausbeuteten. Erſt als die fortgeſetzte Lieferung von verdorbenem 
Mehl Leben und Geſundheit weiter Kreiſe bedrohte, wurde es 


1772 möglich, eine däniſche Monopolgeſellſchaft zur Rechenſchaft 
zu ziehen. Die Erinnerung an jene Ausbeutung iſt heute noch 
in Island eine politiſche Macht. 
Deutſchland blieb auf dem Gebiet der Kolonialpolitik zurück. 
Es fehlte die ſtarke Hand, die hinter jeder Ausbreitung in der Welt 
notwendig ſtehen muß. Unter den Merkantiliſten war es nament⸗ 
lich der begabte Becher, der Friedrich Liſt des 17. Jahr⸗ 
hunderts, der das deutſche Volk zum erfolgreichen Wettbewerb 
jenſeits der Meere aufrief. Er erklärte es für eine Torheit: 
ein edel gut Land in der Welt leer ſtehen laſſen / und das 
ſchlimme mit großer Mühe bauen / hernach über Gott klagen / 
daß ein Land ſo armſelig ſeye / was kann Gott dafür / daß wir 
ſolche Narren ſeyn / an einem ſchlimmen Theil der Welt über⸗ 
einander hocken .. .. hingegen das beſte Theil der Welt ſambt 
der güldenen libertät frey und unbewohnt laſſen. 


Er rief die Deutſchen auf: 


Wohlan dann, dapffere Teutſchen, machet, daß man in 
der Mapp neben neu Spanien, neu Frankreich, neu Engelland, 
auch ins künfftige neu Teutſchlandt finde, es fehlet euch ſo wenig 
an Verſtand und Reſolution ſolche Sachen zu thun, als andern 
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Nationen, ja ihr habet alles dieſe, was darzu vonnöthen iſt, ihr 
ſeyd Soldaten und Bauren, wachſam und arbeitſam, fleißig und 
unverdroſſen, ihr könnt auff einmahl viele gute Sachen thun, 
durch ein exemplariſches Leben und gute Ordnung die Indianer 
zu Freunden und civilen Menſchen, ja vielleicht zu Chriſten machen, 
ihr ſelbſten werdet länger leben, fröhlicher und vergnügter ſeyn, 
wann ihr in einem der geſtalt angenehmen Climat, für keine Nah⸗ 
rung ſo mühſam ſorgen dörfft, könnet alſo nicht allein Euch in Indien, 
ſondern Euren Freunden auch hieraußen in Teutſchlandt dienen. 
Es gelang dem unermüdlichen Manne, den Grafen von 
Hanau für Kolonialpläne zu gewinnen und für ihn mit der 
holländiſch⸗weſtindiſchen Kompagnie in Amſterdam einen Vertrag 
zu ſchließen, nach dem an den Grafen von Hanau ein Gebiet 
zwiſchen dem Orinoko und dem Amazonenſtrom abgetreten werden 
ſollte, 30 Meilen Seeufer und 100 Meilen in die Tiefe. Aber dieſer 
Plan mußte unfruchtbar bleiben. 

Bedeutſamer wurde der Verſuch Kurlands, ſich an dem Wett⸗ 
bewerb zu beteiligen. Herzog Jakob hatte in ſeiner Jugend in 
den Niederlanden und England geſehen, welcher Reichtum aus 
den Kolonien ſtrömte. Seine Flotte, die zeitweiſe auf 44 Kriegs⸗ 
ſchiffe und 60 Handelsſchiffe ſtieg, trug die kuriſche Flagge, den 


ſchwarzen Taſchenkrebs in rotem Felde, nach Amerika und Afrika. 
1650 kaufte der Herzog eine der kleinen Antillen, Tabago, 


von der Zedernholz, Zucker, Baumwolle und Tabak ausgeführt 
wurden. An der Mündung des Gambiafluſſes erwarb er 1651 
die Inſel St. Andreas und einige Landſtriche an der Küſte. 
Sieben Jahre lang war Kurland Kolonialmacht. Sein Seehafen 
Windau, von dem die Schiffe meiſt mit Holz und Eiſen aus⸗ 
fuhren, ſtieg ſchnell in die Höhe. Kurlands Stellung ſchien ſo ſtark, 
daß 1657 Cromwell, der große Lord-Protektor von England, 
mit ihm einen Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag ſchloß. Aber als 
die Schweden 1658 Herzog Jakob überfielen und bis 1661 gefangen 
hielten, benutzten die Engländer dieſe Zeit zur Eroberung der 
Gambia⸗Kolonie, während die Niederländer ſich der Inſel Tabago 
bemächtigten. Umſonſt berief ſich der Herzog nach ſeiner Frei⸗ 


laſſung auf ſein unbeſtreitbares Recht. Er erhielt nur leere Ver⸗ 
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tröſtungen. Der ſchwarze Taſchenkrebs im roten Felde verſchwand 
vom Weltmeer. 

Eine ähnliche Erfahrung mußte Brandenburg machen. Der 
Große Kurfürſt, der in ſeiner Jugend in Holland den Überſeehandel 
kennen gelernt hatte, ſtellte dem Holländer Benjamin Raule, 
Schiffsreeder in Middelburg, während des brandenburg⸗ſchwediſchen 
Krieges Kaperbriefe aus, die zur Gründung einer kleinen Flotte 
führten. Raule gründete eine brandenburg⸗guineiſche Kom⸗ 
pagnie. Dem Führer eines ſeiner Schiffe gelang es am 16. Mai 
1681, mit drei Negerhäuptlingen an der Goldküſte einen Vertrag 
abzuſchließen, in dem ſie ſich verpflichteten, nur mit Untertanen 
des Kurfürſten Handel zu treiben und einen Platz zur Erbauung 
einer Feſte abzutreten. Am 17. März 1682 gab der Kurfürſt den Er⸗ 
laß wegen der an den Küſten von Guinea aufzurichtenden Han⸗ 
delskompagnie. Zwei Schiffe unter Major v. d. Groeben 
hißten am 1. Januar 1683 in Afrika die brandenburgiſche Flagge 
und gaben der neuen Anſiedlung den Namen „Großfriedrichs⸗ 
burg“. 1684 wurden Accada, 1685 Taccarary und 1687 die . 
von Kap Blanco gelegene Inſel Anguin erworben. 

Es war namentlich auf Sklavenhandel abgeſehen. „Ein jeder 
weiß“, erklärte Raule, „daß der Sklavenhandel die Source (Quelle) 
des Reichtums iſt.“ Aber der Verſuch war verfrüht. Der Große 
Kurfürſt hat ſelbſt geſtanden, daß ihm jeder aus afrikaniſchem 
Golde geprägte „Schiffsdukaten“ oder „afrikaniſche Pfennig“ 
zwei Dukaten Unkoſten verurſache. Dazu kam die Eiferſucht 
der anderen Kolonialmächte, namentlich Hollands. Im Oktober 
1687 überfiel der holländiſche General de Sweers die 
Plätze Accada und Taccarary und beſchlagnahmte alle Waren. 
Der Große Kurfürſt war entſchloſſen, ſein Recht zu wahren, ſelbſt 
wenn es mit den Waffen geſchehen müßte. Aber ſchon am 9. Mai 
1688 machte der Tod allen ſeinen Plänen ein Ende. 

Friedrich I. hinderten die Wirren des ſpaniſchen Erb⸗ 
folgekrieges, die Kolonialpolitik kräftig fortzuſetzen. Friedrich 
Wilhelm J. erkannte, daß Preußen zunächſt im Innern alle 
Kräfte entwickeln müſſe, und daß er einen Zwiſt mit den See⸗ 
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mächten nicht wagen dürfe. Er hat deshalb am 18. Dezember 
1717 die afrikaniſchen Beſitzungen an die hollandijch- weſtindiſche 


Kompagnie für 7200 Dukaten abgetreten. 


Wie ſehr Handel und Macht miteinander verbunden ſind, zeigt 


auch die merkantiliſtiſche Maßregel, die am folgereichſten wurde: 
Die „Navigationsakte“, die das „lange Parlament“ Englands 
(1651) erließ, und die Cromwell entſchloſſen durchführte. 


Ihre weſentlichen Beſtimmungen ſind: 


1. Fiſcherei und Schiffahrt dürfen in den engliſchen Küſten⸗ 
gewäſſern nicht von fremden Fahrzeugen ausgeübt werden. 

2. Der Transport zwiſchen England und ſeinen Kolonien darf 
nur in engliſchen, d. h. ſolchen Schiffen geſchehen, deren Eigen⸗ 
tümer und Bemannung zum mindeſten zu Dreivierteilen aus ge⸗ 
borenen Engländern beſtehen. 

3. Der engliſche Warenverkehr mit den europäiſchen Ländern 
darf nur unmittelbar, d. h. mit den Schiffen des betreffenden 
Landes oder mit engliſchen Fahrzeugen geſchehen. Jeder Zwiſchen⸗ 
handel ijt ausgeſchloſſen. 

N 4. Ausländiſche Kaufleute zahlen doppelt ſoviel Zoll für ihre 
nach England gebrachten Waren als inländiſche Geſchäftsleute. 

N 5. Alle aus den engliſchen Kolonien ausgeführten Produkte 
müſſen nach engliſchen Häfen verſchifft werden. 


In jener Zeit fuhren nach einer Schätzung von Colbert 


von den 20 000 europäiſchen Seeſchiffen faſt 16 000 unter hol⸗ 


ländiſcher Flagge. Das kleine Holland, das für die Produktion 
ſelbſt kaum in Betracht kam, war der Frachtfahrer Europas. Gegen 
ſeine Vorherrſchaft war die Navigationsakte in erſter Reihe ge⸗ 
richtet. Holland griff zu den Waffen, um dieſes für ſeine Weltmacht⸗ 
ſtellung ſo verhängnisvolle Geſetz zu beſeitigen. Da aber die 
reichen „Mynherrn“ in den Zeiten des Reichtums die Kriegs- 
flotte vernachläſſigt hatten, blieb Holland ſieglos und mußte die 
Navigationsakte anerkennen. Der Grund zur engliſchen Seeherr⸗ 
ſchaft war gelegt. 
10. Macht und Wirkſchaft. 


f 24 te und Wirtſchaft bedingten fich aber auch noch in anderer 


Weiſe. Staatliche Machtentfaltung wurde mittelbar oder 
unmittelbar beſtimmend für die wirtſchaftliche Geſtaltung im eige— 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 14 
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nen Lande. Der Wille zu ihr zwang zunächſt zu ſeiner gründ⸗ 
lichen Kenntnis. Wollte man Soldaten und Steuern, ſo mußte 
man wiſſen, wieviel Menſchen und wieviel Güter zur Verfügung 
ſtanden. So entſtand die Statiſtik (wahrſcheinlich von dem ital. sta- 
tista Staatsmann). So iſt die erſte allgemeine Statiſtik der öſter⸗ 
reichiſchen Lande auf den Plan zurückzuführen, nach dem Aachener 
Frieden von 1748 Heer und Finanzen neu zu geſtalten. Bis dahin 
wurden die vereinzelten Volkszählungen als „Seelenkonſkrip⸗ 
tionen“ durch die Geiſtlichen aufgenommen. Der Erlaß vom 
16. Februar 1754 ordnete zum erſtenmal neben einer Zählung 
durch die geiſtliche auch eine ſolche durch die ſtaatliche Obrigkeit an. 
Dieſe Zählungen, die regelmäßig wiederholt wurden, erwieſen ſich 
aber bald, um ein Wort Maria Thereſias von 1762 zu ge⸗ 
brauchen, als „dermaßen unverläßlich, daß darin entweder eine 
planmäßige Vertuſchung oder ſträfliche Nachläſſigkeit nicht un⸗ 
deutlich wahrzunehmen war“. Die gleichzeitig vorgenommenen 
Zählungen ergaben in Steiermark einen Unterſchied von über 
100 000, in Böhmen von über 415 000 Menſchen. Weltliche 
Obrigkeit war der gutsbeſitzende Adel. Er haßte die Statiſtik, 


dieſe „Staatsbrille“, die Rekruten⸗ und Steuergrundlagen er⸗ 


forſchen ſollte. Allein auf den Gütern des Grafen Chotek, 
eines hohen Hofbeamten, wurden 1000 Seelen verſchwiegen! 
Der Beamte entſchuldigte ſich: andere täten das gleiche. 


Die Erkenntnis der tatſächlichen Verhältniſſe führte not⸗ 
wendig zu Reformvorſchlägen. Graf Kaunitz, der große 


Staatsmann Maria Thereſias, erklärte 1761: 
Will man aber die Population, wie ſie allerdings die uelle 
der Wohlfahrt des Staates iſt, ſo muß man auch das Volk 
und bejonder3 den Bauern⸗Stand, als den zahlreichſten, nicht mit 


zu großen Auflagen und Laſten belegen, ſondern 


ihm alle thunliche Erleichterung verſchaffen. 
Als die Landſtände in Kärnten darum baten, die neuen 
Steuern auf ihre Untertanen legen zu dürfen, wies auf Grund 


der ſtatiſtiſchen Unterlagen Maria Thereſia dieſe Vorſchläge 


zurück, „die nur in Unwiſſenheit und sh ihren Urſprung 
haben könnten“. 


; 
: 


Cine beſondere Erſcheinung der wirtſchaftlichen Geſtaltung 
Oſterreichs zeigte die Militärgrenze, die es in einer 
Ausdehnung von 228 Meilen im Süden und Südoſten ſchützte. 
Hier galt es, Menſchen anzuſiedeln, die dauernd zum Kampfe 
bereit waren, zunächſt gegen die Türken, dann für alle Kämpfe 
Habsburgs. Im Bereich der Militärgrenze wurde jeder Familie 
ein Stammgut verliehen, gleichſam zu erblichem Lehen, 
das nie belaſtet werden konnte und auch von Steuern, Fronden 
uſw. frei war. Dieſes Stammgut wurde von der Familie nach 
der Sitte der ſogenannten ſüdſlawiſchen Hauskommunion ver⸗ 
waltet, nach der alle Angehörigen gemeinſchaftlich arbeiten und 
wirtſchaften unter der Leitung des Hausvaters. Neben dieſem 
unverlierbaren und unverſchuldbaren Stammgut gab es noch 
„Überland“, das von den Grenzern erworben werden konnte. 
Der Grundgedanke war: nur wer der immerwährenden Dienſt⸗ 
pflicht unterlag, durfte Grundbeſitz erwerben, und jeder Grund- 
beſitz ſchloß die Pflicht zum Waffendienſt ein. In Zeiten, in denen 
der Landbebauer ſonſt vielfach Steuern und Fronden erlag, 
war dieſe Militärgrenze nicht nur eine Zuflucht von Südſlawen, 
die der türkiſchen Herrſchaft entrinnen wollten, ſondern auch von 
Anſiedlern aus Süd⸗ und Weſtdeutſchland, und es ſcheint uns heute 
mehr denn ſonſt als ein großes Verſäumnis der deutſchen Ge⸗ 
ſchichte, daß unſer Volk nicht, wie einſt im Oſten, ſo im Süden 
und Südoſten dieſe Siedlung durchführen, ſondern in der 
Hauptſache ſerbiſchen Volksteilen überlaſſen mußte. Welchen 
Vorteil dieſe Bodenpolitik Habsburg lange Zeit bot, zeigt das 
Wort des Herzogs von Sachſen⸗Hildburghauſen, der um 1740 dieſe 
Militärgrenze verwaltete: In dieſer Grenzbevölkerung habe „der 
Kaiſerliche Hof einen Schatz, der ſich weder erkaufen noch mit 
Geld bezahlen läßt“. Um 1740 umfaßte die öſterreichiſche Streit⸗ 
macht im ganzen rund 113000 Mann, darunter ſtellte die Militär⸗ 

grenze allein 45 000. 
Die Hohenzollernſche Politik ijt von ähnlichen Ge- 


ſichtspunkten beſtimmt. Friedrich J. verſuchte auf den Do- 


mänen Erbzinsbauern anzuſiedeln mit der Begründung: 
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In der Menge der Untertanen beſtehe die Glorie des Herrn 
ſowie die Sicherheit des Landes; denn in ein Gebiet, das über⸗ 
all mit Eigentümern beſetzt ſei, werde ſich kein Feind mehr wagen. 
Es wurde ſogar der Verſuch gemacht, darauf eine Land⸗ 

miliz zu errichten. In dem „Reglement“ dazu von 1703 heißt es: 
Se. Königl. Mayt. aber profitiren durch eine ſolche Land⸗ 

Milice, daß Sie eine deſto ſtärkere Armee im Felde haben, und 
wenn jene mit reglirten Truppen meliret (gemiſcht) und von 
guten Officirern angeführet wird, Sie die Hoffnung haben können, 
daß ein ſolcher exercirter Bauer alsdan und in conſideration (An⸗ 
ſehung) ſeines eigenen intereſſe wenigſtens ſo guth ſtandhalten wird, 
alß ein mit Gewalt und wider Willen auß frembden Provinzen 
geworbener. — 

Auch in den Städten übte die ſtaatliche Machtentfaltung weit⸗ 
wirkenden Einfluß aus. Der Landesfürſt war der größte Mieter, 
da die Soldaten noch nicht in Kaſernen, ſondern in Bürgerqu ar⸗ 
tieren wohnten. So zählte Berlin um 1740 unter ſeinen rund 
90 000 Einwohnern 21 300 Soldaten, einſchließlich ihrer Weiber 
und Kinder. Magdeburg hatte in demſelben Jahre unter 25 000 
Einwohnern 5000 Perſonen der Militärbevölkerung. Dazu 
kam die Rückſicht auf die Beamten aller Art, deren der merkan⸗ 
tiliſtiſche Staat in ſteigendem Maße bedurfte. 

Von beſonderer Bedeutung mußte der Einfluß werden, 
den das ſtehende Heer als Konſument gewann. Die Zeit, in 
der Städte der Aufnahme von Soldaten widerſtrebten, ging 
ſchnell vorüber. Bald wußte jeder Bürger, was die Aufnahme 
oder Vergrößerung von Garniſonen für die Stadt bedeutet. Das 
Verhältnis der Heeresſtärke zur Bevölkerung zeigen folgende An⸗ 
gaben: Als Guſtav Adolf landete (1630), zählte Brandenburg 
1200 Krieger, als Georg Wilhelm ſtarb (1640), 4600, im Todes⸗ 
jahr des Großen Kurfürſten (1688) rund 30 000, im Todesjahr 
Friedrichs I. (1713) rund 40000, im Todesjahr Friedrich Wilhelms I. 
(1740) 80 000, im Todesjahr Friedrichs des Großen (1786) 200 000. 
Und dabei betrug die geſamte Einwohnerzahl Preußens 1688 
rund 1 000 000, 1713 rund 1 600 000, 1740 rund 2 260 000 und 
1786 noch nicht 5 400 000 Menſchen. 
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Was verbrauchte dieſe ungeheure Zahl von Soldaten? 
Im 18. Jahrhundert bekam der preußiſche Soldat täglich 1 kg 
Brot. Unter Friedrich Wilhelm I. mußten alſo Tag für Tag 
80 000 kg Brot allein für das Heer zur Verfügung ſtehen; dazu 
natürlich auch entſprechende Mengen von Hafer für die Pferde 
uſw. und endlich die Vorräte, die jedes Heer braucht. Dieſe Ge⸗ 
treidemengen konnten nur von großen Betrieben bezogen werden. 
In erſter Reihe kamen die Domänenpächter, in zweiter die Groß⸗ 
grundbeſitzer in Betracht. Gerade durch dieſe Lieferungen entwickelte 
ſich das Rittergut zum erſten kapitaliſtiſchen Betrieb in Preußen. 
Anfangs trug jeder Krieger ſeine eigene Kleidung. Nur die 
Leibwache des Fürſten trug das Kleid des Herrn, die Livree. 
Die Notwendigkeit, die Truppen zu unterſcheiden, auch die Rück⸗ 
ſicht auf die Manneszucht, führten zur Einführung der Uniform, 
die in Preußen 1700 allgemein durchgeführt war. Man berechnete 
für einen Fußſoldaten außer allen Zutaten 5 Ellen Tuch. Unter 
Friedrich Wilhelm I. mußten aljo, bei einer Erneuerung der Uni⸗ 
form in jedem zweiten Jahr, jährlich 200 000 Ellen gleich ſtarkes, 
gleichfarbiges, gleichartiges Tuch allein für das Heer geliefert werden. 
Friedrich Wilhelm J. beſtimmte im Mai 1713, daß 
alles, was die Soldaten zum Unterhalt und zur Ausrüſtung 
brauchten, nur aus inländiſchen Erzeugniſſen entnommen werden 
dürfte. Die Landwirte, die bis dahin ihre Wolle zu niederen 
Preiſen mühſam ins Ausland verkauft hatten, gewannen nun im 
Lande ſicheren Abſatz. Durch den dreißigjährigen Krieg war das 
einſt ſo berühmte Tuchgewerbe der Mark zurückgekommen; jetzt 
entſtand es zu neuer Blüte, namentlich als es durch die ziel⸗ 
bewußte Politik Friedrich Wilhelms I. auch große Aufträge auf 
ruſſiſche Militärtuche erhielt, bis zu 500 000 Ellen im Jahr. 
Welche Wirkung mußte es auf den alten, engen Handwerks⸗ 
betrieb haben, in der Wirklichkeit und in der Gedankenwelt, wenn 
der „Hamburgiſche Correſpondent“ 1724 in Nr. 160 aus Berlin 
folgende Nachricht bringen konnte: 
Ihro Ruſſis. Majeſtät haben mit 12 hieſigen Kaufleuten 
eine Tuchlieferung von 300 000 Thalern accordiert (vereinbart), 
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100 000 Thaler bekommen fie ſogleich, 100 000 Thaler bey der 
erſten Lieferung, und vor 100 000 Thaler ſollen ſie ſich Waaren 
in Dero Lande ausſuchen, was vor welche ſie wollten. 


Was mußte das auf dem Wege zum kapitalismus be⸗ 
deuten! 


Ahnlich waren die Wirkungen auf dem Gebiet der Bewaff⸗ 
nung. Brachte früher jeder Soldat ſeine eigenen Waffen mit, 
die er ſich von dem Zunftmeiſter der Harniſchmacher, Schwert⸗ 
feger oder Büchſenmacher beſorgt hatte, ſo war das unmöglich, 
als es galt, in kurzer Zeit viele Tauſende von gleichmäßigen Waffen 
herzuſtellen. Jetzt wurden ſtaatliche Rüſtungswerkſtätten ge⸗ 
gründet, die von vornherein auf Großbetrieb eingeſtellt waren. 
Noch deutlicher trat das bei dem Schiffsbau in Erſcheinung. 
Unter Colbert ſtieg die Zahl der franzöſiſchen Kriegsſchiffe von 
30 auf 267, d. h. er ließ Jahr für Jahr durchſchnittlich etwa zehn 
große Kriegsſchiffe vom Stapel laufen. Unter Friedrich dem Großen 
wurden allein im Jahre 1782 in Pommern 99, wenn auch kleinere 
Seeſchiffe neu gebaut. Allein Oſtfriesland beſaß unter ihm 
892 Schiffe. Dazu kamen die Betriebe, die die nötigen Rohſtoffe 
für Waffen, Schiffe, Pulver uſw., alſo Eiſen, Kupfer, Blei, Zinn, 
Salpeter uſw. gewinnen mußten. Und endlich kam die Kapital⸗ 
bildung durch die großen Gewinne, die noch ſtets bei Heeres⸗ 
lieferungen gemacht worden ſind. 

So hat kaum eine Erſcheinung zur Überwindung der alten, 
gebundenen Wirtſchaftsformen und zur Entwicklung des „Kapi⸗ 
talismus“ ſo viel beigetragen, wie der Ausbau der Machtmittel 
der modernen Einheitsſtaaten. Beim Tode Friedrichs des Großen 
waren die Manufakturen ſo ausgedehnt, daß man in dem kleinen 
armen Preußen zählte: im Leinengewerbe rund 80 000, im 
Wollgewerbe 58 000, im Seidengewerbe 6000, im Baum⸗ 
wollgewerbe 7000, im Ledergewerbe 4000, im Metall⸗ 
gewerbe 2000 Arbeiter. Es gab in Preußen insgeſamt bereits 
165 000 gewerbliche Arbeiter, die für 30 Millionen Taler an 
Werten jährlich erzeugten. 


/ 
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11. Steuern und Monvppole. 


Aw das Steuerweſen wurde weſentlich durch die Bedürfniſſe 


der Machtentfaltung beſtimmt. Das zeigt ſchon der Name 
der wichtigſten Abgabe, der Kontribution. Dieſer Name bezeichnete 
urſprünglich, was einheimiſche und fremde Heere mit Gewalt 
an Unterhaltsmittelnn und Behauſung in Anſpruch nahmen. 
Aus der geordneten Umlage dieſer Laſten auf alle Bürger ent⸗ 
ſtand das neue Steuerweſen. Die Verteilung geſchah nach alten 
Schoßkataſtern, auch nach Kopf⸗, Klauen⸗ und Horn⸗Schöſſen, 


bei denen die Laſten ſehr ungleich verteilt waren; ſo zahlte man 


1722 z. B. für eine Durchſchnitts⸗Hufe im Kreiſe Beeskow 2 Taler 
19 Groſchen, in der Altmark dagegen 15 Taler 17 Groſchen. 
Der Adel, in deſſen Hand die Veranlagung, Erhebung und 
Verwaltung der Steuern lag, verſtand meiſt, die Laſt auf die 
ſchwachen Schultern abzuſchieben. Als Friedrich Wilhelm J. 


für das platte Land den General⸗Hufenſchoß durchführen wollte, 


ſchickte er ſeinen treuen Berater, den Grafen Truchſeß zu 
Waldburg nach Oſtpreußen. Dieſer vielangefeindete Mann 
urteilte über die enge, herrſchende Schicht, die unter der ſchwachen 
polniſchen Oberherrſchaft der vorangegangenen Jahrhunderte 
entartet war: ; , } 
Je reicher, einflußreicher einer fei, je enger er zu der herr⸗ 
ſchenden Adelsclique gehöre, deſto weniger zahle er von 
der de jure (von rechts wegen) auf ihn entfallenden Steuerſumme. 


Graf Truchſeß hatte mit den größten Schwierigkeiten zu 
kämpfen. 1717 ſchrieb er an den König: 

Mir aber geht es ſehr ſchlecht, ein jeder ſcheut mich; ich diene 

Ew. Königl. Majeſtät mit Furcht und Zittern; faſt auf niemand 

kann ich mich verlaſſen, muß alſo das jo paſſiret, mit Gefahr, Mühe 

und Geld entdecken. 


Der König hielt treu zu ſeinem Berater. Als Graf Ale x. 
ander Dohna als Marſchall der Stände Preußens Ein⸗ 
ſpruch erhob und erklärte, daß bei Durchführung der Grundſteuer 


„Tout le pays sera ruiné” (Das ganze Land wird zu Grunde 
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gerichtet werden), gab der König die aus vier Sprachen zuſammen⸗ 


geſetzte und doch im Grunde ſehr deutſche Antwort: 

Tout le pays sera ruiné? Nihil kredo (ich glaube nichts), 
aber das kredo (glaube ich), daß die Junkers ihre Autorität Nil 
pos volam (die polniſche Veto-Formel) wird ruinieret werden. Ich 
ſtabilire (gründe) die Souveränetät wie einen Rocher de Bronce 
(Erzblock. | 
Und doch mußte ſich der ſittenſtrenge und ſparſame König 

entſchließen, den an der Spitze der Provinz Preußen ſtehenden 
Herren Wallenrodt, Müllenheim, Oſtau und Kunheim 


neben ihren Tagegeldern 1000 —2000 Taler Beſtechungsgelder zu⸗ 


kommen zu laſſen. Für dieſe „außerordentliche Gnade“ des Königs 
bedankten ſie ſich unendlich und unterließen weiteren Widerſtand. 

Als nun die Reform endlich durchgeſetzt werden konnte, 
ergab es ſich, daß der Adel zum Teil ſechs⸗ und mehrmal ſoviel 
Steuern zahlen mußte als früher. Nicht weniger als 34 681 
bisher verſchwiegene Hufen wurden nun der Steuerpflicht mehr 
unterworfen. — 

In den Städten war die alte Grundſteuer in den guten 
Zeiten das Rückgrat des ſtädtiſchen Haushalts und ein Damm 
gegen mißbräuchliche Bodenbenutzung. Durch allerlei Privilegien 
aber hatten ſich gerade die reichſten Kreiſe „ewige Befrei⸗ 
ung von Contribution und Schoß“ geſichert. In Berlin 
waren um 1700 mehr als 10% aller Grundſtücke fteuerfret. Da 
wurde vielfach eine Steuer freudig begrüßt, für die es wenig⸗ 
ften3 keine Ausnahmen gab: die Verbrauchsſteuer oder 
Akziſe, wie ſie zuerſt in dem vielbewunderten Holland aus⸗ 
gebildet wurde. Ihr konnte ſich wenigſtens niemand entziehen. 
Aber gerade deshalb wehrte ſich der Adel entſchieden dagegen. 
Er erreichte auch, als 1667 der Große Kurfürſt ihre allge⸗ 
meine Einführung forderte, eine verſchiedene Behandlung 
von Stadt und Land. Für die Städte wurde die Akziſe die 
Hauptſteuer, die von Staatsbeamten erhoben wurde, und neben 


der den Städten zur Deckung beſonderer Bedürfniſſe nur ein 


ſehr eingeſchränktes Recht auf ſogenannte „Kollekten“ blieb. 
Fürs Land blieb die direkte Beſteuerung, die Kontribution, 
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die weſentliche Staatsbeſteuerung. Der Unterſchied zwiſchen Stadt 
und Land wurde für Preußen erſt durch das Geſetz vom 25. Mai 
1873 völlig beſeitigt. 

Übrigens ſtieg die Kontribution ziemlich hoch. In Schleſien 


1 3. B., das nach der Einverleibung in Preußen 1742 neu geſchätzt 
a: wurde, war der Steuerfuß feſtgeſetzt: bei adligem, Pfarr⸗ und 


Schulbeſitz auf 28*/,% des Reinertrags, bei Bauerngütern auf 
34%, bei geiſtlichen Ordensgütern auf 40/9, bei den Gütern 
des Breslauer Domkapitels ſogar auf 50%. 

Im ganzen brachte 1806 die Kontribution auf dem Lande 
17,4 Millionen, die Wife in den Städten 2814 Millionen fC. 

Zu den Einnahmen aus den Steuern traten die aus dem Do⸗ 
mänenbeſitz. Faſt ein Jahrhundert lang, von 1640 —1740, haben die 
Hohenzollern gerungen mit den Junkern, die früher einmal 
bei irgendeiner Gelegenheit ſich ſtaatlichen Grundbeſitzes be- 
mächtigt hatten und nun deſſen Herausgabe verweigerten. Es 
gelang, wenigſtens einen großen Teil des Domänenbeſitzes dem 
Staat zurückzugewinnen. Eine vorbildliche Verwaltung ſchuf eine 
Reihe landwirtſchaftlicher Muſterbetriebe und brachte dem Staate 
ſteigende Einnahmen. Die Reinerträge ſtiegen von 1688—1740 
von 2,4 Millionen „ auf 9,9 Millionen. 1740 beſtand faſt die 
Hälfte der geſamten Staatseinkünfte aus Domänenpachten. 
1806 wurden aus den Domänen 24 Millionen „ gewonnen. — 

Neben Steuern⸗ und Domänen⸗Einkünften ſtanden Einnah⸗ 
men aus allerlei Monopolen. 

Eines der wunderlichſten Manufaktur⸗Monopole war das 
von König Friedrich I. dem Kommerzienrat Creutz verliehene 
Schweineborſten⸗Monopol. Kurz vor Johanni ſollte jeder Preuße 
ſeinen Schweinen die Borſten ausraufen, an Kgl. Kommiſſarien 
abliefern, die ſie dann dem Kommerzienrat Creutz übergaben. 
Von dieſem mußten ſie ſämtliche Bürſtenbinder erſtehen. Kein 
Untertan, etwa ein Maurer, durfte es wagen, aus den Borſten 
ſeines eigenen Schweines ſich ſelbſt einen Maurerpinſel zu machen. 

Das empfindlichſte Monopol des Staates, das der Münze, 
ſuchte Friedrich der Große klünſtlich auszunutzen. 
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Auf den Rat von Geldleuten, wie Ephraim und Itzig, 
wurde der Metallwert der preußiſchen Münzen weſentlich herab⸗ 
geſetzt. Das ergab rein buchmäßig zwar beträchtlichen Gewinn, 
aber für das Volk doch auch ſchwere Mißſtände. Es klagte von 
den mit halbem Metallwert geprägten Talern, den „Ephraimiten“,: 
Von außen ſchön, von innen ſchlimm; 
Von außen Friedrich, von innen Ephraim; 

Nach dem ſiebenjährigen Krieg mußte das minderwertige 
Geld aus dem Verkehr zurückgezogen werden. 

Das Salzmonopol wurde 1765 ſo ausgebaut, daß 
nach vorgeſchriebenem Preiſe jeder Hauswirt jährlich 4 Metzen 
für jedes über 9 Jahre alte Familienmitglied beziehen mußte, wo⸗ 
rüber Bücher geführt wurden. Nur der gründe e Adel 
war von dieſer Salz⸗Kopfſteuer frei. 

1765 wurde auch das Tabakmono pol durchgeführt. 
Das Kaffeebrennerei⸗Monopol führte zu den verhaßten 
„Kaffeeriechern“, die in den Straßen herumſchnuppern mußten, 
ob irgendwo in einem Hauſe jemand ohne Erlaubnis Kaffee 
brenne. Beſonders drückend wurden die Monopole, als Friedrich 
der Große 1500 franzöſiſche Steuerbeamte ins Land rief, von 
deren techniſchen Fertigkeiten er ſich viel verſprach, die aber, ohne 
das Volk zu kennen und zu lieben, es unbarmherzig ausbeuteten. 
Aus ſolcher Steuerpolitik wird das ergreifende Schauſpiel erklärlich, 
daß der Tod des größten Preußenkönigs von ſeinem Volke mit 
einem Gefühl der Erleichterung begrüßt wurde. 


12. Stkädliſche Bodenfrage. 

Bs we die Städte mußten jich dem Landesfürſtentum beugen. 

Einſt hatten ſie das Wohl des Ganzen als eine gleichgültige 
Sache betrachtet. Aber als das Deutſche Reich ohnmächtig wurde, 
mußten auch die einzelnen Glieder verfallen. Und wo ſich die 
Selbſtändigkeit der Städte behauptete, wie etwa in Ham⸗ 
burg, lag die Herrſchaft oft in den Händen eines engen, hoch⸗ 
mütigen Klüngels, der z. B. in jener Stadt (1602) eine Kund⸗ 
gebung erlaſſen konnte, wie dieſe: 
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Wenn ſchon eine Obrigkeit gottlos, tyranniſch, ungeſetzlich 
ſei, ſo gebühre dennoch den Untertanen nicht, daß ſie ſich dagegen 
auflehnen und widerſetzen, ſondern fie ſollen dasſelbe vielmehr 
als eine Strafe des Allmächtigen erkennen, welche die Untertanen 

mit ihrer Sünde verwirkt haben. 


Es war alſo kein weſentlicher Unterſchied, ob die Städte 


„frei“ blieben oder in die Gewalt des abſoluten Fürſtentums ge⸗ 


rieten. Für das Weſen aller Selbſtverwaltung aber bleibt es ein 
lehrreiches Schauſpiel: Wo um 1300 oder 1400 ſtolze Männer 


als Ratsherren im ſchwäbiſchen Städtebunde oder in der Hanſe 


das Schicksal der Völker mitbeſtimmten, ſaßen um 1700 und 1800 
durch die Gnade unumſchränkter Fürſten oft ausgediente Kammer⸗ 
diener. a 

Zuletzt waren es doch eigene Sünden und Fehler, die ſich in 


dem Wechſel der Dinge offenbarten, dem der Berliner Magiſtrat 


1661 Ausdruck gab durch das heimlich in den Turmknopf der 


Heiligen⸗Geiſt⸗Kirche gelegte Wort: 


Die Paläſte und Grundſtücke der Stadt, die einſt das Erbteil 
unſerer Bürger waren, ſind jetzt in den Händen von Höflingen. — 

So wurde denn auch das Schickſal der Städte weſentlich be- 
ſtimmt durch die Wirtſchaftspolitik der Fürſten, namentlich ſeitdem 
die Aufhebung der ſtädtiſchen Grundſteuer die Gefahr eines 
ſteigenden Mißbrauchs mit dem Boden nahelegte. Von allen 
merkantiliſtiſchen Fürſten haben die Hohenzollern dieſe Gefahr am 
klarſten erkannt und am ſchärfſten bekämpft. Ein weſentliches Stück 
Erklärung für das Aufkommen des Brandenburgiſch-Preußiſchen 
Staates iſt in dieſer Bodenpolitik gegeben. 

Von den Schrecken des 30jährigen Krieges blieb Berlin 
zunächſt verſchont. Als Wallenſtein ihm am 15. November 
1627 zuerſt eine Einquartierung gab, zählte es 1256 Häuſer 
und etwa 12 000 Einwohner. Schon 1644 ſtehen 358 
Häuſer leer. Als der Große Kurfürſt nach dem 
Weſtfäliſchen Frieden in ſeine Hauptſtadt kommt, zählt ſie nur 
noch wenig über 6000 Einwohner. Er ſetzt allen Fleiß daran, 
Menſchen in ſeine Hauptſtadt zu ziehen. Zunächſt vergeblich. 


Als er die Urjache davon in dem Mißbrauch mit dem Boden er- 
kennt, greift er durch. Sein Erlaß von 1667 erklärt: 

Weil wir vernehmen, daß viele darüber abgeſchrecket werden, 
weil ihnen die wüſten Stellen nicht umbſonſt gegeben, ſondern 
teuer angeſchlagen, auch wohl gar die Schöſſe⸗ und Contributions⸗ 
rechte gefordert werden wollen, alſo verordnen wir hiermit, allen 
und jeden, ſo aufbauen wollen, die wüſten Stellen frey umb⸗ 
ſonſt und ohne einiges Entgeld zu geben und 
anzuweiſen, auch ihnen wegen der alten reſtierenden (überfälligen) 
Schöſſe und Contributionen . .. nichts abzufordern. 

Beſitz des Bodens gibt ein Recht des Gebrauchs, aber nicht 
des Mißbrauchs — in dieſem Sinne hat der größte „innere“ König 
Preußens, Friedrich Wilhelm J., 1721-1722 jenen Erlaß 
von 1667 erneuert und die „wüſten Bauſtellen“ in der Berliner 
Friedrich- und Leipziger⸗Straße jedem überlaſſen, der dieſen Boden 
als Werk und Wohn⸗Stätte benutzen wollte, ja wohl auch noch 
koſtenfrei Bauſtoffe zur Verfügung geſtellt. 

Solche Bodenpolitik ließ Berlin ſchnell wachſen. Es zählte: 


1640: 6000 Einwohner 
1688: 18000 

1709: 55000 
1740: 900% [([ „ 


Und dieſes Wachstum ging vor ich ohne irgendwelche 
Mißſtände hervorzurufen. Der billige Boden (um 1700 koſtete in der 
Alexanderſtraße die Geviertrute (= 14 qm) 16 Pf.!) ließ auch die 
Miete billig bleiben. Man zahlte um 1710 im Durchſchnitt 12 , 
um 1780 20 % Miete auf den Kopf. Infolge dieſer Boden⸗ und 
Wohnungs⸗Verhältniſſe ſtand Berlin in Beziehung auf die Ge⸗ 
ſundheit ſeiner Bewohner unter allen europäiſchen Großſtädten 
obenan. Es war die einzige Großſtadt, in der die Geburten die 
Sterbefälle überſtiegen. 

Das gleiche Bodenrecht wie in Berlin nik auch in den 
anderen Städten Preußens. So beſtimmte die Ordnung der 
Stadt Minden i. W. vom 10. Juni 1711: 


Die Eigentümer der wüſten Stellen ſollen nach ſechs Mo⸗ 
naten, wenn während derſelben kein neues Gebäude aufgerichtet 


Ber ad 


“tt ihr Anrecht verlieren ae die Plätze andern zum Anbau gegeben 

werden. 

In Not arg wirkte Leopold von Anhalt⸗ 
Deſſau, der „alte Deſſauer“, im Sinne Friedrich Wil⸗ 
helms J. Er legte durch ſeine Boden- und Bau⸗Politik den 
Grund zu einer neuen Blüte Magdeburgs, das ſich nun aus der 
Zerſtörung des 30jährigen Krieges zu neuem Leben erhob. 

Dazu kam ein glückliches Hypothekenrecht. Das römiſche 
Boden eigentums recht, das jedes Bauwerk mit ſeiner 
Entſtehung dem Bodeneigentümer zuſprach, war auch in Preußen 
reſtlos angenommen. Die Gefahr, die in ihm lag, war aber da⸗ 
durch weſentlich gemildert, daß auch das römiſche Boden pfand⸗ 


recht aufrecht erhalten blieb. Dieſes ermöglichte eine verſchiedene 


Behandlung der Schulden auf dem Grundſtück, je nach ihrer 
Art, ſo daß die Arbeit beſonders geſchützt wurde. 

Bei Beginn der Geldwirtſchaft hatte Joachim J. 1515 jede 
Beleihung von Grundſtücken bei ſcharfer Strafe für Leiher und 
Entleiher verboten. Als die wirtſchaftliche Entwicklung die Not⸗ 
wendigkeit dieſer Beleihung herausſtellte, beſtimmte das preußiſche 
Landrecht des Kurfürſten Johann Sigismund vom Jahre 
1620, daß die Hypotheken einander im Range nach der Zeit der 
Eintragung folgen ſollten: 

So (abet) einer käme, der zum notwendigen Bau und Unter⸗ 
haltung eines Gutes geliehen, und deshalben zum ausdrücklichen 
verſprochenen oder verſchriebenen Unterpfand dasſelbe Gut an⸗ 
genommen: derſelbe ſoll, ungeachtet des Dati (der Zeit), 
vor allen andern Hypothecariis mit Bezahlung den Vorgang haben. 
Unter Friedrich Wilhelm J. wurde angeregt, dieſes 

Vorrecht der Arbeit zu beſeitigen. Der König nahm ſelbſt an dieſen 
Beratungen teil, um in ſeiner Hypotheken- und Konkursordnung 
vom 4. Februar 1722 das Recht der Arbeit ausdrücklich und ſcharf 
zu wahren: 

Diejenigen, jo zu erweislichem Bau, Beſſerung und Erhal- 
tung eines Hauſes, Schiffes oder andern Guthes Geld hergeliehen, 
wann das Geld wirklich dazu angewandt, desgleichen alle die 
jenigen, ſo zur Erbauung eines alten Gebäudes oder Schiffes die 
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Materialia erweislich hergegeben, als Steine, Holz, Kalck, Fenſter⸗ 
glas, Ofen und dergleichen, haben den Vorzug ihres Dar⸗ 
lehns halber vor allen andern Creditoren, 
auch ſo ältere ausdrücklich conſentierte (bewilligte) oder gerichtlich 
eingetragene Verpfändungen haben. 


So gehört auch hierher der Handwerker⸗Arbeits⸗ 
lohn, wann die angefertigten oder ausgebeſſerten Gebäude 
oder Schiffe noch wirklich vorhanden und brauchbar ſeyn. 


Solange die Arbeit dieſes Vorrecht hatte, mußte der Hypo⸗ 
thekarkredit in ſehr mäßigen Grenzen bleiben und in der Hauptſache 
Tilgungs⸗Darlehen ſein, d. h. abbezahlt werden, ehe neue Arbeit 
mit neuen Vorrechten nötig wurde. So ſind denn auch in Berlin 
vor 1750 mehr als die Hälfte der Häuſer vollſtändig ſchuldenfrei, 
und die Hypotheken ſelbſt umfaſſen kaum / des letzten Erwerbs⸗ 
preiſes. Die Häuſerpreiſe blieben gering. Im Jahre 1740 koſtete 
ein anſehnliches Haus in der Leipzigerſtraße 870 Taler 12 Groſchen, 
das Eckhaus an der Jäger- und Mauerſtraße 786 Taler 13 Groſchen, 
ein Haus in der Charlottenſtraße 348 Taler, in der Jeruſalemiſchen 
Straße „gleich über die Kirche“ 611 Taler 16 Groſchen. Dieſe 
geſunde Entwicklung änderte ſich mit einem Schlage. Friedrich 
der Große war mit Recht entrüſtet über den ſchleppenden 
Gang der Rechtspflege. In Pommern mußten allein 1747 und 
1748 gegen 2400 alte Prozeſſe durch ſeinen Eingriff zum Abſchluß 
gebracht werden. Die Schnelligkeit der Rechtspflege auch auf 
dem Hypothekenmarkt durchzuführen, hat den König veranlaßt, 
der Konkursordnung vom 3. April 1748 zuzuſtimmen. Dieſe ver⸗ 
einfachte allerdings das Hypothekenrecht außerordentlich; denn 
jetzt fiel jeder Unterſchied nach Art und Weſen der Verſchuldung 
fort, jetzt entſchied ausſchließlich die Zeit ihrer Eintragung. Dadurch 
aber wurde die Dauerverſchuldung des Bodens möglich. Jetzt 
erſt konnte man zu hohen Preiſen kaufen, weil das Reſtkaufgeld, 
das an erſter Stelle ſtehen blieb, unter allen Umſtänden ſicher 
war. Das Geld drängte ſich auf den Hypothekenmarkt. Bei den 
Häuſern der Breiten Straße in Berlin ſtieg die Verſchuldung 
von 1744—1794 um 600% Boden und Häuſer wurden jetzt 


Handelsobjekte, die mit verhältnismäßig kleiner Anzahlung er⸗ 
worben werden konnten. 
Braald zeigten ſich Anzeichen von Mietſteigerung und Wohnungs⸗ 
not. Der Erlaß an das Kammergericht vom 15. April 1765, worin 
Friedrich der Große ſein „größtes Mißfallen“ über die „aufs höchſte 
getriebene Steigerung der „Hausmieten“ ausſprach und, die bisher 
beobachtete gemeine Rechtsregul“: „Kauf bricht Miete“ aufhob, 

zeigt, wie ſehr ſich der König beunruhigt fühlte. Er betrieb den Bau 
beſonderer Kaſernen, der die Soldaten aus den Bürgerwohnungen 
herauszog, auch als Mittel gegen die Wohnungsnot. Er ließ ältere 
einſtöckige Häuſer niederreißen und auf Staatskoſten durch drei- und 


vierſtöckige erſetzen. In den Jahren 1769-1786 wurden 249 Berliner 


Häuſer in dieſer Weiſe umgebaut. Die Häuſer wurden verſchenkt. 
Die Folge war naturgemäß mancherlei Mißbrauch. Günſtlinge 
ſuchten ſich rechtzeitig in den Beſitz von derartigen Häuſern zu 
ſetzen, um das Staatsgeſchenk zu erhalten. 

Bei der Gründung von Schöneberg und Rixdorf und des 
Berliner „Vogtlandes“ ſuchte der König ausdrücklich, z. T. durch 
Eintragung von Hypotheken auf ſeinen Namen, einen Mißbrauch 
mit dem Boden dauernd auszuſchließen. Aber jenen verhängnis⸗ 
vollen Irrtum in der Boden rechts ordnung erkannte und 
beſeitigte er nicht. 

Wie die Mieten ſtiegen und damit natürlich auch zu Lohn⸗ 
erhöhungen zwangen, zeigt folgende Bittſchrift der Berliner Maurer 


aud dem Jahre 1793: 


Das Tagelohn eines Maurergeſellen iſt zu einer Zeit zu 
9 Groſchen beſtimmt worden, da es gegen die jetzigen Zeiten ſehr 
wohlfeile Zeit war. Seit dieſer Zeit ſind aber die Preiſe aller 
Lebensmittel von Zeit zu Zeit geſtiegen und alles iſt ſehr teuer 
geworden. Ehedem konnte man z. B. ein Quartier um eine jähr⸗ 
liche Miete von 10—12 Rthlr. jährlich bekommen, und jetzt be⸗ 
kommt man faſt gar nicht ein Quartier, was nur 10—12 Rthlr. 
jährlich koſten ſollte, zu ſehen, vielmehr muß man für ein ſolches 
Quartier 18, 20 bis 24 Rthlr. bezahlen. Unmöglich, daß wir bei 
einem Tagelohn von 9 Groſchen beſtehen und davon leben können, 
geſchweige denn daß wir, die wir verheyrathet ſind und Kinder 
haben, davon unſere Frauen und Kinder ernähren können. 


ae Es ee 
Allergnädigſter König und Herr! Aus größter Not gedrungen 
werfen wir uns Ew. Königl. Majeſtät zu Füßen uſw. 
Unter Friedrich Wilhelm II. (17861797), unter 
dem ſo viel verdarb, wurde auch die ſtädtiſche Bodenpolitik im 
weſentlichen der Privatſpekulation überlaſſen. 


13. Agrar- und Bergrechl. 


amuel Pufendorf wurde am 8. Januar 1632 in 


Dorfchemnitz geboren, erhielt 1661 die erſte deutſche 
Profeſſur für Natur- und Völker⸗Recht in Heidelberg. Er kam 
ſpäter als Brandenburgiſcher Geh. Rat nach Berlin, wo er am 
26. Oktober 1694 ſtarb. Er iſt der Begründer der Brandenburg⸗ 
Preußiſchen Geſchichtſchreibung. Nach ihm findet die unbedingte 
Gewalt jedes Fürſten in der Verwaltung des Domänenbeſitzes 
ihre Grenzen. Er dürfe zwar über ihren Ertrag verfügen, nicht 
aber die Domänen ſelbſt verkaufen. Der Große Kurfürſt 
teilte die Meinung ſeines Rates. Ihm gelang es, die alte ſchwere 
Domänenſchuld im weſentlichen abzuſtoßen. 

Friedrich Wilhelm J. legte am 13. Auguſt 1713 für 
alle Zeiten die Unveräußerlichkeit der preußiſchen Domänen feſt. 


In jedem Fall fei eine ſolche Veräußerung als rechtsungültig zu 


betrachten. Wenn ein König doch Domänen weggäbe, ſolle jeder 
Nachfolger in der Königswürde ſie ohne Entſchädigung zurück⸗ 
fordern können. Trotz ſeiner ſprichwörtlichen Sparſamkeit hat er 


von 1713-1732 für 5 000 000 Taler neue Staatsgüter erworben. 


In Oſtpreußen und Litauen gehörten 1740 dem Adel etwa 48 000, 


dem Staate aber etwa 123 000 Hufen. Namentlich der Ertrag 


der Domänen ermöglichte es Friedrich Wilhelm I. den 
Staatsſchatz, den er in Höhe von 1000000 Talern vorgefunden 
hatte, auf 10 000 000 Taler zu erhöhen. 

In einer Zeit, in der die meiſten andern Staaten in immer 
größere Schulden hineinkamen, war dieſe geſunde wirtſchaftliche 
Grundlage die erſte Vorausſetzung für den Aufſtieg Preußens. 

Unter Friedrich dem Großen war faſt ein Drittel 


der geſamten Bodenfläche Preußens Domänenbeſitz. Dieſer war j 
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erſt zum kleinen Teil ein Großbetrieb im heutigen Sinne. Auf 


ihm ſaßen noch zahlreiche Vollbauern, Halbbauern und Koſſäten, 
die das verhältnismäßig kleine Gut mitbeſtellten. Durch den 


großen Staatsbeſitz konnte der König auch wichtige Kultur⸗ 


fortſchritte erreichen. Der private Großgrundbeſitz widerſtrebte 
vielfach. Es gehört zum Kapitel der „Sachverſtändigen“, daß 
3. B. die Großgrundbeſitzer der kurmärkiſchen Kammer dringende 
Vorſtellungen erhoben gegen Friedrichs Beſtrebungen, den Kar⸗ 
toffelbau zu fördern: Es drohe dadurch in dem getreidearmen 
Brandenburg ſichere Hungersnot! — 

Auf ſeinen Domänen ſetzte der König auch den Hebel an, 
um die Lage der Bauern zu verbeſſern. Bei allen Neuverpach⸗ 
tungen ſollten „die Untertanen“ gefragt werden, ob ſich die 
Pächter „eigennütziger Bauernplackerei“ ſchuldig gemacht hätten. 


1749 erließ der König das „Bauernſchutzedikt“, das 


die Gutsherren bei 1000 Taler Strafe verpflichtete, die bäuer⸗ 

lichen Stellen zu konſervieren (erhalten), ſie mit bäuerlichen 

Wirten beſetzt und im Stande zu erhalten, ihre öffentlichen und 

gutsherrlichen Laſten tragen zu können. 

Was dieſer Schutz bedeutete, ſollte erſt offenbar werden, 
als er gefallen war und der Großgrundbeſitz von 1811—1860 allein 
in den oſtelbiſchen Provinzen 1 Million ha = 4 Millionen Mor⸗ 
gen Bauernland aufſog. Aber des Königs Abſicht ging noch 
weiter. Er wollte die Leibeigenſchaft ganz beſeitigen. Es gelang 
ihm nicht; aber der Gedanke bewegte ihn bis zu ſeinem Ende. 
Noch in ſeinem Sterbemonat, am 1. Auguſt 1786, ſchrieb er an 
den Kammerpräſidenten zu Königsberg Freiherrn von der 
Goltz: ö 

Es iſt ferner die Frage, ob nicht alle Bauern in Meinen 


Aemtern aus der Leibeigenſchaft geſetzet und als Eigentümer 
auf ihren Gütern angeſetzet werden können? 


Friedrich der Große hat nach dem Mittelalter die größte 
deutſche Siedlungsarbeit vollbracht. Außer zahlreichen Einzel— 
gehöften hat er über 900 deutſche Dörfer angelegt und mehr als 
72000 Familien mit rund 350000 Menſchen „ediktmäßig auf Grund 
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der Koloniſationsbenefizien etablieret“. Beſonders groß war jeine 
Freude über die Provinzen, die er gewann, ohne einen Mann zu 
verlieren, indem er das Oder-, Warthe- und Netze⸗Bruch urbar 
machte. Dadurch, daß er dabei den Bodenpreis niedrig hielt, 
konnte er leiſtungsfähige Bauernſtellen ſchaffen, trotzdem der 
Arbeitslohn für die Urbarmachung ſehr hoch war. Er betrug zum 
Teil 12 Groſchen den Tag, alſo ſo viel, wie etwa 32 Pfund Brot 
oder 8 Pfund Schweinefleiſch koſteten. 

Jede Spekulation mit dem Boden wollte der König aus⸗ 
geſchloſſen wiſſen. Ein Aufkaufen der einzelnen Siedlungsſtellen, 
ein Bilden von Großgrundeigentum auf der einen, von landloſem 
Proletariat auf der anderen Seite, ſollte durchaus vermieden 
werden. So beſtimmt ein Schreiben der Neumärkiſchen Kammer 
an das Amt Drieſen vom 9. September 1776: 

Es iſt unterſchiedlich vorgekommen, daß einige Coloniſten 
oder andere Particuliers mehrere Looſe von einzelnen neuen 

Coloniſten⸗Familien und Etabliſſements zuſammenkaufen und als⸗ 


dann, anſtatt dieſe Familien, andere mit geringeren Etabliſſements 


ansetzen, die zu Coloniſten⸗Familien deſtinierte Grundſtücke aber 
ſelbſt nutzen. Da aber hieraus die üblen Folgen entſtehen, daß 
ſtatt der nach dem Etabliſſements⸗Plan mit eigenen Grundſtücken 
angeſetzte Familien, nur Mietlinge oder Inſtleute eintreten und 
die Anzahl wohl etablierter Familien weniger, mithin die Bevölke⸗ 
rung verringert wird, ſo wird hierdurch nicht nur dergleichen An⸗ 
kauf mehrerer Colonien und Etabliſſements pro futuro bei Verluſt 
derſelben zur anderweitigen unentgeltlichen Austhuung auf das 
ernſtlichſte unterſaget, ſondern auch feſtgeſetzet, daß 
diejenigen, welche dergleichen zeithero an ſich gebracht, ſolche bei 
gleicher Beahndung längſtens auf Trinit. ann. futur. ver- 


äußern müſſen, damit alsdann die planmäßige Anzahl mit 


hinlänglich etablierten Familien wieder ergänzet befunden werde. 
Der König mißbilligte jeden Handel mit den verliehenen 
Stellen. Am 23. März 1780 erklärte er, 


daß der ernſte und gnädige Wille Unſerer höchsten Perſon 
dahingehe, daß die Coloniſten ihre Loſe ſchlechterdings nicht ver⸗ 


kaufen ſollen, ſondern vielmehr auf ihre Kinder und Kindeskinder 4 


bringen müſſen. 
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Auch der Hypothekarfrage auf dem Lande wandte er ſeine 
Aufmerkſamkeit zu. Schon am 14. Juli 1749 beſtimmte er in 
der „Konſtitution von Schleſien und der Grafſchaft Glatz“, daß 
Bauerngüter nie über 50% des gemeinen Wertes verſchuldet 
werden dürfen. Am 5. Mai 1769 dehnte er dieſe Beſchränkung 
aauf die Rittergüter aus. Um nach dem ſiebenjährigen Kriege 
die Güter ſeiner Offiziere vor dem Zuſammenbruch zu retten, 


; : ſchuf er die „Landſchaften“, d. h. öffentlich⸗rechtliche genoſſenſchaft⸗ 


liche Anſtalten, die ſich ſelbſt in ſchweren Zeiten bewährt haben. 
Auch dem Mißbrauch mit den Schätzen der Erde trat Fried⸗ 
rich der Große entgegen. Nach dem furchtbaren Verfall 
des 30jährigen Krieges erholte ſich der Bergbau nur langſam. 
Bald nach dem jährigen Krieg aber ſchritt der König zu einer 
Regelung des Bergweſens in drei im weſentlichen übereinſtimmen⸗ 


a den Bergordnungen: für Cleve und Mark 1766, für Schleſien 


und Glatz 1769 und für Magdeburg und Halberſtadt 1772. Da⸗ 
nach konnten die Königl. Bergämter allein alle Beamten, Schicht⸗ 
meiſter und Steiger anſtellen und entlaſſen und Löhne und Preiſe 
beſtimmen. Auch im Allgemeinen Landrecht wurde an dieſer 
Auffaſſung feſtgehalten. Danach hatten die Königl. Bergbehörden 
auch die Feſtſetzung der Gewinne, die an die Gewerke zu verteilen, 
die Zubußen, die ſie in Verluſtjahren zu leiſten, die Feſtſetzung der 
Kohlenpreiſe, die Annahme und Ablohnung der Beamten und 
Arbeiter zu regeln. Friedrich der Große war auch der erſte, der 
ſtaatliche Bergwerke in Oberſchleſien in Betrieb nahm. — 

Trotz vieler Anläufe aber wurde eine weſentliche Verbeſſe— 
rung der Lage der Landbevölkerung nicht herbeigeführt. 

Im Herzogtum Pommern ⸗Stettin erklärte „die 
Bauern⸗ und Schäferordnung“ von 1616: 

Die Bauern find in unſerem Land keine Erbzins⸗ und Pacht⸗ 
leute, ſondern Leibeigene (homines proprii et coloni glebae 
adscripti). Sie und ihre Söhne ſind nicht mächtig, ohne Vor- 
wiſſen der Obrigkeit und Erlaſſung der Leibeigenſchaft von den 
Höfen und Hufen ſich wegzubegeben. Demgemäß gehören die 
Hufen, Aecker, Wieſen einzig und allein der Herrſchaft und 

Obrigkeit jedes Ortes, und die Bauern müſſen, wenn die Herr- 
155 


ſchaft die Höfe, Aecker und Wieſen wieder zu ſich nehmen oder 
den Bauern auf einen anderen Hof e will, ohne alles 
Widerſtreben folgen. 


Unter ſchwediſcher Fremdherrſchaft wurden diese Grundſätze 
mit aller Schärfe durchgeführt; ja der ſchwediſche König ſelbſt 
mußte 1720 jede Anwerbung eines vorpommerſchen Leibeigenen 
für das ſchwediſche Heer verbieten, „weil von den Landſtänden 
vorgeſtellt worden, daß die leibeigenen Untertanen nichts an⸗ 
deres als ein in den Gütern ſteckendes und bei der 
Uebernahme mit angeſchlagenes Kapital ſeien!“ Es fehlt nicht 
an Fällen, in denen der ehemals freie Bauer wie eine Ware 
verhandelt wird. 1723 verkaufte ein Herr v. Grabow einen Leib⸗ 
eigenen, dem er zürnte, an den Baron Putbus auf Rügen für 
80 Pfund erb- und eigentümlich. So wird 1735 die Untertanin 
Guſta Haſſen aus Panſewitz zuſammen mit 4 Stuten „zu des Herrn 
Generallieutenant von Schwerin Eigentum und Dispoſition ab⸗ 
gefolget“, und 1768 hat das Heiliggeiſtkloſter zu Stralſund von 
der St. Nikolaikirche daſelbſt den Untertanen Joachim Friedrich 
Scheel nebſt Frau und Kindern ſowie ſeinen Bruder für 120 
Pfund „erbeigentümlich an ſich erhandelt.“ 

In Mecklenburg hatten nicht weniger als neun Be⸗ 
hörden den Peitſchenzwang über die Dominialuntertanen: vom 
Wirtſchaftsſchreiber, Hofjäger, Pächter, dem Kreisamt bis zum her⸗ 
zoglichen Kabinett. Die Kammer erklärte noch in einer Eingabe 
an den Herzog vom 3. Auguſt 1775: 


Ohne dergleichen Züchtigung läſſet ſich in et: Bauerwirt⸗ 
ſchaft ſchlechthin nichts beginnen. 


Der Wariner Droſt von Suckow nannte 1801 die Peitſche 
ein „Mordinſtrument“ und erhoffte vom Herzog, dieſer werde ſeine 


gutmütigen Untertanen von einer Plage befreien, die jähr⸗ 
lich gewiß mehr Menſchen in das Grab geſchickt hat, als 
man glaube. 


Der Schwaaner Amtshauptmann Maneke nennt in ſeiner 
Denkſchrift 1805 die Behandlung der Bauern eine „viehiſche“: 
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Der Bauer ſah dieſem täglichen Elende, dem er nicht fteuern 
konnte, mit angeborener Unempfindlichkeit und in der Überzeugung 
zu, daß, wenn er nichts mehr habe, das Ree Amt Vieh und 
Korn hergeben müſſe. 


Dabei lernte er natürlich die Kunſt der Verſtellung, die ihm 
oft mehr einbrachte als ehrliche Arbeit. Die beſten Elemente ſuchten 
ihrem Los zu entgehen. Umſonſt hatte ein Edikt von 1696 in 
Schwediſch Pommern gedroht, daß geflohenen Gutsuntertanen der 
Scharfrichter ein Brandmal auf die Backen brennen ſolle. Umſonſt 
ließ noch 1795 die Mecklenburger Ritterſchaft 50 Peitſchenhiebe 
Strafe den auswärts weilenden Untertanen androhen, die nicht die 
ihnen zuſtehende Erbſchaft einer freigewordenen Bauernſtelle 
antreten würden. Wer konnte, entfloh nach Preußen. Friedrich 
der Große weigerte ſich, die Flüchtlinge auszuliefern. Er nahm 
ſie gern für ſeine große Innenſiedlung. 1774 waren allein im 
Warthe⸗ und Netzebruch 739 Mecklenburger angeſiedelt. 

Und doch ſtand es auch in Preußen um das Bauern-⸗Recht 
trübe genug. Noch 1746 verlangte ein oſtpreußiſcher Edelmann von 
der Stadt Königsberg die Auslieferung eines Handwerkers, der 
ohne ſeine Erlaubnis von ſeinem Gute in die Stadt gezogen war. 
Da er des Handwerkers nicht habhaft werden konnte, beſchlag⸗ 
nahmte er eine dieſem zugefallene Erbſchaft als Entſchädigung. 

Bodeneigentum konnten die Bauern nie gewinnen, höchſtens 
fahrende Habe. Am 30. Dezember 1764 erklärt die Bauernord⸗ 
nung für das preußiſche Pommern: 

Obgleich die Bauern in Pommern keine leibeigenen Sklaven 
ſind, die da verſchenkt, verkauft oder als res in commercio traktiert 
(Handelsware behandelt) werden könnten, und fie deshalb auch, 
was ſie durch ihren Fleiß und Arbeit außer der Hofwehr erwerben, 
als ihr Eigentum beſitzen, darüber frei disponieren können und 
auf ihre Kinder vererben; ſo iſt doch dagegen auch außer Streit, 
daß Acker, Wieſen, Gärten und Häuſer, welche ſie beſitzen (wo nicht 
in einigen Dörfern ein Anderes durch Kaufkontrakte oder 10 aus⸗ 
drücklich feſtgeſetzt ijt) der Herrſchaft des Gutes als res soli (Boden⸗ 

beſitz) eigenthümlich gehören. 


Ein Licht auf die Rechtslage der Mehrzahl der preußiſchen 


Bauern wirft die Schrift: „Lehnsherr und Dienſtmann“, die 
F. von Münchhauſen auf Steinberg 1793 erſcheinen ließ. 
Trotzdem er die Adelsvorrechte verteidigte, erklärte er es für 
unerträglich: 


Wenn die Frone, die täglich angeſagt werden kann, ihn 
außer Stand ſetzt, einen gewiſſen Plan für ſeine eigene Arbeit 
zu entwerfen. 

Wenn ſie dann am ſicherſten angeſagt wird, wenn er zu 
Hauſe alle Hände voll zu tun hat. 

Wenn dann eine unnütze, am Ende wohl gar nicht vorge⸗ 
nommene Arbeit gefordert, jede Vorſtellung als Widerſpenſtig⸗ 
keit verworfen, jedes Ausbleiben gezüchtigt wird. 

Wenn er ein Prunkgebäude aufführen helfen muß, indes 
ſeine eigene Hütte verfällt. 

Wenn er oft eines leeren Höflichkeitsbriefes wegen als Bote 
ausgeſchickt wird, indes vielleicht ſeine ſterbende Mutter nach ihm 
verlangt. 

Wenn er auf der Frone arbeiten ſoll, unterdeſſen ſein Haus 
brennt. (Geſchah am 18. März 1790.) 

Die Frone leiſtet der Vater zeitlebens und vermacht die 
drückende Bürde dem Sohn und dem Enkel; von ihr iſt keine Er- 
löſung. 


Weſtlich der Elbe war die Lage der Landbevölkerung beſſer. 
Welche Abgaben und Laſten aber auch ſie zu tragen hatte, zeigt 
z. B. die „Zehnt⸗Ordnung“ für das Herzogtum Cleve vom 
7. Februar 1793. Sie umfaßt 

1. den Ackerzehent, 2. den Sack⸗ ⸗Zehent, 3. den Heu⸗ und 


Wieſen⸗Zehent, 4. den Blut⸗Zehent, 5. den Fiſch⸗Zehent, 6. den 
Holz⸗Zehent, 7. den Torf⸗Zehent. : 


Welche Wirkung dieſer Zuſtand auf die Sandbebsttenng 
ausüben mußte, läßt ein Wort von Scharnhorſt im „Neuen 
Militäriſchen Journal“ 1792 (S. 254) erkennen: 


Unſer Soldat lebt gegen den Bauern im Celliſchen und 
Lüneburgſchen im Überfluß. Dieſer ißt nichts als Brod und Klöße 
von Buchweitzenmehl, Kartoffeln u. d. gl. Rockenbrod wäre ihm 
eine Delicateſſe. Wie träge und elend ſind dieſe Leute gegen 
den Soldaten. : 


5 


14. Bildungspolilik. 
enn man die merkantiliſtiſche Auffaſſung folgerichtig zu Ende 
dachte, mußte man zur Forderung einer allgemeinen 
Volksbildung kommen: Macht erfordert Soldaten, Sol⸗ 


daten erfordern Geld, Geld erfordert blühenden Gewerbefleiß. 


Hochwertige Arbeitserzeugniſſe ſetzen einen Arbeiterſtand voraus, 
der ein gewiſſes Maß von Bildung beſitzt. 

Der fromme Ernſt von Gotha hat noch mitten im 
30jährigen Krieg mit einer Reform des Volksſchulunterrichts 
in ſeinem Herzogtum begonnen, die im „Schulmethodus“ von 
1642 zum Ausdruck kam und überaus ſegensreich wirkte. 

Es ijt Geiſt von Herzog Ernſt, der ſeinen Schützling Veit 
Ludwig von Seckendorff in ſeinem „Teutſchen Fürſten⸗ 
ſtaat“ fordern läßt: 

Es darff keines weitläufftigen anführens, ſondern iſt aller⸗ 
dings bekannt, und bey allen völckern, die ihre vernunfft wohl 
gebrauchen, geſchweige denn bey chriſtlichen policeyen, zu jeder 
zeit gäntzlich dafür gehalten worden, daß an auferziehung der 
jugend in einem regiment ſehr viel gelegen: Ja, daß von den leuten 
ſelten ein ander leben, thun und wandel zu hoffen ſey, als wozu 
ſie von kindesbeinen an erzogen und gewehnet worden. Iſt nun 
ſolche erziehung und gewehnung gut und tauglich, ſo hat man 
ſich auch redlicher und geſchickter leute beym regiment in allen 
ſtänden: Widrigenfalls aber nichts anders, als eines unartigen 
und wilden weſens zu verſehen. 


Dieſe Worte, womit das Kapitel von „Beſtellung, Ordnung 
und Beſchaffenheit der Schulen“ beginnt, fanden in den meiſten 
deutſchen Staaten aber ſo wenig Anklang, daß Simſon von 
Biechling, der den „Teutſchen Fürſtenſtaat“ 1737 „mit Fleiß 
verbeſſert und mit dienlichen Anmerkungen“ verſehen hat, hier eine 
ſolche voll bitterer Müdigkeit für „dienlich“ hält: 

Hierbey kann ich nun nicht umhin, dieſes zu erinnern, daß 
große herren nicht allein, ſondern auch niedere obrigkeiten faſt 
nichts vor unanſtändiger halten, als fic) um das ſchul— 
weſen zu bekümmern: Es iſt auch in der meiſten augen nichts 
verachteter als ein ſchulmann; daher es denn kömmt, daß die wenig 
ſten mit hinlänglichen beſoldungen verſehen, wie ich denn deren 
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angetroffen, die den bauern das viehe gegen ein ſtück brod ge⸗ 
hütet haben. Daher kömmt es auch, daß keiner zu ſchul⸗dienſten 
ſich bequemet, ohne der zu andern dienſten nicht tüchtig iſt, da doch 
umgekehrt zu den ſchulen die tüchtigſten leute ſollten genommen 
werden, in betracht dem gemeinen weſen ſo viel an rechter zube⸗ 
reitung der jugend gelegen iſt. Ich ſage aber faſt, es werde auch 
dieſes vor die lange weile erinnert jen, wenn moh Gott die hertzen 
chriſtlicher obrigkeit erwecket. 


Noch 1774 ſtellt die „Seinsheimſche Schub ene als 
Ziel der Volksſchul⸗Bildung auf: die Untertanen zu befähigen, 
Bittgeſuche in einer Schreibart abzufaſſen, die „nicht nieder⸗ 
trächtig, doch auch nicht viel gekünſtelt“ ſei. Zu den Beſten 
gehörten die Hohenzollern. Friedrich Wilhelm I., 
der für die Wiſſenſchaft wenig und für die Kunſt wo⸗ 
möglich noch weniger Verſtändnis zeigte, forderte von den 
Verwaltungsbeamten, daß ſie beim Eintritt ins Amt „die Prin⸗ 
cipia und Fundamenta des Cameral⸗, Policey⸗ und ökonomiſchen 
Weſens ſchon inne hätten“. Um die Erwerbung ſolcher Kenntniſſe 
zu ermöglichen, ſchuf er als der erſte Fürſt 1727 in den preußiſchen 
Univerſitäten Halle und Frankfurt a. O. beſondere Lehr⸗ 
ſtühle für Nationalökonomie oder, wie es in jener Zeit hieß, 
Cameralwiſſenſchaft (Camera = Kanzleikammer, fürſtliche Schatz⸗ 
kammer). Er übertrug die erſten Profeſſuren einem Juriſten 
und einem Hiſtoriker. In Frankfurt a. O. wurde auch 1729 die 
erſte volkswirtſchaftliche Zeitſchrift in Deutſchland herausgegeben, 
die „Okonomiſche Fama“. Durch ſeine „Principia regulativa“ 
vom 1. Auguſt 1731 legte er auch den Grund zur preußiſchen 
Volksſchule. Vielfach wird die Armenſchule mit den Manufak⸗ 
turen verbunden. So plant es ſelbſt Peſtalozzi in ſeinen 
erſten Verſuchen auf dem Neuhof. Und ſo beſtimmt am 31. Auguſt 
1799 Friedrich Wilhelm III. die Ausbildung der Garniſonſchulen 
zu Induſtrieſchulen, damit die Soldatenkinder ein Handwerk er⸗ 
lernen, zugleich aber „monatlich 2, 3, 4, ja ſogar 5 Taler und 
darüber durch ihre Arbeit verdienen“. 

In den führenden Schichten wächſt das Bedürfnis nach 
Kenntniſſen auf dem Gebiet der Naturwiſſenſchaften und der 
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Technik. 1747 gründet Hecker in Berlin die erſte „öonomiſch⸗ 
mathematiſche“ Realſchule. Dem gleichen Beſtreben entſprang 
die Bewegung der Philantrophen, eines Baſedow, eines Salz— 


mann uſw. Die Erziehungsfragen nehmen am Ausgang dieſer 
Zeit einen weiten Raum ein. Die beſten Geiſter wandten ſich 
hoffnungsvoll dieſer Arbeit zu. Als Fichte während der franzö⸗ 
ſiſchen Beſetzung Berlins ſeine „Reden an die deutſche Nation“ 


hielt, da wies er auf Peſtalozzi hin als auf den Mann, von deſſen 
Erziehungsarbeit der Geiſt der Rettung verheißenden Neuwer⸗ 
dung ausgehen könne, und prophethiſch klingt ſein Wort: 

Ein Volk, welches bis in die unterſten Schichten hinein die 
tiefſte und vielſeitigſte Bildung beſitzt, wird zugleich das mäch⸗ 
tigſte und glücklichſte ſein unter den Völkern ſeiner Zeit, un⸗ 
beſiegbar für ſeine Nachbarn, beneidet von den Zeitgenoſſen 
oder ein Vorbild der Nachahmung für ſie. 


Aber alle Volksbildungsbeſtrebungen konnten über taſtende 


Anfänge nicht hinauskommen, ſolange Freiheit und Selbſtverant⸗ 


wortlichkeit der einzelnen Perſönlichkeit keine Entfaltungsmög⸗ 
lichkeit fanden. Wie weit hier kurzſichtiges Beamtentum glaubte 
gehen zu können, zeigt ein Edikt aus dem wegen ſeiner Bildungs⸗ 
beſtrebungen gerühmten Weimar von 1736: 

Das vielfache Räſonnieren der Untertanen wird hiermit 
bei halbjähriger Zuchthausſtrafe verboten, und haben die Be⸗ 
amten ſolches anzuzeigen. Maßen das Regiment von Uns 
und nicht von den Bauern abhängt und Wir keine Räſonneure 
zu Untertanen haben wollen. 

Chriſtian Wolff (24. Januar 1679 bis 9. April 1754) wurde um 
ſeiner philoſophiſchen A chauungen willen von Friedrich Wilhelm I. 
ſeiner Profeſſur in Halle entſetzt und ihm bei Todesſtrafe befohlen, 
die preußiſchen Staaten zu verlaſſen. Unter Friedrich II. kehrte 


er zurück und ſtarb als Kanzler der Univerſität Halle. Selbſt dieſer 


freigerichtete Philoſoph führt in ſeinem einſt viel geleſenen Buche 
„Vernünftige Gedanken von dem Geſellſchaftsleben der Men⸗ 
ſchen und inſonderheit dem gemeinen Weſen, oder Buch über die 
Politik“ (1725) Grundſätze aus, die jede ee der 
Menſchen aufheben: 


n 


§ 275. Die Anzahl der Innwohner wird vermehrt, ent. 
weder durch Erzeugung der Kinder oder durch Niederlaſſung der 
Fremden im Lande und durch Friſtung des Lebens aller zuſammen. : 
Derowegen, wo man darauf zu ſehen hat, daß die Anzahl der Inn⸗ 
wohner vermehrt werde, hat man vor allen Dingen dafür zu 
ſorgen, daß Mannsperſonen bald in den Stand kommen, Weib 
und Kinder zu ernähren, und diejenigen, ſo in dem Stande 
ſind, dazu angehalten werden, daß ſie bei Zeiten heiraten. 

§ 276. Weil man verbunden iſt, dafür zu ſorgen, daß in 
einem Lande ſo viele Untertanen ſind, als zur Beförderung der 
gemeinen Wohlfahrt und Sicherheit des Landes erfordert wird, 
ſo darf man auch nicht verſtatten, daß einige nach ihrem 
Gefallen aus dem Lande ziehen, und ſich anderswo niederlaſſen. 

§ 282. Da nun nicht möglich iſt, daß alle genug Arbeit haben, 
ſo viel nämlich, bis zu ihrem Unterhalt erfordert wird, wenn in 
einem gewiſſen Stande, er mag Namen haben, wie er will, z. E. 
in einem Handwerk, der Leute zu viel werden, ſo hat man 
auch die Anzahl in jedem Stande, nach Erforderung der Um⸗ 
ſtände zu determinieren (beſtimmen). 

§ 331. Damit nun im Kaufen und Verkaufen aller Betrug 
deſto leichter vermieden werde, ſo müſſen nicht allein die Waren, 
die man zu verkaufen hat, beſehen werden, ob ſie tüchtig ſind, 
oder nicht, ſondern man muß ihnen auch einen gewiſſen 
Preis ſetzen, dabei beides, Käufer und Verkäufer beſtehen 
kann. Wenn dieſes nicht geſchieht, ſo können diejenigen, welche 
die Waren nicht verſtehen, leicht betrogen, oder doch wenigſtens 
in dem Preiſe überſetzt werden, und die Verkäufer können ohne 
Not Teuerung machen, wenn die Käufer die Waren nötig haben. 


§ 334. Es ſind nicht allein reiche Leute zu arbeiten, 
ſondern, wenn jie dazu, geſchickt ſind, auch Wiſſenſchaft und 
Künſte zu verbeſſern und zu erweitern verbunden. Dero wegen 
ſoll man zuſehen, daß nicht leicht im gemeinen Weſen Leute 
geduldet werden, die von bloßen Zinſen oder auch anderen 
Renten leben, wenn ſie entweder ihrem Stande gemäße Arbeit 
zum gemeinen Beſten verrichten, oder Wiſſenſchaften und Künſte 
in Aufnahme zu bringen geſchickt ſind. 

§ 384. Da man zur Notdurft des Leibes Speiſe, Trank und 
Kleidung braucht, auch ein jeder verbunden iſt, bei Nahrung und 
Kleidung ſich nach ſeinem Stande zu richten, ſo hat man nicht 
allein zu veranſtalten, daß ein jeder alles dasjenige für einen 
billigen Preis haben kann, was er zu ſeiner Nahrung und Kleidung 
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braucht, ſondern auch darauf Acht zu haben, daß ſich niemand, 
weder im Eſſen und Trinken noch in Kleidung über ſeinen 
Stand erhebe. — 


15. Wahrheit und Irrkum des Merkankilismus. 


. Dir Merkantilſyſtem hat zweifellos während des Werdens 


und Wachſens der modernen Nationalſtaaten in der Hand 
weitſehender, tatkräftiger Staatsmänner Segen geſtiftet. Das 
ganze Syſtem aber darf nur als Erziehungsſyſtem ein 
Recht beanſpruchen. Jede Erziehung aber muß bewußt als 
letztes Ziel erſtreben, den Erzieher überflüſſig zu machen. Der 


Zögling muß wachſen; er kann es aber nur in dem Maße, in 


dem der Erzieher zurücktritt. Wieviele Zwiſte weckt dieſes Weſen 
aller Erziehung nicht ſchon im engſten Kreiſe der Familie dann, 
wenn Vater⸗ und Mutter⸗Liebe auch das erwachſene Kind noch 
lediglich als Zögling zu behandeln verſucht! 

Darf man nun von einer Beamtenherrſchaft überhaupt 
wirkliche Erziehungsarbeit erwarten, d. h. ein planmäßiges 
Vermindern der eigenen Machtbefugniſſe, ein bewußtes Sich⸗ 
ſelbſtbeſchränken und Überflüſſigmachen? Und wenn beſonders 
begabte und ehrliche Fürſten und Staatsmänner dieſes Ziel 
erkennen und erſtreben, wer bürgt dafür, daß nach ihrem Tode 
dieſe Bahn nicht verlaſſen wird? Iſt es nicht in der Natur der 
Dinge begründet, daß alles Beamtentum, das nicht ſtändig dem 
öffentlichen Urteil unterliegt, zur Bureaukratie werden, d. h. in 
Schematismus und Formalismus auslaufen muß, ein ſchwerer 
Hemmſchuh für jede Entwicklung? Kamen die Machtmittel des 
unumſchränkten Fürſtenſtaates aber in die Hände von unfähigen 
oder gar unehrlichen Beamten, dann mußte dieſes ganze Syſtem 
ein furchtbares Mittel der Willkür und der Ausbeutung werden. 

Kant, der am Ausgang dieſes Syſtems lebte, urteilte 1793 
in ſeiner Abhandlung über den Gemeinſpruch: Das mag in der 
Theorie richtig ſein, taugt aber nicht für die Praxis. 1793. (2. Vom 
Verhältnis der Theorie zur Praxis im Staatsrecht): 

Eine Regierung, die auf dem Prinzip des Wohlwollens 
gegen das Volk als eines Vaters gegen ſeine Kinder errichtet 
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wäre, d. i. eine väterliche Regierung (imperium paternale), wo alſo 
die Untertanen als unmündige Kinder, die nicht unterſcheiden 
können, was ihnen wahrhaftig nützlich oder ſchädlich iſt, ſich bloß 
paſſiv zu verhalten genötigt ſind, um, wie ſie glücklich ſein ſollen, 
bloß von dem Urteile des Staatsoberhauptes, und, daß dieſer es 
auch wolle, bloß von ſeiner Gütigkeit zu erwarten, iſt der 
größte denkbare Deſpotismus (Verfaſſung, die alle Frei⸗ 
heit der Untertanen, die alsdann gar keine Rechte haben, auf⸗ 

hebt). Der Souverän will das Volk nach fene Begriffen 
glücklich machen und wird Deſpot. — 


Als grundſätzlicher Irrtum iſt namentlich die einſeitige 
Auffaſſung von der Bedeutung der „günſtigen Handelsbilanz“ 
zu erwähnen. Daß eine bloße Vergleichung der Einfuhr⸗ und 
Ausfuhrzahlen nicht zu einem Werturteil genügt, läßt ſich an 
einem einfachen Beiſpiele klarmachen. Nehmen wir an: 
ein Schiff, das für 50 000 „ Tuche, Glas, Schmuck an Bord 
hat, verläßt einen deutſchen Hafen und vertauſcht dieſe Werte in 
Afrika gegen Elfenbein, Palmenkerne uſw. im Werte von 100 000K 
und kehrt mit dieſer Ladung zurück. In der Statiſtik würde dieſer 
Vorgang ſich wie folgt darſtellen: Ausfuhr 50 000 M Wert, Ein⸗ 
fuhr: 100 000 6. Der Durchſchnittsſtaatsmann merkantiliſtiſcher 
Schulung, der in jeder Einfuhr einen Kauf fremder Waren 
gegen eine Abgabe inländiſchen Geldes und in jeder Ausfuhr 
eine Abgabe inländiſcher Waren gegen einen Gewinn fremden 
Geldes zu ſehen geneigt war, mußte aus dieſen Zahlen ſchließen 
auf einen Verluſt an Volksreichtum von 50 000 „. In Wahrheit 
liegt die Sache doch gerade umgekehrt. 

Natürlich können nicht alle Zahlen des Handels nach dieſem 
Beiſpiel gewertet werden. Jedenfalls ſind dieſe Zuſammenhänge 
viel verwickelter, als die Durchſchnitts⸗Staatsmänner jener Zeit 
dachten. 

Ein folgenſchwerer Irrtum war auch die Auffaſſung, als 
ob eine künſtliche Niedrighaltung der Löhne eine Vorbedingung 
erfolgreicher Ausfuhr ſei. Man vergaß, daß von der Lohnhöhe 
die Lebenshaltung der großen Maſſe des Volkes abhängt, d. h. 
zuletzt auch die Fähigkeit des Innenmarktes, Erzeugniſſe des 
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Gewerbes und der Landwirtſchaft aufzunehmen. Der Innen⸗ 
markt muß auch bei blühender Ausfuhr die Grundlage des ganzen 
Wirtſchaftsaufbaues bleiben. Mit der Höhe der Löhne wird aber 
nicht nur die Aufnahmefähigkeit der Gewerbeerzeugniſſe, ſondern 

auch das Maß von Geſundheit und Bildung der Vollsſchichten be⸗ 
ſtimmt. Hochſtehende Arbeit ſetzt einen hochſtehenden leiſtungs⸗ 
fähigen Arbeiterſtand voraus. Nicht Länder mit niedrig ent⸗ 
lohnten Arbeitern, ſondern Länder mit den höchſt entlohnten 
Arbeiterſchichten, wie Amerika und England, ſtehen im wichtigſten 
Wettbewerb mit unſerer Induſtrie. Ob allerdings die Forderung 
einer hohen Lebenshaltung, d. h. auch hoher Löhne, als Vor⸗ 
bedingung ſiegreichen gewerblichen Wettbewerbs, nicht eine 
weſentliche Umwandlung erfährt, wenn die gelbe Raſſe mit 
ihren ganz anderen Lebensgewohnheiten auf den Weltmarkt 
tritt, muß die Zukunft lehren. 

Die verhängnisvollſte Folge der merkantiliſtiſchen Auffaſſung 
war die Vernachläſſigung der Landwirtſchaft. Wurde ſie auch von 
geſunden Naturen, wie von den preußiſchen Soldatenkönigen, 
als verderblich empfunden, ſo lag ſie doch im Weſen eines Syſtems, 
das auf Anſammlung des Geldreichtums übertriebenen Wert 
legte. Dieſe Vernachläſſigung mußte überall eintreten, und über 
kurz oder lang zur Geltung kommen, wo Durchſchnittsmenſchen 
— und das ſind zuletzt immer die maßgebenden — nach den An⸗ 
ſchauungen dieſes Syſtems die 1 zu beeinfluſſen 
hatten. 


V. Die Phyſtokraten. 


1. Die Enkwicklung in Preußen und Frankreich. 


in hervorragender Staatsmann ſeiner Zeit war Karl 

Auguſt Struenſee von Carlsbach (geboren 18. Au⸗ 
guſt 1735, geſtorben 17. Oktober 1804). Er war ein Bruder des 
durch ſeinen ſchnellen Aufſtieg und noch mehr durch ſeinen jähen 
Sturz bekannten däniſchen Staatsmannes, der ihn auch zum 
däniſchen Finanzrat ernannte. Nach der Hinrichtung des Bruders 
wurde er längere Zeit in Kettenhaft gehalten. Dann war er in 
Preußen Landwirt, Bankdirektor in Elbing, erhielt von dem Sohne 
der däniſchen Königin, der ſein Bruder gedient hatte, den Adel, 
wurde Seehandelsdirektor, preußiſcher Staatsminiſter und leitete 
von 1791 bis 1804 die preußiſchen Finanzen und das Akziſe⸗ und 
Zoll⸗Departement. Er war das Urbild des hochgebildeten, weltge⸗ 
wandten Staatsmannes des alten Preußens. Er führte ein ſo 
glänzendes Haus, daß er jährlich zu ſeinem Miniſtergehalt von 
10000 Talern noch 8000 aus ſeinem Vermögen zuſchießen mußte. 
Die Zahl ſeiner Mittagsgäſte belief ſich im Jahre auf etwa 4000; 
mehr als 4 Zentner Wachslichte wurden in ſeinen Zimmern jähr⸗ 
lich verbraucht. 

Struenſee ſah mit Schrecken die Entwicklung des mer⸗ 
kantiliſtiſchen Staatsſozialismus. In der Mark Brandenburg 
allein gab es 140 Zollämter, die einen Jahres⸗Rohertrag von 
2400 000 „ ergaben, auf denen dabei aber jährlich 60 000 Feder⸗ 
poſen und 900 Ries Papier verſchrieben wurden. 20% der Ein⸗ 
nahme wurden ſchon 1798 durch die Verwaltungsunkoſten der Ak⸗ 
ziſe verſchlungen. Dazu kam die ungeheure Zahl der Unterſchla⸗ 
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gungsprozeſſe, etwa 1000 entfielen jährlich allein auf die Mark 
Brandenburg. Die Bürger ſahen es allgemein als berechtigte 
Notwehr an, ſich den Zollvorſchriften zu entziehen. ö 
Bezeichnend iſt es, daß ſelbſt die Kirche nicht mehr ihre 
Autorität für die Befolgung der Zollvorſchriften einzuſetzen 
wagte. So ſchrieb der an der Univerſität Trier mit großer 
Anerkennung lehrende Jeſuit Johannes Reuter (geſt. 
1762) in ſeiner „Theologia moralis“ (Pars I, Tract. III): 
Denn viel Autoren entſchuldigen die Armen von 
der Zahlung der Zölle und Steuern auf den not- 
wendigen Lebensunterhalt, ſo wie diejenigen, die 
nur hie und da hinterziehen, ohne großen Schaden des Gemein⸗ 
weſens, weil man glaubt, daß hier nicht ſo ſcharf gefordert wird, 
außerdem diejenigen, welche ohne Betrug oder Lüge waren, ver⸗ 
heimlichen, und nicht anzeigen, weil vielleicht die Gewohn⸗ 
heit ſich eingebürgert hat, im Gewiſſen nicht zur Zahlung zu 
verpflichten, wo ſie nicht gefordert werden. Für die Auswär⸗ 
tigen iſt die Verpflichtung noch geringer. 
Struenſee milderte und beſſerte im einzelnen, wo er 
konnte; aber den Verſuch einer durchgreifenden Reform wagte 
er nicht. Er war einer jener zu allen Zeiten zahlreichen Staats⸗ 
männer, die, persönlich durchaus ehrenhaft, weit genug blicken, 
um das Übel ihrer Zeit zu erkennen, aber dann aus bewußter 
oder unbewußter Feigheit vor großen Entſchlüſſen ſich eine Philo⸗ 
ſophie zurecht machen, mit der ſie ſich ſelbſt vor ihrem Gewiſſen 
betrügen. So verteidigte Struenſee den „‚unſäglich weit⸗ 
ſchweifigen Geſchäftsſchlendrian und das unermeßliche Ge⸗ 
ſchreibe“ in ſeinem Departement, „weil er es für eine Schutz⸗ 
wehr gegen deſpotiſche Willkür betrachtete, die in jedem Falle 
ſchlimmer ſei als die Leiden der Bureaukratie“. Er ſprach es 
offen aus, daß bei dem Merkantilſyſtem der Staat 
Tag und Nacht zwei Furien abzuwehren habe; die eine heißt: 
Krieg der Untertanen gegen das Geſetz, die andere: Untreue der 
Officianten (Beamten) Hinter ihnen ſchleicht, kriecht und fliegt 
eine unzählbare Brut von Beſtechung, Meineyd, Malverſation 
(Unterſchleif), Defraudation (Unterſchlagung), Contravention 
(Übertretung), Contrebande (Schmuggel). 


Einſt jtellte ſein Vertrauter L. von Held ihm vor, 


wie ſehr es mit jedem Tage dringender werde, in dem Innern 
des preußiſchen Continents die Circulation der thätigen Kräfte, 
durch Caſſirung (Aufhebung) der antiquirten (veralteten) Provinzial⸗ 
unterſchiede, der unpaſſenden Zölle von Provinz gegen Provinz, 
der damit verknüpften ängſtlichen Bewachung und des Kampfs 
zwiſchen der Fiscalität und der Induſtrie zu einer mehreren 
Freiheit zu entbinden, zumal da dieſe Freiheit ein großes Geld⸗ 
plus abwerfen würde. 


Der Miniſter antwortete: 


Ganz richtig, mein Freund. Aber wie wollen Sie den A, 
den B, den C etc. etc. davon überzeugen? Das hängt an zehn 
antiquen Etats, zwanzig Regiſtraturen, fünfzig Verfaſſungen 
hundert Privilegien und unzähligen perſönlichen Rückſichten. Daran 
wird ſich auch keiner eher machen, als bis ein gewaltiger 
Stoß von außen dazu zwingt, oder die Verwirrung im 
inneren Getriebe ſo arg wird, daß keiner mehr den andern ver⸗ 


ſteht, mithin alle die Noth fühlen, zu neuen und einfacheren Grund⸗ 


ſätzen zu recurriren. Ehe es dahin kommt, ſind aber wir Beide 
wahrſcheinlich todt. Feinde hat man im Leben doch genug: wozu 
noch Mehrere ſich auf den Hals ziehen, ohne zu nutzen? 


Als der „gewaltige Stoß von außen“ kam, zeigte ſich deut⸗ 
lich die ſittliche Verwüſtung des Merkantilſyſtems, in deſſen 
ſtaatsſozialiſtiſchem Weſen es lag, alle Initiative von 
oben zu erwarten. Es war die Zuſammenfaſſung aller merkan⸗ 
tiliſtiſchen Staatsweisheit, wenn der Kommandant von Berlin 


nach der Schlacht bei Jena nichts anderes zu ſagen wußte, als: 


„Ruhe iſt die erſte Bürgerpflicht! 
Der „gewaltige Stoß von außen“ erfolgte von Frankreich, 
das ſo lange auch auf volkswirtſchaftlichem Gebiet als Vorbild ge⸗ 
golten hatte. Colbert, der große Finanzminiſter Ludwigs XIV., 
beſaß noch ein lebendiges Gefühl für die erziehliche Bedeutung 
und Begrenzung merkantiliſtiſcher Maßnahmen. So ließ er den 
Fabrikanten von Lyon einſt ſagen, ſie möchten den Schutzzoll 


nur als Krücken betrachten, die ihnen nur helfen ſollten, ſobald 
wie möglich auf eigenen Füßen zu gehen. Aber er ſelbſt mußte 
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noch die erſten Anzeichen des kommenden Verderbens erkennen. 
1662 hatte er die Leitung der franzöſiſchen Finanzen übernommen. 
Nachdem das von ihm ſo meiſterhaft gehandhabte Syſtem zwanzig 
Jahre in Kraft war, mußte er in einer Denkſchrift geſtehen: 
Was aber unter allem am beherzigenswerteſten iſt, das iſt 
das ſehr große Elend des Volks. Alle Nachrichten, welche aus 
den Provinzen einlaufen, teils von den Intendanten, teils von 
den Generaleinnehmern, auch ſogar von den Geiſtlichen, beſtätigen 
allgemein dieſen verhängnisvollen Zuſtand. 
Und bittend fährt er fort 
Wenn der König ſeine Ausgaben für das Jahr 1681 auf 
60 Millionen ſetzen wollte, ſo könnte man dem Volke von den 
„Tailles“ der Jahre 1682 und 1683 5—6 Millionen nachlaſſen. 


Ludwig XIV. aber dachte nicht an Mäßigung. Die An⸗ 


ſprüche des unumſchränkten „Sonnenkönigs“ ſtiegen immer höher. 


Um Kunſt und Gewerbe zu fördern, hatte Colbert die Er⸗ 
richtung prächtiger Staatsbauten unterſtützt. Bald aber trieb 
Ludwig XIV. dieſen Gedanken ins Bizarre. Trotz der Geldnot 
ſteckte er ungeheure Beträge in den Verſailler Schloßbau. Als 
Colbert im Rat des Königs pflichtgemäß unter Vorlegung von Be⸗ 
legen darauf hinwies, fuhr Ludwig XIV. erregt auf und machte 
Andeutungen, als ob Unterſchleife vorgekommen wären. Colbert 


verfiel in ein nervöſes Fieber. Einen Brief Ludwigs XIV. ſandte 


er uneröffnet zurück; jetzt wenigſtens ſolle der König ihm Ruhe 
gönnen: „Hätte ich für Gott ſo viel getan, wie für dieſen Mann, 
ich wäre doppelt gerettet, und nun weiß ich nicht, was mit mir 
werden wird.“ Am 6. September 1683 ſtarb er. Das Volk, 
das in ihm, dem Generalkontrolleur der Finanzen, die Urſache der 
Bedrückung ſah, jubelte. Er mußte in der Nacht beſtattet werden; 
aber auch das ſicherte ſeine Leiche nicht vor Schmähungen. 
Seine Amter erhielt ſein erbitterter Feind, der Kriegs⸗ 
miniſter Louvois. Zwei Jahre nach Colberts Tode wurden 
durch die Aufhebung des Edikts von Nantes etwa 500 000 


Einwohner, zum Teil hochſtehende Gewerbetreibende, vom 


franzöſiſchen Boden vertrieben. Mit Freuden nahm man ſie 


in Holland, England und Brandenburg-⸗Preußen auf, von wo 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 16 


e 


aus ſie ihrem alten Vaterlande ſchweren Wettbewerb bereiteten. 
Die verderblichſte Maßnahme aber war die Übertragung des mili⸗ 
täriſchen Drills auf das Gewerbeleben. Colbert hatte im ganzen 
drei Manufaktur⸗Inſpektoren angeſtellt. Louvois vermehrte ihre 
Zahl außerordentlich und verfügte, daß ſie auf allen Märkten 
die Waren perſönlich zu unterſuchen und ihre Herſtellung zu 
beaufſichtigen hätten. Das wurde eine ſtete Quelle von Willkür 
und Ausbeutung. 

Trotz dieſer Laſt entwickelte ſich das Gewerbe, fo daß die 
Ausfuhr, auf die man im Sinne des Merkantilismus das größte 
Gewicht legte, ſtetig ſtieg. Ihr Wert betrug: 

1720: 106, — 1748: 192,— 1788: 354 Millionen Frs. 
[Ein ähnliches Bild zeigte Preußens größter Seehafen Stettin: 

1739: 300 000, — 1786: 4500000 Thlr. 

Bordeaux, der erſte Hafen Frankreichs, überflügelte 
alle Plätze des Feſtlandes. 

Vielfach wurde auch trotz allen Mißſtänden eine ſchnelle 
Vermehrung des Geſamteinkommens der franzöſiſchen Staats⸗ 
bürger „ſtatiſtiſch“ bewieſen. Man ſchätzte es 1699 auf 1020 
Millionen, 1780 aber bereits auf 4011 Millionen Frs.! 

Dieſe Erfolge fielen für die Wertung der wittſchaftlichen 
Verhältniſſe ſchwer ins Gewicht. Aus ihnen ſchöpften alle, die 
an der Erhaltung der beſtehenden Zuſtände irgendwie inter⸗ 
eſſiert waren, das ſittliche Recht, ſie zu verteidigen. Sie wurden 
mit ſteigender Erbitterung denen entgegengehalten, die von der 
Notwendigkeit grundlegender Reformen ſprachen. 


2. Steuern und Skeuerverpachkung in Frankreich. 
9 Grundübel Frankreichs war die Teilung des Volkes 
auf dem Gebiete des Steuerweſens in zwei ſcharf ge⸗ 
ſchiedene Klaſſen: in ſolche, welche die „taille“ zu zahlen hatten, 
und ſolche, die davon befreit waren (ſiehe S. 160). 
Grundſätzlich blieb das Wort Wahrheit, das ein Biſchof 
einſt dem Kardinalkanzler Richelieu zugerufen hatte, als 
dieſer die Vorrechte der erſten beiden Stände einſchränken zu 
wollen ſchien: „In Frankreich dient dem Staate der Adel mit 
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n Blute, die Geiſtlichkeit mit ihrem Gebet und nur das 
Volk mit ſeinem Gelde!“ 

Wenn die Geiſtlichkeit zu Laſten herangezogen wurde, was 
bei der ſteigenden Geldnot ſpäter regelmäßig, wenn auch nicht im 


Verhältnis zu ihrem Vermögen, geſchah, ſo hieß dieſe Abgabe 


„don gratuit“: freiwilliges Geſchenk. 
Die Ungerechtigkeit, den Adel, dem ein Drittel, und die Kirche, 


der ein Zehntel des geſamten Bodens eignete, für die direkten 
Staatslaſten nur ungenügend in Anſpruch zu nehmen, und die 


ganze Schwere der ſtetig wachſenden Laſt auf den kleinen Bauern 
zu legen, wurde noch verſchärft durch die Art, wie die „taille“ 
erhoben wurde. Im Rate des Königs wurden der Geſamtbetrag 
und der Anteil der einzelnen Landesteile feſtgeſetzt. Dieſe be⸗ 
ſtimmten, wieviel die einzelnen Gemeinden aufzubringen hätten. 


Die Gemeindemitglieder hafteten ſolidariſch, ſo daß ein Bauer 


ins Gefängnis geworfen werden konnte, obwohl er ſeine Steuer 
gezahlt hatte, nur weil ein anderer im Rückſtand blieb. 
Man unterſchied in Frankreich die „pays d'état“ und die 


„pays d’élection“. Die pays d’état umfaßten etwa ein Viertel 


des Königreiches (Provence, Languedoc, Bretagne, Bourgogne). 
In ihnen hatten ſich Selbſtverwaltungsorgane erhalten. Von dieſen 


wurde die taille als „taille réelle“, d. h. von dem Bodenwert, 


erhoben. Die Laſt fiel hier alſo zum Teil auch auf den Groß⸗ 
grundbeſitz. General Fabert empfahl den Ausbau dieſer Ein⸗ 
richtung für das ganze Reich dem Kardinal Mazarin bereits 
1656. Aber die Furcht vor den bevorrechteten Ständen verhinderte 
dieſen Schritt. 

In dem größten Teil des Reiches, in den pays d’élection, 
wo jede Selbſtverwaltung ausgeſchaltet war, wurde die taille 
von dem Einkommen des kleinen Landmannes genommen. 
Sie ſtieg bald ſo hoch, daß dem Landmann nur das zum Leben 
Notwendigſte, ja oft auch nicht einmal das, blieb. In berech⸗ 
nender Grauſamkeit wurden in jedem Dorfe einzelne Land— 
leute zum Dienſt als „collecteur“ gezwungen, mit dem Recht und 
der Pflicht, die Steuerſumme unter die Einzelnen zu verteilen. 

16" 
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Wieviel Haß, Neid und Mißtrauen durch dieſe Einrichtung geſät 
wurde, läßt ſich unſchwer ermeſſen. 

Ein Bild aus dem franzöſiſchen Bauernleben 1732 gibt 
Jean Jacques Rouſſeau im 4. Buch ſeiner „Bekenntniſſe“: 


Nach mehreren Stunden fruchtloſen Wanderns trat ich, bis 
auf den Tod ermattet und durſtig und hungrig, in ein Bauern⸗ 
haus. Ich glaubte, es müſſe auch hier ſo ſein, wie in Genf oder 
in der Schweiz, wo alle Bewohner je nach ihrem Gefallen im⸗ 
ſtande ſind, Gaſtfreundſchaft zu üben. Ich bat alſo den Bauern, 
mir um Geld zu eſſen zu geben. Er ſetzte mir abgerahmte Milch 
vor und grobes Gerſtenbrot und ſagte, dies ſei alles, was er bee 
ſäße. Ich trank die Milch zwar mit Wonne und verzehrte das 
Brot, den Häckſel und was ſonſt noch drinnen war; aber ſchließ⸗ 4 
lich war dies alles nicht ſehr kräftigend für einen vor Müdigkeit 
erſchöpften Menſchen. Der Bauer, der mir prüfend zuſah, ſchloß 
aus der Aufrichtigkeit meines Hungers auf die Aufrichtigkeit meiner 
Worte, und nachdem er geſagt, er ſähe es mir am Geſicht an, daß 4 
ich ein guter, ehrlicher junger Mann ſei, der ihn gewiß nicht ver⸗ if 
raten würde, öffnete er eine Falltüre neben ſeiner Küche, ſtieg 
hinunter und kehrte einen Augenblick darauf mit einem ſchönen 
Brot aus reinem Weizen, einem äußerſt verlockenden Schinken 
und einer Flaſche Wein zurück. Dazu gab es noch einen ziemlich 
dicken Eierkuchen. 

Als es ans Bezahlen ging, befiel ihn wieder ſeine Unruhe 
und Angſt. Er wollte mein Geld nicht. Er ſtieß es verſtört zu- 
rück, und das Komiſche war, daß ich mir gar nicht vorſtellen konnte, 
warum ihn ſolche Furcht ergriffen haben möge. 

Endlich ſtieß er bebend die ſchrecklichen Worte „Zoll⸗ 
ſpion“, „Kellerſpürer“ aus. Er gab mir zu verſtehen, 
daß er ſeinen Wein aus Furcht vor der Getränkeſteuer 
und ſein Brot aus Furcht vor der Zehrſteuer verbergen 
müſſe, und daß er ein verlorener Mann wäre, ſobald man auch 
nur ahne, daß er nicht hungere. 

Alles, was er mir hierüber erzählte, und wovon ich nicht 
die geringſte Vorſtellung hatte, machte mir einen Eindruck, der 
niemals verlöſchen wird. Er legte den Keim zu jenem unaus⸗ 
rottbaren Haſſe in mich, den mein Herz ſeitdem gegen die Plagen, 
denen man das unglückliche Volk unterwirft, und gegen ſeine 
Bedrücker genährt hat. 


Die „taille“ konnte trotz der äußerſten Anſpannung die 
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Staatslaſten allein nicht tragen; fo nahm das franzöſiſche König⸗ 


tum auch zu indirekten Steuern ſeine Zuflucht. 

Auch hier fiel die Hauptlaſt auf die große Menge; denn man 
legte ſie auf die notwendigſten Lebensmittel. Aus dem Salzregal, 
dem „Indien des Königs“ wurden etwa ¼0 aller Staatsein⸗ 
nahmen gezogen. Friedrich der Große ſoll einmal geſagt 
haben, daß ein Unrecht, das gleichmäßig verteilt wird, immer 
noch leichter zu ertragen ſei als ein Zuſtand, in dem Ungerechtigkeit 
und Gerechtigkeit nebeneinander beſtehen. Die Wahrheit dieſes 
Wortes zeigte ſich auch bei der Verwaltung der Salzſteuer. Zu 
ihr wurden die franzöſiſchen Landesteile nämlich in der verſchieden⸗ 


ſten Art herangezogen. In der niederen Normandie konnte man 


das Seeſalz frei gewinnen und hatte nur den vierten Teil unent⸗ 
geltlich an den Staat abzuliefern. In den „freien“ Provinzen 
(Bretagne, Artois, Flandern) wurde der Zentner Salz für 2—9 
Livres aus den Staatsmagazinen abgegeben; in anderen Pro⸗ 
vinzen wie Limouſin, Perigord, Poitou mußte man für den 
Zentner Salz 6—12 Livres geben. In Elſaß⸗Lothringen und der 
Franche Comté ſtand der Preis zur ſelben Zeit auf 21½, in Süd⸗ 
frankreich auf 33½, im größten Teil von Nordfrankreich auf 62 
Livres. Dieſe ungeheure Verſchiedenheit führte mit Notwendig⸗ 
keit zu einem ausgedehnten Schmuggel zwiſchen den einzelnen 
Provinzen. Dieſer erforderte wiederum ein ganzes Heer von 
Zollwächtern und Beamten, jo daß 20— 25% der Einnahmen 
allein durch die Koſten für Erhebungs⸗ und Schutzbeamte auf⸗ 
gebraucht wurden. Der Finanzminiſter Necker klagte 1785, 
daß alle Jahre ungefähr 3700 Verurteilungen wegen Salz⸗ 
ſchmuggels und Unterſchlagung erfolgen mußten. 300 — 500 
unter dieſen Salzverbrechern wurden alljährlich auf die Galeeren 
geſchickt, und zwar auf neun bis zwölf Jahre. 

Wie das Salz waren auch Fleiſch, Tabak, Wein, Bier mit 
indirekten Steuern belegt. Ihre Härten wurden verdoppelt 
durch die Art ihrer Erhebung. Sie wurden nämlich an große Geld— 
leute verpachtet, wie es einſt im alten Rom geſchehen war, und 
ſo verhaßt wie die „Zöllner und Sünder“ des Neuen Teſtaments, 
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waren auch die neuen Zöllner Frankreichs, deren Geſamtzahl 
man bis auf 100 000 ſchätzt. 

Geradezu ungeheuerlich war es, daß man den Steuer⸗ 
pächtern ſelbſt einen Teil der Rechtspflege auslieferte. Beſondere 
Gerichte, die „chambres ardentes“, deren Richter die Steuer⸗ 
pächter zum Teil ſelbſt ernannten, konnten in Steuerſachen ſogar 
auf Todesſtrafe erkennen. Die chambre ardente von Valence 
z. B. ließ ihren Galgen niemals leerſtehen. Jeder Widerſpruch 
ſollte durch Schrecken erſtickt werden. 

In der Not des ſpaniſchen Erbfolgekrieges hat man auch 
zwei neue direkte Steuern eingeführt, unter denen namentlich 
eine Art Einkommenſteuer, die unter dem Namen der „Zwan⸗ 
zigſte“ bekannt wurde, auch Klerus und Adel treffen ſollte. Aber 
die Geiſtlichkeit löſte ſich ſogleich von dieſen Steuern los durch 
einen verhältnismäßig geringen „don gratuit“. Auch der Adel 
erwirkte bald Ausnahmen. Dazu kam, daß die Wohlhabenden 
alles taten, um ſich von der Steuerpflicht loszukaufen. Meiſt 


genügte ein Adelsbrief oder eins der vielen Amter, zu deren Kauf 


man eben lockte durch die Ausſicht auf die Steuerbefreiung. Je 
größer aber der Kreis der Steuerbefreiten wurde, deſto ſchwerer 
wurde natürlich die Laſt derer, die die nötige Summe aufzubringen 
hatten. 


3. Pronden und Allmende. 


Wi. von dem franzöſiſchen Volke taillable war, der war 
auch in der Regel „corvéable“, d. h. zu ſtaatlichen Fron⸗ 
dienſten verpflichtet. Dieſe bezogen ſich in der Hauptſache auf die 
Herſtellung und die Erhaltung der öffentlichen Wege. Durch die 
Art, wie ſie von den Bauern durch unmittelbare Arbeit geleiſtet 
werden mußten, wurden dieſe eine beſonders drückende Laſt. 
Um die Ungerechtigkeit voll zu machen, war dieſer Klaſſe, 


die urſprünglich die „taille“ als Erſatz für den Heeresdienſt ent⸗ 


richtet hatte, auch noch alle Laſt des Kriegsdienſtes aufgebürdet. 
In welcher Weiſe die Aushebung vor ſich ging, kann man aus 
Duclos’ Erinnerung ſchließen: „Ich habe in meiner Kindheit 
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die ausgehobenen Rekruten geſehen, wie fie gleich Verbrechern 


an einer Kette weggeführt wurden.“ 

Dazu kamen die Leiſtungen an die Feudalherren. War ihr 
Geldwert an ſich auch in den letzten Zeiten vor der Revolution 
nicht übermäßig hoch, man kann ihn im Durchſchnitt auf 10% 
der „taille“ rechnen, ſo erklären einzelne Beſtimmungen doch das 
Übermaß von Haß, das ſpäter gegen die alten 21 500 Großgrund⸗ 
beſitzerfamilien Frankreichs zum Ausbruch kam. In der Bre⸗ 
tagne z. B. ließen die Feudalherren den armen Leuten die 
Handmühlen zerbrechen, damit ſie die Erlaubnis von ihren Grund⸗ 
herren neu erkaufen mußten, Buchweizen und Gerſte zwiſchen zwei 
Steinen zu zermalmen. An vielen Stellen konnte der Bauer nur 
gegen beſondere Leiſtungen die Erlaubnis gewinnen, eine Wieſe 
in Ackerland zu verwandeln, oder ein Feld einzuzäunen. In an⸗ 
deren Gegenden mußte, wer überhaupt Land in Pacht erhalten 
wollte, alle Gebäude, Scheunen uſw. auf eigene Koſten aufführen. 
Trotzdem behielt ſich der Grundherr das Recht vor, nach je neun 
Jahren, ohne Angabe eines Grundes oder irgend eine Entſchädi⸗ 
gung, den Pächter von ſeiner Stelle fortzuſchicken. 

Als in der Nacht vom 4. Auguſt 1789 der Adel Frankreichs 
auf ſeine Privilegien verzichtete, da mußten nicht weniger als 
einhundertfünfzig aufgezählt werden. 

Beſonders drückend waren die Jagdrechte des Adels. 


Der Prinz von Condé ließ junge Wölfe aufziehen, damit er 


im Winter auf die freigelaſſenen Raubtiere, die natürlich Menſchen 
und Vieh in den Dörfern bedrohten, fröhlich jagen konnte. Das 
Vorrecht des Adels, Kaninchen zu hegen und Taubenſchläge 
zu halten, war eine ſchwere Laſt für den Bauern, der oft ſogar 
gezwungen wurde, Gewächſe anzubauen, die zur Nahrung des 
Wildes beſonders geeignet waren. Des Königs Jagdgebiete 
umfaßten eine Million Morgen. Noch 1762 wurde in ihrem Bereich 
allen Bauern verboten, Felder und Gärten durch Zäune vor dem 
Wilde zu ſchützen. Vom 1. Mai bis 24. Juni durfte niemand, 
nicht einmal der Eigentümer, ſeine Felder betreten, damit die 
brütenden Rebhühner nicht geſtört wurden. Von den elf Jagd⸗ 
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revieren des Königs in der Nähe von Paris ſagte man, daß ihr 

Wild den benachbarten Dörfern ſo viel koſte, „wie die Einquar⸗ 
tierung von elf feindlichen Reiterregimentern“. Von Georg 
Chriſtoph Lichtenberg, dem bekannten deutſchen Phi⸗ 
loſophen, ſtammt das bittere Wort: 


Es iſt kein witziger Einfall, ſondern die lautere Wahrheit, 
daß vor der Revolution die Jagdhunde des Königs von Frank⸗ 
reich mehr Gehalt hatten als die Akademie der Inſchriften. Die 
Hunde 40 000, die Akademiſten 30 000 Frs.; Hunde waren 300, 
Mitglieder der Akademie 30. 


Die Wildhüter hatten das Recht, jeden niederzuſchießen, 
der etwa bei der Bewachung ſeiner Felder einen Haſen oder ein 
Kaninchen tötete. Da auch die niedere Gerichtsbarkeit in den 
Händen des landbeſitzenden Adels lag, gab es für den Bauern 
keine Möglichkeit, ſich zu ſchützen. 

Aus der Zeit, als es in den guten Kreiſen Frankreichs Mode 
wurde, für die Freiheit Amerikas zu ſchwärmen, zeichnet Johann 
Heinrich Peſtalozzi (geb. 12. Januar 1746, geſt. 17. Fe⸗ 
bruar 1827), der verſöhnliche Erzieher der Erzieher, der Gründer 
unferer Volksſchule, in ſeinem „Schweizer Blatt“ vom 24. Januar 
1782 „nach der Natur“ folgende 


Szenen im Innern Frankreichs. 


Das Äußere eines magnifique herrſchaftlichen Landpalais. 
Im Hof ein Landweib mit neun Kindern vor einem Bedienten 
auf den Steinen. 

Die Mutter: Jeſus Maria — um Gottes willen meld uns 
noch einmal bey ihm — 

Der Bediente: Es iſt vergebens; er kann euch nicht helfen; 
er hat ſeine Ordre — gehet doch . . gehet . . ſonſt wird euer Un⸗ 
glück noch größer! 

Die Mutter: Wie größer? ob wir hier ſterben oder dort — 
läßt er ihn nicht los, ſo ſind wir des Todes. 

Eine Untermagd, einen Zuber voll gekochten Rauchmahls in 
den Händen tragend, ſteht bei dieſen Elenden ſtill — — Die 
Kinder ſehen das Eſſen, und ſagen zur Mutter: 1 ſie uns auch 
davon? 


N 


Die Mutter (ſchauernd): Was weiß ich — 

Die Magd: Es iſt für die Jagdhunde. 

Die Kinder: O bitte ſie, bitte ſie um etwas davon — 

Die Mutter: Wolleſt du fie doch eſſen laſſen? 

Die Magd: Ach mein Gott! gar gern und doch darf ich faſt 
nicht; mache, daß ſie eilen — 

Die Mutter: Du biſt gut! ihr dörfet Kinder! 

Dieſe greifen raſch und gierig in den Zuber. 


Das Innere des Schloſſes. 
Ein langer Saal — Tiſche — Sopha — Herren — Damen — 
eine Parthie, die zunächſt an der Türe ſtehen und ſchwazen. 

Le Marquis: Nun wird es England wohl gut ſeyn laſſen, 
das freie Amerika weiter zu bekriegen. 

Le Comte: Die Gerechtigkeit ihrer Sache iſt nun erſtritten! 

L’Abbé: Unſer Sieg macht der Menſchheit Ehre. — Wir er⸗ 
retten die halbe Welt aus der Sklaverei. 

Le Marquis: Die Grundſätze des Jahrzehnt ſind allzumal für 
Freyheit und Menſchlichkeit — und man darf für die Welt alles 
hoffen bei unſerer Erleuchtung. 

Le Comte: Man glaubt itzt, die Herrſchaften gewinnen da⸗ 
bey, wenn die Menſchen frey ſind — und das macht, daß faſt Jeder⸗ 
mann für die Freyheit ijt — 

La Marquise: Wenn der Adel bei dieſer Neuerung nur ſorg⸗ 
fältig auf ſeinen Vorrang ſiehet, und die Geldquellen nicht gar 
zu ſehr in die Bürgerhände fallen läßt bey dieſer Freyheit. 

Le Comte: Wenn man den Bürgern nur bey einichen Bällen 
den Zutritt giebt, und ihm für ſein Geld Antichambre, Komödien⸗ 
häuſer und Praters öffnet, ſo verdebouchiert er ſich, wie gewiß. 
— Indeſſen verſichert der erhöhete National⸗Reichtum den Herr⸗ 
ſchaften ewige Gefälle. 

Le Marquis: So iſt die Freyheit offenbar für uns gut! 

L’Abbé: Sie erhöhet und verfeinert die Annehmlichkeiten in 
den höheren Ständen ohne Maas: indeſſen die niederen Stände 
in ihrer er mit einer unglaublichen Mühſeligkeit uns die 
Fonds zu dieſem erhöheten Lebensgenuß herbeyſchaffen, und ſich 
noch ſelig preiſen, daß ſie es tun dürfen. 

Le Marquis: Das iſt ſicher, ich will einmal auch ein halb 
Dutzend Fabriques in meinen Ländern anlegen, wenn Amerikas 
Handlung frey ijt; die Leute crepieren ja beynahe auf meinen 
Domaines, und vermögen kaum zu zahlen, was meine Ahnen 
ſchon vor vierhundert Jahren von ihnen bezogen. — Indeſſen 
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daß Bürgersleute in meiner Nachbarſchaft, bei Fabrique⸗Arbeit, 
wohl zwanzigmal mehr aus ihren Leuten ziehn, als ich. 

L’Abbé: Es iſt natürlich — die Fabrique-Leute verſteuern 
nicht bloß ihren Grund und Boden, ſie verſteuern auch ihre Hände 
und ihren Verſtand — und das alles mit barem Geld. 

Le Comte: Das iſt wohl viel. 

L'Abbé: Wenn nur der Krieg bald zu Ende wage das Geld 
wird doch rahr bey allen Siegen. 

Le Marquis: Die Holländer müſſen, wie es ſcheint, itzt ein 
paar Löcher ausfüllen. 

Le Comte: Ich haſſe die Myne Heeren — ſie ſind zu reich 
für Bürger; es iſt ſchade, daß ſie keinem Fürſten ſind. 

L'Abbé: Einmal in Boſton ijt die Freyheit was anders. 

Le Marquis: Sie iſt allenthalben ſchön, wenn ſie dem König 
und dem Adel nicht ſchadet. 

L’Abbé: Ohne Freyheit ijt der Menſchen Leben nicht der 
Rede wert. 

Le Marquis: Und England hat ſich nicht zu beklagen; es han⸗ 
delte gegen alle Bitten dieſes Volkes ſtiefmütterlich hart. 

Die Fräulein von... . (am Fenſter): Herr Jeſus! was geht 
im Hof vor? 

Die Geſellſchaft drängt ſich gegen das Fenſter; der Marquis 
ruft unwillig einem Bedienten: „der Haushofmeiſter“. 


Ein neuer Auftritt. (Wieder der Schloßhof.) . 
Die Kinder des Gefangenen hatten heißhungrig das rauche 
Mal verſchlungen; in wenigen Minuten ſanken zwey davon ohn⸗ 
mächtig zu Boden — und die andern klagen über brennende 
Schmerzen im Magen. — Die Dienſte und die Arbeiter im Hof 
laufen zuſammen; der Haushofmeiſter vernimmt das Geläufe und 
kommt auf den Platz. 

Die Frau erblickt ihn, ſpringt von ihren ohnmächtigen Kin⸗ 
dern auf und ruft: Mein Mann — um Gottes willen, Gnädiger 
Herr! mein Mann — wir ſterben alle. 

Haushofmeiſter: Unſinnige — willſt du mit ihm ins Loch? 
daß du nicht gehorcheſt — 

Die Mutter und etliche Kinder: Ja, Herr! wir wollen — 
zu ihm und ſterben, wo er iſt. 

Haushofmeiſter: Ihr ſeid raſend — noch drey Tage iſt meines 
gnädigen Herrn Befehl — und das ändert der König nicht. 

Ein zweyter Diener daher ſpringend zum Haushofmeiſter: 
Der Marquis ruft Sie. 


ene 


Wiederum der Saal im Innern des Schloſſes. 
Le Marquis: Es iſt ein Unglück, daß man ſolchen Vorfällen 


auf den Landſchlöſſern nicht vorbeugen kann. 


La Marquise: Es iſt glatterdings nicht möglich wie in den 
Städten gänzlich zu verhüten, daß nicht etwa hin und da was 
Ekels und Unangenehmes auffalle. 

L’Abbé: Und wir haben ob dieſem Geſchmeiß unſere es 


und Amerikas Freyheit vergeſſen. — 


La Marquise: Iſt's möglich — ob dieſem? 
L'Abbé: Es war eine unnatürliche Unmenſchlichkeit, daß das 


Parlament ihre Bittſchriften nicht hörte. 


Der Haushofmeiſter kommt herein, ſteht bey der Thüre und 


bückt ſich tief. 


Le Marquis: Was iſt für Lumpenpack im Hof? 

Haushofmeiſter: Es iſt des Wilddieben Haushaltung mit der 
Bittſchrift vom Pfarrer. 

Le Marquis: Sind's dieſe? fie ſollten ſchon längſt fort ſeyn — 
wäre nur der Pfaff ſelbſt mitgekommen; ich wollte ihn zum 
Kerl ins Loch werfen; es iſt ein enormes Verbrechen, für einen 
Wilddieben eine Bittſchrift zu machen. 

Haushofmeiſter: Und nachdem das herrſchaftliche Urteil ge⸗ 
fällt iſt, noch zu behaupten, der Mann ſeye unſchuldig. 

La Marquise: Und wenn's wahr wäre, was giengs dem 


Pfaff an? 


Haushofmeiſter: Er iſt vom Baurenſtamme und meynt, ein 
Menſch ſeye was der andere. 

Le Comte: So theile er denn ſeinen Decem (Zehnten) auch 
mit den Kühehirten. 

Le Marquis: Er will mich auf meinem Schloß zwingen; es 
iſt etwas Unerhörtes, nachdem mein Urtheil ſchon geſprochen — 
der Hirſch lag keine 100 Schritt vom Kerl weg; der Bündel Holz, 
den er zum Schein ſammelte, ſoll mir Grund ſeyn, ihn zu 
ſchonen? 

La Marquise: Ja ſchone nur Jedermann; deine Forſte werden 
bald leer ſeyn. 

Das Fräulein von ...: Aber daß einige Kinder wie todt da 
liegen, und andre ſo heulen? 

Haushofmeiſter: Es iſt in meiner Abweſenheit eine Unvor⸗ 
ſichtigkeit vorgefallen: die Untermagd hat ſie aus einem Züber 
Rauchmal eſſen laſſen, davon ſind ein paar ohnmächtig worden 
und die andern haben Magenſchmerzen; es iſt aber nichts anders, 
es beſſert ſchon wieder. 
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La Marquise: Aber was das vor eine Schleckerey ware, nicht 
wahr, vom Hundemahl? 

Haushofmeiſter: Zu dienen, Ihr Gnaden. 

Le Marquis: Aber wußte die Magd, daß ſie das Zeug fraßen? 

Haushofmeiſter: Ich glaube ja. 

Le Marquis: Es iſt eine unnatürliche Unmenſchlichkeit, Kin⸗ 
dern ſo etwas zu eſſen zu geben; laßt die Magd zweimal vier und 
zwanzig Stunden ins — Loch werfen, zur Strafe — und das 
Pak im Augenblick aus dem Hof — und daß der Pförtner ſich hüte, 

eines davon wieder herein zu laſſen, ſolange der Mann im Arreſt iſt. 

L’Abbé: Fräulein, Sie geben die Karten 

Le Marquis: Man iſt entſetzlich geplagt auf den Schlöſſern. 

Le Comte: Die Bauern ſind ein elendes Sklavenvolk. 

La Marquise: Vollends wie das Vieh. 

L’Abbé: Und für ſie Supplique (Bittſchrift) machen, Arbeit 
aus dem Tollhauſe. 

La Marquise: Es gibt ſo viel lange Zeit; wir wollen einmal 
dem Schulmeiſter das Harlequinskleid anlegen, und er muß uns 
die Bittſchrift unter der Linde vorleſen. 

Le Marquis: Das wollen wir thun; der Pfaff wird dann 
wohl aufhören, uns für die Bauern von Recht und Freyheit vor⸗ 


zuſchwazen. 


Die bevorrechteten Stände ſtanden der Maſſe des Volkes 
gegenüber, wie früher ſich nur verſchiedene Völkerſtämme als 
Sieger und Beſiegte, wie etwa die Römer den Kelten, gegenüber⸗ 
geſtanden hatten. | 

Nie hätte eS jo weit kommen können, wenn es nicht gelungen 
wäre, die alte Allmende, das Gemeindegrundeigentum der 
franzöſiſchen Dörfer, zu zerſtören. In langen, koſtſpieligen Rechts⸗ 
händeln beſtritt der Adel die Nutznießungsrechte der Bauern 
an den Wäldern und Weiden und faſt ſtets unterlagen die Bauern. 
Dazu kam die ſolidariſche Haftung aller Gemeindegenoſſen für 
die ſtändig wachſenden Steuerlaſten. Aus ihr wird der Beſchluß, 
die Gemeindeländereien zu verkaufen und dadurch die gemein⸗ 
ſamen Laſten zu beſtreiten, erklärlich. Adel und reichgewordenes 


Bürgertum erwarben begierig das frühere Gemeindeland. Wald a 


und Weide hörten auf, „die gute Mutter zu fein, die den kleinen 
Bauern mit Holz und fein Vieh mit Futter verſorgte“. 


e 


Weil die Arbeit nun zum gemeinſamen Boden keinen freien 
Zutritt mehr hatte, mußte der Bodenpreis ſteigen, der Arbeits⸗ 
lohn ſinken. Man berechnet, daß ein Hektar Ackerland durchſchnitt⸗ 
lich im Jahre 1725: 265, im Jahre 1775: 764 Frs. koſtete. Der 


Jahreslohn für ländliche Tagelöhner aber, der unter Heinrich IV. 


auf 570 Frs. geſtanden, fiel unter Ludwig XVI. auf 410 Frs. 
Der Engländer Young, der Frankreich 1789 bereiſte, 
ſtellt deſſen Landwirtſchaft auf eine Stufe mit derjenigen des 


10. Jahrhunderts: 


An vielen Orten gibt man ſich noch mit Pflügen ab, wie 
ſie in der Zeit Virgils in Gebrauch waren. Die Wagenachſen 
und Radreifen ſind aus Holz; die Eggen find primitiv. Von Vieh 
und Düngung iſt wenig die Rede. Der Ertrag iſt ſchwach, im 
gewöhnlichen Durchſchnitt bloß ſechsfach. 

Faſt der dritte Teil des anbaufähigen Landes lag öde. 

Nach einem Bericht der landwirtſchaftlichen Geſellſchaft 
von Rennes lag mehr als die Hälfte der Bretagne brach. 
Die Bauern verließen den Boden, der ihnen weder Freiheit 
noch Brot noch Hoffnung ermöglichte. Ein Teil durchzog als 
Bettler das Land. Die Bettlerplage wurde ſo groß, daß das 
Betteln 1764 mit dreijähriger Galeerenſtrafe bedroht wurde. 
Kühnere Naturen griffen zur Gewalt. Räuber, Schmuggler, 
Wilddiebe durchſtreiften bandenweiſe das flache Land: Sturm⸗ 
vögel der Revolution. Andere drängten in die Städte, und zwar 
dorthin, wo der Zunftzwang wenigſtens teilweiſe gemildert war, 
wie in beſtimmten Vorſtädten von Paris. Auch dahin trugen ſie 
natürlich den Haß gegen die Herren. Ein letzter Teil wählte in 


der Not den Soldatendienſt, war aber natürlich in jedem 


Augenblick bereit, die gezwungen ergriffenen Waffen zu gebrauchen, 
um für ſich Freiheit und Land zu gewinnen. 


4. Der Amkerkauf — die Parlamenke — der Bof. 
ie ſtändige Geldnot veranlaßte die Regierung zu abſonder⸗ 
lichen Maßregeln. Alle Gewerbe wurden gezwungen, 
ſich als Zünfte zu organiſieren. Dieſe aber mußten ſofort beſondere 
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Steuern für die Verleihung der Zunftrechte entrichten. Die Stelle 
des Zunftvorſtehers war ein Amt, das die Regierung verkaufte. 
Der Staat ſchuf Stellen zur Beaufſichtigung der Zünfte. Den 
Zünften aber wurde gleichzeitig wiederum das Recht gegeben, 
ſich gegen beſtimmte Abgaben von dieſer Beaufſichtigung los⸗ 
zukaufen. Meiſterrechte konnten nur nach vorſchriftsmäßiger 
Prüfung von den Zünften verliehen werden. Der König behielt 
aber das Recht, auch unabhängig von den Zünften Meiſterrechte 
zu verleihen. Die Zünfte erhielten wiederum die Möglichkeit, 
durch eine beſtimmte Steuer es zu verhindern, daß dieſe „Kgl. 
Meiſterrechte“ verliehen wurden und ihnen die damit Beſchenkten 
Konkurrenz machten. So gerieten die Zünfte allen Vorrechten 
zum Trotz in große Schulden. Man ſchätzte ſie ſchon 1758 
für ganz Frankreich auf etwa 30 Millionen Livres. 


Gerade in den ſtrebſamſten Kreiſen mußte durch derartige 
im Grunde unehrliche Maßnahmen nicht nur ein Gefühl der 
Erbitterung geweckt werden, ſondern, was vielleicht noch ſchlimmer 
war, auch ein Gefühl der Verachtung gegen den König, in deſſen 
Namen man ſolches Recht verkündete. 


Bedenklicher noch war der Weg, Geld durch den Amter⸗ 
verkauf zu gewinnen. Faſt alle wichtigeren Staatsämter 
waren käuflich; ja, es wurden ſogar in Zeiten der Not die Ge⸗ 
hälter erhöht, nur damit man ihren Verkaufspreis in die Höhe 
ſetzen konnte. So hat ſelbſt Colbert während des holländiſchen 
Handelskrieges durch 2 Millionen Livres Gehaltszulagen 28 Mil⸗ 
lionen Livres Kapital „geſchaffen“. 


Noch verderblicher war es, daß man in Notzeiten neue 
Amter, zum größten Teil natürlich überflüſſige, ſchuf, nur um fie 
verkaufen zu können. So ſollen, als die Geldnot immer höher ſtieg, 
in Frankreich nach dem Tode Colberts von 1691—1709 
nicht weniger als 40 000 neue Amter geſchaffen worden ſein. 
Das bedeutete natürlich Raubbau. Der Erlös wurde von den 
laufenden Ausgaben verſchlungen; aber die Verpflichtung der 
Gehaltszahlung blieb. 
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Käuflich waren auch die Sitze in den „Parlamenten“. 
Urſprünglich nur auf die Gerichtspflege beſchränkt, hatten ſie 
im Laufe der Zeit auch einen gewiſſen Einfluß auf die Geſetz⸗ 
gebung gewonnen. Als ſeit dem Jahre 1614 die Generalſtände 
nicht mehr einberufen wurden, erlangte das Parlament 
von Paris nach und nach das Recht, die Eintragung neuer 
Geſetze, die zu ihrer Gültigkeit erforderlich war, abzulehnen. 
Nur in Gegenwart des Königs, in einem „lit de justice“, durfte 
kein Widerſpruch laut werden. Zu einem ſolchen Ausnahme⸗ 
ſchritt entſchloſſen ſich die Könige aber nur ungern. Unter Lud⸗ 
wig XIV. war dem Pariſer Parlament das Eintragungsrecht 
genommen worden. Der Regent Philipp von Orleans gab 
es ihm zurück. Im Januar 1771 wurde das Pariſer Parlament 
wiederum geſchloſſen und durch ſechs ſelbſtändige Gerichtshöfe 
erſetzt, die keinerlei Einfluß auf die Geſetzgebung erhielten. Die 
abgeſetzten Mitglieder des Parlaments traten in eine ſcharfe 
Gegnerſchaft zum Königtum, und weite Kreiſe des reichen Bürger⸗ 
tums, die in dieſen Amtern Verſorgungen ihrer Angehörigen 
ſahen, wurden von ihnen mitgeriſſen. Es war trotzdem ein ſchwerer 
Mißgriff, daß Ludwig XVI. 1774 die Parlamente wieder 
herſtellte; denn dieſe bildeten nun den Kern des Widerſtandes 
der bevorrechteten und reichen Klaſſen gegen jede Reform. 

Die ſtärkſte Stütze aller Vorrechte war der Hof. Lud⸗ 
wigs XIV., des „Sonnenkönigs“, Verſchwendungsſucht iſt 
bekannt. Noch verhängnisvoller wurde das zuchtloſe Leben unter 
der Regentſchaft Philipps von Orleans und unter Lud⸗ 
wig XV., weil jetzt kein äußerer Glanz die inneren Schäden ver- 
geſſen ließ. Selbſt unter Ludwig XVI., der perſönlich guten Willen 
hatte, verſchlang die Hofhaltung noch rund 40 Millionen Livres 
im Jahre, faſt / der Staatseinnahmen, beinahe ebenſoviel, 
wie das ganze Heer, abgeſehen von den Offizieren, koſtete. Für 
den täglichen Dienſt beim König waren etwa 4000 Menſchen 
tätig, darunter 75 Kapläne, 48 Arzte, 128 Sänger, 62 Herolde, 
68 Quartiermeiſter, 383 Köche uſw., für die militäriſche Hofhaltung 
9—10 000, und für den Haushalt der nächſten Umgebung etwa 
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2000 Angeſtellte, die in irgend einer Form Gehalt bezogen. 
Die eine Familie Polignac, die fic) der beſonderen Gunſt 
der Königin Marie Antoinette erfreute, bezog Jahres⸗ 
gelder in Höhe von 700 000 Livres. Durch den Finanzminiſter 
Calonne wurden 1783—87 ohne Angabe eines Grundes durch 
ſogenannte Bar⸗Anweiſungen des Königs 564 Millionen Livres 
ausgegeben. Als der Bruder des Königs, Graf von Artois, trotz 
ſeiner ungeheuern Einnahmen 14½ Millionen Livres Schulden ge⸗ 
macht hatte, wurden ſie auf eine Anweiſung des Königs a aus 
der Staatskaſſe bezahlt. 


5. Die Porläufer. 
chon zur Zeit Ludwigs XIV., als Frankreich noch den 


meiſten Fürſten ein beneidenswertes Vorbild zu ſein ſchien, 
fand ſich ein Mann, der ehrliche Vaterlandsliebe genug beſaß, 


um dem Könige die Dinge zu zeigen, wie ſie wirklich waren. 
Es war ein ruhmbedeckter Feldherr, der in mehr als hundert⸗ 
fünfzig Schlachten und Gefechten Frankreichs Fahnen zum 


Siege geführt, und der ſich als Feſtungserbauer hohe Verdienſte 


um die Sicherheit der Landesgrenzen erworben hatte, der Mar⸗ 


ſchall Sébaſtien le Preſtre de Vauban, geb. am 14. Mai 


1633, geſt. am 30. März 1707. Vauban hatte 20 Jahre unter 
Colberts Leitung gearbeitet, und die beiden Männer hatten 


ſich verſtändnisvoll geſtützt. Nach dem Tode Colberts hat er manche 


Gedanken des Meiſters in Denkſchriften weiter vertreten, ſo die 
Aufhebung aller Binnenzölle, — die Colbert ſchon 1664 im 
Grundſatz gefordert, aber nicht hatte ausführen können — 
und eine einheitliche Maß⸗ und Gewichtsordnung. 
Beſondere Bedeutung gewann eine Denkſchrift, die unter 
dem Namen „dime royale“ bekannt geworden ijt. Der Marſchall 
hatte in dem letzten großen Kriege erfahren, wie es immer ſchwerer 
geworden war, tüchtige Soldaten aus dem franzöſiſchen Volke 
zu gewinnen. Das hatte ihm den Blick für ſeine ſoziale Not ge⸗ 
ſchärft. Und ſo unternimmt er es denn, als der Friede zu Ryswick 
1697 ihm Muße gab, Mittel und Wege zu zeigen, die die Bevöl⸗ 


— 
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3 kerung vermehren und ihre Lage beſſern ſollten. Er ſchildert den 


gegenwärtigen Zuſtand: 


Fiaſt der 10. Teil des Volkes bettelt. Von den andern®/,, 
können 5/1 den Bettlern kein Almoſen geben; denn fie bedürfen 
deſſen eigentlich ſelbſt. / ſind auch noch überaus ſchlecht daran, 
und vielleicht nur 10 000 Familien können nach ihren Wünſchen 
leben. 


Das Ziel jeder guten Regierung müſſe aber die Wohlfahrt 
aller Stände ſein. Die arbeitenden Klaſſen ſeien die Grundlage 
des nationalen Aufbaues. Sie aber erlägen unter den Staatslaſten, 
die allein auf ihnen ruhten, weil Geiſtliche, Adel und die Günſtlinge 
des Hofes Steuervorrechte beſäßen. Er ſchlage nach dem Vorbilde 
des Kirchenzehnten eine einzige Steuer vor: die „dime royale“, 
den Königszehnten. Der „Zehnte“ ſollte als die höchſte Grenze 
gelten; in der Regel wären die Staatsbedürfniſſe mit / des 
Einkommens zu decken. Die Abgabe ſolle abgeſtuft werden, ſo daß 
arme Handwerker z. B. nur mit /o ihres Einkommens heran— 
zuziehen wären. Die Hauptſache ſei, daß dieſe Steuer ohne Aus⸗ 
nahme erhoben würde; dann würde ſie auch die Mittel ſchaffen, 
die Zollſchranken im Innern des Reiches entbehrlich zu machen. 
Es ſei ein Widerſinn, wenn an einem Ort z. B. Getreide im Über⸗ 
fluß vorhanden fei, und dreißig Meilen davon das Volk den ſchwer— 
ſten Mangel litte. 

Vauban wußte, was er tat. In der Eingabe, die er als 
Handſchrift 1699 und etwas vermehrt noch einmal 1704 dem 
Könige überſandte, erklärte er, es wäre nötig, dieſes Syſtem 
entweder ganz anzunehmen oder ganz abzulehnen. Der 
Marſchall wartete vergeblich auf eine Antwort. Da endlich, im 
Dezember 1706, ließ er die Schrift drucken und verteilte eine 
Anzahl an Freunde und maßgebende Perſonen. Als er das Buch 


dem Könige überreichte, nannte ihn Ludwig XIV. einen 


Umſtürzler und entließ ihn in höchſter Ungnade. Der Mar⸗ 
ſchall ſtarb an dem Tage, an dem ſein Buch in Paris vom Henker 
öffentlich verbrannt wurde. Auch er mußte erfahren, daß der 
Kampf gegen Vorrechte und Vorurteile im eigenen Volke ſehr 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 17 
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Schlachtfelde. — 

Als Ludwig XIV. am 1. September 1715 ſtarb, hinterließ 
er eine Schuldenlaſt von über 2000 Millionen Livres. Frankreich 
war bankerott. Philipp von Orleans aber, der Vor⸗ 
mund des fünfjährigen Thronfolgers, wollte keine Einſchränkung 
der Ausgaben für den Hof und wünſchte deshalb keine Klärung 
der finanziellen Verhältniſſe. \ 

In dieſer Lage erſchien ihm der Schotte John Law als 
Retter in der Not. Law, im April 1671 in Edinburg als Sohn 
eines Goldſchmiedes geboren, hatte ein abenteuerliches Leben 
geführt, war 1694 in London zum Tode verurteilt, dann begnadigt 
worden, entfloh aus dem Gefängnis und ging nach Holland und 
Italien, wo es ihm gelang, im Spiel ein großes Vermögen zu er⸗ 
werben. Nach Schottland zurückgekehrt, legte er dem Parlament 
1705 ſeine Reformpläne vor: „Betrachtungen über Geld und 
Handel — mit einem Plan, das Volk mit Geld zu verſehen.“ 

Sie waren: Gold und Silber ſcheinen nicht geeignet, als Geld 
einen allgemein anerkannten Wertmaßſtab zu bilden, da ſie ſelbſt 
Naturerzeugniſſe ſind, deren Preis durch ein erhöhtes Angebot 
zum Sinken, durch ein vermindertes zum Steigen gebracht wird. 
Ein Wertmaßſtab aber müſſe möglichſt unveränderlich ſein. Dieſer 
Bedingung entſpräche ſam beſten der Boden, deſſen Wert man 
durch Grundſcheine beweglich machen könne. Es ſei deshalb eine 
Staatsbank zu errichten, welche bis zu? / des Bodenwertes Papier⸗ 
geld ausgäbe. Die Vermehrung der Geldmittel führe notwendig 
zu einer Herabſetzung des Zinsfußes der Staatsanleihen. Wohl⸗ 
feiles Geld ſchaffe reiche Arbeitsgelegenheit. Wohlfeile Waren 
befruchteten den Handel. Allerdings ſei das Geld im Verkehr mit 
dem Auslande nicht zu gebrauchen. Aber das ſei ein Vorteil, da 
das Land dadurch vor ungünſtiger Handelsbilanz geſchützt werde. 

Dieſer Vorſchlag wurde vom ſchottiſchen Parlament nicht 
angenommen, und Law ging nach Paris, wo er in Spielerkreiſen 
zuerſt mit Philipp von Orleans zuſammentraf. Im Mai 17168 
erhielt er die Erlaubnis, eine Privatnotenbank zu errichten. Dieſe a 
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verteilte im erſten halben Jahre 744% Gewinn und gewann großes 
Vertrauen. Im April 1717 beſtimmte ein Kgl. Erlaß, daß die Noten 
der Bank an allen Staatskaſſen als Geld angenommen werden 
jſollten. Im Auguſt 1717 gründete Law die Miſſiſſippi⸗Geſellſchaft, 
die im Mai 1719 zur allgemeinen „Indiſchen Geſellſchaft“ aus⸗ 
gebaut wurde. 1719 verteilte die Bank 40% Gewinn. | 
Am 5. Januar 1720 wurde Law zum Generalkontrolleur 
der Finanzen ernannt. Bankanteile mit einem Nennwert von 
500 Livres waren zeitweiſe bis auf 18 000 geſtiegen. Namentlich 
durch den Einfluß des Regenten wurden immer mehr Noten 
auf den Markt geworfen, ſo daß zu Beginn des Jahres 1720 ihr 
; Nennwert ſchon eine Milliarde überſchritten hatte. Die Sicherheit 
deer Anteile, die vornehmlich auf Werten der Kolonie Louiſiana 
8 beruhte, ſtand zu dieſer Höhe in keinem Verhältnis. Als einige 
Kundige dies erkannten und Bankzettel und Anteile gegen Bargeld 
umtauſchten, wurde das Mißtrauen bald allgemein. Als der Kurs 
zu fallen begann, ſollte künſtlich die Zurückhaltung von Gold und 
Silber und barem Gelde in Privathänden verhindert werden. 
Jeder Gold⸗ und Silbertransport wurde verboten, ebenſo das 
Tragen von Schmuckachen aus Edelmetall, die Herſtellung ſil⸗ 
bernen Tafelgeſchirrs, endlich jeder Beſitz von mehr als 500 Livres 
in barem Gelde! Durch dieſe natürlich undurchführbaren Maß⸗ 
7 nahmen wurde das Mißtrauen gegen Laws Syſtem nur noch mehr 
1 erhöht, und man konnte die Aktien, die vor Jahresfriſt etwa auf 
138 000 Frs. geſtanden hatten, für 20 Frs. kaufen. Im Dezember 
1720 ſah Law keine Rettung mehr und floh ins Ausland. Sein 
Vermögen wurde eingezogen. Er ſtarb am 21. März 1729 in 
Venedig in größter Armut, bis zu ſeinem Tode von der Richtigkeit 
ſeiner Gedanken überzeugt. 

Der franzöſiſche Staatsbankerott war unvermeidlich. Er 
folgte bei einer Schuldenlaſt von 3000 Millionen Livres. Alle, 
die den Verſprechungen der Regierung geglaubt hatten, verloren 
durch das „neue Syſtem“ ihre Erſparniſſe. Die bevorrechteten 
Stände aber waren von nun an nicht ohne Erfolg bemüht, jeden 
Vorſchlag zu einer Anderung der beſtehenden Verhältniſſe unter 
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Hinweis auf die Erfahrung dieſes „neuen Syſtems“ dem Volke 
verdächtig erſcheinen zu laſſen. — 

Vielfach anregend wirkten die Schriften von Charles de 
Secondat, Baron de la Bréde et de Montesquieu (geb. 
18. Januar 1689, geſt. 10. Februar 1755). Er war Präſident des 
Parlaments von Bordeaux und unternahm große Reiſen nament⸗ 
lich nach England, deſſen Verfaſſung er in ſeinen „Betrachtungen 
über die Urſache der Größe und des Verfalls des Römerreiches“ 
(1734) und in ſeinem „Geiſt der Geſetze“ (1748) als Vorbild 
empfahl. Er bekämpfte die Verpachtung der Steuern und forderte 
für ſie Staatsverwaltung. Über den Handel dachte Montesquieu 
noch merkantiliſtiſch, ſo z. B. in dem oft angeführten Satz: 

Was den Kaufmann beſchränkt, hemmt darum den Handel 
noch nicht. England verbietet die Ausfuhr ſeiner Wolle. Es be⸗ 
fiehlt, daß die Kohlen nur zur See zur Hauptſtadt gebracht werden. 

Es erlaubt die Ausfuhr von Pferden nur, wenn ihnen die Schwänze 

geſtutzt ſind. Die Schiffe ſeiner Kolonien, welche Handel nach 

Europa treiben, müſſen in engliſchen Häfen landen. Es ſchränkt 

den Kaufmann ein, allein zugunſten des Handels. 


Bei der Wertung des Geldes dagegen tritt er der rohen 
merkantiliſtiſchen Auffaſſung entgegen: Gold und Silber ſeien 
nur eingebildeter Reichtum, nur Zeichen für ein Volksvermögen. 
Spanien mache es wie jener unverſtändige König, dem ſich auf 
ſeinen Wunſch alles in Gold verwandelte, was er berührte, und 
der zuletzt die Götter anrief, ſein Goldelend zu beenden. — 

Es iſt bezeichnend, daß die ſchärfſte Kritik des Staates von 
einem Mann ausging, der das Staats- und Hof-Leben aus eigener, 
genauer Anſchauung kannte. Der Marquis René Louis d' Ar⸗ 


genſon, geb. 18. Oktober 1694, geſt. 26. Januar 1757, war 


von 1720—1724 Intendant vom Hennegau, von 17441747 
Miniſter des Auswärtigen. Seine Hauptſchrift auf volkswirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet, das „Volkswirtſchaftliche Tagebuch“ („journal 
économique”), die er 1751 ſchrieb, konnte nur handſchriftlich 
verbreitet werden, weil ſie nie die Druckerlaubnis erhalten hätte. 
Sein Vorbild iſt die Schweiz, und die Aufteilung Frankreichs in 
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kleine unabhängige Kantone („petites républiques”) das er⸗ 


ſtrebenswerte Ziel. Vom Staate habe die Volkswirtſchaft nur 


zu verlangen: Gute Richter, Unterdrückung der Monopole, einen 
gleichmäßigen Schutz, unveränderliche Münzen, gute Wege und 
Kanäle. Alles andere ſei vom Übel: „Um gut zu regieren, muß 
man weniger regieren!“ Auch das ſpätere Schlagwort des Man⸗ 
cheſtertums iſt, wenigſtens im erſten Teil, auf ihn zurückzuführen: 
Ich habe nur ein Syſtem des Handels, d. h. laſſet die All⸗ 
gemeinheit handeln, und verſucht nicht, den Handel zu leiten: 
„Laſſet fie machen.“ (Laissez faire, morbleu, laissez faire!) 


Großgrundbeſitz wie Großhandel verwarf er. Der Mittel⸗ 
ſtand gäbe die größte Glücksſicherheit. — 

Von d' Argenſon beeinflußt, aber viel gemäßigter, 
wirkte Jacques Claude Marie Vincent de Gournay, geb. 1712, 
geſt. 27. Juni 1759. Dem ,,laissez faire” d' Argenſons ſetzte er das 
ergänzende „Laßt es gehen“ (,,laissez passer”) hinzu. Gournay, 
der im Kaufmannsleben geſtanden und ſich durch große Reiſen 
gebildet hatte, wurde 1749 Handelsintendant, d. h. Mitglied des 
Handels⸗Amts („bureau de commerce“) in Paris, das von vier 


Intendanten gebildet wurde, die alle Wünſche der Handelsver- 


einigungen entgegenzunehmen hatten und bei Vorberatungen 
von Vorlagen und bei Überwachung der Ausführung von Geſetzen 
mitzuwirken berufen waren. Gournay wollte Verſtändnis für 
eine freiere Wirtſchafts⸗Auffaſſung erwecken, wie ſie bereits in 
England zur Herrſchaft gekommen war. Er fand ſich dabei in ſtetem 
Gegenſatz zu ſeinen drei Mitarbeitern und wurde von ihnen aufs 
heftigſte als ein „Theoretiker“ bekämpft. Gournay ſammelte einen 
Kreis von jungen, begabten Beamten um ſich und las mit ihnen 
ausländiſche volkswirtſchaftliche Schriften, deren beſte er von 
ſeinen Schülern überſetzen ließ. Er ſelbſt leiſtete auf dieſem Gebiete 
Vorbildliches. Von ſeinen jungen Freunden find die bedeutend- 
ſten, wie Turgot, zur phyſiokratiſchen Schule, mit der Gournay 
mancherlei Berührung hatte, übergegangen. 


e 


6. Der Meiſter und die neue Schule. 


ay, Meiſter, der dieſe Schule begründete, war Francois 
Quesnay. Er wurde am 4. Juni 1694 im Dorfe 
Meré (Bezirk Rambouillet) geboren. Es ijt ungewiß, ob ſein 


Vater, der ſehr früh ſtarb, Anwalt oder Landmann geweſen iſt. 


Die Erziehung lag ganz in den Händen ſeiner Mutter. Sie wollte 
ihn von allen gelehrten Dingen fernhalten. Er ſoll bereits elf 
Jahre alt geweſen ſein, ehe er, von einem großen Bilderbuch: 
„Das Landhaus“, angeregt durch einen Gärtnergehilfen, leſen lernte. 
Sein Wiſſensdrang veranlaßte ihn, gegen den Willen der Mutter 
bei dem Wundarzt einer Nachbargemeinde in die Lehre zu treten. 
Ein Jahr darauf ging er mit Zuſtimmung der Mutter nach Paris, 
um dort fünf Jahre lang bei einem angeſehenen Graveur zu lernen. 
Daneben hörte er mediziniſche Vorleſungen. Im Alter von 23 
Jahren ließ er ſich als Wundarzt in der Stadt Mantes nieder. 
Eine mediziniſche Schrift, in der er die übertriebene Anwendung 
des Aderlaſſens bekämpfte, führte zu ſeiner Berufung als Sekretär 
an die 1731 begründete „Académie de chirurgie“ zu Paris. Im 
Alter von 50 Jahren erwarb er den mediziniſchen Doktorgrad. 
Durch die Verſchwiegenheit, die er bei der plötzlichen Erkrankung 
einer Hofdame bewies, wurde die allmächtige Marquiſe von 
Pompadour bewogen, ihn als Arzt zu wählen. Als er den 
Dauphin, den Vater Ludwigs XVI., von den Blattern geheilt 
hatte, ernannte ihn der König zum Leibarzt und erhob ihn „für 
die dem Dauphin erwieſenen Dienſte und in Anerkennung ſeiner 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten“ in den Adelſtand. Er war der erklärte 
Günſtling des Königs, der ihn „ſeinen Denker“ nannte. 


Inmitten des laſterhaften Hofes blieb er ſelbſt untadelig. 
Bezeichnend für ſeine Denkweiſe iſt ein Geſpräch mit dem nach⸗ 
maligen Ludwig XVI. Dieſer klagte: „Ach, welche Verantwort⸗ 
lichkeit wird einſt auf mir laſten, wenn ich König von Frankreich 
ſein werde!“ — „Warum nicht gar? Die Sache iſt durchaus nicht 


ſchwierig.“ — „Wie meinen Sie das? Wie würden Sie es denn 


machen, wenn Sie König von Frankreich wären?“ — „Wie ich's 
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* machen würde? Ich würde eben nichts machen!“ — „Wer würde 
dann aber Frankreich regieren?“ — „Das Geſetz.“ 


Der Einblick in die Verhältniſſe der Staatsverwaltung war 
wohl die Veranlaſſung, daß Quesnay ſich noch im Alter von mehr 


als 60 Jahren dem Studium der Staats⸗ und Volkswirtſchafts⸗ 


Fragen zuwandte. 1756 erſchienen in der von d' Alembert 


und Diderot herausgegebenen „Encyclopädie“ die erſten volks- 


wirtſchaftlichen Aufſätze aus ſeiner Feder. 

In jener Zeit war der erfolgreichſte volkswirtſchaftliche 
Schriftſteller Victor Riquetti Marquis von Mirabeau, 
(3. Oktober 1715 bis 13. Juli 1789). Sein Hauptwerk: Der Men⸗ 
ſchenfreund, kam 1755 heraus. Er forderte hier die Umkehr von 
dem merkantiliſtiſchen Syſtem zu der für die Landwirtſchaft vor⸗ 


teilhafteren Verwaltungspraxis Heinrichs IV. und ſeines großen 


Miniſters, des Herzogs von Sully. 
Sein Buch hatte einen außerordentlichen Erfolg. Es ſoll 


40 Auflagen erlebt haben. Auch Quesnay las es und ließ den 


Verfaſſer um eine Unterredung bitten. Sie fand im Juli 1757 
ſtatt. Mirabeau hat ſie zehn Jahre ſpäter, am 30. Juli 1767, 
in einem Briefe an J. J. Rouſſeau, den er für die neue 
Lehre gewinnen wollte, geſchildert: 


Ich hatte alſo geklügelt: Die Reichtümer ſind die Früchte der 
Erde und der Tätigkeit der Menſchen. Der einzige Weg, fie zu 
vervielfältigen, iſt die Arbeit der Menſchen. Alſo je mehr Men⸗ 
ſchen, deſto mehr Arbeit, je mehr Arbeit, deſto mehr Reichtum. 
Der Weg zur Wohlfahrt ſchien mir alſo folgender: 1. Vermehrung 
der Menſchen, dadurch 2. Vermehrung der produktiven Arbeit, 
dadurch 3. Vermehrung des Reichtums. 

In dieſer Stellung hielt ich mich für ſo ſicher, daß ich mit 
Behagen mein ganzes politiſches Gebäude danach ausbaute, ſo 
mit Heirats⸗ und Luxusgeſetzen und dergl. 

ö Goliath iſt einſt mit nicht größerer Sicherheit in den 
Kampf geſchritten als ich zu einem Manne, der, wie ich gehört, 
auf mein Buch die Bemerkung geſchrieben hatte: „Das Kind hat 
ſchlechte Milch getrunken. Die Kraft ſeiner Naturanlagen reißt 
es zwar zu den richtigen Folgerungen fort; aber von den Grund⸗ 
ſätzen verſteht es nichts “l.. 
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In der Unterhaltung geſchah es nun, daß dem Goliath der 
Schädel zertrümmert wurde. Mein Gegner erſuchte mich, den 
Menſchen die gleiche Ehre wie den Schafen zu geben. Um dieſe 
zu vermehren, beginne man doch mit der Vermehrung der Weiden. 
Ich erwiderte, das Schaf jet nur ein untergzordnetes Mittel des 
Wohlſtandes; der Menſch dagegen müſſe als die erſte Urſache für 
die Hervorbringung von Früchten betrachtet werden. Darauf 
fing er an zu lachen und bat mich, ihm das deutlicher auseinander⸗ 
zuſetzen und zu ſagen, ob der erſte Menſch etwa das Brot in der 
Taſche mitgebracht habe, als er auf die Erde gekommen ſei, um 
von ihm ſo lange zu leben, bis die Erde bearbeitet, beſäet, abge⸗ 
erntet und die Frucht gewonnen worden ſei. Damit war ich be⸗ 
ſiegt. Denn man hätte entweder annehmen müſſen, daß der Menſch 
wie der Bär im Winterſchlaf acht Monate von ſeinem Fette zehren 
könne, oder man muß zuge 1 5 daß er bereits bei ſeiner Ankunft 
Früchte vorfand, die nicht von ihm geſät waren. Nun bat er mich, 
auch alle nachfolgenden Geſchlechter an dem gleichen Vorteil teil⸗ 
nehmen zu laſſen, da es bei dieſen auch nicht anders ſein könne. 

Bei einem Dummkopf hat die Zerſtörung einer falſchen Mei⸗ 
nung Scham und Haß zur Folge, bei einem anſtändigen Denker 
dagegen weckt ſie Dankbarkeit und Hingebung. Das zweite war 
bei mir der Fall. 


Durch die Verbindung von Quesnay und Mirabeau, der 
ſich mit Stolz „den älteſten Sohn der Lehre“ nannte, war die 
phyſiokratiſche Schule gegründet. 

Das Geſpräch zwiſchen Quesnay und Mirabeau läßt bereits 
den Hauptſatz der neuen Lehre klar erkennen: „Die Erde 
allein iſt die Quelle aller Güter.“ 

Daß in der Bodenfrage die Erklärung aller Not zu ſuchen 
ſei, wurde in jener Zeit vielfach empfunden. J. J. Rouſſeau, 
der bekannte Philoſoph und Pädagoge (28. Juni 1712 bis 2. Juli 
1778), hat 1753 in ſeinen „Unterſuchungen über die Ungleichheit 
des Menſchengeſchlechts“ dieſem Gedanken in dem oft Aang en 
Satze Ausdruck gegeben: 


Der erſte, der ein Grundſtück einzäunte und ſagte: das iſt 
mein, und der einfältige Leute fand, die es ihm glaubten, war 
der wahre Begründer der bürgerlichen Geſellſchaft! Wieviel Ver⸗ 
brechen, Krieg und Mord, wieviel Elend und Schrecken hätte der 
dem Menſchengeſchlechte erſpart, der die Pfähle ausgeriſſen, die 
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Gräben verſchüttet und ſeinen Genoſſen zugerufen hätte: Hütet 
euch, dieſem Betrüger zu glauben! Ihr ſeid verloren, wenn ihr 
vergeßt, daß die Früchte allen gehören, die Erde aber niemand! 


Die phyſiokratiſche Schule hat den Sonderbeſitz am Boden 
ausdrücklich anerkannt; aber ſie hat ihm eine beſondere Stellung 


in der Volkswirtſchaft zugewieſen und dieſe beſondere Stellung 
des Bodens als die Grundlage der verheißenen ee 


„Entwicklung in Freiheit“ bezeichnet. 

Ihr Gedankengang iſt kurz folgender: Die Bewohner jedes 
Staates ſcheiden ſich in drei Klaſſen: die produktive, die beſoldete 
und die disponible (verfügbare). 

Der wahre Reichtum eines Landes beſteht nicht in dem 
Gold und Silber, ſondern in den Bodenerzeugniſſen, die ent⸗ 
weder Nahrungsſtoffe ſind oder als Rohſtoffe für das Gewerbe 


dienen. Nur die Arbeit, die man in rechter Weiſe auf die Natur 


verwendet, ergibt ein Mehr über das, was während der Arbeit 
verbraucht worden iſt; deshalb iſt im eigentlichen Sinne des 
Wortes die Klaſſe der Bodenbebauer allein produktiv. 


Handwerk und Gewerbe formen die Rohſtoffe um und machen 
ſie dadurch zum Gebrauch wertvoll, zur Entwicklung der Kultur 
geeignet; aber die Stoffe ſelbſt können ſie nicht vermehren. Der 
Handel bringt die Rohſtoffe und die aus ihnen erzeugten Waren 
von einer Hand in die andere, bei ungehindertem Verkehr dorthin, 
wo ſie am wichtigſten ſind; aber auch ihm kann eine güterver⸗ 
mehrende, alſo eine eigentlich produktive Kraft nicht zugeſchrieben 
werden. Es ſei aber zu betonen, daß die Arbeit des Gewerbe— 
treibenden und die des Kaufmannes nützlich, ja notwendig iſt; 
deshalb müßten ſie ſo viel an Unterhaltungsmitteln aller Art ge⸗ 
winnen, daß ſie darin einen Anreiz finden, ihre notwendige 
Arbeit fortzuſetzen. Ebenſo ſei es mit den Beamten, Gelehrten, 
Künſtlern uſw. Aber immer müſſe feſtgehalten werden, daß ſie, 
die zuſammen die beſoldete Klaſſe bilden, ihr Einkommen nicht 
aus einem ſelbſtgeſchaffenen Fonds bezögen, ſondern im Grunde 
aus dem Überſchuß der Bodenerzeugniſſe. 
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Die einzige Klaſſe, die ohne eigene Arbeit lebe, iſt die der 
Bodeneigentümer, ſcharf zu unterſcheiden von den Bodenbear⸗ 
beitern. Sie zieht lediglich die Pacht ein von den Benutzern 
des Bodens. Wie die Landbebauer notwendig von dem Ge⸗ 
ſamtertrag den Erſatz ihrer Auslagen für ſtehendes (avances 
primitives) und für umlaufendes Kapital (avances annuelles) 
reichlich erhalten müſſen, ſo fließt auch den Grundherren in der 
Pacht gerechterweiſe eine Entſchädigung zu für die Grundaus⸗ 
gaben (avances foncières) ſoweit fie dadurch den Boden einſt 
überhaupt kulturfähig gemacht haben. Aber daneben ſteckt in der 
Pacht auch noch als reine Gabe der Natur ein Überſchuß: reine 
Bodenrente (produit net). Und dieſe Bodenrente, die ohne 
jede Gegenleiſtung den Bodeneigentümern zufließt, macht dieſe 
Klaſſe zu einer unabhängigen, zu einer ſtets für die Geſamt⸗ 
heit verwendbaren, „‚disponiblen“. Sie müſſe deshalb, 
und zwar grundſätzlich unentgeltlich, dafür alle nötigen Dienſte 
des Staatsganzen verſehen durch perſönliche Leiſtung, oder indem 
ſie die Bezahlung für beſoldete Staatsbeamte aufbringe. Von 
der Bodenrente ſolle deshalb auch die einzige unmittelbare 
Steuer erhoben werden (l’impot unique et direct). 


Dieſe einzige Steuer bezieht die ſtaatliche Gewalt 
gleichſam kraft eines Miteigentums, das die Geſamtheit ſich bei 
der Vergebung der einzelnen Landesſtücke vorbehalten hat. 


So erklärt Markgraf Karl Friedrich von Baden, 
ein Hauptvertreter der Schule in Deutſchland: 


Das Beſtehen einer Geſellſchaft ſetzt die mertennung einer 
ſchützenden Staatsgewalt voraus. 


Die Pflicht 

der ſchützenden Gewalt iſt der 
Schutz jeder Art von Eigentum, 
die Durchführung der Geſetze 
der natürlichen Ordnung und 
die Erhaltung und Ver⸗ 
beſſerung des öffentlichen 
Eigentums. 


Das Recht, 
das dieſer Pflicht entspricht, it 
das Miteigentum an 
dem Reinertrag alles 
Grundeigentums, das a 
unter dieſer Schutzherrſchaft bee 
ſteht. a 
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Quesnay drückt dieſen Gedanken ſo aus: 

Allein die Dauer des Beſitzes veranlaßt, daß man Arbeit 
und Kapital auf die Kultur des Bodens verwendet . . .. Da aber 
nur die Staatsgewalt das Eigentum der Untertanen dauernd 

ſichert, hat dieſe ein Urrecht auf einen Anteil an den Früchten 
der Erde. — 

Die Steuer muß auf den Reinertrag des Bodens gelegt 
werden und nicht auf die Löhne der Menſchen noch auf die 
Lebensmittel, ſonſt werden die Erhebungskoſten vervielfältigt, der 
Handel geſchädigt und jährlich ein Teil des Volkswohlſtandes 
vernichtet. 


Die Geſamtheit trägt durch die Anlage von Wegen, Brücken, 
Häfen, Kanälen, ja auch durch Aufwendungen für Schulen aller 
Art uſw. (den avances souveraines, wie es Graf von Albon 
unter Berufung auf Quesnay, oder den avances fonciéres de 
VEtat, wie es Karl Friedrich von Baden nennt) mittelbar und 


unmittelbar dazu bei, den Wert der einzelnen Grundſtücke zu 


erhöhen, weshalb von dieſem Werte die Geſamtheit mit Recht 
ihren Anteil empfängt. 


Der Phyſiokrat Baude au ruft den Großgrundbeſttern zu: 

Redet Euch nicht ein, daß ihr allein die Urſache des Steigens 
eurer Einkünfte ſeid; denn das würde eine höchſt ungerechtfertigte 
Undankbarkeit der Autorität gegenüber ſein, die in ſtetigem 
Fortſchritt ihre Hoheitsaufgaben erfüllt. 


Er ſieht gerade darin eine Harmonie der wichtigſten Inter⸗ 
eſſen, daß die Staatseinnahmen ſteigen und ſinken mit dem reinen 
Überſchuß, den der Boden des Staates in jedem Jahre ergibt. Eine 
ſolche Abgabe aber ſchädige niemand. Ihr Wert wird bei jedem 
Kauf und Verkauf berechnet. So erklärt Dupont: 

Wenn die Grundbeſitzer Boden kaufen oder verkaufen, ſo 
kaufen und verkaufen ſie die Steuer nicht mit; ſie verfügen bloß 
über den Teil des Bodens, der ihnen gehört, nachdem der Steuer⸗ 
ertrag abgezogen iſt. . . . Auf dieſe Weiſe ijt das Staatseinkommen 
niemand läſtig, koſtet niemanden etwas, wird von niemand be⸗ 
zahlt und beſchränkt in keiner Weiſe irgendwelches Eigentum. 


Eine ſolche Abgabe iſt im Grunde gar keine Steuer; es iſt eben 
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nur ein Stück Staats⸗Miteigentum. Der Phyſiokrat Mercier 
de la Riviere erklärt: : | 
Ich lege nur mit Bedauern dem öffentlichen Einkommen 
den Namen Steuern bei. Dieſes Wort wird ſtets von der 
ſchlechten Seite aufgefaßt. Es bedeutet ſtets eine ſchwere Laſt, 
von der jeder befreit ſein möchte. — Das öffentliche Einkommen 
iſt aber im Gegenteil für den Herrſcher nur der Ertrag aus Grund⸗ 
beſitz, der nichts mit allem anderen Grundeigentum ſeiner Unter⸗ 
tanen zu tun hat. 


Nur eine Rechtsordnung, die den beſten Gebrauch der vater⸗ 
ländiſchen Erde, dieſer einzigen Quelle alles Vermögens, ſichert 
und jeden Mißbrauch ausſchließt, kann einen Zuſtand ermöglichen, 
in dem der wahre Vorteil der Einzelnen und der verſchiedenen 
Klaſſen miteinander und mit dem der Geſamtheit übereinſtimmen. 
Dies aber wird ſich von ſelbſt ergeben, wenn nur die Geſellſchaft 
die natürliche Freiheit eines jeden gewährleiſtet. 

Das Grundrecht aller Menſchen iſt das Recht zu leben, d. be 
zu arbeiten und fic) zu entwickeln. Die Geſellſchaft darf die 
Freiheit eines jeden nur ſo weit beſchränken, als ſie mit der be⸗ 
rechtigten Freiheit der anderen unverträglich iſt. Die Regierung 
hat deshalb weder die Pflicht noch auch nur das Recht, mehr 
zu tun, als die Rechte der Einzelnen zu wahren, ſie zu ſchützen 
vor Angriffen auf ihre Perſon, ihre Freiheit und die Frucht ihrer 
Arbeit. Die Abſchaffung aller Monopole und Vorrechte würde 
zur Freiheit des Austauſches führen, die von ſelbſt zu natürlichen 
Preiſen und dadurch zu natürlicher Regelung der Herſtellung 
und des Verbrauchs führt. Im wirklich freien Wettbewerb würde 
ein jeder ſeine Fähigkeiten möglichſt gut entfalten können. 

Dieſe Grundſätze ſtellen das natürliche Ideal ſtaatlicher Ord⸗ 
nung dar (l'ordre naturel). Ob dies je in ſeiner ganzen Reinheit 
zu erreichen ſei, ſtehe dahin. Jeder Staatsmann habe natürlich 
zuerſt mit dem wirklichen Zuſtande der Dinge (l’ordre positif) 
zu rechnen. Aufgabe der Staatskunſt ſei es, die Entwicklung der 


beſtehenden Ordnung ſo zu beeinfluſſen, daß ſie unter den gege⸗ 4 


benen Verhältniſſen der natürlichen Ordnung der Dinge möglichſt 3 
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nahe komme. Der Weg von der beſtehenden zur natürlichen Ord⸗ 


nung, namentlich in Beziehung auf die entſcheidende Steuerfrage, 


ſei lang und ſchwer. Quesnay ſelbſt erklärt: 


Dieſe Reform muß begründet werden auf einem wohlüber⸗ 
legten und ganz ſicheren Plan. Er umſchließt eine Arbeit, die 
Zeit, Kraft und Kenntniſſe erfordert, die wenig verbreitet und 
ſchwer zu erwerben ſind. 

Die erſte Forderung, die jeder Staat, der ſich von der be- 
ſtehenden Ordnung zur natürlichen Ordnung emporentwickeln 
will, erfüllen muß, ijt die Durchführung der allgemeinen Volks- 
bildung: „der allgemeine Unterricht ijt das wahre geſellſchaftliche 
Band“, ſagt Baud eau. Hier muß ſelbſt die Freiheit des Einzelnen 
beſchränkt und der allgemeine Volksſchulunterricht erzwungen 
werden. Je unterrichteter ein Volk iſt, deſto mehr wird bei ihm 
auch das Verſtändnis für die Geſetze ſeines Zuſammenlebens und 
für die Maßnahmen im Sinne der natürlichen Ordnung durch⸗ 
dringen. Deſto mehr aber wird es ſich auch davor bewahren können, 
daß die Herrſchaft der Natur und der Geſetze ausarte in perſön⸗ 
liche Willkür. Quesnay prägt das Wort, das auch heute noch 
ſeine Geltung hat: „Die öffentliche Meinung iſt es, 
die das Schwert führt.“ 

In der Denkſchrift, die Turgot dem König über eine 
Neugeſtaltung des Staates vorlegte (ſ. S. 290), forderte er auch 
einen einheitlichen Unterricht von der Volksſchule bis zur Hoch— 
ſchule. Er verlangte ſtaatsbürgerlichen Unterricht: 

Das erſte Band der Völker iſt die Geſittung. Die erſte 
Grundlage der Geſittung iſt die Unterweiſung, die man ſchon in 
der Kindheit über alle Pflichten des Menſchen in der Geſell— 
ſchaft bekommen hat. Es iſt erſtaunlich, wie wenig dieſe Er— 
kenntnis durchgedrungen iſt. Es gibt Methoden und Anſtalten, 

‘ um Landmeſſer, Phyſiker und Maler auszubilden — es gibt 
keine, um Staatsbürger auszubilden. 

Er verſprach dem König mit gutem Gewiſſen, daß ſein Volk 
in zehn Jahren gar nicht wiederzuerkennen ſein würde: 

Durch ſeine Bildung, ſeine guten Sitten, durch ſeinen auj- 
geklärten Eifer für des Königs und des Vaterlandes Dienſt würde 
es über die anderen Völker unendlich erhaben ſein. 
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In gleichem Sti ſchrieb Mina b an Karl 908355 
rich von Baden am 14. Juli 1772: 

Das Entſcheidende für das Glück der 
Menſchheit iſt der Volksunterricht „ Ver⸗ 
geblich werden Sie Ihre erhabene Familie unterrichten! Vergeb⸗ 
lich werden Ihre volkswirtſchaftlichen Maßnahmen von der augen⸗ 
blicklichen Einwilligung Ihrer Höflinge und Offiziere unterſtützt 
werden — dieſe werden ja nie eine andere Richtſchnur kennen als 
den Willen des Fürſten und einen anderen Zweck als ihren je⸗ 
weiligen Vorteil. 

Nur das Volk, die Geſamtheit aller Meinungen und alles 
Willens, kann über die Bewahrung Ihrer väterlichen Einrich⸗ 
tungen wachen, und deshalb muß die erſte aller Sorgen ſein, auch 
den Geringſten Ihrer Untertanen von ſeiner Kindheit an aufzu⸗ 
klären, daß er es verſtehen lerne, welchen perſönlichen Vorteil 
1 er an der Durchführung und Erhaltung Ihrer Grundſätze 

abe. 

Im Dezember 1758 wurde das Werk Quesnays, das dieſe 
Lehre zum erſten Male zuſammenfaſſend darſtellt, das „Tableau 
économique, in vier Stücken in der Verſailler Schloßdruckerei 
hergeſtellt. 1760 erſchien es als Anhang zu einer neuen Auflage 
des „Menſchenfreundes“ mit Erklärungen. In demſelben Jahre 
gab Mirabeau eine mit Hilfe Quesnays verfaßte „Steuertheorie“ 
in der Form einer Anſprache an den König heraus. Wenn die 
beiden Freunde auf das Verſtändnis Ludwigs XV. gehofft hatten, 
der Quesnay als Menſchen und Arzt ſehr hoch ſchätzte, ſo ſollten 
ſie ſchwer enttäuſcht werden. Der König geriet in größten Zorn 
und ließ Mirabeau verhaften. Erſt die durch Quesnay herbeige⸗ 
führte Fürſprache der Marquiſe von Pompadour endete die fünf⸗ 
tägige Gefängnishaft und bewirkte, daß der König ſich damit be⸗ 
gnügte, Mirabeau für zwei Monate auf ſein Landgut zu verbannen. 

Nach Beendigung des ſiebenjährigen Krieges, der die ſchweren 
Schäden Frankreichs in finanzieller Hinſicht klargelegt hatte, 
wandte ſich die allgemeine Aufmerkſamkeit dieſen Zuſtänden zu. 
Allerlei Reformvorſchläge wurden laut. Die Regierung bewies 
jetzt dieſen Strömungen gegenüber eine gewiſſe Duldung. Bald 
ſammelte ſich um Quesnay und Mirabeau ein Kreis begeiſterter 
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Junger: der ſpätere Miniſter Turgot, Mercier de la 


Riviere, der eine Zeitlang Intendant der Inſel Martinique 


geweſen war, der treue Dupont, der berühmte Naturforſcher 
Lavoiſier, der Sekretär der Akademie Condorcet, der 


Rat am Obergericht Orleans Le Trosne, der Abbe Bau⸗ 


deau, der Herausgeber der Wochenſchrift „Ephemeriden des 
Bürgers“, und mancher andere ehrliche Volksfreund. 

Es ſchien, als ſollte den Reformfreunden ein ſchneller Erfolg 
beſchieden ſein. Der 1764 ernannte Generalkontrolleur der 
Finanzen LAverdy war ihnen freundlich geſinnt und wollte 
die von ihnen geforderte Freiheit des Getreidehandels durchführen. 
Um für dieſe Maßnahmen Verſtändnis zu erwecken, gründete er 
eine „Zeitſchrift für Landbau, Handel und Finanzen“, deſſen 
Leitung er Dupont übertrug. Nun hatte die neue Schule 
einen Mittelpunkt. Der von Quesnay unglücklich gewählte 
Ausdruck „olasse stérile“ (unfruchtbare Klaſſe), für die Klaſſe der 
Gewerbetreibenden und Kaufleute, ein Ausdruck, der ſpäter na⸗ 
mentlich von Turgot durch den beſſeren „classe stipendiée“ 
oder „salariée“ (beſoldete Klaſſe) erſetzt wurde, gab den Gegnern 
den Vorwand zu heftigen Angriffen. Umſonſt wieſen die Phyſio⸗ 
kraten in ſchärfſter Weiſe darauf hin, daß in einer rein theoretiſchen 
Gliederung keinerlei Herabſetzung liegen könne und ſolle. Die 
Gegner ſiegten, und Dupont erhielt ſeine Kündigung. Abbé 
Baudeau ſtellte ſofort ſeine Wochenſchrift den Freunden zur 
Verfügung. Vom 1. Januar 1769 an erſchienen die in eine 
Monatsſchrift umgewandelten „Ephemeriden des Bürgers“ als 
das führende Blatt der neuen Richtung, in dem ſie nun ohne amt⸗ 
liche Rückſicht vertreten werden konnte. 

Als Sammelpunkt der phyſiokratiſchen Freunde veran⸗ 
ſtaltete Mirabeau die berühmt gewordenen Dienstagabende. 
Man nahm ein einfaches Mahl ein; dann wurden die eingegange⸗ 
nen Beiträge für die Zeitſchrift verleſen und Fragen der Theorie 
und der Taktik beſprochen. 

Die Finanznot des Staates ließ die Steuerfrage immer mehr 
als die wichtigſte erſcheinen, und es iſt eine Erfahrung, die bis auf 
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dieſen Tag geht, daß die Leidenſchaften auf keinem andern Gebiet 
jo geweckt werden, wie auf dieſem. Eine mächtige Unterſtützung. 
fanden die Gegner in der ſtaatsbürgerlichen Unbildung auch der 
ſonſt als Autoritäten verehrten Führer. Voltaire ſchrieb ſeine 
„Geſchichte vom Vierzigtaler-Mann“: 


Es gewährt mir eine große Befriedigung, 965 Welt fe zu 
können, daß ich ein Grundſtück beſitze, das mir reine vierzig Taler 
einbrächte — wenn nicht die Steuer wäre, mit der es belaſtet iſt. 
Wenn mir Gott nicht die Gabe verliehen hätte, Körbe aus Weiden⸗ 
ruten zu flechten, die mir mein Elend tragen helfen, ſtände es mit 
mir gar übel. Nun ſoll ich nach der neuen Miniſteranſicht, die nur 
den Boden als beſteuerbar erklärt, zwanzig Taler jährlich an den 
König abgeben. Weil ich nun weder Korn, noch Bohnen, noch Geld 
beſaß, ließ die „geſetzgebende vollziehende Gewalt“ mich ins Ge⸗ 
fängnis ſchleppen. Als ich endlich, kaum noch Haut und Knochen, 
aus dem Kerker kam, begegnete ich einem pausbackigen Herrn in 
einer Kutſche mit ſechs Pferden. Er hatte ſechs Lakaien, von denen 
jeder als Löhnung das Doppelte meines Einkommens empfing. 
Sein Haushofmeiſter, eben ſo feiſt wie der Herr, bekam 2000 Francs 
und ſtahl ihm das ganze Jahr noch 20 000 Francs obendrein. 
Seine Geliebte koſtete ihn in ſechs Monaten das Doppelte. Ich 
hatte ihn früher gekannt, als er noch nicht ſo reich war wie ich. 
Er geſtand mir, wohl um mich zu tröſten, daß er ſich eines Ein⸗ 
kommens von 400 000 Livres erfreue. „Da zahlt ihr alſo dem 
Staate 200 000 Livres“ fragte ich. Denn ich, der ich gerade 
nur 120 Livres einnehme, muß die Hälfte davon abgeben.“ — 
„Ich“ — rief er — „ich ſoll für die Bedürfniſſe des Staates bei⸗ 

ſteuern? Ihr ſpaßt, guter Freund! Ich habe einen Onkel beerbt, 
der in Cadix und in Surate acht Millionen gewonnen hatte. Ich 
beſitze nicht einen Zollbreit Boden; mein ganzes Vermögen beſteht 
in Pfand⸗ und Wechſelbriefen. Ich bin dem Staate nicht einen 
Heller zu zahlen verpflichtet. Ihr freilich müßt die Hälfte eures 
Lebensbedarfes abgeben, dafür ſeid Ihr ein Bodenbeſitzer.“ 


Umſonſt wieſen die Phyſiokraten darauf hin, daß hier ihre 
einfachſten Darlegungen gefälſcht ſeien, daß jemand, der gerade 
nur 120 Livres einnimmt, ſie zweifellos als reines Arbeits⸗ 
einkommen oder als Erſatz ſeiner Kulturauslagen empfange, daß 
dieſer Mann alſo keinen Pfennig zu zahlen habe, und daß der Reiche 
zweifellos mittelbar und unmittelbar von der Grundrentenſteuer 
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erfaßt werde — die große Maſſe hatte ein Gefühl der Befriedigung, 


daß Leute, die augenſcheinlich mehr konnten als ſie, einmal ver⸗ 


ſpottet wurden. Voltaires geiſtreichelnder Witz, der die 
einzige (unique) Steuer, die ungerechte (inique) nannte, 
dazu das bißchen Salz von dem betrügenden Haushofmeiſter 
und der koſtſpieligen Geliebten — die Geſchichte vom Vier⸗ 
zigtaler⸗Mann wurde eine mächtige Waffe in dem Kampfe, 
den ſchlaues Intereſſe gegen die Phyſiokraten führte. 

1772 verbot der Finanzminiſter Terray, fernerhin über 
Geldweſen, Handel, Staatsverwaltung, Regierung und Geſetz⸗ 
gebung in den „Ephemeriden“ zu ſchreiben. Damit war natürlich 
das Erſcheinen des Blattes überhaupt unmöglich gemacht, und die 
Phyſiokraten ließen es im November 1772 eingehen. Das war 
ein ſchwerer Schlag für die junge Bewegung. Selbſt der immer 
unverzagte Dupont verzweifelte und nahm einen Ruf nach 
Warſchau als Erzieher der Kinder des Fürſten Czartoryski an. 

Kaum aber war er in Polen, ſo ereilte ihn die Nachricht, 
daß Ludwig XV. geſtorben und Turgot von ſeinem Nachfolger 
ins Miniſterium berufen worden ſei. 

Auch Quesnay, der Meiſter, ſah noch die Erhöhung 
ſeines Schülers und Freundes, mit der ſich ſeine kühnſten Hoff⸗ 
nungen zu verwirklichen ſchienen. Er ſtarb am 16. Dezember 
1774. Heute iſt er allgemein als der Gründer der nationalöko⸗ 
nomiſchen Wiſſenſchaft anerkannt. Am 23. Auguſt 1896 wurde 


ihm in ſeinem Geburtsort Méré ein Denkmal errichtet. 


7. Der Nufftieg. 

A. Robert Jacques Turgot wurde als dritter Sohn 

eines vornehmen Hauſes am 10. Mai 1727 in Paris ge⸗ 
boren. Der älteſte Bruder wurde Staatsmann, der zweite Offi- 
zier. Er wurde zum geiſtlichen Stande beſtimmt. In der Jugend 
war er, obwohl von großer Begabung, überaus ſchüchtern, ſo 
daß ſeine Mutter, eine Dame der Geſellſchaft, ihn widerwärtig 
fand und ihn meiſt ſich ſelbſt überließ. Seine große Herzensgüte 
zeigte ſich früh. Obwohl er ſehr wenig für ſich brauchte, war ſein 
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Taſchengeld doch ſtets bald ausgegeben. Es ergab ſich, daß er es 
an ärmere Schüler austeilte, damit ſie ſich Bücher kaufen könnten. 
Er vollendete ſeine Studien auf der Sorbonne, der Pariſer 
Hochſchule, mit Auszeichnung. Als er die Prieſterweihe emp⸗ 
fangen ſollte, erklärte er jedoch, daß er ſich zu dieſem Stande 
nicht berufen fühle. Die Erkenntnis von der grundlegenden 
Bedeutung der volkswirtſchaftlichen Dinge ließ ihn ſich ganz der 
Staatsverwaltung widmen. Der Einfluß ſeiner Familie bewirkte 
ſchon 1753 ſeine Ernennung zum Parlamentsrate. Er ſchloß ſich 
eng an Gournay an, den er auf ſeinen amtlichen Reiſen mit 
offenen Augen begleitete. Auch zu Quesnay trat er in per 
ſönliche Beziehungen und wurde bald ein begeiſterter Vertreter 
der phyſiokratiſchen Grundanſchauungen. 

1761 wurde Turgot Intendant (etwa Regierungspräſident) von 
Limouſin. Dieſe Provinz war ſehr vernachläſſigt. Er ging mit großem 
Ernſt an die Verwaltungsarbeit. Selbſt überaus ſparſam, ver⸗ 
wandte er alle Einkünfte zum Wohle der ihm anvertrauten Provinz. 
Als erſte Aufgabe erkannte er die Aufſtellung einer zuverläſſigen 
Statiſtik, um zunächſt feſtzuſtellen, was denn wirklich vorhanden 
ſei. Er ließ deshalb genaue Aufnahmen machen über den Boden: 
Umfang, Beſchaffenheit, Anbau, Art, Ertrag; über die Bevölljl⸗ 
rung: Zahl, Beſchäftigung; über die Belaſtung: Abgaben und 
Frondienſte. Unermüdlich ſuchte er die Geiſtlichen, die Lehrer, die 
Arzte uſw. für ſeine Reformarbeit zu gewinnen. 

Sein gefährlichſter Feind war das Mißtrauen der armen Be⸗ 
völkerung, der doch ſeine Arbeit galt. Die Bauern waren zu oft 
von den Beamten betrogen und ausgebeutet worden, als daß ſie 
hätten glauben mögen, es könne ihnen von dieſer Seite Gutes 
gebracht werden. Beſonders zeigte ſich das, als er dem phyſio⸗ 
kratiſchen Grundgedanken gemäß daran ging, die „Wegfronen“ 
durch eine Grundſteuer abzulöſen. 

Am Anfang und am Ende des Winters mußten die Bauern 
durch Fronarbeit die Wege der Provinz ausbeſſern. Dieſe Arbeiten 
wurden widerwillig geleiſtet. Sie waren faſt ſtets mit großem 
Verluſt an Zugtieren, Wagen uſw. verbunden. Turgot wollte dieſe 
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Wegfron durch eine Grundſteuer erſetzen. Die Bauern weigerten 
ſich aber zunächſt, darauf einzugehen. Sie fürchteten, daß man 


ihnen zwar die Grundſteuer auferlegen, aber ſie trotzdem zur 
Fronarbeit zwingen würde. Doch gelang es Turgot, das Miß— 


trauen zu beſiegen. Mit einer verhältnismäßig niedrigen Grund⸗ 


ſteuer konnten nun die Wege in viel beſſeren Stand als vorher 
geſetzt werden. Die widerwillig geleiſtete Fronarbeit war eben 
für die Bauern und für den Staat die teuerſte und unvorteil⸗ 
hafteſte. Dieſe Reform machte es auch möglich, während einer 
ſchweren Teuerung die Wegeverbeſſerungen als Notſtands⸗ 
arbeiten zur Hilfe für viele zu machen. 

Turgot war der erſte, der einen geordneten Arbeitsnachweis 
in ſeiner Provinz ſchuf. Da die phyſiokratiſche Schule die Freiheit 
der Arbeit als Ziel aufſtellte, ſo war es nur folgerichtig, durch 
eine geordnete Vermittlung dieſe Freiheit zu ermöglichen. Ebenſo 
war es eine Folgerung ſeiner volkswirtſchaftlichen Geſamtanſchau⸗ 
ung, daß er für die Hebung des Bildungsweſens wirkte. Als Präſi⸗ 
dent der Landwirtſchaftlichen Geſellſchaft von Limoges ſuchte er 
durch Preisausſchreiben volkswirtſchaftliche Aufklärung zu ver⸗ 
breiten. Für das Jahr 1767 beſtimmte er z. B. als Thema: „Über 
die Wirkung der indirekten Steuern auf das Einkommen der Grund⸗ 
eigentümer.“ 1768 lautete die Preisaufgabe: „Die Art und Weiſe, 
wie die Reinerträge der Grundſtücke je nach den verſchiedenen 
Anbauarten am genaueſten abgeſchätzt werden können.“ 

1766 verfaßte der fleißige Mann eines der beſten Werke der 
phyſiokratiſchen Schule: „Betrachtungen über die Bildung und Ver⸗ 
teilung des Reichtums.“ Obwohl gerade in jener Zeit ſein höchſter 
Vorgeſetzter, der Finanzminiſter, ſeine Gegnerſchaft gegen die 
Phyſiokraten ſcharf betonte, war Turgot mutig genug, ſeine Be⸗ 
trachtungen zuerſt in dem erklärten Organ der Phyſiokratie, den 
„Ephemeriden des Bürgers“, (1769) erſcheinen zu laſſen. 

Die Mutter Turgots ſetzte es durch, daß ihrem Sohn der viel- 
begehrte Poſten eines Intendanten von Lyon angeboten wurde. 
Turgot aber lehnte ab, um ſeinem Reformwerk in Limouſin treu zu 
bleiben. Die Provinz blühte unter dieſer Verwaltung auf. Wo man 

18* 


„ 4s ae 


ſich in Frankreich überhaupt ernſt mit der ſozialen Not des Volkes 
beſchäftigte, ſah man mit Achtung, ja mit Bewunderung auf den 
jungen phyſiokratiſchen Staatsmann, der es verſtand, die wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtände ſeiner Provinz außerordentlich zu heben und 
dabei das Vertrauen und die Liebe der Bevölkerung zu erwerben, 
wenn es natürlich auch an Haß und Widerſtand derer nicht fehlte, 
die aus dem alten Zuſtande Vorteil geſchöpft hatten. Welches 
Vertrauen Turgot auch bei den von ihm zur Mitarbeit gewonnenen 
Vertretern der Kirche erreicht hatte, zeigte ſich bei ſeiner Abberufung 
von Limoges. Alle Prieſter der Provinz laſen eine Meſſe nach 
ſeiner Meinung. 

Als nach dem Tode Ludwig XV. am 10. Mai 1774 Ludwig 
XVI. den Thron beſtieg, ſchien eine neue Zeit anzubrechen. 
Hoffnungsvoll begrüßte das Volk den „Vielerſehnten“. Und 
der erſt zwanzigjährige König folgte der öffentlichen Meinung und 
berief Turgot in das Miniſterium. Er erhielt am 20. Juli das 
Marineminiſterium, das der Kanzler Maurepas bis dahin ſelbſt 
geleitet hatte. Die Probe muß befriedigt haben; denn ſchon am 
24. Auguſt wurde Turgot zum Generalkontrolleur der Finanzen 
ernannt. Finanzen, Steuerweſen, Ackerbau, Handel, Gewerbe, 
Verkehrsweſen und Provinzialverwaltung waren ihm unterſtellt. 

Wie auch über die Grenzen Frankreichs hinaus Turgots Er⸗ 
nennung aufgenommen wurde, läßt Goethe ahnen, der in 
„Wahrheit und Dichtung“ (4, 17) von dieſen Tagen ſchreibt: 

Und als nun gar ein neuer wohlwollender König von 

Frankreich die beſten Abſichten zeigte, ſich ſelbſt zur Beſeitigung 

ſo mancher Mißbräuche und zu den edelſten Zwecken zu be⸗ 

ſchränken, eine regelmäßig auslangende Staatswirtſchaft ein⸗ 
zuführen, ſich aller willkürlichen Gewalt zu begeben und durch 

Ordnung, wie durch Recht allein zu herrſchen, ſo verbreitete 

ſich die heiterſte Hoffnung über die ganze Welt, und die zu⸗ 

trauliche Jugend glaubte ſich und ihrem ganzen Zeitgeſchlechte 
eine ſchöne, ja herrliche Zukunft verſprechen zu dürfen. 

Wir wiſſen nichts Näheres von der Stunde, in der Ludwig 
XVI. Turgot die Berufung auf den wichtigſten Miniſterpoſten 


mitteilte. Wir dürfen annehmen, daß Turgot in ihr offen ſeine 
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Grundſätze darlegte, und daß der junge König in dieſem Augenblick 
ganz für ſie gewonnen war. Turgot beruft ſich einmal auf den 
Händedruck, mit dem der König „in jener Stunde gleichſam ſeine 
Ergebenheit annahm“. Unmittelbar darauf hat er ſich noch einmal 
ſchriftlich an den König gewandt: 
Es iſt nötig, daß Eure Majeſtät ſich mit Ihrer Güte gegen 
Ihre eigene Güte waffnen, daß Sie ſich ſtets vor Augen halten, 
woher die Gelder ſtammen, die Sie an Günſtlinge und Hofleute 
verſchenken wollen, daß Sie der Freigebigkeit gegenüber ſtets auch 
das Elend des Volkes erwägen, dem die Mittel zu dieſer durch 
erbarmungsloſen Zwang entriſſen werden müſſen .. 
Ich werde gefürchtet, ja gehaßt werden von dem größten 
Teil des Hofes, von allen, die um Gnadengeſchenke betteln. Mir 
wird man jeden abſchlägigen Beſcheid zuſchreiben; man wird mich 
als einen hartherzigen Mann ſchildern, weil ich Eurer Majeſtät 
vorgeſtellt habe, daß Sie ſelbſt diejenigen, die Ihnen lieb ſind, 
nicht auf Koſten Ihres Volkes bereichern dürfen 
i Wenn Cure Majeſtät die Gerechtigkeit und die Notwendig⸗ 
keit der vorgeſchlagenen Maßnahmen anerkennen, dann bitte ich, 
auf deren Durchführung mit Feſtigkeit zu beharren und ſich 
durch lärmende Klagen, denen man in ſolchen Dingen niemals 
entgehen kann, nicht beirren zu laſſen 
5 Die Gefahr, in die ich mich ſelbſt begebe, fühle ich wohl. Es 
heißt für mich nicht bloß, gegen die Mißbräuche ſelbſt und gegen 
jene zu kämpfen, die aus ihnen Gewinne ziehen, ſondern auch 
gegen die Menge von Vorurteilen, die ſich jeder Reform wider⸗ 
ſetzen. Selbſt die natürliche Herzensgüte Eurer Majeſtät und 
der Ihrem Herzen r können dieſen Kampf er⸗ 
ſchweren. 
Eine der ſchwerſten Gefahren wird kommen, wenn es den 
| ſchlauen Intereſſenten gelingt, das Volk ſelbſt gegen ſeine eigenen 
Vorteile aufzuhetzen. Denn dieſes Volk, dem ich mich aufopfern 
werde, iſt ſo leicht zu hintergehen, daß ich vielleicht gerade durch 
die Maßregeln, die ich anwenden will, um es gegen Bedrückung 
zu ſchützen, mich bei ihm verhaßt machen werde. 


Turgot hatte ein volles Recht, auf die großen Schwierigkeiten 
ſeines Weges hinzuweiſen; denn das Verſtändnis für die phyſio— 
kratiſchen Maßnahmen blieb auf enge Kreiſe beſchränkt. 
Die gebildeten Schichten, die das Krankhafte ihrer Zeit erkannten, 
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begnügten ſich zum größten Teil mit einem billigen Schwärmen 
für Rouſſeauſche Natur-Glückſeligkeit, deren empfindſame 
Schilderungen in Romanen wie „Paul und Virginia“ viel ange⸗ 
nehme Rührung erweckten. Oder man ergötzte ſich an dem Spotte 
Voltaires und den philoſophiſchen Spekulationen der 
Enzyklopädiſten. Man bewies ſeine Unabhängigkeit, indem man 
ſelbſt Beifall dazu klatſchte, wenn ein Beaumarchais in 
ſeiner „Hochzeit des Figaro“ die eigene Klaſſe der Verachtung 
preisgab. So konnte man bei geiſtreichem Geplauder in ſchön⸗ 
geiſtigen Salons die Aufgeklärtheit des eigenen Geiſtes genügend 
leuchten laſſen, um der Pflicht zu entgehen, ſich auch um dieſe 
harten wirtſchaftlichen Dinge zu kümmern, wie Salzſteuer, Fron⸗ 
dienſte, Allmende und Zunftrechte, bei denen es nicht ſo billig 
war, ſchöne Worte zu machen, und man gar zu leicht in Gefahr 
geriet, gute Freunde oder getreue Nachbarn zu verletzen, oder gar 
ſelber Opfer bringen zu müſſen. 

Wenn auch unausgeſprochen, waren in den meiſten Herzen 
doch die Gedanken lebendig, denen einer der gefährlichſten Gegner 
der Phyſiokraten, der gewandte und elegante Abbe Fernando 
Galiani, in einem Briefe an ſeine Freundin Frau von 
Epinay Ausdruck gab: 

Ich habe fünfzehntauſend Livres Einkommen, die ich ver⸗ 
löre, wenn die Bauern reicher würden! — Wenn jeder wie ich 
handeln und ſeinen Intereſſen gemäß ſprechen würde, gäbe es 
keinen Streit mehr in der Welt. Der Blödſinn und der hohle 
Lärm rühren daher, daß jeder ſich um die Angelegenheiten der 
andern kümmert und nicht um die ſeinen. Hol der Teufel den 
Nächſten! Es gibt keinen Nächſten. 

Wollte man aber nicht nur ſeinem klugen Geiſte, ſondern auch 
ſeinem guten Herzen genügen, ſo betätigte man ſich eifrig an 
Wohlfahrts⸗ und Wohltätigkeitseinrichtungen aller Art, die am 
Weſen des Staates nichts änderten, und zuletzt nur den Erfolg 
haben konnten, daß guter Wille dadurch von den notwendigen 
ſozialen Erneuerungen abgezogen wurde. 

Die Kreiſe, welche die Unerträglichkeit der beſtehenden Zu⸗ 
ſtände am bitterſten empfanden, ſahen das Heil vielfach in einer 
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N völligen Aufhebung des Sondereigentums, im Kommunismus, 
wie ihn eindrucksvoll namentlich Morelli und Mably vertraten. 
Morelli, ein früherer Lehrer, warb durch ſeine Staatsromane 
„Der Schiffbruch der ſchwimmenden Inſeln“ (1753) und „Das 
Geſetz der Natur“ (1755) für kommuniſtiſche Ideale. Mably 
ein Verwandter und vertrauter Mitarbeiter des Kardinals und 
Miniſters de Tencin, zog ſich 1757 von dem Dienſt dieſes 
Staates zurück und bekämpfte ihn, namentlich in der ausdrücklich 
gegen die Phyſiokraten gerichteten Schrift „Zweifel“, die den 
Kommunismus predigte. Dieſen „vollen und ganzen“ Forderungen 
gegenüber erſchienen bei allen ſtaatsbürgerlich Ungebildeten die 
Reformen der Phyſiokraten als ungenügende Halbheit, und, wie 
immer in der Geſchichte, fanden ſich auch hier falſche Freunde 
genug, die Mißtrauen ſäten. 

Turgot mußte den Weg gehen, den jede organiſche Reform 
zu gehen gezwungen iſt, den Weg zwiſchen den Nutznießern der 
beſtehenden Mißſtände und dem „radikalen Schlagwort“, zwiſchen 
Mammonismus und Kommunismus. Ex beſchritt ihn, der Be⸗ 
deutung ſeiner Aufgabe ſich voll bewußt. 


8. Der Reform- Minifter. 

. fand den jährlichen Ausfall des Staatshaushaltes 
auf über 22 Millionen angewachſen. Seinen Finanzplan 
faßte er in die Worte zuſammen: „Kein Bankerott, keine Anleihe, 
keine Vermehrung der Steuern!“ Dann blieb nur zweierlei 
übrig: eine Entwicklung der produktiven Kräfte, damit die bis⸗ 
herigen Steuersätze mehr eintrügen, und eine größere Sparſam⸗ 
keit im Staatshaushalt. Die Geſundung konnte nur ſchrittweiſe 
geſchehen. Immerhin hat Turgot in ſeiner kurzen Miniſtertätig⸗ 
keit die Staatsſchuld um 102 Millionen verringert und den Zinsfuß 

der Staatsanleihen von 5½ % auf 4% ermäßigt. 

Der erſte Kampf Turgots galt den Mißbräuchen der Steuer⸗ 
verpachtung. Eine ſolche Pacht war ein ſehr einträgliches Geſchäft. 
Die Steuerpächter wurden meiſt raſch reiche Leute. Deshalb be- 
teiligten ſich auch Mitglieder der erſten Familien am Hofe un⸗ 


— 280 —uͤ— 


mittelbar und mittelbar an ſolchen Geſchäften. Selbſt der Finanz⸗ 
miniſter erhielt von den Generalpächtern eine Art Gewinnbetei⸗ 
ligung, indem fie ihm regelmäßig als „pot de vin“ (Weintopf⸗Trink⸗ 
geld) ein Geſchenk von 50 000 Livres machten. Turgot wies es zurück. 
Dazu verbot er jeden Amterverkauf in ſeiner Verwaltung. Die 
Steuerpächter und alle, die von dieſem Syſtem Nutzen zogen, er⸗ 
kannten in dieſem Augenblick, wie ernſt es dem neuen Miniſter 
mit ſeinem Reformeifer war. Sie wurden, wenn auch vielfach im 
geheimen, ſeine erbitterten Gegner. Dieſe Gegnerſchaft wurde noch 
ſchärfer, als er den beſtehenden Rechtsgrundſatz: „In allen zweifel⸗ 
haften Fällen iſt dem Steuerpächter Recht zu geben“ in ſein Gegen⸗ 
teil verwandelte: „In allen zweifelhaften Fällen iſt Bauern und 
Bürgern Recht zu geben!“ 

Viel Haß wurde geweckt, als Turgot an die Beſeitigung 
der Zollſchranken im Innern des Landes ging. Die Binnenzölle 
brachten dem Staate nicht viel über 4 Millionen „, eine Summe, 
die in keinem Verhältnis ſtand zu den Erhebungskoſten und zu 
den Erſchwerungen, die der Verkehr dadurch erlitt. Neben den 
ſtaatlichen Binnenzöllen kamen noch private Wegezölle, namentlich 
auch an Flüſſen zur Erhebung. Sie waren früher verliehen worden 
gegen die Verpflichtung, Wege und Brücken in Ordnung zu halten. 
Es war ſo gegangen, wie bei der „Taille“: die Verpflichtungen 
waren fortgefallen, aber die Vorrechte geblieben: Vernunft hatte 
ſich in Unſinn, Wohltat in Plage verwandelt. Ein Boot mit 
Wein hatte auf dem Wege aus der Langue d’oc bis Paris durch 
Rhone und Loire etwa 40 verſchiedene Abgaben zu erlegen. 
Ebenſo mußte ein Fuder Wein von Straßburg nach Paris 40 mal 
verzollt werden. Hier ſchaffte Turgot freie Bahn. Bei allen, die 
einen Vorteil von dem alten Zuſtand gehabt hatten, und das 
waren die reichſten Kreiſe, weckte er natürlich bitteren Haß. Am 

13. September 1774 verordnete er die Freiheit des Getreidehandels. 
: Geſchäftig ſchoben ſeine Gegner, als die Kornpreiſe infolge einer 
ſchlechten Ernte ſtiegen, die Schuld auf die Neuerungen Turgots. Das 
Volk, das die Zuſammenhänge nicht durchſchaute, ließ ſich zu Em⸗ 
pörungen hinreißen, ſo namentlich in Diſon. Am 1. Mai 1775 
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wurden auch in Paris Brot- und Mehlhandlungen geplündert. 


Die Unruhen wurden zu einem förmlichen Aufſtand, dem ſogenann⸗ 
ten „Mehlkrieg“. Aber man hatte ſich getäuſcht, wenn man glaubte, 


daß Turgot in ſeiner Volksliebe vor jeder Volksſtimmung zurück⸗ 


weichen werde. Gerade in ihr fand er Kraft zu entſchloſſenem 


Handeln. Er ließ ſich vom Könige das Kriegsminiſterium über⸗ 
tragen, zog Truppen zuſammen und unterdrückte ſcharf und ſtreng 
jede Ausſchreitung. Gleichzeitig erließ er Rundſchreiben an die 
Geiſtlichen, in denen er dringend ermahnte, das Volk aufzuklären. 
Daß dieſe Unruhen nicht dem Volk entſprungen, ſondern von den 
privilegierten Ständen künſtlich erzeugt und gewiſſenlos ge⸗ 
ſchürt worden waren, berichtet der öſterreichiſche Geſandte Mercy 
am 18. Mai 1775 an den Fürſten Kaunitz in Wien: 

Es iſt außer allem Zweifel, daß die Sache weder durch einen 
wirklichen Abgang von Getreide oder durch einen ungewöhnlich 
hohen Preis desſelben, noch zufälligerweiſe, ſondern durch bos⸗ 
hafte Anſtifter veranlaßt worden ſei. Einigen Orten hat man 
gedruckte (gefälſchte) Königliche Erlaſſe vorgezeigt, durch welche 
der Preis des Getreides herabgeſetzt würde; bei vielen, welche 
gefangen wurden, hat man große Summen von Geld gefunden; 
mit einem Wort: überall äußern ſich die Spuren eines vorbe⸗ 
dachten Komplotts. 


Dazu kam, daß die Pariſer Polizeibeamten, aus Furcht, 


die Marktaufſicht zu verlieren und damit mancherlei perſönliche 


Vorteile, den Plünderungen nicht entgegentraten, ſo daß Turgot 
die Abſetzung des höchſten Polizeibeamten von Paris erzwingen 
mußte. Auch das „Parlament“ von Paris hatte ſich ſofort auf die 
Seite der Unzufriedenen geſtellt und durch Maueranſchläge den 
König aufgefordert, den Wünſchen der Meuterer nachzukommen. 
Da ließ Turgot durch je einen Musketier jeden Parlaments⸗ 
rat morgens um 4 Uhr wecken und nach Verſäailles entbieten. 
Dort wurde unter dem Vorſitz des Königs die ſofortige Zurück— 
nahme jener Maueranſchläge durchgeſetzt. 

Die mannhafte Haltung Turgots in dieſen Stunden, in denen 
andere feig zuſammengebrochen waren, hatte das Vertrauen des 
Königs zu ihm ſtark gefeſtigt. Jetzt hätte er die Berufung ſicherer 


Freunde in alle wichtigen Poſten durchſetzen können. Turgot aber 
ließ namentlich den Miniſterpräſidenten Maurepas im Amt. 
Dieſer aber, weit entfernt dankbar zu ſein, ſah mit Neid auf 
den mächtig gewordenen Finanzminiſter, und ſeine kleine Seele 
ſuchte jede Gelegenheit, den Unbequemen zurückzudrängen oder 
zu beſeitigen. Aber unbeirrt ſchritt Turgot ſeinen Weg. 

Die freie Entfaltung der Arbeit ſuchte Turgot 
durch Aufhebung veralteter Zunftprivilegien herbeizuführen. 
Jedem Geſetze wurde jetzt eine Erläuterung beigegeben, die aus 
phyſiokratiſchen Grundgedanken heraus der Bevölkerung ein Ver⸗ 
ſtändnis des neuen Geſetzes nahebringen und ſie zu bewußter 
Mitarbeit erziehen ſollte. So heißt es zu Beginn dieſes Erlaſſes: 

Wir ſchulden es Unſern Untertanen, ihnen den vollen und 
ganzen Genuß ihrer Rechte zu ſichern. Insbeſondere ſind wir 
verpflichtet, dieſen Schutz jener Menſchenklaſſe zu gewähren, die 
kein anderes Einkommen als ihre Arbeit und Betriebſamkeit be⸗ 
ſitzt und deshalb um ſo mehr das Bedürfnis und das Recht hat, 
dieſe einzige Hilfsquelle für ihre Exiſtenz in vollem Umfange 
geltend zu machen. Auch dem Staate geſchieht durch die unab⸗ 
ſehbare Verminderung des Verkehrs und der Betriebſamkeit, die 
eine Folge mangelnder Arbeitsfreiheit iſt, großer Schaden 

Gott hat den Menſchen Bedürfniſſe gegeben. Er hat die Arbeit 

als Hilfsquelle notwendig gemacht und damit das Recht zu 

arbeiten jedem Menſchen als Eigentum zuerteilt. Wir be⸗ 
trachten es als eine der erſten Pflichten der Gerechtigkeit, Unſere 

Untertanen von allen auf dieſes unveräußerliche Recht gerichteten 

Angriffen zu befreien. 


Wie die Freiheit der Arbeit, ſo erſtrebte Turgot auch die 
Freiheit des Verkehrs. Er vereinigte die verſchiedenen 
Verkehrsanſtalten und ſchuf die erſte allgemeine franzöſiſche 
Staatspoſt. Die Wagen, nach dem Miniſter „Turgotinen“ ge⸗ 
nannt, waren die erſten Poſten, welche regelmäßig Tag und Nacht 
fuhren und dadurch die für jene Zeit hohe Durchſchnittsgeſchwindig⸗ 
keit von 4 km in der Stunde erreichten. 

Für die Volksgeſundheit wurden ſtaatliche Kurſre 
bedeutungsvoll, die Turgot einrichten ließ. Die „Königliche Gee 
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ſellſchaft für Medizin“, die ſeiner Anregung ihr Entſtehen ver- 
dankt, hat ſich ſpäter zu einer Akademie ausgeſtaltet. 


Den Armſten im Volke galt Turgots beſondere Fürſorge. 
Er verlangte von allen Beamten: „Es muß das Beſtreben eines 
jeden ſein, die Mißbräuche aller Art, unter denen das Volk leidet, 
aufzudecken und zur Kenntnis der Regierung zu bringen.“ Wer 
irgendeine ſoziale Tat verrichtete, ſollte gemeldet werden, damit 
er ihn zur öffentlichen Auszeichnung vorſchlagen könne. 

So ſehr er auf Sparſamkeit in der Hofhaltung und auf Min⸗ 
derung hoher unverdienter Gnadengelder drang, ebenſoſehr war 
er doch bemüht, den Veteranen, die einen wirklichen Anſpruch 
auf den Dank des Staates hatten, die Auszahlung ihrer Bezüge 
zu ſichern. Den Arbeitern in den Staatswerften von Breſt ließ 
er den rückſtändigen Lohn von 1½ Jahren auszahlen; kleine Bee 
amte, denen ſeit vier Jahren ihre Invalidenrente nicht zugekommen 
war, wurden voll befriedigt. 

Die Lebenshaltung erleichterte er, indem er nach und nach 
etwa zwanzig verſchiedene Arten von Steuern fos Ver⸗ 
brauchsgegenſtände abſchaffte. 

Als Intendant von Limouſin hatte Turgot mit großem Er⸗ 
folge die Wegfronen in eine Grundſteuer verwandelt. Jetzt ver⸗ 
ſuchte er den gleichen Schritt für das ganze Reich. Als Intendant 
hatte er nur die ſchon ſteuerpflichtigen Bauern zur Grundſteuer 
heranziehen können. Jetzt aber wollte er in der richtigen Erkenntnis, 
daß verbeſſerte Verkehrswege gerade den Großgrundbeſitzern 
beſondere Vorteile brächten, auch dieſe durch eine Grundſteuer 


dieſe Koſten mittragen laſſen. Die Antwort auf dieſen Vorſchlag 


war ſteigender Haß der mächtigſten Familien. Der Prinz von 
Conti erklärte, die Fronarbeit der Bauern abſchaffen, das be— 
deute von „der Stirne des Pöbels den angeborenen Schandfleck 
ihrer Knechtſchaft wegwiſchen zu wollen“. 

Neben den Erlaſſen über die Umwandlung der Wegfronen in 


eine Grundſteuer und die Aufhebung der Zünfte hat Turgot im 


Januar und im Februar 1776 noch vier andere vollendet, die klei— 
nere Reformen anbahnten: Aufhebung der Pariſer Ortsgebühren 
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auf den Getreidehandel; Aufhebung anderer auf dem Verkehr 
laſtender Abgaben; Aufhebung der Kaſſe von Poiſſy, die ihre Ein⸗ 
künfte aus dem Fleiſchhandel bezog; Aufhebung der Zölle auf die 
Einfuhr von Talg aus dem Auslande. Von dieſen ſechs Erlaſſen 
wollte das Pariſer „Parlament“ nur den über die Kaſſe von Poiſſy 
anerkennen. Die andern fünf Reform⸗Erlaſſe erklärte es ue ns cil 
gefährlich und verweigerte ihre Eintragung. 

Der Kampf um die Grundſteuer ſtand im Mittelpunkt Selbſt 
der leitende Miniſter Maurepas erklärte, daß er nicht zuſtim⸗ 
men würde, wenn auch der Grundbeſitz der Geiſtlichkeit zu dieſer 
Steuer herangezogen werden ſollte. Der Großſiegelbewahrer 
Miroménil ſtellte ſich auf die Seite des Parlaments und be⸗ 


ſtürmte den König mit ſchriftlichen Eingaben, die Steuerfreiheit 


des franzöſiſchen Adels zu erhalten: „Wenn man dem Adel ſeine 
Vorrechte raube, ſo zerſtöre man den Volkscharakter; das franzöſiſche 
Volk wird ſeinen kriegeriſchen Geiſt einbüßen und bald die Beute 
der benachbarten Völker werden.“ Turgot mußte in Gegenſchriften 
antworten. Er wies auf das Vorrecht hin, nach dem der Adel 
für einen Beſitz bis zu einem Umfang von vier Pflügen gänzlich 
ſteuerfrei ſei, und daß jeder Wohlhabende ſich in den Adel hinein⸗ 
kaufen könne. „Es ſei alſo einfach die Sache der Reichen, die hier 
gegen die Sache des arbeitenden Volkes ſtände.“ Der König 
ſchwankte und ließ ſich von dem Hausminiſter Malesherbes 
ein Gutachten erſtatten. Da er für Turgots Reform eintrat, ging das 
Parlament zum Angriff über. Ein hoher Finanzbeamter, Bon⸗ 
cerf, ein überzeugter Phyſiokrat, verſuchte in einer ruhigen 
Aufklärungsſchrift die Mißverſtändniſſe zu beſeitigen. Prinz 
Conti klagte ihn beim Parlament an wegen „Angriffs auf das 
Privateigentum“, und das Parlament verurteilte die phyſiokra⸗ 
tiſche Schrift zur Verbrennung durch den Henker. Turgot 
trat für ſeinen Freund ein, und der König ſchlug das Verfahren 
nieder. 

Um den Widerſtand des Parlaments zu brechen, veranlaßte 


Turgot am 12. März 1776 eine ſogenannte Kiſſenſitzung („lit de 4 


justice“). In einer ſolchen führte der König ſelbſt den Vorſitz. 


een ſeinen Befehlmufte jeder Wwderſpruch ſchweigen. Hier trafen 
die Gegenſätze ſcharf aufeinander. Der Erlaß des Königs führte aus: 


Dieſe wichtigen Arbeiten zur Wegeverbeſſerung ſind niemals 
mit ſo vielem Eifer betrieben worden, als unter dem jüngſtver⸗ 
ſtorbenen König. Mehrere Provinzen haben durch die ſchnelle 
Erhöhung des Wertes der Liegenſchaften den 
Vorteil davon genoſſen 

Wir haben mit Bedauern geſehen, daß, einige wenige Pro⸗ 


vinzen ausgenommen, die Arbeiten dieſer Art größten Theils durch 
Fronarbeiter verrichtet worden ſind, zu denen man Unſere Unter⸗ 


tanen, und ſelbſt die ärmſten, gebraucht hat, ohne ihnen die Zeit, 
die ſie darauf verwendeten, zu vergüten.. 

Den Bauern mit Gewalt von ſeiner Arbeit wegnehmen, iſt 
immer eine wahre Ungerechtigkeit gegen ihn, auch wenn man ihm 
ſeinen Taglohn bezahlt. Umſonſt wird ein Verſuch ſein, eine ge⸗ 
eignete Zeit für ſolche erzwungene Arbeiten zu finden: Die Ar⸗ 
beiten des Landbaues ſind ſo mannigfaltig, daß da keine ganz 
leere Zeit iſt. Jedes Verſehen der Verwaltung kann dem Bauern 
Tage rauben, wegen denen kein Lohn ihn entſchädigen kann. Die 
Zeit des Landwirtes nehmen, auch wenn man ſie ihm bezahlte, 
würde ebenſo viel als eine Steuer ſein. Sie nehmen, ohne ſie zu 


bezahlen, iſt eine zweifache; und dieſe Steuer überſchreitet 


alles Maß, wenn ſie auf den bloßen Taglöhner fällt, der für ſeinen 
Unterhalt nichts als die Arbeit ſeiner Hände hat. 

Der Menſch, der gezwungen und unbelohnt arbeitet, arbeitet 
ohne Luſt. Er tut weniger und ſeine Arbeit iſt ſchlecht. Die Fröner, 
die oft drei Stunden und mehr brauchen, um an den Ort ihrer 
Arbeit zu gelangen, und eben ſo viele, um wieder nach Haus zu 
kommen, verlieren ohne jeden Nutzen einen großen Teil der Zeit, 
die man ihnen wegnimmt. So koſtet das Werk dem Volk und dem 
Staat an Menſchen und Fuhren zweimal und oft dreimal mehr, 
als wenn man es um Lohn machen ließe 

Das ganze Gewicht dieſer Laſt fällt auf Unſere ärmſten 
Untertanen, welche kein ander Eigentum haben, als ihre Arme und 
ihren Fleiß, auf die Landwirte und auf die Pächter. Die Grund⸗ 
eigentümer ſind faſt alle durch ihre Vorrechte befreit oder tragen 
ſehr wenig bei. Indeſſen find doch die Straßen den Grundeigen— 
tümern nützlich durch den Wert, den die dadurch erleichterte Beförde— 
rung den Erzeugniſſen ihrer Ländereien erteilt. Nicht diejenigen, 


welche das Land wirklich bauen, noch die Taglöhner, welche man 


gan den Straßen zu arbeiten zwingt, werden den Vorteil davon 


2 


ziehen: die Nachfolger der dermaligen Pächter werden den Eigen⸗ 
tümern dieſen vermehrten Wert durch erhöhte Pachtzinſe bezahlen; 
die Taglöhner werden vielleicht dereinſt dadurch eine Erhöhung 
des Lohnes erhalten, die dem erhöhten Werte der Nahrungsmittel 
gemäß ſein wird. Aber die Eigentümer allein werden ſogleich einen 
ſchnellen und unmittelbaren Zuwachs an Reichtum erhalten, und 
an dieſem neuen Reichtum wird das Volk nicht anders teilnehmen, 
als nach Maßgabe, wie es ihn durch neue Arbeit erkaufen wird. 
So iſt der Stand der Eigentümer derjenige, welcher die Früchte 
von der Verbeſſerung der Straßen einſammelt. Er allein ſollte die 
Unkoſten davon tragen, weil er allein den Vorteil davon zieht 

Ein dieſem ganz entgegengeſetzter Irrtum hat oft die Ver⸗ 
waltung verleitet, die Rechte der Grundeigentümer aufzuopfern, 
in einer übel verſtandenen Abſicht, den armen Untertanen zu 
helfen, und zwar durch den Zwang, dieſen ihre Produkte unter 
ihrem wahren Preiſe zu überlaſſen. 

So wurden die Freiheit und das Eigentum der ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen Unſerer Untertanen gleich verletzt. Man nahm 
den einen oder den andern von den ihrigen, um ſie abwechſelungs⸗ 
weiſe zu begünſtigen. So verirrt man ſich, wenn man vergißt, daß 
die Gerechtigkeit allein das Gleichgewicht unter den Rechten 
und den Angelegenheiten aller Stände erhalten kann. Dieſe wird 
zu allen Zeiten die Grundveſte Unſerer Verwaltung ausmachen. 
Und wir haben die Abſchaffung der Fronen in allen Teilen Unſeres 
Königreiches beſchleunigt, um demjenigen Teile Unſerer Unter⸗ 
tanen zu helfen, welcher der zahlreichſte iſt, und auf welchen, weil 
er allein des Schutzes ſo ſehr bedarf, 1 Aufmerkſamkeit immer 
beſonders gerichtet ſein wird. 


Dagegen wandte ſich der Präſident des Parlaments: 


Warum muß heute eine düſtere Traurigkeit ſich auf allen 
Seiten den Blicken Euerer Majeſtät darbieten? Geruht Sie die⸗ 
ſelben auf das Volk zu werfen, ſo wird Sie das Volk beſtürzt 
ſehen. Wendet Sie dieſelben auf die Hauptſtadt, ſo wird Sie 
die Hauptſtadt in äußerſter Beſorgnis erblicken. Kehret Sie fie 
gegen den Adel, ſo wird Sie den Adel in tiefſter Betrübnis 
finden 

Dasjenige, welches die Fronden betrifft, drücket, wenn die i 
Abgabe auf alles gelegt werden ſoll, das angelegt werden müßte,. 
alles darnieder, iſt, wenn nicht alles angelegt wird, unzureichend 
und bedrohet notwendig die Heerſtraßen mit dem Zerfall, 
und die Handelsſchaft mit dem gänzlichen Umſturze. 
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Durch eine neue Art einer beſtändigen und willkürlichen 
Steuerlage auf das Bodeneigentum benachteiligt dieſes Edikt ſehr 
weſentlich das Eigentum der Armen wie der Reichen, und iſt es 
eine neue Antaſtung der natürlichen Steuerfreiheit 
(franchise) des Adels und der Geiſtlichkeit, deren Vorzüge und 
Rechte von der Verfaſſung der Monarchie unabtrennbar 
nd 
Nachdem es die Pflicht erfüllet hat, Ihnen die Wahrheit 
darzulegen, Sire, legt die tiefe Ehrfurcht Ihres Parlamentes, in 
dem Augenblick, da Euere Majeſtät befiehlt, ihm das Stillſchweigen 
auf. Seine ſtandhafte Treue hoffet erhöret zu werden, wenn es 
in einem glücklichen Augenblicke die Gerechtigkeit und die Güte 
Euerer Majeſtät zugunſten der erſten Stände des 
Reiches, Ihr Mitleiden zugunſten des Volkes und Ihre Weisheit 
zugunſten des ganzen Staates anrufen wird . 

Gott gebe nur, daß die Übel, die wir vorſehen, Sire, und um 
deren Abwendung wir nicht aufhören werden, Euere Majeſtät zu 
bitten, nicht ſo tiefe Wurzeln ſchlagen, nicht ſo ſehr die alten 
Grundveſten des Staates untergraben, daß es nicht einiger⸗ 
maßen unmöglich werde, das, was ſie verheeret haben werden, 
wieder herzuſtellen. 


. In gleicher Weiſe bekämpfte der Generaladvokat 
des Parlaments die Reform: 


Sire, der wahre Reichtum eines Königs iſt der Reichtum 
ſeines Volkes. Die Untertanen arm machen, heißt den Landes⸗ 
herrn zugrunde richten, weil in dem Vermögen der Bürger alle 
Hilfsquellen des Staates beſtehen. Wenn von dieſen allgemeinen 
Betrachtungen wir zu der Erwägung der neuen Steuer ſchreiten, 
welche Euere Majeſtät einzuführen gedenket: wieviele Anmer⸗ 
kungen hätten wir nicht vorzulegen, ſowohl über ihre weſentliche 
Beſchaffenheit, welche alle Vorrechte des Adels ver⸗ 
nichtet, die ſo alt ſind als die Monarchie, als über ihre Dauer, 
die keine Schranken hat, und über das Willkürliche ihres Maßes, 
das alle Jahre geändert werden kann. Dieſe Auflage wird niemals 
andere Schatzungsleute haben als die Beamten, welche Euere 
Majeſtät in jeder Provinz Ihres Königreiches verordnen wird. 
Dieſer Beitrag wird den Adel, die feſteſte Stütze 
des Thrones, und die Geiſtlichkeit, die ge⸗ 
heiligte Dienerin unſerer Altäre, mit dem übri⸗ 
gen Volke in Gleichheit verſetzen, mit dem Volke, das 
kein anderes Recht hat, ſich über die Fronden zu beklagen, als 
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weil jeder Tag durch ſeine Arbeit ihm ſeine und ſeiner Kinder 
Nahrung einbringen ſoll . . . . Will Euere Majeſtät Ihren wahren 
Vorteil kennen, will Sie das Glück Ihrer Untertanen auf einen 
ſicheren Grund bauen, werden die getreueſten Magiſtratsperſonen 
wegen ihren Beweggründen und wegen ihren Abſichten verdächtig 
ſein können, ſo iſt Euere Majeſtät in dieſem Augenblicke von ver⸗ 
ehrungswürdigen Brüdern, von den Prinzen des König⸗ 
lichen Hauſes, von den Pairs von Frankreich, von den Mi⸗ 
niſtern Ihres Rates, von dem höchſten Adel Ihres 
Königreiches umgeben. Geruhen Sie den Rat derſelben anzu⸗ 
hören. Dieſer iſt der wahre Rat der Könige; dieſes iſt die Aus⸗ 
wahl der Nation. 


An dieſem Tage blieb der König feſt: 

Ihr habt die Erlaſſe gehört, welche ergehen zu laſſen die Liebe, 
die ich zu meinen Untertanen hege, mich bewogen hat. Mein 
Wille iſt, daß man denſelben nachlebe. 

Meine Abſicht iſt nicht, die Stände zu vermiſchen. Ich will 
nur durch die Geſetze und durch die Gerechtigkeit herrſchen. 

Wenn die Erfahrung bei einigen Verfügungen, welche dieſe 
Erlaſſe enthalten, Unbequemlichkeiten entdecken wird, ſo werde ich 
Sorge tragen, denſelben zu begegnen. 

Turgot hatte geſiegt. Das Tor der neuen Zeit für Frankreich 
war weit aufgetan. 


9. Der Sturz. 


n dem gleichen Tage forderte der König Turgot auf, ſeine 
Stellung zur auswärtigen Politik darzulegen. Dieſe war 
mehr denn je von dem Gegenſatz zu dem „Erbfeind“ England be⸗ 
ſtimmt. Als Colbert ſtarb, war der franzöſiſche Kolonialbeſitz 
größer als der engliſche; aber die Mißſtände im Innern bewirkten 


auch ein Abſterben äußeren Einfluſſes. In Indien und Amerika 


wurde der franzöſiſche Einfluß vom engliſchen überflügelt. Erſt vor 
kurzem, nach dem ſiebenjährigen Kriege 1763, mußte Kanada 
an England abgetreten werden. Der Verſuch Englands aber, 
ſeinen alten Kolonien ohne ihre Mitwirkung Steuern aufzu⸗ 
erlegen, führte im Dezember 1773 zu dem Angriff auf engliſche 
Teeſchiffe im Hafen von Boſton, der das Zeichen zum amerika⸗ 
niſchen Freiheitskriege gab. Es wurde Mode, in dem unfreien 


r 


een 


Europa von dem Amerika, in dem man „Europens übertünchte 
Höflichkeit nicht kannte“, zu ſchwärmen, und auch Kreiſen, die 
die Freiheit im eigenen Lande haßten, galt es als ein Zeichen fort- 
ſchrittlicher Geſinnung, für die Freiheit in Amerika ſich zu be⸗ 
geiſtern (vergl. S. 248—225). Nun beſtürmte der Miniſter des 


Außeren Ludwig XVI., die Gelegenheit zu benutzen, um durch 


einen leichten Sieg über England den alten, franzöſiſchen Waffen⸗ 
ruhm wieder herzuſtellen. Der Miniſterpräſident Maurepas 
ſtimmte zu, ebenſo der Kriegs⸗ und Marineminiſter. Turgot 
arbeitete eine ausführliche Denkſchrift gegen die Beteiligung am 
Kriege aus: es ſei weder die Ordnung im Staatshaushalt hergeſtellt, 
noch auch Heer und Flotte in gutem Stand. Ein Krieg würde unter 


ſolchen Umſtänden nur die Folge haben können, untwiederbring- 


liche Zeit für den inneren Neuaufbau zu verlieren, und die Finanz⸗ 
not zu unheilbarer Höhe zu ſteigern. Der König ließ ſich von der 
lockenden „gloire“ blenden. Anfang Mai ließ er den amerikaniſchen 
Kolonien die erſte geheime Geldunterſtützung anweiſen und zwei 
Flottengeſchwader ausrüſten. 

Daß ſich hier der König gegen Turgot entſchied, hing zuſammen 
mit ſeiner unſicheren Stellung gegenüber dem Drängen des 
Minſters nach einer Verfaſſung. 

Die Phyſiokraten und namentlich Turgot in ſeiner praktiſchen 
Arbeit hatten bald erkannt, daß Wegebau, Armenpflege, die Auf⸗ 
löſung der mannigfaltigen Feudalrechte und die Gewin- 
nung der Grundlagen für eine gerechte Steuerverteilung nicht 
erreicht werden konnten ohne die Mitwirkung des Volks. Deshalb 
wollten die Phyſiokraten Selbſtverwaltungskörper, und zwar 
für die Kirchſpiele, Kreiſe und die Provinzen, und an der Spitze 
einen Nationalrat. Die Gründe, die Turgot zu ſeinem Ver⸗ 
faſſungsentwurf beſtimmten, hat er in einem Briefe an den König 
dargelegt: 


Der Deſpotismus, über den wir heute Klage erheben, iſt 
der, der hinter dem Rücken des Königs von Beamten und Leuten, 
die Seiner Majeſtät gänzlich unbekannt ſind, geübt wird. Man 
hat die wahren Vertretungen des Volkes zu vernichten geſucht 
Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 19 
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und die Beſchwerden der wenigen, die ae nicht vernichtet ſind, 
unwirkſam gemacht. 

Die Ständeverſammlungen ſind ſeit 160 Jahren nicht ein⸗ 
berufen worden. Man iſt ſoweit gekommen, die Klagen irgend⸗ 
eines Dorfes für nichtig zu erklären, wenn ſie nicht von einem In⸗ 
tendanten genehmigt ſind. Eine Gemeinde iſt ſo außerſtande, 
ihre Rechte zu verteidigen, wenn der Intendant oder jemand, der 
bei ihm gut angeſchrieben iſt, ihr Gegner iſt. 


Turgot wies zum Belege dem Könige Verordnungen vor, 
die gefälſcht waren: 

Man weiß, daß Ihre Majeſtät die Gerechtigkeit lieben. Aber 
ſolange das Gute, das Sie dem Volke erweiſen, nur auf Ihrem 
oder auf Ihrer Miniſter Rechtsſinn gegründet ijt, bleibt es ein 
vorübergehendes Gut. Es iſt nötig, daß Ihre Regie⸗ 
rungszeit darauf verwendet werde, dem Volke Sicherungsmittel 
gegen den Deſpotismus und das Verheimlichungsſyſtem der Be⸗ 
amtenverwaltung zu verſchaffen. Soll ein König wirklich gerecht 
ſein, dann muß er ſich genaue Auskunft an der Quelle verſchaffen 

und die Entſcheidung nach ſeinem eigenen Gefühl und Gewiſſen 
treffen. Deshalb handelt es ſich darum, zwiſchen dem Könige 
und dem Volke ſolche Beziehungen herzuſtellen, die nicht durch jene 
unterbunden werden können, die den König zunächſt umgeben. 


Bei der Erſtürmung der Tuilerien am 10. Auguſt 1792 hat 
man in den Papieren des Königs auch den Verfaſſungsentwurf 
Turgots gefunden, und zwar mit eigenhändigen Randbemerkungen 
Ludwigs XVI. In dieſem Schriftſtück, deſſen Echtheit allerdings 
umkämpft wird, das aber auf jeden Fall die miteinander ringenden 
Anſchauungen treffend wiederſpiegelt, ſchreibt Turgot: 

Um zu wiſſen, obs es zweckmäßig fet, „Selbſtverwaltungen“ 
einzurichten, muß man die beſtehenden vervollkommnen oder ab⸗ 
ändern, und zur Einführung derer, welche man für nötig hält, 
genügt es nicht, auf den Urſprung dieſer Gemeindeverwaltungen 
zurückzuweiſen. Man hat viel zu ſehr in wichtigen Dingen den 
Brauch angenommen, die Richtſchnur für das eigene Handeln 
aus der Prüfung und dem Beiſpiel deſſen zu entnehmen, was 
unſte Vorfahren in Zeiten getan haben, die wir ſelbſt als ſolche 
der Unwiſſenheit und Barbarei anzuſehen übereingekommen ſind. 


Die Randbemerkung des Königs lautet: 
Als ob mein Reich nicht gerade den Regierungen meiner 
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letzten drei Vorgänger das Anſehen und die Stellung verdanke, 
: welche es in Europa genießt. Niemals wird man Europa einreden, 
daß dieſe drei Regierungen ſolche der Unwiſſenheit und der Bar⸗ 
barei geweſen ſeien. Weit eher wird man Europa davon über⸗ 
zeugen, daß es gerade dieſen drei Regierungen zum Teil die Zivili⸗ 
ſation ſchuldet, deren es ſich heutzutage erfreut. 

Turgot ſchreibt: 

Sie könnten, Sire, regieren wie Gott durch allgemeine Ge⸗ 

ſetze, wenn die weſentlichen Teile Ihres Reiches eine regelmäßige 
Organiſation und anerkannte Beziehungen zueinander hätten. 
> Der König bemerkt dazu: 
1 J Sehr wahrſcheinlich würde das Gegenteil eintreten. Wäre 
die Organisation meiner Provinzen gleichartig, jo würde die Folge 
davon ſein, daß mir gar kein oder nur ſchlechter Gehorſam geleiſtet 
würde. Es wäre weit ſchwieriger, eine ganze Maſſe auf einmal 
in Bewegung zu ſetzen, als wie meine Vorfahren getan, ſie durch 
verſchiedenartige Intendanten und Landſtände (Pays d'Etat) an- 
zutreiben. 


In Turgots Denkſchrift heißt es zuſammenfaſſend: 

Die Urſache des Übels liegt darin, Sire, daß Ihr Staat 
keine Verfaſſung hat. 

Der König lehnte dieſe Auffaſſung ab: 

Das iſt der große Kummer des Herrn Turgot. Für die Neue⸗ 
rungsſüchtigen bedarf es eines Frankreichs, das mehr als eng- 
liſch iſt. 

Das letzte Wort des Königs war: 

Der Übergang von der beſtehenden Herrſchaftsform zu der, die 
Herr Turgot augenblicklich vorſchlägt, ruft Bedenken hervor; denn 
man ſieht wohl, was iſt, aber man ſieht nur in der Einbildung, 
was nicht iſt, und man ſoll keine gefährlichen Experimente machen, 
wenn man das Ende nicht abſehen kann. 

Das verhängnisvolle Mißtrauen, das aus den Worten des 
Königs ſpricht, war zu einem Teile in ſeiner natürlichen Willens⸗ 
ſchwäche begründet. Zu einem großen Teile aber war es auch 
die Folge der planmäßigen Verdächtigungen der Kreiſe, die ſich 
durch Turgots Reformarbeit bedroht fühlten. An der Spitze der 

Feinde Turgots ſtand die Königin Marie Antoinette. 
en 
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Die Tochter Maria Thereſias war ſtreng und einfach erzogen 
worden. Aber ſchon mit 15 Jahren kam ſie an den Hof von Ver⸗ 
ſailles. Bereits mit 18 Jahren Königin geworden, kannte ſie keine 
Schranken. Sie führte einen überaus verſchwenderiſchen Hof⸗ 
halt. Trotzdem das Glückſpiel geſetzlich verboten war, frönte 
ſie öffentlich dieſem Laſter. Während die wirtſchaftliche Not 
große Teile des Volkes dem ſchmählichſten Elend preisgab, opferte 
ſie ungeheure Summen ihrer Spielwut. An einem Abend ver⸗ 
lor jie z. B. 7000 Goldſtücke = 110 000 . Die eigene Mutter, 
die Kaiſerin Maria Thereſia, ſchrieb ihr: „Die Geſchichten, die 
ich über Dich höre, ſchneiden mir ins Herz ... Meine Tochter, 
meine liebe Tochter, meine erſte Königin, Woh ſoll das führen?“ 

Turgot erkannte, daß eine Geſundung des Beamtenſtandes 
bei dieſem ſchlechten Beiſpiel des Hofes unmöglich ſei, und drang 
mit Entſchiedenheit auf Beachtung der Geſetze und größere Ein⸗ 
ſchränkung bei Hofe. Er ſetzte es durch, daß ſein Freund, der 
hochgeachtete Präſident des Steuerhofes Malesherbes, 
zur Durchführung dieſer Aufgabe zum Miniſter des Königlichen 
Hauſes ernannt wurde. 

Die Königin wurde darauf Turgots erbittertſte Feindin. 
Unter ihrem Einfluß unterhielten ſich die eleganten Damen und 
Herren der Hofgeſellſchaft damit, in allerlei mehr oder minder 
geiſtreichen Scherzen den unbequemen Miniſter zu verhöhnen. 
Malesherbes, eine zu milde Natur, nahm unter ſolchen Umſtänden 
im April 1776 plötzlich ſeinen Abſchied. Das war ein ſchwerer 
Schlag. Gerade jetzt zeigte ein viel beachteter Vorgang den 
Einfluß der Königin. Der franzöſiſche Geſandte in London 
hatte ſich als ſo unfähig erwieſen, daß das Miniſterium ſeine Ab⸗ 
berufung herbeiführen mußte. Er war aber ein Günſtling Marie 
Antoinettes. Heftig verlangte fie vom König „Genugtuung“ 
und ſetzte es durch, daß dem unfähigen Schädling der höchſte Orden 


verliehen wurde. Damit nicht zufrieden, verlangte ſie ein Hand- 4 


ſchreiben des Königs. Ludwig verſtand ſich auch dazu. Sie ver⸗ 
langte es zur Prüfung. Es war ihr nicht genügend. Sie zerriß es 
und zwang den König, nach ihrem Diktat ein neues zu ſchreiben 


— ohne zu bedenken, daß der König dadurch als charakterloſer 
Schwächling erſcheinen mußte. Alle Kleber und Streber am 
Hofe aber wandten ſich natürlich von Turgot ab, um nicht auch 
die Ungnade der allmächtigen Königin auf ſich zu ziehen. 

Deren Haß aber wurde aufs äußerſte erregt, als Turgot 
die unverhältnismäßigen Koſten des Hofhaltes (jährlich 36 bis 
40 Millionen Franken) um 10 Millionen herunterzuſetzen 
vorſchlug. Sollte eine Geſundung kommen, ſo mußte die 

Königliche Familie mit gutem Beiſpiel vorangehen. Aber nun 

wurde der König von der Königin, von ſeinen Brüdern, von 

ſeinen Günſtlingen beſtürmt, dieſen Miniſter fallen zu laſſen. 

Als Turgot einen entſchloſſenen Reformfreund als Nachfolger 
Malesherbes vorſchlug, kam es zum Bruch. Der König fragte 
nach dem Vortrag, ob das alles wäre, was er ihm zu ſagen hätte. 
Als Turgot bejahte, kehrte der König ihm ſchroff den Rücken: 
5 „Deſto beſſer.“ Da wandte ſich Turgot noch einmal brieflich an den 
König. In männlicher Offenheit, der Bedeutung der Stunde 
ſich bewußt, führte er aus: 

: Ew. Majeſtät haben mir geſagt, Sie bedürften noch der 
. Überlegung und ermangelten der Erfahrung. Es fehlt Ihnen 
g an Erfahrung, Sire. Ich weiß, mit 22 Jahren und in Ihrer Stel⸗ 
lung hat man nicht, was die Gewohnheit, mit ſeinesgleichen zu 
leben, den Privaten an Menſchenkenntnis gibt. Aber werden 

Sie mehr Erfahrungen haben in acht Tagen, in einem Monat? 

— — Perſönliche Erfahrungen haben Sie nicht; aber haben Sie 

nicht die noch ſo friſche Erfahrung Ihres Großvaters, um die vor⸗ 
handenen Gefahren Ihrer Stellung zu fühlen? — — Für Ihre 

Regierung gibt es nichts Nötigeres als Charakterſtärke. Vergeſſen 

Sie nicht, daß die Schwäche es war, die Karls I. Haupt aufs Schaffot 

gebracht hat. : 

— — — Es iſt mein ehrlicher Wunſch, daß Eure Majeſtät 
immer ſollten glauben können, daß ich falſch geſehen und Ihnen 
nur eingebildete Gefahren geſchildert habe. Möge die Zeit meine 
Auffaſſung nicht rechtfertigen! 

Es war vergeblich. Man ließ ihm nicht einmal die wenigen 
Tage Zeit, die er noch brauchte, um den Reformplan für den 
königlichen Hofhalt fertigzuſtellen. Am 12. Mai, genau zwei 
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Monate 10 der berühmten Kiſſenſitzung, ließ ihn Aang Ludwig 
XVI. auffordern, ſein Amt niederzulegen. 

Turgot widmete ſich nach ſeiner Entlaſſung literarischen 
Arbeiten, ſo überſetzte er u. a. Klopſtocks „Meſſias“. Sein Leben, 
das nach einem Worte Laharpes nur zwei Leidenſchaften ge⸗ 
kannt hatte, „die Wiſſenſchaften und das Glück des Volkes“, endete 
am 18. März 1781. — 

Am Hofe aber war der Sturz Turgots, des e 
Mahners, mit großer Befriedigung begrüßt worden. Der alte, 
glatte Höfling Maurepas beſchwichtigte die Zweifel des 
Königs mit dem Worte: „Sire, Turgot war ein Narr, umgeben 
von Narren.“ Marie Antoinette ſchrieb an ihre kaiſerliche 
Mutter nach Wien, wohl in dem Gefühl, etwas Unverantwort⸗ 
liches getan zu haben, das unaufrichtige Wort: 8 

Ich bekenne, daß ich nicht traurig über die Entlaſſung Tur⸗ 
gots bin; aber hineingemiſcht habe ich mich nicht. 

Wie das Leben bei Hofe ſich nun bald geſtaltete, zeigen am 
klarſten die Briefe, die Kaiſer Joſe ph. II. bei ſeinem Beſuche 
in Verſailles 1777 an ſeinen Bruder Leopold richtete. Es empört 
ihn, daß Marie Antoinette ſich an hohem Glücksſpiel beteiligt 
und nachts heimlich die öffentlichen Maskenbälle im Opernhauſe 
beſucht. Er ſtellt ihr vor: 

Der König, die ganze Nacht verlaſſen in Verſailles, und 
Du, mitten in der Geſellſchaft und zuſammen mit dem ganzen 
Janhagel von Paris! 

Am 11 Mai 1777 ſchreibt et: 


Sie denkt nur an ihr Wee ſie fühlt nichts fur bet ae 


König; jie ift trunfen von der Verſchwendung des Landes; kurz, 

ſie erfüllt weder die Pflichten einer Frau noch einer Königin! 

Düſtere Vorahnungen werden in ihm mächtig. In einem Brief 
vom 29. Mai ſpricht er es offen aus, daß die Schweſter ihr Ver⸗ 

derben mit eigenen Händen bereite: 
So kann es auf die Dauer nicht fortgehen, und die Revo⸗ 

lution wird furchtbar ſein, wenn Du ihr nicht vorbeugſt. 


Stiegen Gedanken an Turgot und ſeine Mitarbeiter mah⸗ 1 
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über fein eigenes Gewiſſen hinweg mit einem Spott über die 


„blaſſen Theoretiker“, und man wandte ſich geſchäftig „praktiſcher 
Arbeit“ zu, indem man in allerlei Wohlfahrtsbeſtrebungen „machte“. 
So übemahm Marie Antoinette den Ehrenvorſitz der erſten „Geſell— 
ſchaft zur Unterſtützung ſtillender Mütter“. So wurde 1778 ein 


„öffentliches Leihhaus“ in Paris gegründet, damit die armen Leute, 


die ihr Eigentum verſetzen mußten, wenigſtens nicht noch durch 
private Pfandleiher ausgewuchert würden. Auch die Steuerpächter 
gaben ſelbſtverſtändlich beträchtliche Summen für allerlei Wohl 
fahrtszwecke, namentlich wenn der König oder die Königin oder ein— 


flußreiche Prinzen an der Spitze ſtanden. Für das Allgemeine 


Pariſer Krankenhaus wurden z. B. ſo hohe Summen zuſammen⸗ 
gebracht, daß im erſten Jahre der Revolution (1790) eine Million 
Frs. weniger einkam als vorher. 

Ludwig XVI. vereinſamte inmitten ſeiner Höflinge immer 
mehr. Nur Schloſſerarbeit und Jagd erregten noch ſeine Teilnahme. 
An dem Tage, an dem das Pariſer Volk die Baſtille ſtürmte, 
hatte er auf der Jagd nichts geſchoſſen. Das war ihm an dieſem 
Schickſalstage das einzig Merkenswerte. Er ſchreibt in fein Tage⸗ 
buch: „rien“ (nichts). | 
Als am 5. Oktober 1789 das Volk von Paris jenen Zug nach 
Verſailles unternimmt, der die königliche Familie in die Ge- 
fangenſchaft führt, trägt er ein: 

An den Toren von Chatillon 21 Stück Wild getötet. 
durch die Ereigniſſe unterbrochen worden ... 

Das Tagebuch des Königs zeigt auch, wie einfach und ſpar⸗ 
ſam er für ſeine Perſon blieb. Aber es war ein Irrtum, auch 
ein ſittlicher, wenn er glaubte, darin für ſich eine Entſchuldigung 
finden zu können. Menſchen, die zu Führern geſetzt ſind, haben 
es nicht ſo leicht, mit eigener Anſpruchsloſigkeit ihre Pflicht zu 
erfüllen. Bei ihnen fallen Unterlaſſungsſünden oft ſchwerer ins 
Gewicht, als andere. Dazu kam, daß Ludwig XVI. immer mehr 


i: dem Einfluß gewiſſenloſer Höflinge folgte, die ihn zur Aufhebung 


aller Reformen Turgots bewogen. 


ie 


Das Bewußtſein, daß mit dem Sturze Turgots und der 
Phyſiokraten auch die Gefahr der Steuerpflicht des Großgrund⸗ 
beſitzes beſeitigt war, ſetzte ſich für die Latifundienbeſitzer ſchnell 
in klingende Münze um. Nach den Aufſtellungen des Vicomte 
d'Avenel betrug in Frankreich von 1726-1750 der durch⸗ 
ſchnittliche Preis für 1 ha Ackerland 344 Frs. In den nächſten 
25 Jahren, bis 1775, war er nur auf 515 Frs. geſtiegen. Nach 
dem Sturze von Turgot ſchnellte er ſprunghaft in die Höhe. 
Von 1776-1790 betrug der Durchſchnittspreis 764 Frs. Ein ren⸗ 
tabler Gewinn des ſiegreichen Feldzugs gegen die Phyſiokraten 
— nur ſtand am Ende der Rechnung die Revolution, die Enteig⸗ 
nung, das Blutgerüſt. 

In welcher Weiſe auch der Amterſchacher bald wieder blühte, 
beweiſt ein Blick auf die „Akkiches de Paris“ von 1779, in denen 
ſich u. a. folgende Anzeigen finden: 


Es ſucht jemand ein Amt mit 10—12 000 Livres Einkünften, 


wobei man nichts zu arbeiten braucht (qui e aucune 
fonction). 

Eine Parlamentsratsſtelle wird geſucht, wobei man leine 
Kenntnis der Geſchäfte braucht (qui n’exigeaét aucune connois- 
sanve des affaires). Der Notar Maillot hat Commiſſion. 

Dreißigtauſend Livres würde man für eine Stelle geben 
bei der man, ohne ſonderliche Beſchäftigung (sans beaucoup 
d’exercice), Gelegenheit hätte, allen Luſtpartien des Hofs bei⸗ 
zuwohnen. Die Banquiers Villeneuve und Compagnie nehmen 
Commiſſion. 

Ein Herr vom Lande ſucht ein Amt zu Paris, welches Ehre 
mit ſich bringt. Es darf auch Geld eintragen. Je weniger Arbeit, 
deſto beſſer (Moins il y aura d’exercice, mieux elle conviendra). 
Man wende ſich an Herrn Notar Sauvaige in der Straße Buſſy. 


Die Freunde des Volkes hatte der Sturz Turgots mit tief⸗ 
ſtem Schmerz erfüllt. Selbſt Voltaire ſchrieb: 

Ich bin ganz vernichtet, vernichtet in Kopf und Herz. Wehe 
uns! Ein goldenes Zeitalter ſahen wir kommen, i nun i müſſen 
wir es wieder verſinken ſehen! 

Die Wiederherſtellung des Amterſchachers mußte der Bil⸗ 
dungsſchicht zeigen, daß ſeit der Entlaſſung Turgots von dieſem 


n 


| Könige keine wirkliche Beſſerung zu hoffen fei. Dasſelbe mußten 


auch bald die Geſellen und Arbeiter erkennen. 
Turgots Gewerbefreiheit hatte gleiches Recht für Fabri⸗ 


kanten und Arbeiter geſchaffen. Als bald nach ſeinem Sturz 


am 23. Auguſt 1776 die Gewerbefreiheit aufgehoben wurde, blieb 
zwar den Arbeitgebern das Recht der Vereinigung; in § 43 aber 
wurde den Arbeitern dieſes Recht verweigert: 

Es iſt den betreffenden Gewerkſchaften, Korporationen, gehr⸗ 
lingen und Arbeitern verboten, Bruderſchaften oder Genoſſen⸗ 
ſchaften zu begründen oder zu erneuern. Ferner iſt es den Ar⸗ 
beitern unterſagt, ihre Herren zu verlaſſen, ohne ein Abgangs⸗ 
zeugnis über Führung und Arbeitsleiſtung erhalten zu haben. 
Durch das Geſetz von 1781 werden alle Geſellen und Fabrik⸗ 

arbeiter zu einem Führungsbuch gezwungen. Von da an gab 
es fortwährend Auflehnung der Arbeiter gegen dieſen Zwang 
und immer neue und höhere Polizei- und Gerichtsſtrafen gegen 


ſie. Der Schlußſtein zu dieſem Klaſſengeſetz war der Erlaß 


des Königs vom 19. März 1786, worin den Arbeitern verboten 
wird, nach gemeinſamer Abrede die Meiſter zu verlaſſen, um höhe⸗ 
ren Lohn zu erzwingen, unter Strafe der ſofortigen Verhaftung, 
einer außerordentlichen Strafe und der körperlichen Züch⸗ 
tigung. Dieſe Verfügung, die die Prügelſtrafe für die Arbeiter 
einführte, trieb natürlich dieſen ganzen großen Stand ins Lager 
der erbittertſten Gegner des Königs! 

Auch im Heere ſtieß der König alle aufſtrebenden Elemente 
zurück. Es hatte eine übermäßig große Zahl von Offiziersſtellen, 
deren Verkauf eben zum guten Teil als Geldquelle benutzt wurde. 
Während das preußiſche Heer etwa 80 Generäle zählte, hatte das 
franzöſiſche, das nicht viel größer war, über 1100! Ein Erlaß 
vom 22. Mai 1781 führte eine ſtrenge Ahnenprobe ein, die alle 
bürgerlichen Offiziere aus der Infanterie und Reiterei end— 
gültig ausſchließen ſollte; nur bei der Artillerie und bet den Pionier⸗ 
waffen ſollten ſie geduldet werden. Auch die Unteroffiziere 
ſahen mehr als bisher die Möglichkeit verſperrt, jemals durch 
beſondere Auszeichnung in die Reihe der Offiziere aufzu⸗ 
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ſteigen: die meiſten gingen deshalb in der Revolution zum 
Volke über. — 

Ludwig XVI. aber ſollte an die ſchichalsſchweten ben 
des Miniſteriums Turgot noch einmal erinnert werden. Als er 
am 4. Auguſt gezwungen wurde, aus den Tuilerien zu fliehen 
und in der geſetzgebenden Verſammlung Zuflucht zu ſuchen, da 
war es Dupont, der ihn begleitete: „Sie findet man immer,“ 
ſagte der König zu ihm, „wo man Sie nötig hat.“ Dupont wußte 
natürlich, daß er damit ſein Leben aufs Spiel ſetzte. Er floh, 
wurde aber entdeckt, verhaftet und zum Tode verurteilt. Nur der 
Fall Robespierres rettete ihm das Leben. Und als der König 
gefangen im Temple in Paris ſaß, ſelbſt des Hochverrates an⸗ 
geklagt, waren alle die vornehmen Damen und Herren des Hofes, 
die einſt über Turgot und Malesherbes ihre feilen Witze machten, 
in alle Winde zerſtoben, zumeiſt feige ins Ausland geflüchtet. 
Da erbot ſich — unaufgefordert — Malesherbes, die 
Verteidigung des Königs vor dem Konvent zu übernehmen. 
Die beiden Männer umarmten ſich weinend. Ludwig XVI. 
war tief gerührt: „Ihr Opfer iſt um ſo größer, als Sie mich 
wahrſcheinlich doch nicht retten können, ſich ſelbſt aber ſicher ver⸗ 
derben.“ So wares. 1793 fiel das Haupt des Königs, und im nächſten b 
Jahre mußte der phyſiokratiſche Staatsmann ſeine Treue mit dm 
Tode büßen. Er wurde mit ſeinen Kindern und Enkeln hingerichtet. 

Über die Bedeutung der phyſiokratiſchen Reformarbeit 
Turgots jet nur ein Urteil wiedergegeben. Der Unterſtaats 
ſekretär von Rottenburg, der bekannte Mitarbeiter Bs. 
marcks und langjährige Kurator der Univerſität Bonn ſchreidtt 
(„Soziale Praxis“ 22. Oktober 1903): 

Ob die Revolution von 1789 hätte vermieden mabe können, 
das zu entſcheiden, ſind die heutigen Advokaten der Gewalt ebenſo⸗ 
wenig imſtande als irgend ein anderer. Außer allem Zweifel aber 
ſteht es: Wenn der Bruch mit dem ancien régime (alten Herrſchaft) 
und der Aufbau des modernen franzöſi ſchen Staates anſtatt auf dem 
Wege einer Revolution auf dem einer Reform erreicht werden 

ſollte, ſo durfte Ludwig XVI. ſich nicht von den damaligen Scharf⸗ 3 
machern umgarnen laſſen, ſondern er mußte die Politik Tur⸗ Sie 
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go t 8, des einzigen Staatsmannes unter ſeinen Miniſtern, durch⸗ 
führen, die Politik, welche auf „wirklich vorteilhafte Maßregeln 
für die arbeitende und ackerbauende Bevölkerung“ („mesures ré- 
ellement favorables à la population ouvriére et agricole“) hin- 
ausging. Turgot hat, wenn es not tat, auch die Rolle des „ſtarken 
Mannes“ zu ſpielen gewußt. Als im Jahre 1775 der Aufſtand 
ausbrach, welcher unter dem Namen Mehlkrieg „guerre de farine“ 
bekannt iſt, ließ er unverzüglich die Truppen in Paris und in der 
Umgegend konzentrieren. Aber in erſter Reihe ſuchte er das Volk 
mit der ſtaatlichen Ordnung zu verſöhnen, indem er die Mängel 
der letzteren beſeitigte, welche zu gerechten Klagen Anlaß gaben. 
Als er in ſeinen berühmten Edikten von 1776 den einzig mög⸗ 
lichen Weg der Reform betrat, beſtürmten die Scharfmacher den 
König, den „neuerungsſüchtigen Miniſter“ zu entlaſſen, und Lud⸗ 
wig XVI. hatte nicht den Mut, ihnen zu widerſtehen. In dieſer 
Nachgiebigkeit, oder richtiger geſagt, in der Furcht vor einer Politik 
der Reformen, die ſich darin ausſprach, liegt die hiſtoriſch bedeu⸗ 
tungsvolle Schuld des Königs. 


10. In der Revolution. 
Ole beim Beginn der Revolution ſind die phyſiokratiſchen 

Gedanken noch mächtig. Die berühmte Nacht des 4. Auguſt 

1789, in der die Vertreter der bevorrechteten Stände auf alle Feu⸗ 
dalrechte, perſönlichen Dienſte, Käuflichkeit der Beamtenſtellen, 
Steuerfreiheit, Ungleichheit der Abgaben, Patrimonialgerichts⸗ 
barkeit, Zehnten, Zünfte, die Beſchränkung des Handels und des 
Gewerbes verzichteten, führte mit einem Schlage durch, was 
Turgot in organiſcher Reformarbeit allmählich erreichen wollte. 
Jetzt allerdings war es zu ſpät. Was einſt eine rettende Tat ge⸗ 
weſen wäre, erſchien jetzt nur als ein Beweis der Schwäche, über 
den ein Marat ſpotten konnte: 

Wenn es der Wohltätigkeitsſinn war, der jene Opfer eingab, 
dann hat er, wie man zugeſtehen muß, recht lange gewartet, bis 
er ſich offenbarte. Ja! Erſt angeſichts des Flammenſcheins ihrer 
brennenden Schlöſſer finden ſie jene Seelengröße, auf das Vor⸗ 
recht zu verzichten, jene Männer in Feſſeln zu halten, die bereits 

ihre Freiheit mit den Waffen in der Hand erobert haben. Erſt beim 
Anblick der Strafe, die die Erpreſſer, Leuteſchinder und Trabanten 
des Deſpotismus trifft, finden fie endlich die Großmut, auf ihre 
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Grundzehnten zu verzichten und nichts mehr von bik Armſeligen 

zu verlangen, die kaum ihr Leben zu friſten vermögen. 

Die Gedanken der Phyſiokraten lebten auch in der konſti⸗ 
tuierenden Verſammlung weiter. Dupont, der in guten 
und böſen Tagen ſeinem Ideal treu blieb, wurde zeitweiſe ihr 
Vorſitzender. In den glänzenden Reden des jüngeren Mira⸗ 
beau finden ſich ebenfalls phyſiokratiſche Anſchauungen, aller⸗ 
dings mit einem Überſchwang Rouſſeauſcher Gedanken eigenartig 
vermiſcht. Auch in der Partei der Girondiſten war der phyſio⸗ 
kratiſche Gedanke noch ſtark vertreten; aber die radikalere Richtung 
der Jakobiner ſiegte. Das Totenmahl der Girondiſtenführer 
in der Nacht vor ihrer Hinrichtung iſt eines der lehrreichſten Schau⸗ 
ſpiele der Geſchichte. Ein eifriger Vertreter phyſiokratiſcher An⸗ 
ſchauungen unter den Girondiſten war Condorcet (1743 
bis 1794), ſeit 1773 ſtändiger Sekretär der Pariſer Akademie der 
Wiſſenſchaften. Als er nach unſagbaren Entbehrungen in der Nacht 
nach ſeiner Verhaftung durch Gift oder Herzſchwäche im Kerker 
geendet hatte, fand man bei ihm Aufzeichnungen von „Gedanken 
über die ſoziale und moraliſche Hebung des Volkes“, die er noch 
auf der Flucht vor dem Henker aufgezeichnet hatte. 

Auch der berühmte Mitbegründer der wiſſenſchaftlichen 
Chemie, Lavoiſier (1743-1794), ein eifriger Phyſiokrat, 
wurde zum Tode verurteilt. Umſonſt bat er um vierzehn Tage 
Aufſchub, um noch einige wichtige Verſuche abzuſchließen. Er 
erhielt die kalte Antwort: „Die Republik braucht keine Gelehrten.“ 
Sein letztes Werk, das nun auch unvollendet blieb, war eine 
phyſiokratiſche Arbeit über Frankreichs Bodenreichtum. 

Die Jakobiner begnügten ſich mit der Aufſtellung von glän⸗ 
zenden Zielen. Ihr Wortführer Robes pierre verſtand es 
meiſterhaft, froſtige Gegenſätze zu häufen: 

Wir wollen eine Ordnung der Dinge, bei der alle niedrigen 


und grauſamen Leidenſchaften durch die Geſetze in Feſſeln gelegt, 
alle edlen und großherzigen gefördert werden; wo der Ehrgeiz 
nur das Verlangen iſt, ſich Ruhm zu erwerben, und dem Bater- 
lande zu dienen; wo die Auszeichnungen aus der Gleichheit ſelbſe 


hervorgehen; wo der Bürger der Obrigkeit unterworfen iſt, die 
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Obrigkeit dem Volke, das Volk der Gerechtigkeit; wo das Vater⸗ 
land den Wohlſtand eines Jeden ſichert, wo Jeder ſich mit Stolz 
des Glückes und des Ruhmes des Vaterlandes freut; wo alle 
Seelen ſich erweitern durch den fortwährenden Austauſch republi⸗ 
kaniſcher Gefühle und durch das Bedürfnis, ſich die Achtung eines 
großen Volkes zu verdienen; wo die Künſte der Schmuck der 
Freiheit ſind, die jene adelt; der Handel die Quelle des öffent⸗ 
lichen Reichtums iſt und nicht bloß des unnatürlichen Überfluſſes 
einiger Kaufleute 


Eins nur vergaß der Mann, der die Verantwortung trug: 
gangbare Wege zu einem ſolchen Ziele zu zeigen! 

Sein ehrlichſter Anhänger war St. Juſt, der auch mit, 
ihm in den Tod gegangen iſt. In den Papieren dieſes Eiferers 
finden ſich Aufzeichnungen: „Fragmente über die republikaniſchen 
Einrichtungen,“ in denen es einfach heißt: „Die Armut muß be⸗ 
ſeitigt werden durch die Verteilung der nationalen Güter an die 
Armen.“ Wie wenig ſelbſt er, der begabteſte unter den Schülern 
Robespierres, von volkswirtſchaftlichen Dingen wußte, zeigte in 
geradezu erſchreckender Deutlichkeit der Satz: „Wie viele Reiche 
muß es nicht geben, da heute viermal ſoviel Banknoten im Um⸗ 
lauf ſind als früher.“ 

Für ihn hatten alſo die Phyſiokraten umſonſt gelebt. 

Der Konvent hätte Frankreichs Wohlſtand auf eine feſte 
Grundlage ſtellen können; denn die Hälfte des Bodens war 
durch die Achtung des Adels und der Geiſtlichkeit in ſeiner Hand. 
Hätte er den Boden in phyſiokratiſchem Sinne verwandt, indem 
er ihn Arbeitswilligen gegen eine mäßige Grundwertſteuer 
oder Pacht abgegeben hätte, ſo wäre in der Volkswirtſchaft 
Frankreichs ein großer Schritt aufwärts geſchehen. Die repu⸗ 
blikaniſchen Machthaber jedoch wählten dasſelbe Mittel, zu dem 
einſt der gewiſſenloſeſte Regent, den Frankreich je gehabt, Phi⸗ 
lipp von Orleans, gegriffen hatte: in einer verſchlech⸗ 
terten Anwendung des Lawſchen Syſtems überſchwemmten ſie 
das Land mit Aſſignaten, d. h. mit Hypothekarſchuldſcheinen 
auf die beſchlagnahmten Güter der Kirche, des Königs und der 
Emigranten. Die Höhe der Aſſignaten überſtieg aber bald rieſen⸗ 


haft den Wert ihrer Sicherheit. Es waren ſchließlich über 45 000 
Millionen Livres davon im Umlauf. Da konnte auch der Zwangs⸗ 
kurs, der 1793 unter Androhung der Todesſtrafe eingeführt 
wurde, den Sturz ihres Wertes nicht aufhalten. Im März 1796 
galt dieſes Papiergeld nur noch etwa / % ſeines Nennwertes, 
jo daß man ein mäßiges Mittageſſen mit 1000 —1200 Frs. in Aſſig⸗ 
naten bezahlen mußte. Welche Schädigung die geſamte Bolfs- 
wirtſchaft dadurch erlitt, liegt auf der Hand. 

Als ſich immer mehr herausſtellte, daß das Schlagwort: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! ohne den Untergrund ge⸗ 
ſunder ſozialer Zuſtände eine große Lüge war, ſtiegen wieder 
die kommuniſtiſchen Gedanken in die Höhe. 

Ihre Anhänger ſammelten ſich um Frangois Noel Babeuf, 
der, am 23. November 1760 in St. Quentin geboren, ſich nach 
einer harten Jugend der Revolution mit Begeiſterung angeſchloſſen 
hatte. In ſeinem „Volkstribun“ verfocht er den Gedanken, daß der 
politiſche Umſturz auch die wirtſchaftliche Gleichheit bringen müſſe. 
Der Inhalt ſeiner Lehre wurde meiſt in zwölf kurzen Sätzen 
verbreitet. Die wichtigſten ſind: 

Die Natur hat allen Menſchen ein gleiches Recht 5 den 
Genuß aller Güter gegeben. 

Die Natur hat jedem die Pflicht zur Arbeit auferlegt; keiner 
hat Hie) ohne Verbrechen je dieſer Pflicht entziehen können. 

In einer wahrhaften Geſellſchaft darf es weder Reiche noch 
Arme geben. 

Die Reichen, welche nicht zugunſten der Darbenden auf ihren 
Überfluß verzichten wollen, ſind die Feinde des Volkes. 

Der Zweck der Revolution iſt die Beſeitigung der Ungleich⸗ 
heit und die Wiederherſtellung des allgemeinen Wohlſtandes. 

Die Revolution iſt nicht vollendet, weil die Reichen alle Güter 
an ſich ziehen und ausſchließlich herrſchen, während die Wrmen 
wie Sklaven arbeiten, im Elend dahinſtechen und nichts im Staat 
bedeuten. i 
Die von Babeuf geleitete Verſchwörung „der Gleichen a 

ſoll fic) auf 17000 waffenfähige Männer erſtreckt haben. Sie 
wurde verraten, und Babeuf beſtieg am 27. Mai 1797 das Scha. 
fott. — Aus der Republik erwuchs die Militärdiktatur. a 


1 


Napoleon Bonaparte wurde Kaiſer der Franzoſen. 

Ob Napoleon die phyſiokratiſche Lehre gekannt hat, ſteht da⸗ 
hin. Jedenfalls hat er eine Wahrheit dieſer Lehre zum erſtenmal 
geſetzgeberiſch verwertet. Wieſen die Phyſiokraten darauf hin, 
daß das Miteigentum des Staates an der Grundrente z. T. damit 
begründet jet, daß Aufwendungen der Geſamtheit (avances 
souveraines) den Wert der Grundſtücke erhöhen, fo beſtimmt 
Napoleons Geſetz vom 16. September 1807: 

Art. 30: Wenn infolge der in gegenwärtigem Geſetze ſchon 
aufgeführten Arbeiten oder durch Eröffnung neuer Straßen inner⸗ 
halb der Ortſchaften, durch Herrichtung neuer Plätze, durch Er⸗ 
richtung von Städten oder durch ſonſtige vom Staate, von Be⸗ 
zirken oder Gemeinden vorgenommene, von der Regierung an⸗ 
geordnete oder genehmigte öffentliche Arbeiten, Privatgrund⸗ 
eigentum beträchtlich an Wert gewonnen hat, ſo kann dieſes Eigen⸗ 
tum zur Entrichtung einer Vergütung bis zum halben Werte 
des erhaltenen Vorteils herangezogen werden. 

Art. 38: Handelt es ſich um Anlegung oder Verbeſſerung 

einer Straße oder einer Waſſerſtraße für die Schiff⸗ 
fahrt, deren Zweck es iſt, die Erzeugniſſe der Wälder, Bergwerke 
und Gräbereien mit Erſparung von Koſten zu verwerten, oder 
ihnen eine Abfuhrgelegenheit zu verſchaffen, ſo haben alle 

Beſitzungen dieſer Gattung, welche davon Vorteil 

ziehen, mögen ſie dem Staate, Gemeinden oder Einzelnen gehören, 

ſämtliche Koſten nach dem Verhältniſſe zu 
tragen, in welchem ſie davon Vorteil ziehen. 

Damit iſt zum erſten Male der Gedanke der Nutzbarmachung 
des unverdienten Wertzuwachſes am Boden in Geſetzesform ge⸗ 
faßt worden, d. h. es iſt eine Frage aufgerollt worden, die in 
den Grundanſchauungen der Phyſiokraten wurzelnd, in unſerer 
Zeit durch die Arbeit der Bodenreformer wieder in den Vorder⸗ 
grund der öffentlichen Kämpfe gerückt worden iſt. 


* 


11. Die Phyſtokratie in Amerika, Toskana, Polen 
und der Schweiz. 
er Einfluß der phyſiokratiſchen Lehren überſchritt früh die 
Grenzen Frankreichs. Benjamin Franklin, der 
große Staatsmann, dem die Vereinigten Staaten in ihrer ſchwer⸗ 
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ften Beit fo viel verdanken, bekannte ſich freudig zu ihren Grund⸗ 
ſätzen. So ſchrieb er an Dupont 1768 von London: 


Ich habe Ihren liebenswürdigen Brief vom 10. Mai mit 
dem höchſt e Geſchenk Ihrer „Phyſiokratie“ 
ervatten oy: 

Es iſt eine ſolche Freiheit von örtlichen und völkischen Vor- 
urteilen und Voreingenommenheiten, ſoviel Wohlwollen gegen 
die Menſchheit im allgemeinen, ſoviel Güte und Weisheit in den 
Grundſätzen Ihrer neuen Philoſophie, daß ſie mich vollſtändig 
bezaubert haben. Ich wünſchte, ich hätte mich einige Zeit in 
Frankreich aufhalten können, um in Ihrer Schule zu lernen, da⸗ 
mit ich mich durch Verkehr mit ihren Gründern zu einem Meiſter 
jener Philoſophie hätte ausbilden können ... Es tut mir ſehr 
leid, daß die Weisheit, die in der Wohlfahrt der Teile das Ge⸗ 
deihen des Ganzen ſieht, bei uns noch nicht bekannt zu ſein ſcheint. 
Aus Ihrer Philoſophie allein können die Regeln eines entgegen⸗ 
geſetzten und glücklicheren Verhaltens entnommen werden. Ich 
wünſche daher aufrichtig, daß ſie wachſen und zunehmen möge, 
bis fie die herrſchende Philosophie der Menſchheit wird, 
wie jie ſicherlich die höherer Weſen in beſſeren Welten if. 


Als Thomas Jefferſon (17431826), der von 1801 bis 
1809 die Vereinigten Staaten von Amerika als Präſident zu 
hohem Anſehen führte, 1785 als Geſandter in Paris lebte, ſchrieb 
er an ſeinen Freund und ſpäteren Nachfolger in der Präſident⸗ 
ſchaft Madiſo n: f 


Ob die Franzoſen wohl je ihre Bodenprivilegien hinweg⸗ 
fegen werden? 


Und an den Vater von Madiſon: 


Wenn es in irgendeinem Lande gleichzeitig Arbeits 
loſe und unbebautes Land gibt, ſo iſt es klar, daß 
die Eigentumsgeſetze das Naturrecht verletzt haben. Die Erde 
dient der Menſchheit als Feld im Leben und Arbeit, nicht 
beſtimmten Menſchen. — 

Nach Amerika ging auch der letzte der alten Phyſiokraten 4 
Dupont im Jahre 1815. Er wollte ſich den Bourbonen, die 
die Phyſiokraten verraten hatten, nicht mehr beugen. Stolz 
ſchrieb der 75 jährige an J. B. Say während der Überfahrt: 
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Ich ſchreibe Ihnen an Bord des „Fingal“ auf dem 
Wege nach Amerika, um nicht wie ein Höfling oder eine Hure 
(comme un courtisan ou une courtisane) aus einer Hand in 

die andere geworfen zu werden. 


Im Großherzogtum To skana waren die Miniſter Pom⸗ 
peo Neri und Graf Roſenberg begeiſterte Phyſiokraten. 
Sie gewannen den Großherzog Leopold, einen Bruder 

Joſephs II., der von 1765—1 790 in Toskana herrſchte. Alle direkten 

Steuern wurden in eine Steuer verwandelt, die „Erlöſungs⸗ 
ſteuer“: „Tassa di redenzione“. Die indirekten Steuern wurden 
zum Teil beſeitigt, die Getreideausfuhr erleichtert. Alle Staats⸗ 
ſchulden wurden in eine zuſammengelegt. Jeder Bodenbeſitzer 
ſollte ſeine Grundſteuer mit 28 / multiplizieren und für die fo 
gewonnene kapitaliſierte Grundſteuer Staatsanleihen übernehmen. 
Für Verbeſſerungen der Ackergründe, für öffentliche Bauten, 
für Damm⸗ und Straßenanlagen wurden in 25 Jahren 9 800 000 
Livres ausgegeben, für das Unterrichtsweſen 1010 623 Livres, 
eine verhältnismäßig größere Summe als irgend ein Staat 
gleichzeitig für Kulturzwecke verwandte. Toskana wurde das beſt⸗ 
verwaltete Land, der Garten Italiens. 


Eine beſondere Bedeutung gewann die Phyſiokratie in 
Pole n. Wenn je in einem Lande, fo hatte in dieſem das Loſungs— 
wort der Phyſiokratie: „Armer Landmann, armes Königreich!“ 
von dem Urteil der Geſchichte ſeine Beſtätigung erhalten. 

Mit dem Bauernſtand ſank auch die Blüte der Städte, die 
einſt unter Kaſimir dem Großen ſo verheißungsvoll begonnen hatte. 
Wie überall konnten die Städte ſich nur durch den Zuzug vom 
Lande erhalten und mehren. Die Feſſelung der Bauern an die 
Scholle ließ bald die Klage laut werden, daß die polniſchen Städte 
„nur noch von Ausländern und Juden bewohnt würden“. Jeder 
Aufſchwung des Gewerbes wurde dazu noch durch eine Preis— 
politik unterdrückt, die den Getreidepreis freiließ, die Preiſe für 
die ſtädtiſchen Produkte aber zwangsweiſe niedrig hielt. 1496 
ſetzte der Adel es durch, daß nicht nur er ſelbſt von allen Zöllen 
im Königreich befreit wurde, ſondern daß ſelbſt jede Ein- und 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 20 
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Ausfuhr, wenn ſie auch nur im Auftrag eines Adligen geſchah, 
Zollfreiheit genießen ſolle. Durch dieſe Beſtimmung wurde jedem 
bürgerlichen Handel eine Entfaltung aufs Außerſte erſchwert, 
wenn nicht unmöglich gemacht. Das Wirtſchaftsleben Polens 
beruhte faſt allein auf der künſtlich erhöhten Getreideausfuhr, der 
zuliebe die Freiheit der Bauern, die Blüte der Städte geopfert 
wurde. Es iſt eine Wahrheit, die allerdings auch heut noch nicht alle 
Völker gelernt haben, daß ohne einen geſicherten aufnahme⸗ 
fähigen Innenmarkt jede wirtſchaftliche Blüte, die allein auf der 
Ausfuhr beruht, ſtets gefährdet bleibt. 

In Polen kam dieſe Erſchütterung bald. 1660 gab England 
das Geſetz, nach dem die Einfuhrzölle durchweg höher ſein ſollten, 
als die Ausfuhrzölle. Es war das erſte Schutzzollgeſetz. Ihm 
folgte 1689 das Geſetz vom „gerechten“ Preiſe für das Getreide 
(ſ. S. 337). Nur ſolange der Marktpreis höher war als der gerechte 
Preis wurde die Einfuhr erlaubt. In Brandenburg⸗Preußen 
wurde die polniſche Einfuhr unter Friedrich Wilhelm J. völlig 
verboten (im März 1723 bei Strafe des Galgens). Die Korn⸗ 


ausfuhr aus Polen, die 1618 über Danzig allein 115 700 Laſt 


betrug, ſank ſchnell: 1649 betrug ſie nicht mehr die Hälfte: 53 800, 
1679 nur noch 29 000, 1730 nur noch 15 000 Laſt. Die Not, die 
zunächſt auf die Gutsherrſchaft fiel, bedeutete für den Bauern⸗ 
ſtand erhöhte Ausbeutung. Man wollte immer mehr und immer 
billiger produzieren auf Koſten der Landbebauer. 

Auch in Polen hat es nie an einzelnen Mahnern gefehlt. 
Schon 1661 erklärte König Johann Kaſimir, daß aus 
ſolchen Verhältniſſen notwendig der Untergang folgen müſſe. 

O, möchte ich ein falſcher Prophet ſein. Wir haben eine 


Teilung der Republik unter Moskau, Preußen und Oeſterreich 
zu fürchten! 


König Stanislaus Leszezynski (1704 bis 1709) 


ſchrieb in ſeiner Verbannung in Luneville 1733 ſeine „Freie 
Stimme!, in der er ausführte, daß die polniſche Republik unmittel⸗ 
bar vor dem Abgrund ſtehe. Ergreifend ſchildert er das Elend: 

Man brauche den Bauern wie Arbeitsvieh, man verkaufe ihn 
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oft für einen Hund oder Gaul. Dies fei nicht nur gegen das Ge⸗ 

wiſſen, ſondern auch gegen jede gute Politik; denn ſolche Sklaven 
können gefährlich werden, wie die römiſche Geſchichte und auch 
die Erhebung der Koſaken in der Ukraine beweiſe. 


Auch wirtſchaftlich ſei der gegenwärtige Zuſtand der törichtſte, 


da Leibeigene nie fleißig ſein würden, weil ſie wüßten, daß die 


Früchte ihrer Arbeit ihnen doch nie zufielen. Er will deshalb 
die Fronden durch Zins erſetzen und den Bauern die Freizügig⸗ 
keit geben. Heute gleiche Polen dem bekannten Bilde des Nebu⸗ 
kadnezar: Glänzendes Gold und funkelnde Edelſteine und doch 
auf tönernen Füßen! Der König weiß, daß zuletzt die Steuer⸗ 
frage entſcheidet. Er macht ſich die Vorſchläge des Marſchalls 
Vauban zu eigen: Er will einen Königszehnten (Seite 257) 
unter Aufhebung jeder Steuerfreiheit. 


Die Schrift des Königs wurde in Polen erte als 
Leszezynski auf eine Wiederwahl hoffte. Die Mehrheit 
des Reichstags erklärte ſich auch 1733 für ihn; aber ruſſiſche und 
ſächſiſche Truppen verhinderten ſeine Thronbeſteigung. Es kam 
zum polniſchen Erbfolgekrieg, in dem Leszezynski zwar Lothringen 
gewann, aber auf Polen verzichten mußte. 

Dem Elend der Maſſe ſtand gegenüber der Rieſenbeſitz Cin- 
zelner: Ein Fürſt Radziwill konnte ſich eine Leibwache halten 
von 6000 Mann, die beſſer ausgebildet waren, als das königliche 
Heer; Graf Felix Potocki, der mit ruſſiſcher Hilfe das Reformwerk 


von 1791 vernichtete, beſaß etwa 3 Millionen Morgen Land mit 


600 000 Leibeigenen. Zwiſchen dem Hochadel und dem Bauern- 
ſtand ſtand der Kleinadel, der „Adel der Hütte“. Manche Dörfer 
waren nur mit ihm beſetzt. In der Regel hatte er ſo viel Land— 
eigentum, daß es eine Familie ſelbſt bebauen konnte. Im Höchſt⸗ 
fall hatte er ein bis zwei Leibeigene. Viele hatten überhaupt 
kein Land. Die Mehrzahl lebte von Gaben der großen Mag— 
naten. Jeder von dieſen hielt ſich ein Gefolge von ſolchen „Klein— 
adligen“. Sie waren auf dem Reichstag gut zu gebrauchen, 


konnte doch jeder einzelne durch ſeinen Einſpruch (liberum veto) 
jedes Geſetz vereiteln, daß den Herren unbequem war. 
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Nach der erſten Teilung 1774 war Polen noch rund 
9400 geographiſche Geviertmeilen groß, d. h. etwa ſo groß 
wie Frankreich. Es zählte 8 800 000 Einwohner. Davon waren 
außer einigen hunderttauſend Tataren, Armeniern uſw. etwa 
900 000 Juden, 500 000 ſtädtiſche Bürger, 725 000 Adlige, von 
denen etwa 600 000 dem „Adel aus der Hütte“ zuzuzählen ſind, 
und endlich 6 360 000 Bauern, von denen etwa 10 000 perſönlich 
frei waren mit dem Recht der Selbſtverwaltung, meiſt Nach⸗ 
kommen deutſcher Anſiedler, 1000 000 waren Erbzinsbauern, die 
übrigen Leibeigene. In verhältnismäßig milder Leibeigenſchaft 
lebten etwas über 1000000 Bauern auf den Tafel⸗ und Kron⸗ 
gütern, 860 000 auf dem Grundbeſitz der Kirche. In ſchwerſter 
Leibeigenſchaft lebten rund 3 500 000 Bauern auf den Gütern 
des Adels. An Reformen war bisher nur das Geſetz von 1768 
durchgegangen, nach dem das Recht über Leben und Tod nicht 
mehr den Grundbeſitzern zuſtehen ſollte. Als 1778 der Reichs⸗ 
kanzler Zamoyski beantragte, daß von den Söhnen eines 
Bauern künftig nur noch zwei ſchollenpflichtig, die andern aber 
frei ſein ſollten — da trat der Adel dieſen Geſetzentwurf mit 
Füßen und ſchwur, nie ſolle ein ſolches Geſetz auch nur zur Beratung 
gelangen! Ebenſo verhielten ſie ſich zu jeder Steuerreform: 
„Wir haben mit der Muttermilch die Überzeugung eingeſogen, 
daß ein polniſcher Edelmann keine Steuern zu zahlen habe.“ 


Es war derſelbe Geiſt, der in Frankreich Turgots Sturz herbei⸗ 1 


führte — dort antwortete die Revolution, hier der Untergang 
des Staates. 

Es itt ergreifend zu ſehen, wie in den letzten Tagen der alten 
Republik gerade die phyſiokratiſchen Gedanken immer 
wieder als einzige Rettung erkannt und vertreten werden, ohne 
doch Gehör zu finden. Anton Poplawsky in Krakau und 
Hieronymus Strojnowsky in Warſchau und Wilna mach⸗ 
ten die phyſiokratiſchen Lehren zur ſchärfſten Waffe im Kampfe 
für die Freiheit der Unterdrückten. „Die jährlichen Auslagen“ 
(Havances annuelles“), ſagt Poplawsky 1774 in ſeiner 
„Sammlung“, „beſtehen bei uns hauptſächlich aus Fronarbeit. 
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Sie ſind deshalb viel höher, als ſie zu ſein brauchten und werden 


es bleiben zum größten Schaden des Staates und auch jedes 


einzelnen Gutsbeſitzers, ſolange die ſklaviſche Lage der Bauern 


beſtehen wird.“ Hieronymus Strojnowsky, der dem Pia⸗ 
riſtenorden angehörte, ſchrieb 1785 „Die Lehre des Naturrechts“. 
Es erlebte in 20 Jahren vier Auflagen und wurde lange Zeit 
in den Schulen als Lehrbuch benutzt: 

Die Ungleichheit unter den Menſchen, nur ein Ausfluß der 
Vergewaltigung und Ungerechtigkeit, iſt der Natur gänzlich zu⸗ 
wider und kann für niemand dauernd von wahrem Nutzen ſein. 
Ausdrücklich lehnt er Adam Smith ab und hält feſt an dem 

„Tableau économique’. Noch einflußreicher als die beiden Lehrer 
wurde der Großgrundbeſitzer Valerian Strojnowsky, der dem 
Reform⸗Reichstag von 1788—1792 angehörte, und zur ruſſiſchen 
Zeit Senator war. Sein Werk „Allgemeine Nationalökonomik“ 
erſchien 1816 und wurde auch in ruſſiſcher Sprache verbreitet. 
Auch er vertrat die Phyſiokratie gegen A. Smith. Auch er will die 


direkte Grundwertſteuer, deren Schätzung ſich am einfachſten auf 


dem Verkaufspreis der Güter aufbaue. Indirekte Steuern 
will er nur als vorübergehenden Notbehelf, und niemals Steuern 
auf Lebensbedürfniſſe. Auch dieſer Großgrundbeſitzer bekämpft 
die Leibeigenſchaft als naturwidrig und als das ſtärkſte Hemmnis 
jeder Entwicklung und hat ſo auch der ruſſiſchen Bewegung zur 
Aufhebung der Leibeigenſchaft weſentliche Dienſte geleiſtet. 
Am einflußreichſten wurde der Geiſtliche Stanislaus Stas⸗ 
zy ¢ (1755-1826), Erzieher bei dem Reformkanzler Zamoyski. 
Er erlangte ſpäter ein großes Vermögen, das er zum Ankauf 
von Landgütern benutzte. Die 4000 Leibeigenen auf dieſen gab 
er frei und vermachte ihnen auch ſeinen Bodenbeſitz. Er ſtarb 
als Direktor des Induſtriedepartements im ruſſiſchen Königreich 
Polen. Seine Forderungen, die er leidenſchaftlich vertrat, waren: 
Dem Bauern wird die lebenslängliche Nutznießung ſeines Ackers 
zugeſichert; niemals ſollen ſeine Laſten willkürlich vergrößert 
werden; Bauernkinder, die keine Stelle übernehmen, find per- 
ſönlich vollſtändig frei; eine allgemeine Schulbildung iſt durch— 


eee 


zuführen; die Güter, die urſprünglich dem Staate und der Kirche 
gehörten, ſollen wieder ihre Pflichten gegen die 1 
erfüllen. 

Ein anderer Geiſtlicher, Hugo Kollont aj (17481812), 
der Reformator und Rektor der Krakauer Univerſität, wurde 
die leitende Kraft des Regierungsrates in dem Freigeitskampf 
Kosciuszkos. Als er aber die Leibeigenen aufrufen wollte 
zur Freiheit, hat ſelbſt der Edelmann Kosciuszko dieſen letzten 
Schritt verhindert. Seine Hauptſchrift iſt die „Phyſiſch⸗moraliſche 
Ordnung“, die er in ſeiner achtjährigen Gefangenſchaft in Olmütz 
1794—1802 verfaßte. Es iſt eines der wenigen Werke, das die 
Phyſiokratie im ſoziologiſchen Sinne weiterbildet. 

Unmittelbar auf die Geſchicke ſeines Vaterlandes einzuwirken 
verſuchte Kollontaj durch ſein „Politiſches Geſetz des polniſchen 
Volkes“, das er bei Beginn des großen Reformreichstages 1788 
planmäßig mit ſeinen Freunden verbreitete. Als erſte Grund⸗ 
bedingung für ein neues Polen forderte er die Freiheit aller in 
Polen geborenen und wohnenden Menſchen. Jedem ſollte der 
Erwerb von Boden möglich ſein. Dem Armen ſollte er erleichtert 
werden; denn wahrhaft frei ſei nur, wen eigner Grundbeſitz unab⸗ 
hängig mache: „Niemand, der nicht Beſitzer von Boden iſt, ſoll 
ſich die Majeſtät der Regierung anmaßen; denn er iſt nicht aufs 
engſte mit dem Vaterlande verbunden.“ Das Wahlrecht für den 
polniſchen Reichstag ſoll deshalb nur einem Beſitzer von mindeſtens 
7% Hufen zuſtehen. 

Auf dem großen Reichstag wurde zuletzt doch nur wenig 
erreicht. Die Verfaſſung vom 3. Mai 1791 erklärt zwar ausdrück⸗ 
lich die Arbeit der Bauern für „die wichtigſte Quelle der Reich⸗ 
tümer des Landes“. „Als der zahlreichſte Teil der Nation und daher 
die tüchtigſte Kraft des Landes“, ſollen die Bauern „im Namen der 
Gerechtigkeit, Menſchlichkeit und Chriſtenpflicht, wie auch in unſern 
eigenen wohlverſtandenen Intereſſen unter den Schutz der Geſetze 
und der Regierung geſtellt werden“ — aber ſachlich wurde doch nur 
feſtgeſtellt, daß alle Verpflichtungen zwiſchen Bauern und Gutsherren 
als freie Verträge aufgefaßt werden ſollten, die nicht einſeitig 


J re’? € Serene 1 * = 
. * * 14 ues 
e 
N of , 
PE ey, on ee 
j 1 t 2 


— 311 — 


erhöht werden können. Alle Menſchen aber, die neu ins Land 
kamen, ſollten freie Anſiedlungsfähigkeit in Stadt und Land, 
auch das Recht jederzeitiger Auswanderung erhalten. Es war 
alſo ſachlich ſehr wenig. Aber auch das war den Vertretern des 
„bewährten guten Alten“ noch zu viel. Sie riefen die Ruſſen ins 
Land, und es kam zur zweiten und dritten Teilung Polens 1793 
und 1795. 

Der Adel, der den Weg zur Reform nicht finden konnte, er mußte 
ihn finden zur Verbannung nach Sibirien und in den Tod! — 

In der Sch w ei z gewann die Phyſiokratie zahlreiche be- 
geiſterte Anhänger. Iſaak Iſelin (17281782) hat ſeiner 
Vaterſtadt Baſel als Ratsſchreiber und als Begründer der 
„Basler Geſellſchaft zur Beförderung des Guten und Gemein- 
nützigen“ außerordentliche Dienſte geleiſtet und durch die Gründung 
der Helvetiſchen Geſellſchaft und durch ſeine Beziehungen zu 
hervorragenden Männern weit über die Grenzen Baſels hinaus 
eine reiche Wirkſamkeit entfaltet. Er war 42 Jahre alt, als er 
ſich der phyſiokratiſchen Schule widmete. Seine wichtigſten Werke 
ſind „Der Verſuch über die geſellige Ordnung“ 1772 und „Die 
Träume eines Menſchenfreundes“ 1776. In dem „Vorbericht“ 
zu dieſen erzählt er ſeine Bekehrung, die lehrreich iſt über den 
Einzelfall hinaus: 

Die Dunkelheit der (phyſiokratiſchen) Schriften hielt mich 
lange ab, den darin enthaltenen Wahrheiten Gexechtigkeit wider⸗ 
fahren zu laſſen. Und die Hitze, mit welcher einige Verfechter 
dieſer Wahrheiten die Entdeckung ihrer Lehrer anprieſen, ſchien 
mir Charlatanerie (Quackſalberei) zu fein. 

Es fielen mir aber zu meinem Glücke etliche Jahre hernach 
die „Ephemeriden des Bürgers“ in die Hände. Ich fand die darin 
ausgeführten Teile der wirtſchaftlichen Lehre ſo einleuchtend, ſo 
bündig und mit den Gefühlen meines Herzens ſo übereinſtim⸗ 
mend, daß ich den Entſchluß faßte, die Grundſätze, auf welche 
die Verfaſſer der „Ephemeriden“ ihre Schlüſſe gebaut zu haben 
vorgaben, nochmals zu unterſuchen. Da haben ſich mir die Woͤlken 
zerſtreut ... Die Lehre von dem reinen Ertrage, die jo natürlich 
it, und die dennoch vor dem Herrn Quesnay niemand recht ent- 
wickelt oder genutzt hat, ſchien mir in Sonderheit die wichtigſte 
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Entdeckung zu ſein, die jemals in den wirtſchaftlichen Erkennt⸗ 

niſſen gemacht worden iſt, und ihr Erfinder war deshalb in meinen 

Augen, was in den Augen eines Mathematikers Newton iſt. 

Als Ziel der Nationalökonomie ſtellt er in den „Träumen“ 
auf „der größtmöglichen Anzahl der Menſchen auf der Erde die 
größtmögliche Glückſeligkeit in dem vollkommenſten Ebenmaß 
zu verſchaffen.“ Dabei iſt ſtets zu beachten: „Kein Menſch kann 
anders glücklich ſein, als inſofern die Vorteile, die er genießt, 
den Wohlſtand ſeiner Mitmenſchen erhöhen.“ 

Auch ihm iſt die Freiheit die Mutter aller Harmonie: 

Das einzige Mittel, jedem Stande alle ſeine Rechte, dem 
Eigentümer den reinen Ertrag ſeines Landes, den Landwirten 
die gerechte Vergütung ihrer Mühen und Vorſchüſſe und dem dienſt⸗ 
baren Stande die billige Belohnung ſeiner Dienſte ungeſchmälert 
zu verſichern, iſt: Freiheit und Eigentum als geheiligte 
Dinge zu verehren. 

Auch ihm gilt die Landwirtſchaft als Grundlage jeder ge⸗ 
ſunden Volkswirtſchaft: 

Der Grund aller Künſte, aller Gewerbe, alles wirtſchaftlichen 
Wohlſtandes beruht einzig und allein auf der Landwirtſchaft. 
„Alle Arbeit des Menſchen iſt für ſeinen Mund“ ſagt ſchon der 
Prediger Salomonis. 


Iſelin iſt ein Anhänger der einzigen Steuer aus der reinen 
Grundrente. Doch er, der Ratsſchreiber der Handelsſtadt Baſel, 
kommt nicht mit einer Steuer aus, die allein den reinen Ertrag 
aus der Landwirtſchaft erfaſſen will. Die ſtädtiſche Grundrente 
war noch nicht in ihrer Bedeutung erkannt. So will er von der 
einzigen Steuer jene Staaten ausſchließen, deren Daſein „auf 
Handelſchaft und Manufaktur beruht“: 

Sie ſind mehr wie eine Handelsgeſellſchaft, als wie ein Staat 
anzuſehen. Der Gewinnſt der Handelsſchaft muß die Stelle des 
reinen Ertrags von dem Grundeigentum vertreten. 

Um die von ihm erkannte Wahrheit der Phyſiokratie weiter zu 
verbreiten, gründete er nach dem Vorbild der „Ephemeriden des 


Bürgers“ die Monatsſchrift „Ephemeriden des Menſchen“, die 


er von 1776 bis zu ſeinem Tode herausgab. 
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Zu den Mitarbeitern dieſer erſten deutſchen phyſiokratiſchen 
Zeitſchrift gehörte auch der Vater unſeres Volksſchulweſens: Johann 
Heinrich Peſtalozzi. Er konnte der große Schulmann werden, weil 
er mehr war als ein Schumann; denn wie will für das Leben er⸗ 


ziehen, wer nicht ſelbſt lebendigen Anteil nimmt an dem flutenden 


Leben ſeiner Zeit, und wer will der Volksſchule dienen, wer nicht die 
Nöte und Hoffnungen des Volks und ſeiner Kinder teilt? Seine 
volkswirtſchaftlichen Anſchauungen zeigen ſeine „Unterſuchungen 
über den Gang des Menſchengeſchlechts“, ſein 7. Brief in „Wie 
Gertrud ihre Kinder lehrt“ und ſeine „Fabeln“, die noch heute 
zu den beſten ihrer Gattung gehören. 


12. Die Phyſtokralie in Pſterreich. 
n Oſterreich hatten fic), namentlich in Böhmen und 
Mähren, ſchwere Schäden herausgebildet. Die Zahl der 
ſteuerpflichtigen Bauernhöfe in Böhmen war vom Jahre 1683 
bis 1713 von 72 240 auf 54 529 zurückgegangen. Mit der Ver⸗ 


ringerung der Zahl der Bauern wuchs die Laſt der Fronden. 


Die letzte Urſache dieſes Rückganges von Bauernland war die 
Steuer⸗Veranlagung. Die Grundſteuer wurde auf die einzelnen 
Gutsherrſchaften verteilt und von den Gutsherren auf die einzelnen 
Bauern umgelegt, wobei natürlich der Willkür Tür und Tor ge— 
öffnet war. So etwa lagen die Verhältniſſe, als Joſe ph II. 
ſeine Reform begann. Er war erfüllt von phyſiokratiſchen Gedanken. 
Um ſeiner Ehrfurcht vor der Arbeit des Ackerbauers Ausdruck zu 
geben, führte er — am 19. Auguſt 1766 — mit eigener Hand den 
Pflug. Er war entſchloſſen, die erkannte Wahrheit in die Tat 
umzuſetzen. In ſeiner Denkſchrift über die Grundſätze einer 
allgemeinen Steuerreform (1783) erklärte er: 
Ein klarer und richtiger Steuerfuß ijt gewiß das größte 
Glück des Landes; durch dieſen allein erhält man das eigentliche 
Mittel, den wahren Bedarf des Staates auf die billigſte und wohl⸗ 
feilſte Art zu ſammeln und alles Gute im Lande zu ſtiften. — 
Der Grund und Boden, den die Natur zu 
des Menſchen Unterhalt angewieſen hat, iſt 
die einzige Quelle, aus welcher alles kommt, 


\ 


— 314 — 


und wohin alles zurückfließt, und deſſen 
Exiſtenz trotz aller Zeitläufte beſtändig ver⸗ 
bleibet. Aus dieſer Urſache ergibt ſich die untrügliche Wahr⸗ 
heit, daß der Grund allein die Bedürfniſſe des Staates er⸗ 
tragen und nach der natürlichen Billigkeit kein Unterſchied gemacht 
werden könne. Dieſes vorausgeſetzt, folgt von ſelbſt, daß zwiſchen 
Dominikal⸗ (Herrſchafts-) und Ruſtikal⸗ (Bauern-), dann Kameral⸗ 
(Staats-) und geiſtlichen Gründen eine vollkommene Gleichheit ſei 
und jeder nur nach der Oberfläche, Fruchtbarkeit und Lage in die 
proportionierte Klaſſifikation (entſprechende Einſchätzung) geſetzt 
werden müſſe. Wann Geſetze und Verfaſſungen dieſen ent⸗ 
gegenſtehen, ſo können ſie doch die Wahrheit und Überzeugung 
nicht ſchwächen, daß das Heil des Staats den Grundſatz un⸗ 
entbehrlich macht. Iſt es nicht Unſinn, zu glauben, daß Obrig⸗ 
keiten das Land als ein Eigentum beſeſſen, bevor noch Unter⸗ 
tanen waren, und daß ſie das ihrige unter gewiſſen Bedingungen 
an die letzteren abgegeben haben? Mußten ſie nicht auf der Stelle 
für Hunger davonlaufen, wann niemand den Grund bearbeitet? 
Ebenſo abſurd wäre es, wann ſich ein Landesfürſt einbildete, das 
Land gehöre ihm und nicht er dem Lande zu; Millionen Menſchen 
ſeien für ihn und nicht er für ſie gemacht, um ihnen zu dienen. 

Aus dem Vorhergehenden zeigt ſich die Notwendigkeit, ein 
neues Kontributionsſyſtem (Steuerordnung) nach ſolchem Ausmaß 
einzuführen, wodurch alle Gründe ohne Unterſchied 
der Beſitzer gleich belegt werden. NaH 

Dieſe Belegung muß ſich auf einen jeden, auf was immer 
für eine Art zu benutzenden Grund als Acker, Wieſen, Waldung 
Weinberg, Teiche uſw. nach der geometriſchen Propoktion (Flächen⸗ 
größe) erſtrecken. Um nun bildliche Gleichheit zu treffen, muß ſie in 
dem Maß nicht unterſchieden ſeyn: Es kann auch in der Giebigkeit in 
dem eine wahre Proportion gefunden werden, daß nämlich ein 
jeder ein gleiches pro Cento (Antei) der Ertrag niß abzuführen 
hätte, welches dadurch erhoben würde, wenn man jeden Grund 
nach den verſchiedenen Gattungen der Erdfrüchte mittels eines 
zehnjährigen Durchſchnitts ſeiner Ertragniß beſtimmte, jedoch nad) 
Abſchlag des jährlichen Samens. f 5 


Dieſen Aufſatz hat der eifrigſte Wortführer der Phyſiokraten 
in Deutſchland, Auguſt Schlettwein, in ſeinem „Archiv 
für den Menſchen und Bürger“ 1784 wiedergegeben und mit 
einem „redlichen und ehrfurchtsvollen Rat an des Kaiſers Maje⸗ 


ſtät“ verſehen. Ich habe den Aufſatz des Kaiſers und die aus⸗ 

führlichen Anmerkungen des Theoretikers in meinem „Jahrbuch 

der Bodenreform“ (1908) zum Abdruck gebracht. Hier ſei nur eine 

Anmerkung wiedergegeben, die den Kern der phyſiokratiſchen 
Lehre, das Weſen des Reinertrages, beleuchtet: 


Hier muß ich die devoteſte Erinnerung machen, daß man bey 


jedem Grund und Boden, den jährlichen Erwachs, oder Total- 


ertrag (Geſamtertrag) von dem jährlichen reinen Ertrage ſehr 


genau unterſcheiden müſſe. Der Totalertrag iſt die ganze Maſſe 


von Produkten, welche auf einem beſtimmten Diſtrikte hervorge- 
bracht wird, und von welcher erſt der ganze Betrag des Aufwandes 
auf die wirkliche Kultur des Landes abgezogen werden muß, ehe 
man von einem jährlichen wahren Einkommen des Wirthes reden 
kann. Wenn vom jährlichen Totalertrag aller Grundſtücke ein 
gleiches pro Cento erhoben werden ſollte, ſo würde hier⸗ 
aus die größte Ungleichheit entſtehen. Denn auf einem Lande 
braucht man doppelt ſo viel jährlichen Aufwand, als auf dem an⸗ 


dern, um auf beyden einen gleichen Totalertrag zu bewirken. 


Sollen daher alle Grundſtücke in vollkommen gleicher Proportion 


belegt werden, eines wie das andere, jo muß der jährliche Kultur 
aufwand einem jeden freygelaſſen, und nur vom reinen Er- 


trage ein gleiches pro Cento als Steuer eingezogen werden. 
Wer 100 Metzen Getraide mit einem jährlichen Kulturaufwande 
von 50 fl. baut, dem koſtet dieſer Erwachs doppelt ſo viel, als dem, 
welcher 100 Metzen mit einer Auslage von 25 fl. bauet. Wenn 
nun jener aber ſowohl als dieſer 40 Metzen abgeben ſollte, ſo wäre 
dies die offenbarſte Ungleichheit, welche dem gerechten Sinne des 
großen Kaiſers gewiß nicht gemäß ſeyn kann. Wie man erſt den 
Saamen abziehen ſoll, ehe man einen wahren Ertrag beſtimmen 
kann, jo muß man auch alle übrigen notwendigen Aus- 
lagen der Kultur abrechnen. Der Grund iſt für beyde Fälle 
völlig gleich. Alſo muß bey einem ſoliden Steuerfuße der Anſatz 
nur in Rücksicht auf den reinen Ertrag, nicht aber in 
Rückſicht auf den Totalertrag gemacht werden. 


„Schlettweins devoteſte Anmerkungen zu allerhöchſter Be⸗ 


herzigung dargelegt“ ſcheinen auf den Kaiſer nicht ohne Eindruck 
geweſen zu ſein; denn am 20. April 1785 erließ Joſeph II. die An⸗ 
ordnung, von jedem Bauernhof den „Reinertrag“ zu ermitteln 
und zwar nach Selbſteinſchätzung des Bauern. Von dieſem 
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Reinertrag ſollten durchſchnittlich 12¼% für Staat und Gemeinde 
und höchſtens 179% zur Ablöſung der Bodenherrenrechte ein- 
gezogen werden. — 1789 war es der raſtloſen Tätigkeit des Kaiſers 
gelungen, trotz dem zähen Widerſtande der bevorrechteten Klaſſen 
die Vorarbeiten zu vollenden. Die Standesvorrechte wurden 
ſofort aufgehoben und die perſönliche Abhängigkeit des Landvolkes 
gemildert. Die neue Steuerveranlagung jedoch und die Auf⸗ 
hebung der Frondienſte ſollte erſt im nächſten Jahre eingeführt 
werden — was jedoch durch den frühen Tod Kaiſer Joſephs 
vereitelt wurde. 

Auch ſeine Bemühungen, durch phyſiokratiſche Maßnahmen 
den Handel zu beleben, und ſeine Anſtrengungen, einen direkten 
Verkehr zwiſchen Indien und den öſterreichiſchen Niederlanden 
herzuſtellen, verſprachen großen Erfolg. 1772 liefen in Oſtende 
383 Schiffe ein, 1782 waren es bereits 2636. In zehn Jahren 
hatte ſich der Verkehr des Hafens um 600% gehoben. Erſt die 
Kriege der franzöſiſchen Revolution machten dieſen Verſuchen ein 
Ende und gaben England das Monopol der Meere. 

Joſephs II. Schicksal entbehrt nicht der Tragik. Friedrich 
der Große hatte ein gewiſſes Recht zu ſeinem bitteren Urteile: 
dieſer Fürſt wolle oft den zweiten Schritt tun, bevor der erſte 
getan ſei. Als er, ein müder Mann, am 20. Februar 1790 ent⸗ 
ſchlief, meldete der preußiſche Geſandte ſeiner Regierung: „Es gibt 
wenig Beiſpiele eines ſo reſignierten Todes!“ Trotzdem darf ſein 
Wirken nicht unterſchätzt werden. Es hat den habsburgiſchen 
Ländern eine Revolution erſpart. 

Joſephs II. Nachfolger, Leopold II., der als Groß⸗ 
herzog von Toskana phyſiokratiſche Reformen glücklich durchge⸗ 
führt hatte, mußte trotz ſeiner Geſinnung einen großen Teil der 
Maßnahmen ſeines Bruders aufgeben. Ob er ſie in ſeiner vor⸗ 
ſichtigeren Art erneut haben würde, ſteht dahin. Die politiſchen 
Aufgaben, die durch die franzöſiſche Revolution entſtanden, 
banden ſeine Kraft zu ſehr, als daß er an entſcheidende Maß⸗ 
nahmen im Innern denken konnte. Auch ſtarb er ſchon am 
1. März 1792. . 


8 


13. Die Phyſtokratie in Baden. 


nter den deutſchen Fürſten war am tiefſten in den Geiſt 
der Phyſiokratie eingedrungen der Gründer des neuen 

Badens, Karl Friedrich (22. November 1728 bis 10. Juni 
1811). Er vereinigte die getrennten badiſchen Länder, die unter ihm 
1803 zum Kurfürſtentum, 1807 zum Großherzogtum erhoben 
wurden. 

1767 verbot er die Folter, die außer in England und in 
Preußen noch allgemein als unentbehrlich angeſehen wurde. 
1783 hob er die Leibeigenſchaft auf. 

In echt phyſiokratiſcher Weiſe förderte er das Bildungs⸗ 
weſen. Zur Hebung der Volksſchule gründete er das erſte Lehrer⸗ 
ſeminar in Karlsruhe. Die 1803 erworbene Univerſität Heidel⸗ 
berg entwickelte er zu neuer Blüte. Eine ehrliche Duldung in 
religiöſen Fragen brachte Baden in eine viel beneidete Lage. 

1769 wandte ſich Karl Friedrich an Mirabeau 
um Belehrung in einigen phyſiokratiſchen Fragen. Als die brief⸗ 
liche Aussprache nicht zum Ziele führte, reiſte Karl Friedrich im 
Juni 1771 mit ſeiner Gemahlin, drei Söhnen und ſeinem 
phyſiokratiſchen Ratgeber Schlettwein nach Paris, um ſich 
dort in persönlicher Ausſprache volle Klarheit zu verſchaffen. Hier 
trat er neben Mirabeau namentlich Dupont nahe, der es auch 
übernahm, den Erbprinzen Karl Ludwig durch Vorträge in die 
Staatswiſſenſchaften einzuführen, ein Unterricht, der ſpäter Jahre 
hindurch brieflich fortgeſetzt wurde. 

Schon 1770 hatte Karl Friedrich zur Belehrung für ſeinen 
Sohn einen „Abrégé des principes de l'économie politique ver- 
faßt. Dieſe Arbeit erſchien auch in den ,,Ephémérides du ei- 
toyen zu Beginn des Jahres 1772. Es iſt die einzige ſyſtematiſche 
Darſtellung der Volkswirtſchaftslehre, die bisher ein regierender 
deutſcher Fürſt veröffentlicht hat. (Neue deutſche Ausgabe 1908: 
Karl Friedrichs von Baden: Abriß der Nationalökonomie, Berlin, 
Buchhandlung Bodenreform.) 


Aber dieſer hochſinnige Fürſt beging den verhängnisvollen 
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Fehler, das phyſiokratiſche Syſtem auf beſchränktem Gebiet 
„erproben“ zu wollen. 1769 ſchreibt er an Mirabeau: 
Es drängt mich, die Hand ans Werk zu legen, und allmählig 
Schritt für Schritt die indirekten Abgaben zu beſeitigen, an ihre 
Stelle direkte zu ſetzen und dieſe nach gerechten und naturge⸗ 
mäßen Grundſätzen zu regeln. Hier aber begegne ich auf 15 eh 
Schritte Schwierigkeiten. 


Der praktiſche Staatsmann erkannte bald die größte Schwierig⸗ 
keit in der genauen Ermittlung des Reinertrags. 

Er führt aus, der Bauer ſei oft als Teilnehmer an allen drei 
Klaſſen der Geſellſchaft zu betrachten. Er ſei Mitglied der 
produktiven Klaſſe, indem er Kulturausgaben mache und 
durch ſeine Arbeit der Erde Früchte abgewinne. Er ſei Mit⸗ 
glied der dis poniblen Klaſſe eben als Beſitzer des Bodens, 
und er kann auch Mitglied der ſterilen Klaſſe ſein, wenn er neben 
der Landwirtſchaft noch als Schmied, Wagner, Weber uſw. ſich 
mit einem Handwerk beſchäftigt. Wie kann dann die einzige 
Steuerquelle, die Grundrente, richtig erfaßt werden? Mira⸗ 
beau geht auf dieſe überaus wichtige techniſche Frage nicht ein. 
Er hält daran feſt, daß nur vom Boden Steuern zu erheben 
wären, ſelbſt wenn der Bauer durch ſein Nebenhandwerk mehr 
verdiene als durch die Landwirtſchaft. Aus dieſem Briefwechſel, 
wie aus anderen Akten geht hervor, daß der Markgraf daran 
dachte, die phyſiokratiſche Lehre für ſein ganzes Land durchzu⸗ 
führen. Zwei Wege ſchienen dafür offen: er konnte ſchrittweiſe 
im ganzen Lande eine indirekte Steuer nach der andern aufheben 
und durch Grundrentenſteuern ablöſen; er konnte aber auch in 
einzelnen Gemeinden plötzlich alle beſtehenden Abgaben durch die 
einzige Grundrentenſteuer erſetzen. 

Der Markgraf wählte den zweiten Weg, det die Veranſchau⸗ 
lichung der reinen Lehre zu verbürgen ſchien. 

Die treibende Kraft zu dieſem Entſchluß war Johann Auguſt 
Schlettwein, der ſeit 1763 als Kammer⸗ und Polizeirat in 
Karlsruhe mit der Verpflichtung wirkte, „in den Kammeral⸗ 
und Polizeiwiſſenſchaften wöchentlich wenigſtens etliche Stunden 
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öffentliche Vorleſungen zu halten und getreuen Unterricht zu 
geben“. Der begabte und tatkräftige Mann hat dem badiſchen 
Staat zweifellos mancherlei Nutzen gebracht. In einem Schreiben 
vom 13. Oktober 1773 konnte er den Markgrafen erinnern, daß 
er der Staatskaſſe mindeſtens 570 000 Gulden „zugute gebracht“ 


und einen Verluſt von mindeſtens 70 000 Gulden erſpart habe. 
Durchgreifende Reformen aber ſind nicht möglich, ohne Vertreter 
des Alten zu verletzen. Dazu kam, daß die Auszeichnung dieſes 
„Ausländers“ an dem kleinen Hof Mißgunſt wecken mußte. Unter 
dieſer offenen und verſteckten Gegnerſchaft hatten denn auch von 
vornherein die phyſiokratiſchen Verſuche zu leiden, die bei ihrem 
Gelingen Schlettwein noch höheren Einfluß hätten bringen müſſen. 
Nachdem Schlettwein im Sommer 1769 einen Plan für das Dorf 
Dietlingen ausgearbeitet hatte, erließ der Markgraf am 
17. Auguſt 1770 folgenden Erlaß: 
Karl Friedrich von Gottes Gnaden Markgraf zu Baden und 
Hochberg uſw. Unſern Gruß, Edle Hochgelehrte, liebe Getreue! 
Nachdem Wir Uns entſchloſſen haben, die Erhebung, derer von 
Unſeren Unterthanen bishero getragenen Abgaben und Laſten 
ſoviel es nur möglich iſt, zu erleichtern, einfacher und weniger 
beſchwerlich zu machen, und zu dem Ende die natürliche Ordnung, 
nach welcher nur die unterſchiedlichen Gattungen derer Feldgüter, 
nämlich: Aecker, Wieſen, Weinberge, Gärten und Waldungen uſw. 
nach ihrem reinen Ertrage in Schatzungs⸗Anlage gebracht, 
außer dieſem aber und dem von dem Erwachs, denen Rechten 
und Herkommen nach, abzurichtenden Zehenden, die Unterthanen 
ſonſt mit keiner weiteren Anlage, ſie habe Namen wie ſie immer 
wolle, alſo auch weder mit Pfund⸗ und Landzoll, noch anderen 
bisher üblich geweſenen Regalien und Taxen, Todfällen, Beet 
und Gülten beſchweret werden, auch in Handel und Wandel ein 
ungeſtörte und dem Beſten des Landes angemeſſene Freiheit 
genießen und die Uns bisher ſchuldig geweſenen Frondienſte zwar 
fernerhin, jedoch nicht anders, als gegen billige Bezahlung leiſten 
ſollen, nach und nach einzuführen: So haben Wir mit dieſer Ein⸗ 
richtung durch Unſeren Rentkammer⸗ und Polizei-Rath Schlett- 
wein zu Dietlingen im Oberamt Pforzheim den 
Anfang machen laſſen, und wollen, daß nunmehr die Sache da- 
ſelbſt in ihren völligen Stand gebracht, die vorgedachte Ordnung 
wirklich hergeſtellt und noch vor dieſem Jahr der Einzug der Uns 
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gebithrenden Senjung nach dem neuen Fuß beſorgt, auch damit 
zur Probe zwei oder drei Jahre fort gefahren werde. 


Die „einzige“ Steuer ſollte genau den gleichen Ertrag bringen, 


wie alle anderen Abgaben vorher, nämlich 2240 Gulden 31% Kr. 

Daß es an erbitterten Gegnern vom erſten Tage an nicht fehlte, 
zeigt der Umſtand, daß ſchon 1773 das Oberamt Pforzheim zur 
Berichterſtattung darüber aufgefordert wurde, ob wirklich in der 
Gemeinde leichtſinniges Schuldenmachen, namentlich bei Ankäufen 


von Heu, um ſich greife. Die Gemeindevorſteher antworteten: 


Es habe ehedeſſen, vor ihrer neuen Einrichtung, gar viel 
mehr Heuſchulden alle Jahr gegeben; denn jetzo baueten ſie viel 
mehr, ja drei mal mehr Futter als ehedem, wo ſie die 
Einrichtung, ſo ſeit 3 Jahren bei ihnen ſei, noch nicht gehabt, und 
würden ſie, wenn der Viehſtand im Ort nicht dadurch zu⸗ 
gleich außerordentlich vermehret worden wäre, viel 
mehr Viehfutter und Heu verkaufen können; allein, da der Vieh⸗ 
ſtand fo ſtark vermehret worden, daß, wo vorher Einer 2—3 Stück 
Vieh gehabt, er jetzo 6—7 habe, ſo brauche man ungleich mehr 
Heu, und füge ſich, daß etwa einer oder der andere etwas Heu 
kaufe; denn ſie brauchten auch deſto weit mehr Futter, weil ſie 
keinen Viehhirten mehr hätten, ſondern alles Vieh das ganze Jahr 
im Stall hielten, um mehr Dung und Milch zu erhalten, welches 
denen Unterthanen im Nahrungsſtand ſehr zu Stat⸗ 
ten komme. 


Bei dieſem Erfolg iſt es nicht zu verwundern, daß die Ver⸗ 
ſuche ausgedehnt wurden. Im Oberamt Hochberg wurde die 
phyſiokratiſche Ordnung im Jahre 1772 in den Orten Bah⸗ 
lingen und Theningen durchgeführt. Man weiß nicht, 
weshalb man gerade dieſe Orte gewählt hat. Die Vorbedin⸗ 
gungen des Erfolges waren hier ſehr gering. Die Einwohner 
ſteckten tief in Schulden. Die Berechnung des Reinertrags 
wurde von einem offenbar unfähigen Beamten in kurzer Zeit 
oberflächlich aufgeſtellt. Als beſonders erſchwerend zeigte ſich 
der Umſtand, daß in Bahlingen ſtarker Weinbau getrieben wurde. 
Der Ausſchank war bisher beſonderer Genehmigung vorbe⸗ 
halten und durch das Ohmgeld verteuert. Es hätte nun gewiß 


der Phyſiokratie keinen grundſätzlichen Abbruch getan, wenn 
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man hier vorſichtig vorgegangen wäre. Aber das Schlagwort 


unbedingte Gewerbe⸗ und Handelsfreiheit“ ſiegte, und fo lief 


denn ſchon kaum 4 Wochen nach der Einführung der neuen Ord⸗ 
nung eine bittere Klage des Ortspfarrers aus Bahlingen ein, daß 
faſt in jedem Haus ſich ein Weinſchank auftue. Da der Wein 


daurch Aufhebung des Ohmgeldes billiger als in den Nachbar- 


orten wäre, ſtröme alles leichtfertige Volk aus der Umgebung in 
den Ort; Streitigkeiten hörten nicht auf; eine erhöhte Schulden⸗ 
wirtſchaft ſei die Folge. Als die Rentkammer Unterſuchungen 
anſtellte, ergab ſich, daß dieſe Mißſtände allerdings eingetreten, aber 


doch vielfach übertrieben waren, daß namentlich die Meinungen ſehr 


geteilt wären: die größeren Grundbeſitzer ſeien gegen, die Min⸗ 
derbegüterten für die Steuerreform. Die Beſchwerdeführer 
fanden einen eifrigen Wortführer in dem Oberamtmann Johann 


Georg Schloſſer, dem Schwager Goethes, der die hoch— 
ſtrebenden Pläne ſeiner Zeit, namentlich auf dem Gebiet der Cr 


ziehung und der Volkswirtſchaft, mit bitterem Spott betrachtete. 
In ſeiner Empfehlung der Beſchwerden der ihm untergebenen 
Gemeinden ſagte er am 16. März 1776: 

Wer kein Grundeigentum habe, werde durch ſeine Schatzungs⸗ 
freiheit wenig gebeſſert. Oder wird er's — warum ſollen andere 
ſeine Laſten tragen? 

So wurde denn in Bahlingen und Theningen nach und nach 
das neue Verfahren abgebaut. In Dietlingen hielt es ſich länger. 
Hier mehrten ſich die Klagen beſonders ſeit dem Jahre 1783, 
als in ganz Baden die Leibeigenſchaft aufgehoben wurde. In ihrer 
Eingabe von 1790 beſchwerten ſich die Dietlinger, daß ſie allein 
in ihrer Schatzung immer noch eine Gegenleiſtung für Fronden 
zahlten, die ſonſt überall geſchenkt worden ſei. Sonſt berief ſich die Ein⸗ 
gabe allerdings auf Ereigniſſe, die unmöglich mit dem Syſtem zu⸗ 
ſammenhängen konnten: Auf ſchlechte Ernten in den letzten 
Jahren uſw. Erſt 1802 wurde der Verſuch in Dietlingen aufgegeben. 

Auf ſozialem Gebiet beweiſen Verſuche von beſchränktem 
Umfange grundſätzlich nichts. Die Wechſelwirkungen zwiſchen den 
einzelnen Gebieten ſind viel zu innig und vielſeitig, als daß es 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 21 


möglich wäre, wirtſchaftliche Grundſätze auf eng begrenztem 
Gebiet in ihrer Reinheit durchzuführen. Die badiſchen Verſuche 
aber haben der Ausbreitung der Phyſiokratie in Deutſchland ſchwer 
geſchadet. Die Gegner hatten es nun leicht mit der Behauptung, 
die Lehre ſei wohl theoretiſch ſchön, aber praktiſch unbrauchbar. 


14. Die Phyſtokratie in der deulſchen Wiſſenſchaft. 
nter den wiſſenſchaftlichen Vertretern der deutſchen Phyſio⸗ 
kratie iſt zunächſt der eben genannte J. A. Schlettwein 
hervorzuheben. Er wurde 1731 in Weimar geboren und ſtudierte 
in Jena. Nach zehnjähriger Wirkſamkeit verließ er 1773 den ba⸗ 
diſchen Dienſt. Er tat es freiwillig. Die Urſache iſt nicht feſtzu⸗ 
ſtellen, doch läßt ſie ſich unſchwer erkennen. Im April 1776 bat 
er den Markgrafen um Wiederanſtellung, wenn ſie möglich ſei, 
ohne daß dadurch „Disturbia (Störung) unter der höheren Diener⸗ 
ſchaft entſtehe“. Der Markgraf fand ſolche Möglichkeit nicht. 
Da wurde Schlettwein von Iſaak Iſelin nach Baſel berufen. 
Dort hielt er am 20. November 1776 die erſte phyſiokratiſche 
Vorleſung an einer deutſchen Hochſchule: „Von dem unauflös⸗ 
lichen Bande zwiſchen der echten Naturweisheit und der Glück⸗ 
ſeligkeit der Staaten“. Schon im nächſten Jahre berief ihn der 
Landgraf von Heſſen⸗Darmſtadt auf den neugegründeten 
Lehrſtuhl für ökonomiſche Wiſſenſchaften in Gießen, wo er 
las über: „Evidente und unverletzliche, aber zum Unglück der 
Welt meiſtens verkannte oder nicht geachtete Grundwahrheiten 
der geſellſchaftlichen Ordnung“ uſw. Nach 1785 lebte er auf dem 
mecklenburgiſchen Gut ſeiner Frau und in Greifswald und ſtarb zu 
Dahlen in Mecklenburg⸗Strelitz am 24. April 1802, alſo in dem⸗ 
ſelben Jahre, in dem der Verſuch in Dietlingen aufgegeben 5 

Seine Tochter iſt die Mutter von Rodbertus. 
Schlettwein war ein vielſeitiger Schriftſteller, der 
ſowohl über die Kantſche Philoſophie wie über die Verbeſſerung 
der Schafwolle ſchrieb. Perſönlich ehrenwert, hat er oft durch 
ſeine Einſeitigkeit geſchadet. So verwarf er auch einmal bei 
Teuerung jedes Kornausfuhrverbot mit der Begründung: „Hungers 
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ſterben iſt unendlich weniger, als ungerecht ſein.“ Die phyſiokrati⸗ 
ſchen Grundſätze wollte er von Amts wegen alle halbe Jahre ver⸗ 
kündet und erklärt wiſſen; auch als Anhang zu Geſangbüchern 
und Bibeln ſollte man ſie verbreiten. In der Bildungsfrage nahm 
er eine beſondere Stelle ein. Sein Freund Iſelin war ein eifriger 
Anhänger der Philanthropen, jener Erziehungsreformer, die Wort⸗ 
führer des reichgewordenen Teils des dritten Standes waren. Als 
ihre hervorragendſten Vertreter Baſedow und von Salis zu 
Sammlungen für ihre Anſtalten aufriefen, ergriff auch Schlett⸗ 
wein das Wort in einigen offenen Briefen. Ein Stück aus dem 
erſten iſt bezeichnend für Schlettweins Art und rollt eine Frage 


auf, die ſelbſt in unſeren Tagen noch nicht ihre endgültige Ant⸗ 
wort gefunden hat: 


Beſte Freunde des Menſchengeſchlechts! Ihr habt ge⸗ 
wiß noch nicht daran gedacht, wohin die Menſchenpflanzen, wenn 
ſie aus eurer der Heiterkeit und Fröhlichkeit geheiligten Schule 
ausgehoben werden, ſich einſt müſſen verpflanzen laſſen? Was 
hilft's dem Kaufmann, daß er heiter und vergnügt aus 
euren Philanthropinen kam, wenn er itzt alle Meilen Weges ein 
verderbliches Zollhaus antrifft, das den Transport ſeiner 
Waaren erſchwert, ſie ihm vertheuret, und ihren Vertrieb ſchwächet; 
wenn er ſich durch hundert willkührliche Verbotsgeſeze 
und durch ungerechte mono poliſtiſche Begünſtigungen der 
Clienten (Günſtlinge) eines Miniſters, in ſeinem Handel auf allen 
Seiten eingeſchränkt ſieht? 

Was hilft's dem Künſtler, Fabrikanten und 
Handwerksmann, daß er heiter und vergnügt aus euren 
Philantropinen kam? Er kanns nun nicht mehr ſein, da ihm die 
regulierende Politik und die falſche Finanzkunſt bey Betreibung 
ſeiner Gewerbe hunderterley Feſſeln anlegen, und ihn oft ſchon 
berauben, wenn er noch nichts erworben hat? 

Was hilfts dem Grundeigenthümer, daß ihr ihn 
aus euren Philanthropinen munter und fröhlich in die Welt 
ſchickt? Was hilft alles das geſchwinder lernen zum Glück der 
Menſchen, wenn die Politik immer dahin arbeitet, die Maſſe der 
Nahrungsmittel und der übrigen Genießungen alle Jahre zu ver⸗ 
mindern, den Genuß der Naturgaben den Menſchen beſchwerlicher 
zu machen, die Armuth und Dürftigkeit, und dadurch die Unthätig⸗ 
keit, die Trägheit, und ſogar die Ungerechtigkeit zu vergrößern? 
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So iſts jetzt in der Welt, meine Freunde! Reiſet einmal in 
den europäiſchen Landen herum; zählt die Zollſtädte zu Waſſer 
und zu Lande; zählt die Beſchauer, die Taxirer, die Acciſer, die 
Mauthner, 36 ler und Zollaufſeher, die Treiber, und noch viel 
andere Blutſauger des Volks; zählt die Heere von kleinen und 
größern Caſſirern! laßt euch die ungeheuren Sammlungen von 
Regulativen und willkührlichen Verfügungen der Cammern, Re⸗ 
gierungen und Geheimratsſtuben vorlegen! 

O liebe weiſe Männer! bittet noch nicht um Beyträge zu 
euern Philanthropinen! Fleht erſt die Großen der Erde und die 
Miniſter mit mir an, Freyheit der Thätigkeit und der Gewerb⸗ 
ſamkeit der Menſchen unter dem Schirm der Gerechtigkeit vor 
allen Dingen herzuſtellen, und den Umſaz und Verbrauch der 
Waaren und Genießungen von allen Laſten ledig zu machen, und 
ſonſt nirgends her als aus dem wahrhaften Gewinn der Menſchen 
die Staatseinkünfte zu ſchöpfen; fleht Gott an, daß er in jedem 
der europäiſchen großen und kleinen Staaten Roſenberge 
und Turgote erwecke, und Fürſten, welche die ächten Bekenner 
der großen und wohlthätigen Ordnung der Natur ſchützen, und nur 
mit dieſen — das göttliche Geſchäft der Geſetzgebung verwalten! 

Vielleicht aber iſt auch euch das Glück beſchieden, weiſe Männer! 
zur Einführung dieſer wahren geſellſchaftlichen Ordnung unter den 
Völkern die größten Beyträge zu thun! Vielleicht ſoll es euer 
Werk ſeyn, in euren Philanthropinen auch die Roſen⸗ 
berge und Turgote für die Welt zu vervielfältigen. 


Sein Hauptwerk, das 1772 erſchien, heißt bezeichnend: 

Die wichtigſte Angelegenheit für das ganze Publikum, oder 
die natürliche Ordnung in der Politik überhaupt, beſonders aber 
die allgemeine Freiheit im Handel und Wandel, die ungeſtörte 
Ein⸗ und Ausfuhr des Getreides, die Ordnung der Vollkommen⸗ 
heit in der Kultur der Ländereien und im Verbrauch der Waren, 
die zur Wohlfahrt der Staaten einzuführende einzige Auflage auf 
den reinen Ertrag der Grundſtücke und die damit zu verbindende 
Einrichtung des Fronweſens auseinandergeſetzt. 


Schlettwein war bis zu ſeinem Tode feſt überzeugt, daß der 
Verſuch in Dietlingen an ſich gelungen und nur durch 
Machenſchaften einflußreicher Gegner verdorben worden ſei. 
In der Halbjahrsſchrift: „Archiv für den Menſchen und Bürger 
in allen Verhältniſſen“, die er von 17801784 herausgab, ſchreibt 
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er (1784, S. 506—511) in einer Antwort an den bekannten Ber⸗ 
liner Buchhändler Nicolai, der im 3. Band ſeiner Reiſebeſchrei⸗ 
bung behauptet hatte, daß Schlettwein „die Anwendung der 
phyſiokratiſchen Grundſätze im Kleinen mißlungen ſei“: 

War er denn auf ſeiner Reiſe auch zu Dietlingen im 
Durlachiſchen Oberamt Pforzheim, und hat er da die Vorgeſetzten 
des Orts oder andere Inwohner über meine Operationen und 
ihre Würkung auf ihren Nahrungsſtand angehört? oder hat er 
die Rechnungen zu Karlsruh zu Geſicht bekommen, die ihm hätten 

zeigen können, was die Dietlinger vor dem Jahre 1770 an vieler⸗ 
ley Abgaben gezahlt haben, was ſie damals alljährlich rückſtändig 
geblieben ſind und wie viel ſie in den Jahren 1770, 71 und 72 
als den erſten drey Probjahren des neuen Syſtems, die noch 
dazu Jahre der Kalamitäten faſt in ganz Teutſchland 
waren, abgetragen haben, und wie hoch ſich nun ihre Ausſtände 
noch belaufen haben? Woher alſo weiß es Herr Nicolai, 
daß meine Operationen nicht gelungen ſind? Hat es ihm vielleicht 
auf ſeiner Reiſe jemand geſagt; wußte er denn, daß der Sager 
kein Lügner, fein Verläumder, oder ſelbſt kein Betrogener, ſondern 
ein Sachkundiger und ein rechtſchaffener Mann war? — 
Jakob Mauvillon (8. März 1743—11. Januar 1794), 
Profeſſor der Kriegskunſt in Kaſſel, ſchrieb 1776 ſein Hauptwerk: 
„Sammlung von Aufſätzen über Gegenſtände aus der Staats⸗ 
kunſt, Staatswirtſchaft und neueſten Staatsgeſchichte“. Er 
will die Freiheit auch im Unterrichtsweſen aller Schulen 
ermöglichen und verwirft deshalb u. a. auch die Beſoldung der 
Univerſitätsprofeſſoren. Wären dieſe auf freien Wettbewerb 
angewieſen, jo würde ſich jeder mehr Mühe geben, beſſere Lehr- 
methoden anzuwenden, und die Wiſſenſchaft praktiſcher ge⸗ 
ſtalten. Er iſt auch der Hauptverfaſſer des von Mirabeau heraus⸗ 
gegebenen Werkes: „De la monarchie prussienne sous Frédéric 
le Grand” (1788). Hier zeigt ſich, wie die neue Lehre die Augen 
öffnete für die Schäden des merkantiliſtiſchen Syſtems, die ſelbſt 
der Geiſt Friedrichs des Großen nicht zu überwinden vere 
mochte: 

Die äußerſte Ordnung in der Verwaltung, die Unwandel⸗ 

barkeit der Grundſätze, die, obgleich ſie ſchlecht ſind, immer beſſer 
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iſt als die Inkonſequenz, und die Geſchenke des Königs halten 
die Maſchine im Gange; aber in Sachen des Handels, der Land⸗ 
wirtſchaft und des Gewerbes ſind die Staaten des Königs, allge⸗ 
mein ausgedrückt, doch nur von Tagelöhnern bevölkert. Wie 
könnte der Ackerbau in einem Lande blühen, wo der Produzent 
weder Korn noch Vieh, weder Wolle noch Häute, nicht einmal 
die Knochen und Hörner ſeiner Tiere frei zu verkaufen wagt? 

Kann der Handel gedeihen in einem Lande, wo alles dem 
Monopol unterworfen iſt oder jeden Tag unterworfen werden 
kann? Wird ſich das Gewerbe in einem Lande heben, wo es gleich 
bei ſeiner Gründung Kauf⸗ und Verkauf⸗Vorrechte, Geldunter⸗ 
ſtützungen von ſeiten des Staates erhält und ſich gewaltſam 
auf Gegenſtände gerichtet ſieht, denen die Natur widerſtrebt, auf 
Koſten der von der Natur verlangten? 

Hätte der König die guten Grundſätze gekannt, — aber wer 
lernt noch auf dem Gipfel des Ruhmes und im Alter? — ſo würde 
der größte König auch der beſte geworden ſein, weil ſeine Feſtig⸗ 
keit, die niemals ihresgleichen gehabt hat, ſeine fleckenloſe Un⸗ 
parteilichkeit, ſeine unbeugſame Pflichttreue, ſein ſtetes Trachten 
nach Ordnung und Sparſamkeit den Erfolg hatten, einen ziem⸗ 
lich großen Teil der ſchlimmen Folgen einer grenzenloſen, maß⸗ 
loſen, grundſatzloſen Staatsverwaltung zu decken. Was würde nicht 
die Wahrheit in ſeinen Händen geleiſtet haben? Seine Zweige 
hätten die Erde beſchattet; und die Preußen, reich, glücklich blühend, 
würden die wahren Lehrer Europas geworden ſein, während ſie 
jetzt nur deſſen beſte Soldaten ſind. 0 


Wie treffend hier die am Volkskörper freſſenden Übel auf⸗ 
gedeckt wurden, zeigte ſich bald, als der Sturm der Napoleoniſchen 
Kriege an Preußens Grundfeſten rüttelte. — 


Der eifrigſte Wortführer der Phyſiokratie in Preußen wurde 
Theodor A. H. Schmalz. Geboren in Hannover am 17. Fe⸗ 
bruar 1760, wurde er 1788 Profeſſor in Rinteln, 1789 in Königs⸗ 
berg. 1803 wurde er Kanzler und Univerſitätsrektor in Halle, 
legte aber dieſes Amt nieder, als Halle zum Königreich Weſtfalen 
geſchlagen wurde. 1810 wurde er Profeſſor und der erſte Rektor 
der Univerſität Berlin. Hier ſtarb er am 20. Mai 1831. 


Seine „Staatswiſſenſchaftslehre in Briefen an einen teutſchen 
Erbprinzen“, 1818, führt im 12. Brief des 2. Teiles aus: 
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Der Staat ift ohne Gebiet nicht denkbar. Cin Kraal von 
Hottentotten, eine Horde nomadiſcher Araber, ein Haufen Iro⸗ 
keſen ſind kein Staat. Sie haben kein Grundeigentum, weil das 
Umherſchweifen in einer Wüſte kein Eigentum an der Wüſte gibt 
und nur die Bearbeitung und Geſtaltung 
Eigentum erwirbt. : 

Der Staat ſtellt ſich alſo, wie Möſer fo wahr bemerkt, 
als eine Geſellſchaft auf Aktien dar. Aller Grundboden 
des Gebiets iſt das Kapital der Geſellſchaft, 
und — ich habe früher hingezeigt, wie das in ſtaatswirtſchaftlicher 
Rückſicht buchſtäblich wahr iſt — jedes einzelne Grundſtück iſt 
eine Aktie. Da nun, wie gezeigt, es eigentlich und zunächſt das Land 
ſelbſt ijt, für deſſen Schutz alle Ausgaben gemacht werden — 
ſo iſt auch klaren, baren Rechtens, daß die Eigentümer 
des Landes auch alle Koſten dieſes Schutzes 

ganz allein tragen. Daß es dem Lande wohlgehe, iſt 

der Zweck aller Ausgaben; zahlen ſie alſo die, denen das Land 
gehört! Es iſt aber die Größe der Land⸗Aktien gar nicht nach ihrem 
Umfange zu beſtimmen, ſondern ganz allein nach 
ihrem Werte. 


Schmalz hatte die Phyſiokratie nicht mehr allein gegen 
die merkantiliſtiſche, ſondern auch gegen die libe⸗ 
rale Auffaſſung zu verteidigen, die durch das Werk von Ad a m 
Smith ſchnelle Verbreitung gefunden hatte. Er tat es in der 
genannten Schrift im 13. Briefe des 1. Teiles: 


Merkwürdig verhalten ſich dieſe drei Syſteme, eben auch in 
Anſehung der Zeitfolge, gegeneinander wie die drei aſtro⸗ 
nomiſchen. Wie gegen das alte Ptolemäiſche Koperni⸗ 
kus zermalmend auftrat, jo Quesnay gegen das Col— 
bertiſche, und da es nicht minder alle Menſchen, welche im 
Glauben an das Geld befangen waren, wider ſich aufbrachte, 
als Kopernikus alle, welche doch glaubten, daß ſie die Sonne laufen 
ſähen: ſo wurde Quesnay wie Kopernikus bald als ein Schwärmer 
verſpottet, bald als ein Gottloſer bitter geſchmähet. Wie endlich 
vormals Tycho de Brahe nicht die Gewalt der Wahrheit 
bei Kopernikus verkennen konnte, doch aber teils nicht ganz ſie 
durchſchaute, teils vom Vorurteil ſich nicht ganz losreißen konnte, 
teils endlich den Ruhm der Selbſterfindung und der Vereinigung 
aller Parteien ſuchte, ſo trat Adam Smith zwiſchen Colbert 
und Quesnay und ſtellte zwiſchen dieſen ſtaatswirtſchaftlichen 
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Ptolemäus und Kopernikus ein Tycho⸗Brahiſches Syſtem hin. 
An Colbert hängt noch immer der große Haufen wie vormals an 
Ptolemäus, und die Staatsmänner, wie noch lange an dieſem die 
Kalendermacher. Tycho de Brahe gewann eine lange Zeit 
auch den großen Haufen der gelehrten Halbwiſſer, weil ſie nun 
mit paradoxen Behauptungen glänzen und doch mit dem großen 
Haufen gegen den ſchelten konnten, von dem ſie ſie entlehnt 
hatten. So Smith ſeine Anhänger, itzt die meiſten Schrift⸗ 
ſteller. Doch war er, wie Tycho, ein Mann hochzuverehrenden 
Geiſtes, ſeinen Anhängern aber vornehmlich deshalb lieb, weil 
er ihnen die Mühe ſpart, die innerſten Tiefen des Schachtes zu 
befahren, aus welchen er ihnen Quesneys Goldkörner gegeben hat. 


Wie aber die phyſiokratiſchen Fürſten, ſo hat auch dieſer 
phyſiokratiſche Denker der Lehre geſchadet. In einer kleinen 


Schrift über politiſche Vereine erzählte er 1815, er habe 1808 die 


Leitung des Tugendbundes für die Marken abgelehnt. Seitdem 


werde er aus den Kreiſen dieſes Bundes, der trotz ſeiner geſetz⸗ 
lichen Aufhebung immer noch beſtehe, angegriffen. Dieſe Schrift 
wurde von Niebuhr, Schleiermacher, Friedrich 
Förſter, Krug und anderen heftig bekämpft. Da fie auch 
in den Demagogenverfolgungen eine Rolle ſpielte, ſah die gebildete 
Jugend in Schmalz einen Verräter der Freiheit. Von dieſem Haß 
wurde naturgemäß auch das volkswirtſchaftliche Syſtem in Mit⸗ 
leidenſchaft gezogen, das Schmalz vertrat. Trotzdem hielt ſich 
die Phyſiokratie in einzelnen ernſthaften Kreiſen. So erklärte 
das „Staats- und Geſellſchaftslexikon“, das Hermann Wagener, 
der bekannte Gründer der „Kreuz-Zeitung“ und ſozialpolitiſche 
Mitarbeiter Bismarcks, 1860 herausgab, ſich in weſentlichen Teilen 
mit den Phyſiokraten einverſtanden. — 

Der große Grundgedanke von der entſcheidenden Bedeutung 
der Bodenfrage wirkte auch über die Kreiſe der Volks- und Staats⸗ 
wiſſenſchaft hinaus. Johann Gottlieb Fichte (19. Mai 
1762 —27. Januar 1814) ſchreibt in ſeinem „Geſchloſſenen Han⸗ 
delsſtaat“ Buch J, Kapitel 7: 

Ein Eigentum des Bodens findet nach unſerer 


Theorie gar nicht ſtatt: 0 ſo lange nicht, bis die⸗ 
jenigen, die ein ſolches annehmen, ... uns begreiflich machen, 
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wie denn ein ſolches Eigentumsrecht im wirklichen Leben aus- 

geübt werden ſolle . .. . Die Erde iſt des Herrnz des 

Menſchen iſt nur das Vermögen, ſie zweckmäßig anzubauen 

und zu benutzen. 

Eine der merkwürdigſten Erſcheinungen in der deutſchen 
Kulturentwicklung iſt Juſtus Möſer, der am 14. Dezember 
1720 als Sohn eines Kanzleidirektors in Osnabrück geboren, in 
Jena und Göttingen Rechtswiſſenſchaft ſtudierte. 1747 wurde 


er von der Ritterſchaft Osnabrücks zum ad vocatus patriae (Anwalt 


des Vaterlandes — Syndikus) erwählt. Der ſiebenjährige Krieg, 
in dem er ſich große Verdienſte um ſeine Heimat erwarb, führte ihn 
nach London, wo er engliſche Verhältniſſe mit vielem Verſtändnis 
prüfte. Seine Hauptwerke ſind die „Osnabrücker Geſchichte“ 
und ſeine „Patriotiſchen Phantaſien“, die zuerſt in den „Intelli⸗ 


genz⸗Blättern“ erſchienen, welche Möſer von 1766—1782 heraus⸗ 


gab, um die Einwohner über die wichtigſten Angelegenheiten 


ihres Landes zu unterrichten. Möſer ſtarb am 8. Januar 1794. 
Roſcher feiert Möſer als „den größten deutſchen National⸗ 
ökonomen des 18. Jahrhunderts“. Trotzdem darf man bei ihm 
kein Syſtem der Volkswirtſchaft erwarten. Er iſt ein Kind der 
merkantiliſtiſchen Zeit. Was ihn aber aus ihr heraushebt, iſt 
die immer wiederkehrende Betonung der grundlegenden Be- 
deutung eines geſunden Bodenrechts. Was ihn dazu treibt, 
ſagt er im 63. Aufſatz des III. Teiles ſeiner „Patriotiſchen Phan⸗ 
taſien“: 
Man muß es dem Verfaffer nicht verdenken, daß er zu oft 
von dieſer Materie redet. Sie iſt die wichtigſte für das 
Wohl der Staaten und in öffentlichen Schriften noch 
wenig behandelt. Die Aufſätze, ſo hier aufeinander folgen, ſind 
in den Zeiträumen von mehreren Jahren geſchrieben und ent⸗ 
halten oft einen Gedanken mehrmals. Allein wer in einem Re- 
gierungskollegio ſitzt und täglich den verſchiedenen Beſchwerden 
und Forderungen nach einer Theorie, welche auf die mindeſte 
Aufopferung von Freiheit und Eigentum ge⸗ 
gründet iſt, abhelfen ſoll, weiß es am beſten, wie vieles darange⸗ 
legen, ſolche Grundſätze aufrecht zu erhalten. 
Der Aufſatz, dem dieſe Anmerkung beigegeben iſt, trägt die 
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merkwürdige Überſchrift: „Der Bauernhof, als eine Aktie be⸗ 
trachtet“. Wie die Aktie in einer Handelsgeſellſchaft Sitz und 
Stimme, Anteil an Gewinn und Verluſt ſichere, ſo tue das gleiche 
das Bodeneigentum in der menſchlichen Geſellſchaft, die wir 
den Staat nennen. In vorſichtiger Weiſe, die aus ſeiner Zeit und 
ſeiner Stellung unſchwer zu erklären iſt, deutet Möſer an, wie 
wichtig die Folgen dieſer Auffaſſung ſind: 
Die Verpflichtungen der Actie bleiben nach der Natur der 
Sache oder nach den urſprünglichen und notwendigen Anſprüchen 
der Geſellſchaft immer dieſelben, es mag ſie ein Jude oder ein 
Chriſt beſitzen; ſie mag verkauft, verſchenkt, verliehen, verheuret 
oder verpachtet werden. Die Perſon des Beſitzers hat bis dahin 
nicht den geringſten Einfluß, und ſo iſt auch auf dieſe die letzte Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, wenn ein dauerhaftes und vollſtändiges Bürger⸗, 
Bauer⸗ oder Landrecht entworfen werden ſoll. 


Dieſe merkwürdige Arbeit klingt aus in der Vorausſage, daß 
der Großgrundbeſitz eingeſchränkt werden und jeder Bürger 
wieder in den Beſitz einer Staatsaktie „Bodeneigentum“ gelangen 
müſſe. In ſeinen „Gedanken über die Mittel, den übermäßigen 
Schulden der Untertanen zu wehren“ (Teil I, 23. Aufſatz), preiſt 
er das moſaiſche Bodenrecht: 

Indeſſen verdienet der Plan doch allemal bewundert, und 
wenn er ſich durch menſchliche Kräfte erhalten könnte, allen übrigen 
vorgezogen zu werden, weil er die größte Summe von Freiheit 
und Eigentum enthält. 


Der Einfluß dieſes Mannes war außerordentlich groß. Daß 
Schmalz ſich auf ihn beruft, iſt bereits erwähnt. Noch am 
10. Juni 1824 erklärt der berühmte Oberpräſident von Weſtfalen, 
Ludwig v. Vincke, in einem Bericht an den Miniſter des 
Innern: 

Zur Vergleichung darf ich auf einige Aufſätze unſeres weiſen 
Möſer, deſſen gewichtige Stimme immer ge⸗ 
hört werden ſollte, wo es die Veränderung alter 
provinzieller Einrichtungen gilt, um jo mehr auf⸗ 
merkſam machen, als die Zeit bei Abfaſſung des Berichtes mir 
fehlte, ſolche wieder nachzuleſen. 
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Zu den eifrigſten Bewunderern Möſers gehörte Goethe, 
der ihn am Schluß ſeines 13. Buches von „Wahrheit und Dich⸗ 
tung“ einen „herrlichen, unvergleichlichen Mann“ nennt: 


In Abſicht auf Wahl gemeinnütziger Gegenſtände, auf tiefe 
Einſicht, freie Überſicht, glückliche Behandlung, ſo gründlichen als 
frohen Humors, wüßte ich ihm niemanden als Franklin zu 
vergleichen. Ein ſolcher Mann imponierte uns unendlich und hatte 
den größten Einfluß auf eine Jugend, die auch etwas Tüchtiges 
wollte und im Begriff ſtand, es zu erfaſſen. 


Auch in Goethes Werken finden ſich die Grundgedanken, 
die Möſer an dieſer Stelle einen Platz ſichern. So bringen 
„Wilhelm Meiſters Lehrjahre“ im 2. Kapitel des 8. Buches ein 
merkwürdiges Geſpräch über die Steuerpflichten jedes Bodens: 


„Ich kann mich nicht ſowohl über den Beſitz freuen“, ſagte 
r „als über die Rechtmäßigkeit desſelben“. 

„Nun beim Himmel!“ rief Werner, „wird denn dieſer unſer 
Beſitz nicht rechtmäßig genug?“ 

„Nicht ganz!“ verſetzte Lothario. 

„Geben wir denn nicht unſer bares Geld dafür?“ 

„Recht gut!“ ſagte Lothario; „auch werden Sie dasjenige, 
was ich zu erinnern habe, vielleicht für einen leeren Skrupel 
halten. Mir kommt kein Beſitz ganz rechtmäßig, ganz rein vor, 
als der dem Staate ſeinen ſchuldigen Teil abträgt.“ 

„Wie?“ ſagte Werner, „ſo wollten Sie alſo lieber, daß unſere 
frei gekauften Güter ſteuerbar wären??“ 

„Ja“, verſetzte Lothario, „bis auf einen gewiſſen Grad: denn 
durch dieſe Gleichheit mit allen übrigen Beſitzungen entſteht ganz 
allein die Sicherheit des Beliges. Was hat der Bauer in den 
neueren Zeiten, wo fo viele Begriffe ſchwankend werden, für 
einen Hauptanlaß, den Beſitz des Edelmanns für weniger ge⸗ 
gründet anzuſehen als den ſeinigen? Nur den, daß jener nicht 
belaſtet iſt und auf ihm laſtet.“ 


An ſeinem Geburtstage 1797 weilt Goethe in Heilbronn. 
Was er mit ſeinen ſehenden Augen dort erblickt, ſchreibt er in 
ſein Tagebuch: 

Was ich aus dem Erzählten und andern Symptomen durch 


das bloße Anſchauen ſchließen kann, iſt: daß die Stadt durch den 
Grund und Boden, den ſie beſitzt, mehr als durch etwas anderes 
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wohlhabend iſt. .. Das beſte Zeichen einer guten Wirtſchaft iſt, 

daß die Stadt fortfährt, Grundſtücke zu kaufen. 

Und dieſe Gedanken ſind es, die auch in dem großen Schluß⸗ 
wort des gewaltigſten Dramas unſeres Volkes mitklingen. Fauſt, 
dem nicht Wiſſenſchaft und Frauenliebe, nicht Herrſchergunſt und 
Goldesglanz das Leben lebenswert zu machen vermögen, fühlt 
zum erſten Male ein Genügen, als ihm ſeine Arbeit die Hoffnung 
erſchließt, „auf freiem Grund mit freiem Volk zu ſtehn“! 


15. Urkeile über die Phyſiokralie. 


a) ariſtokratiſche Staatsphiloſoph Tocqueville urteilt: 

Alle Einrichtungen, die von der Revolution für immer ab⸗ 
geſchafft werden ſollten, haben die Phyſiokraten mit großer Energie 
angegriffen. Keine einzige fand Schonung bei ihnen. Alle an⸗ 
deren dagegen, die als Schöpfungen der Revolution angeſehen 
werden können, ſind ſchon von jenen Männern vorher verkündigt 
und mit Begeiſterung geprieſen worden. — Mehr noch. Man 
bemerkt ſchon in ihren Büchern jenes revolutionäre und demo⸗ 
kratiſche Temperament, das uns nun ſo bekannt iſt. Sie legen 
nicht nur denſelben Haß gegen gewiſſe Sonderrechte an den Tag, 
ſondern verabſcheuen auch alle Mannigfaltigkeit. Sie beten die 
Gleichheit ſelbſt in der Knechtſchaft an. — Von allen Menſchen 
jener Zeit ſind die Phyſiokraten diejenigen, die ſich in der unſrigen 
am wenigſten fremd fühlen würden. 


Den ſchroffen Gegenſatz dazu vertritt der kommuniſtiſche 


Hiſtoriker Louis Blanc: 
Wie glänzend iſt doch die Stellung, die von den Phyſiokraten 


dem Grundeigentümer zugeteilt wird! Über der produktiven Klaſſe 


thronend, ließ man ihn mit der höchſten geſellſchaftlichen Aufgabe 
ausgeſtattet ſein; und um dieſer zu genügen, brauchte er nichts, 
als ſein Vermögen zu genießen. Er allein ſitzt beim Feſtmahle. 
Sein Amt iſt, Renten zu verzehren. Um die Tafel ſtehen die 
Handwerker, die Künſtler und die übrigen „ſterilen“ Klaſſen. Sie 
bieten ihrem Herrn für die Reſte des Mahles die Ah ihrer 
Begabung und ihrer Betriebſamkeit dar. 


Wilhelm Roſcher betont demgegenüber: 


Die Bezeichnung der Grundeigentümer als ,,classe dispo- 
nible“ iſt ſo zweiſchneidig, daß ſie ebenſowohl eine Gunſt als eine 
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Ungunſt bedeuten kann, das letzte namentlich in Verbindung mit 
dem „impöt unique“, der einzigen Grundrentenſteuer. 


Friedrich Liſt billigte mit Ausnahme der bedingungs⸗ 
loſen Handelsfreiheit die Reform⸗Vorſchläge der Phyſiokraten. 
Die Form ihrer Lehre glaubt er leicht erklären zu können: 

Allein dieſe denkenden Männer waren Aerzte des Monarchen 

und des Hofes, Günſtlinge, Vertraute und Freunde des Adels 

und der Geiſtlichkeit; ſie konnten und wollten gegen die abſolute 

Gewalt jo wenig als gegen den Adel und den Klerus einen of⸗ 

fenen Feldzug unternehmen. Es blieb ihnen ſomit nur das 

Auskunftsmittel, ihren Reformplan in das Dunkel eines tiefſinnigen 
Syſtems zu hüllen. 


Henry George, der Bahnbrecher der Bodenreform, 
widmet ſein Werk: „Schutzoll und Freihandel“ 

dem Andenken jener berühmten Franzoſen des achtzehnten 

Jahrhunderts: Quesnay, Turgot, Mirabeau, Condorcet, Dupont 

und ihrer Genoſſen, welche in der Nacht des Deſpotismus die 

Herrlichkeit des kommenden Tages vorausſahen. 


— 


VI. Die liberale Schule. 


1. Die Entwicklung in England. 


ls der Normannenherzog Wilhelm der Eroberer England 

unterworfen hatte, ſchuf er im Jahre 1086 das erſte Grund⸗ 
buch des chriſtlichen Abendlandes, das Domesday Book 
(Das Buch des Weltgerichts). Es legte die Rechte der Krone und der 
Lehensträger aller Grade in 34 Grafſchaften der Hauptteile Eng⸗ 
lands feſt und verhinderte ſo eine Entwicklung, wie ſie z. B. in 
Deutſchland zur fortwährenden Verſchiebung der Grundrechte 
und zur Bildung ſelbſtändiger Landesfürſtentümer geführt hat. 
Dieſes Buch beſtimmte den Gang der engliſchen Entwicklung. 
Wer Macht gewinnen wollte, konnte es nicht durch Losreißung 
von der Zentralgewalt, ſondern durch Anteilnahme an ihr. Als 
König Johann ohne Land im Streit mit Frankreich und dem 
Papſt war, wurde 1215 die „Magna Charta“ erzwungen, die zu⸗ 
nächſt dem erſten und zweiten Stand, d. h. Geiſtlichkeit und Adel, 
neben der Sicherung der perſönlichen Freiheit ein Mitbeſtimmungs⸗ 
recht in Steuerſachen einräumte. 50 Jahre ſpäter traten auch Ver⸗ 
treter des Bürgertums in das Parlament ein. Wenn dieſes auch 
vorübergehend, ſo namentlich unter Heinrich VIII., tief ge⸗ 
demütigt wurde, ſo war in ihm doch die Grundlage gegeben, 


auf der ſchrittweiſe das Wohl der Geſamtheit zur Geltung kommen 
konnte. Als der glänzende Stuart Kar! I. einen Entſcheidungs⸗ 


kampf gegen das Parlament wagte, endete er 1649 auf dem Blut⸗ 
gerüſt. Der ſiegreiche Führer des Parlaments Oliver Cromwell 
hat als Lord-Groteftor 1651 die „Navigations-Akte“ gegeben. 


Sie bedeutet einen Wendepunkt in der engliſchen Volks⸗ 


wirtſchaft. Wohl mußte zunächſt aus Mangel an Schiffen der 
engliſche Handel aus dem Baltiſchen Meere weichen — 1638 
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fuhren 363 engliſche Schiffe durch den Sund, 1656 nur 97 und 1657 


nur 89 —; aber das Geſetz beförderte doch dauernd den eigenen 


Schiffbau und ward auch dadurch eine Quelle engliſcher Macht. 


Die Stuarts, die 1660 zurückberufen wurden, hielten an dem 


Geſetz feſt und beförderten die koloniale Entwicklung in Nord⸗ 


amerika, wobei es aber nicht an Willkürlichkeiten fehlte. So ſchenkte 
Karl II. (46601685), die zu Ehren der jungfräulichen Königin 
Eliſabeth Virginia genannte Kolonie ſeinem Schwiegervater. 
Unter ſeinem Nachfolger Jakob II. (16851688) wurde beſonders 
bedeutſam die Gründung von Pennſylvanien (Penns Waldland). 
William Penn (1644—1718), der Sohn eines Admirals, 
war der hervorragendſte Vertreter der neuen Glaubensgemeinſchaft 
der Quäker (Zitterer). Da die engliſche Staatskirche alle von ihr 
abweichenden Richtungen verfolgte, ließ ſich Penn für eine 


Schuldforderung ſeines Vaters an die Krone im Betrage von 


16 000 £ einen Landſtrich am Delaware überweiſen. Der könig⸗ 
liche Freibrief vom 4. März 1681 machte Penn zum unbeſchränkten 
Eigentümer alles Landes weſtlich vom Delaware zwiſchen dem 
40. u. 42. Grad nördlicher Breite. Er hatte die Befugnis, Geſetze zu 
erlaſſen und Richter zu ernennen, Städte und Dörfer zu gründen. 
Der engliſchen Krone blieb nur die Oberhoheit vorbehalten und 
das Beſtätigungsrecht der Geſetze. Penn konnte ſelbſt Teile der 
Kolonie weiterveräußern. Als Tribut an die Krone hatte Penn 
jährlich nur zwei Biberfelle abzugeben und den 5. Teil des in der 
Kolonie etwa gefundenen Edelmetalls. 
William Penn — der ſelbſt fo oft Verfolgte — ſtellte an die 
Spitze ſeiner Verfaſſung den Satz: 
In Beziehung auf Gott, den Vater des Lichts und der 
Geiſter, den Urheber ſowohl als Gegenſtand alles göttlichen 
Glaubens und aller Gottverehrung, erkläre ich für mich und 
die meinigen und ſtelle dies zum erſten Grundſatz der Regie— 
rung meiner Kolonie auf: jede Perſon, die ſich je darin nie— 
derläßt oder niederlaſſen will, darf ihren Glauben frei befen- 
nen und Gott auf diejenige Art und Weiſe verehren, von 
welcher ſie in ihrem Gewiſſen überzeugt iſt, daß ſie ihm die 
angenehmſte ſei. 
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In dieſes erſte Staatsweſen mit völliger Glaubens- und Ge⸗ 
wiſſensfreiheit ſtrömten von allen Seiten bald Menſchen, die ſich 
in der Heimat in ihrem Gewiſſen bedrückt fühlten. In drei Jahren 
hob ſich die Zahl der weißen Bewohner von 1000 auf 7000 und 
die neuerbaute Hauptſtadt Philadelphia (Bruderliebe) zählte 1684 
{chon 2600 Bewohner. Dieſe ſchnelle Entwicklung war möglich, 
weil William Penn den Bodenpreis und die Abgaben niedrig 
hielt. Für 5000 acres mußten 100 £ und eine 1 Steuer 
von 50 Shilling entrichtet werden. 

Aber nicht immer wurde die ungeheuere Macht, die in 
ſolchem Rieſenbeſitz an Neuland lag, in ſo reine Hände gelegt, 
wie die William Penns. Jakob II. hatte auch andere Günſt⸗ 
linge, die ihr Eigentumsrecht am Boden zu unbilligen Erpreſſungen 
mißbrauchten. So ſtieg die Erbitterung gegen den König, der ſich 
zum Teil an ſolchen Pachterpreſſungen mit 200% beteiligte. Dazu 
kam die Hinneigung der Stuarts zur katholiſchen Kirche. Ein 
England das die neue Welt gewinnen wollte, konnte nicht Freund⸗ 


ſchaft halten mit den katholiſchen Mächten, die die reichſten Ko⸗ | 


lonien der Welt beſaßen, zum Teil ſogar wie Spanien und 
Portugal auf Grund beſonderer päpſtlicher Verleihungen. 

Die bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Kreiſe Englands befreiten durch 
die „glorreiche Revolution“ 1688 England von den Stuarts und 
damit von allen feudal⸗abſolutiſtiſchen Überlieferungen. Der Erb⸗ 


ſtatthalter der Niederlande Wilhelm von Oranien gewann 


mit brandenburgiſcher Hilfe den Thron von England. 

Die Hoffnung der Niederländer, daß nun die für ſie ſo 
verhängnisvolle Navigationsakte fallen würde, erfüllte ſich nicht. 
Das engliſche Bürgertum ließ ſich durch die „Declaration of 


rights“ von 1689 alle Rechte, die ſeit der Magna Charta Liber- 


tatum ſchrittweiſe errungen waren, beſtätigen und erweitern. 


Namentlich wurde der Volksvertretung auch die Entſcheidung | 


über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe geſichert. 


Dieſe Parlamentsherrſchaft bezeichnet Adam Smith 


einmal als den wichtigſten Vorteil Englands gegenüber der Hof⸗ 


regierung Frankreichs, als die tiefſte Urſache dafür, daß in den 
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langen Kämpfen um die See⸗ und Weltwirtſchaft die 10 Millionen 
Briten ſchließlich über die 30 Millionen Franzoſen geſiegt hätten. 
In der Tat gelang dieſem Parlament ein Ausgleich zwiſchen den 
Intereſſen des Gewerbes und des Ackerbaues, der eine ähnliche 
Bedeutung erlangte wie die Navigationsakte. Als „gerechter Preis“ 
wurde erklärt für einen Quarter Weizen 48 Schilling (225 M für 
1000 Kilo), für einen Quarter Roggen 32 Schilling, für einen 
Quarter Gerſte 24 Schilling. War das Getreide wohlfeiler, ſo 
wurde jede Einfuhr verboten und die Ausfuhr erlaubt, ja durch 
Prämien unterſtützt. Stieg der Preis über dieſe Grenze, ſo fiel 
die Ausfuhrprämie fort, und die Einfuhr fremden Getreides 
wurde ſo lange erlaubt, bis der Normalpreis wieder erreicht war. 
Die Gründung der Bank von England 1694 gab dem Handel 
eine feſte Stütze. Glückliche Verträge förderten ihn. Der Me⸗ 
thuen- Vertrag mit Portugal erſchloß 1703 dieſes Land dem 
engliſchen Tuchgewerbe. Der Aſſiento⸗Vertrag mit Spanien 
gab der engliſchen Südſeegeſellſchaft 1713 das Privileg, jährlich 
4800 Negerſklaven nach den ſpaniſchen Kolonien zu liefern und 
die ſonſt gegen alle Fremden ſtreng geſchloſſene Meſſe von 
Portobello mit einem Schiff zu beſchicken, eine Beſtimmung, 
die engliſche Rückſichtsloſigkeit in ungeahntem Umfange auszu⸗ 
beuten wußte. f 
Schwerer als mit Spanien und Portugal war der Wettbewerb 
mit den Niederlanden. Hier herrſchte wie in England der Cal⸗ 
vinismus. Wie Calvin der erſte große Religionsführer war, der 
den Zins nicht nur duldete, ſondern ausdrücklich rechtfertigte, 
jo war auch ſeine ganze Lehre dazu geeignet, die Hem— 
mungen zu beſeitigen, die das katholiſche und zum Teil auch das 
lutheriſche Sitten⸗Ideal dem modernen Kapitalismus bereitet 
hatten. Im Mittelpunkt des Calvinismus ſteht die Lehre von 
der Gnadenwahl: Ein Teil der Menſchen iſt von Gott erwählt 
zum ewigen Leben, der andere verdammt zum ewigen Tode. 
Dieſe Lehre hätte, rein logiſch, zu einem müden Fatalismus 
führen können. Nun aber galt es als ein Zeichen der „Er⸗ 
wählten“, tätig gu fein. Schon Zwingli hatte gelehrt: 
Da maſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd 22 
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Gott will, da er eine Kraft iſt, nicht leiden, daß einer, deſſen 
Herz er an ſich gezogen hat, untätig ſei. 

Es iſt nicht die Aufgabe eines Chriſten, großartig zu reden 
über Lehren, ſondern immer mit Gott h und ſchwierige Dinge 
zu vollbringen. 


Den Ruhm Gottes hat der Erwählte auf dieſer Erde zu meh⸗ 
ren. Der einzige Weg dazu iſt erfolgreiche Arbeit. Faules Rent⸗ 
nertum erſcheint als Sünde. Jede verlorene Stunde iſt Ver⸗ 
ſäumnis. Jede erfolgloſe Arbeit erſchüttert die Gewißheit des 
Erwähltſeins. Jeder Erfolg in Handel und Wandel gilt als ein Be⸗ 
weis der Erwählung. Jedes Nichtergreifen eines möglichen Ge⸗ 
winnes iſt Gleichgültigkeit gegen Gottes Fügung. „Für Gott“, 
erklärte der Calviniſtenführer Baxter in ſeinem „Chriſtlichen 
Leitfaden“ „dürft Ihr arbeiten, um reich zu ſein!“ 

Neben dieſem Antrieb zu unausgeſetzter Arbeit ſtand der 
Zwang zu ſtrenger, nüchterner Lebensführung. Welche wert⸗ 
bildende Kraft in der Vereinigung dieſer beiden Faktoren liegt, 
hatte auch das Mittelalter erfahren in den Pionierarbeiten der 
Benediktiner, der Ziſterzienſer. Aber hier war der Trieb zu un⸗ 
ausgeſetzter Arbeit und zu ſtrenger Lebensführung im Kloſter⸗ 
weſen aufgegangen. Jetzt mußten Arbeitsdrang und Entſagung 
eine machtvolle Quelle privater Kapitalbildung werden. So wird 
die erſte calviniſtiſche Gemeinde Genf bald eine der reichſten 
Städte. Reich werden auch die Calviniſten in Frankreich, Eng⸗ 
land und in den Niederlanden, und hier bilden ſich auch die erſten 
Vertreter des zielſicheren „kapitaliſtiſchen“ Zweckmenſchentums. 
Hier muß bis heute noch eine Hauptwurzel gefunden werden zu 
dem „Krämerſinn“ der angel-ſächſiſchen Völker, und für den zu⸗ 
nächſt ſo unverſtändlichen Gedanken, der in weiten Kreiſen Englands 
eine Macht geblieben bis heute: daß dieſes Volk in ſeinen welt⸗ 
politiſchen Erfolgen die Bürgſchaft dafür beſitze, das erwählte 
Volk Gottes zu ſein, dem zu widerſtreben we gegen Gottes 
Willen bedeute. — 

Der Calvinismus der Niederlande erhielt einen beſonderen 
Einſchlag durch die Aufnahme der aus Spanien vertriebenen 
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Juden. Zahlreiche Kaufleute mit ausgebreiteten Verbindungen 
kamen dadurch nach Holland, wo der gemeinſame Haß gegen 


das katholiſche Spanien fie mit den Calviniſten verband. 


Amſterdam wurde von den Juden des 17. Jahrhunderts 
gefeiert, als das „neue, große Jeruſalem“. Hier erfuhr auch das 
Börſenweſen ſeine erſte moderne Geſtaltung. Die erſten Anfänge 
reichten tief in das Mittelalter. Da faſt jede Stadt eigene Münzen 
hatte, wurde es namentlich in dem großen Durchgangsland 
der Kreuzzüge, in Italien, ein Bedürfnis, die Geldſtücke nach dem 
Gewicht in den einzelnen Gebieten zu vergleichen. Goldſchmiede 
ſchlugen auf Meſſen und Märkten einen Tiſch (eine banca) auf, 
von dem ſie den Namen Bankiers erhielten. Bei der Unſicherheit 
der Wege und bei der Schwierigkeit der Verkehrsverhältniſſe 
war es oft willkommen, ſtatt des Geldes eine Geldanweiſung 
für den fremden Ort zu erhalten. Da es ſich um ein Einwechſeln 
verſchiedener Münzſorten handelte, wurde eine ſolche Anweiſung 
Wechſel genannt. Der älteſte, der uns erhalten iſt, ſtammt aus 
dem Jahre 1207 aus Genua und lautet: 
Der Wechsler Simon Roſi bekennt hiermit, 34 Genueſiſche 
Lire und 32 Denare erhalten zu haben, für die ſein Bruder Wil⸗ 
helm in Palermo dem Ueberbringer dieſes Papieres 8 Mark guten 
Silbers auszuzahlen hat. 


Solche Wechſel erhielt nur, wer Geld oder Dokumente zur 
Sicherung hinterlegte (deponierte). Pflicht des Wechſlers war es, 
die Depots jederzeit zurückzahlen zu können. Wer das nicht tat, 
dem wurde ſeine Bank öffentlich zerſchlagen (banco rotto): er 
machte bankerott. In Venedig legte ſchon ein Geſetz vom 24. Sep⸗ 
tember 1318 jedem Wechſler die Verpflichtung auf, 5000 Lire 
Bürgſchaft zu hinterlegen. Die Hauptträger des Bank und 
Wechſelgeſchäfts wurden durch ihre Beziehungen zu allerlei Län⸗ 
dern zuerſt die Juden, dann die Bürger der Lombardei, 
daher techniſche Ausdrücke, wie Lombardgeſchäfte, lombardieren. 
Bald bildeten ſich Banken, die bedeutſame Vorrechte erlangten, 
ſo 1409 die Bank des heiligen Georg in Genua, deren Kapital 
1597 auf 43 780 000 Lire geſtiegen war, die in Anteilen von je 
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100 Lire (Luoghi) ausgegeben war. Jeder Doge von Genua 
mußte ſchwören, die Vorrechte dieſer Bank aufrecht zu erhalten. 

Die erſte deutſche Bank iſt die vom Rat der Stadt Frank⸗ 
furt am Main 1402 errichtete „Weſſil“. Noch Luther nennt 
Frankfurt am Main „das Silber- und Goldloch, dadurch aus teut⸗ 
ſchem Land fleußt, was nur bey uns quillt, wächſt, gemünzt und 
geſchlagen wird.“ 

Den Namen Börſe erklärt W. v. Schröder in ſeiner 
„Fürſtlichen Schatz und Rentkammer“ (1686): 

In Brügge war ein ſehr ſchön und großer platz mit 
einem fürtrefflichen Hauſe, allwo täglich die kauffleute zweimahl 
zuſammen kamen, und dieſes haus war gemacht aus etlichen häu⸗ 
ſern einer abgeſtorbenen familie, die die Burſe geheißen, und 
über den thüren dero wapen mit dreyen beuteln, die auff Nieder⸗ 
ländiſch burſen genennet werden, zu ſehen waren, von welchem 


origine (Urſprung) heutiges tages in Niederland, Holland und 


Teutſchland ſolche verſammlungsplätze der kauffleute den nahmen: 
die Burſe behalten und genennet werden. 

Neben den italieniſchen Börſen gewannen beſondere Bedeu⸗ 
tung die von Lyon und Antwerpen. In der Warenſpekulation 
beſtimmte der Gewürzhandel. Führend war hier der koſtbare 
Pfeffer, ein Staatsmonopol Portugals. Sein Preis betrug zeit⸗ 
weiſe 34½ Golddukaten für 128 Pfund (reiche Leute = Pfeffer⸗ 
jade). Das Steigen und Fallen des Pfefferpreiſes war lange 
maßgebend für die Börſenſtimmung. | 

Die Bedeutung Lyons wurde in den Hugenottenfriegen 
vernichtet (1560). Antwerpens Blüte ſank nach ſeiner Er⸗ 
oberung durch Spanien (1585). Die Börſe von Amſterdam 
überflügelte alle. Hier tritt auch 1602 mit einem Grundkapital 
von 65 Tonnen Gold = 6500000 Fl. die erſte große Aktiengeſell⸗ 
ſchaft ins Leben: Die Holländiſch⸗Oſtindiſche Compagnie. Ihre 
Anteile fanden einen großen Markt. Ihre Dividenden führten 
durch ihre Schwankungen (fie betrugen 1605: 15%, 1606: 75%, 
1608: 20%) zur Ausprägung deſſen, was wir heut Termingeſchäft 
nennen. Hier bildeten ſich zuerſt die Parteien der „Bullen“ und 
der „Bären“, d. h. derer, die auf Hauſſe (Steigen) und auf Baiſſe 
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(Fallen) fpefulierten. 1609 wurde die Bank von Amſterdam ge⸗ 


gründet, die durch Annahme der italieniſchen Buchführung den 
Ausgleich der Zahlungen erleichterte. 


Ein portugieſiſcher Jude de la Vegas hat 1688 in 
Amſterdam zum erſten Male in einem Buche den börſen⸗ 
mäßigen Handel dargeſtellt. Während in dem großen Werk von 
Adam Smith, das 1776 erſchien, die Börſe und die Lehre 
von den Börſenpapieren überhaupt nicht erwähnt wird, erſchien in 
Amſterdam ſchon 1771 von dem portugieſiſchen Juden de Pinto 
eine „Abhandlung über Kredit und Umſatz“, in dem die börſen⸗ 
mäßigen Geſchäfte bereits als überaus wichtig für das geſamte 
Wirtſchaftsleben hingeſtellt werden. 


Auf die Dauer mußte im Wettbewerb der beiden calvi⸗ 
niſtiſchen Reiche die größere ſtaatliche Macht den Ausſchlag geben. 


In dem Kriege mit Holland um die Geltung der Navigations- 


akte wurde es entſcheidend, daß die engliſchen Kreuzer den 
holländiſchen Kauffahrteiſchiffen die empfindlichſten Verluſte bei⸗ 
bringen konnten, wogegen der viel weniger entwickelte engliſche 
Seehandel viel weniger angegriffen werden konnte. Man ſprach 
vom Angriff der Briten auf den „goldenen“, der Holländer auf 
den „eiſernen“ Berg. 

Cromwell gab einmal vier Fünftel der geſamten Staats⸗ 
einnahmen für die Flotte aus. Von 1649—1660 wurden 98 neu 
gebaute und 109 eroberte Schiffe in die engliſche Kriegsflotte 
eingeſtellt. Mit der Macht ſtieg der Handel. — London wurde 
zum Mittelpunkt des modernen Wirtſchaftslebens. 

Die engliſche Oſtindiſche Handelsgeſellſchaft, die das Privileg 
alles Handels jenſeits des Kaps der Guten Hoffnung erhielt, konnte 
ſchon aus den beiden erſten Expeditionen bereits je 95%, aus der 
dritten ſogar 171% Gewinn verteilen. Durch den entſcheidenden 
Sieg Lord Clives 1757 über den Nabob von Bengalen und 
durch die Feldzüge Warren Haſtings (1773—1785) gewann 
England den Hauptteil des alten Wunderlandes Indien. Der 
Oſtindiſchen Geſellſchaft wurde zwar 1814 das Handelsmonopol 
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genommen; doch beſtand ſie noch bis zu dem furchtbaren Auf⸗ 
ſtand der Sepoys 1857. 

Neben der Unterſtützung von großen Handelsgeſellſchaften 
ging eine planmäßige Kolonialpolitik. Schon 1584 faßte Eng⸗ 
land feſten Fuß in Amerika: Walter Raleigh eroberte 
für ſeine jungfräuliche Königin Eliſabeth Virginia. 1585 
wurde der Kabeljaufang an der ganzen nordamerikaniſche n Küſte 
für engliſches Monopol erklärt. 1655 wurde Jamaika beſetzt. 
1664 wurde das niederländiſche „Neu⸗Amſterdam“ erobert und in 
„New Pork“ verwandelt. Der wichtigſte Mitbewerber war Frank⸗ 
reich, das zur Zeit Colberts mehr amerikaniſches Gebiet beherrſchte, 
als England. Aber zielſicher ging dieſes ſeinen Weg. Durch 
den ſpaniſchen Erbfolgekrieg (1713) wurden Neu⸗Schott⸗ 
land und Neu⸗Fundland in Amerika und das 
wichtige Gibraltar in Europa gewonnen. Der ſieben⸗ 
jährige Krieg (1763) zwang Frankreich zur Abtretung Kanadas 
und Louiſianas. 1769 begann die Unterwerfung Auſtra⸗ 
liens. 

Da nach merkantiliſtiſcher Anſchauung die Kolonien auf die 
Urproduktion beſchränkt fein ſollten, Tabak- und Zuckerbau aber 
für Weiße in dem heißen Klima zum Teil unmöglich war, ſo 
wurde die Siedlungspolitik bald durch Sklavenhandel er⸗ 
gänzt. Als 1562 zum erſten Male ein Engländer 300 Sklaven 
von Guinea nach dem ſpaniſchen Kuba brachte, hat die 
Königin Eliſabeth dieſen Menſchenhandel allerdings noch auf 
das ſchärfſte mißbilligt. Aber ſchon 1619 wurden die erſten 30 
Sklaven in der engliſchen Kolonie Virginia gekauft, um in den 
Tabakplantagen beſchäftigt zu werden. Karl II. hat 1662 
eine Handelsgeſellſchaft beſtätigt, die es übernahm, die britiſch⸗ 
weſtindiſchen Kolonien jährlich mit 3000 Sklaven zu verſorgen. 
Der ſpaniſche Erbfolgekrieg mit ſeinen gewaltigen Opfern 
ſollte in der Hauptſache das Monopol des Sklavenhandels für 
England ſichern. Nach dem Utrechter Frieden bildete dieſer, um 
ein Wort Leckys in ſeiner „Geſchichte Englands im 18. Jahr⸗ 
hundert“ zu gebrauchen: „den Mittelpunkt der ganzen engliſchen 
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Politik“. 1768 wurden von Afrika nach Weſtindien auf der 
ſogenannten „middle passage” insgeſamt 79 000 Sklaven ver⸗ 
ſchifft, davon durch engliſche Schiffe 60 000. Die engliſche Regie⸗ 
rung war von der Notwendigkeit des Sklavenhandels feſt über⸗ 
zeugt. Als ſie z. B. 1747 in Amerika Landſtellen an Koloniſten 
vergab, machte ſie das Halten einer beſtimmten Anzahl von 
Sklaven zur Bedingung. Als das Parlament von Jamaika 
für die Sicherheit der weißen Bewohner zu fürchten begann, und 
1760, 1765, 1774 die Sklaven⸗Einfuhr beſchränken wollte, hob 
die engliſche Regierung dieſe Beſchlüſſe auf, weil der Sklaven⸗ 
handel für den Volkswohlſtand unentbehrlich ſei. 

Eine weſentliche Anderung in dieſer Auffaſſung trat erſt ein, 
als die Vereinigten Staaten von Amerika die wirtſchaftliche Be⸗ 
vormundung durch England abgeſchüttelt und ſich ſelbſtändig ge⸗ 
macht hatten. Von jetzt an kam der Sklavenhandel zum größten 
Teil Konkurrenzgebieten zugute. Auch wurde das Geſchäft an 
ſich unlohnend. Der Preis eines erwachſenen Sklaven, der noch 
1688 an der afrikaniſchen Küſte auf etwa 60 0 geſtanden hatte, 
war 1707 auf etwa 240, 1755 auf etwa 300, 1787 auf etwa 360 Se 
geſtiegen. Die Anderung der wirtſchaftlichen Wertung der Sklaven⸗ 
arbeit eröffnete auch ihrer moraliſchen Bekämpfung den Weg zum 
Erfolg. 1729 hatte das engliſche Obergericht entſchieden, daß ein 
Aufenthalt in England oder die Annahme der Taufe keine An⸗ 
derung in dem Verhältnis zwiſchen Herrn und Sklaven herbei⸗ 
führe. 1772 wurde dieſe Entſcheidung umgeſtoßen. Ein nach Eng⸗ 
land mitgeführter Sklave war entflohen und wieder eingefangen. 
Da nahm ſich der Juriſt G. Sharp ſeiner an. Er berief ſich 
auf den Grundſatz der Verfaſſung, daß jedermann in England ſeine 
eigenen Rechte wahrnehmen könne. Das Ergebnis war der Be- 
ſchluß: Jeder Sklave erhält ſeine Freiheit, ſobald er ſeinen Fuß 
auf den Boden Englands ſetzt. 1783 wurde das erſte „Abolitions⸗ 
Komitee“ (Verein zur Abſchaffung der Sklaverei) gegründet. Das 
Geſetz vom 25. März 1807 verbot vom Jahre 1808 an den 
Sklaven handel. Ihm ſchloſſen ſich 1815 Frankreich und 
Spanien an. Welche Gründe entſchieden bei dieſem Handelsver⸗ 
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bot? Goethe hat auch hier wohl das Rechte erkannt, wenn 
er am 1. September 1829 Eckermann erklärte: 

Während die Deutſchen ſich mit der Auflöſung philo⸗ 
ſophiſcher Probleme quälen, lachen uns die Engländer mit 
ihrem großen praktiſchen Verſtande aus und gewinnen die 
Welt. Jedermann kennt ihre Deklamationen gegen den Skla⸗ 

benhandel, und während ſie uns weismachen wollen, was für 

humane Maximen ſolchem Verfahren zugrunde liegen, ent⸗ 
deckt ſich jetzt, daß das wahre Motiv ein reales Objekt ſei, ohne 

welches es die Engländer bekanntlich nie tun. ö 

An der weſtlichen Küſte von Afrika gebrauchen ſie die Neger 
ſelbſt in ihren großen Be fibungen, und es iſt gegen ihr Intereſſe, 
daß man ſie dort ausführe. In Amerika haben ſie ſelbſt große 
Negerkolonien angelegt, die ſehr produktiv ſind und jährlich einen 
großen Ertrag an Schwarzen liefern. Mit dieſen verſehen ſie die 
nordamerikaniſchen Bedürfniſſe, und indem ſie auf ſolche Weiſe 
einen höchſt einträglichen Handel treiben, wäre die Einfuhr von 
außen ihrem merkantiliſtiſchen Intereſſe ſehr im Wege, und ſie 
predigen daher nicht ohne Objekt gegen den inhumanen Handel. 
Als auch die Sklavenwirtſchaft an ſich immer unwirtſchaft⸗ 

licher wurde, folgte das Geſetz vom 28. Auguſt 1833, das die 
Sklaverei als beſtehende Einrichtung in den e 
Kolonien vom 1. Auguſt 1834 an beſeitigte. 

In den Vereinigten Staaten führte die Sklavenfrage zu 
einem Bürgerkriege zwiſchen dem Norden und dem Süden 
18611865. Durch das Verbot des Sklavenhandels konnten neue 
Sklaven nicht eingeführt werden. Man hätte alſo die Frage 
friedlich löſen können durch den Freikauf aller vorhandenen 
Sklaven. Allerdings ſtand ihr Marktpreis 1859 fehr hoch. In 
Richmond, dem Hauptort der Sklavenſtaaten, wurden kräftige 


Männer bis zu 1000 Dollar, junge Frauen bis zu 900 Dollar 


bezahlt. Bei dieſen Preiſen würde ein Freikauf aller Sklaven 
2400 Millionen Dollar erfordert haben. Das ſchien zu hoch, 
und man griff zu den Waffen. Der fürchterliche Bürgerkrieg 
koſtete dem ſiegreichen Norden allein 2500 Millionen Dollar 
Kriegskoſten! Dazu kamen die unberechenbaren Summen für 
zerſtörtes Privateigentum und das Opfer von 300 000 getöteten 
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und verſtümmelten Menſchen — ein lehrreicher Beitrag zu der 
Frage: friedliche Reform ſelbſt unter großen Opfern oder ge- 
waltſame Löſung? 

Die Aufhebung der Sklaverei verwandelte den ſchwarzen 
Mann aus dem Sklaven in einen beſitzloſen Proletarier ohne Schutz 
und Halt. Auch als „freier“ Arbeiter blieb er wirtſchaftlich faſt 
ebenſo feſt an ſeinen Herrn gebunden wie vorher, nur mit dem 
Unterſchied, daß der Herr die Kranken und Alten verkommen 
laſſen konnte, ohne daß ihm das, wie früher, eine Einbuße an 
ſeinem Vermögen bedeutet hätte. Jede Freiheit bleibt halb, 
wenn ihr nicht durch die Eröffnung eines Zugangs zum Boden 
für den Befreiten eine unangreifbare, unerſchütterliche Grund⸗ 
lage gegeben wird. — 

Mit der Ausdehnung des Handels wuchs die Nachfrage nach 
Gewerbeerzeugniſſen. Neben den örtlichen Markt mit dem ſicheren, 
leicht überſehbaren Kundenkreis trat der Markt in fernen Ländern 
und Kolonien. Ein ſolcher Markt forderte die Maſſen-Her⸗ 
ſtellung von Waren. Die Notwendigkeit wurde der Anſtoß zu 


den wichtigſten techniſchen Erfindungen. 


Wie wenig Bedeutung Erfindungen gewinnen, wenn die 
wirtſchaftlichen Vorbedingungen ihrer allgemeinen Anwendung 
fehlen, zeigt ein Blick auf die ſtaunenswerten, techniſchen Arbeiten 
eines Leonardo da Vinei, die in der wirtſchaftlichen Entwick— 
lungsſtufe um 1500 eben verurteilt waren, merkwürdige Einzelver⸗ 
ſuche zu bleiben. Auch als zwei Jahrhunderte ſpäter, um 1700, der 
Profeſſor der Mathematik in Marburg a. d. L. Denis Papin 
zum erſten Male die Dampfkraft in den Dienſt der Menſchen 
zwang und ein Dampfboot herſtellte, konnte ſeine Vernichtung 
durch neidiſche Schifferknechte der Fulda es aus der Entwicklung 
für lange Zeit ausſchalten. 

Als Vorausſetzung jeder maſchinellen Entwicklung muß die 
Entfaltung der Eiſengewinnung gelten. Früher war das nur 
durch Holzkohle möglich. In England mußte 1674 ein Teil der 
Eiſenwerke eingehen, weil die Regierung im Verbrauch der Wäl— 
der zur Gewinnung von Holzkohle eine nationale Gefahr 
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ſah. Man brauchte das Holz für den Schiffsbau. 1679 führte 
England einen Zoll auf Eiſen ein. Man fällte jetzt die iriſchen 
Wälder, die aber auch bald erſchöpft waren. Da gelang es Darby 
um 1720, durch Verwendung von Steinkohle die Schei⸗ 
dung des Eiſens aus den Erzen herbeizuführen. Ebenſo bedeutſam 
wurde 1735 ſeine Erfindung, aus Kohlen Koks zu gewinnen. 

Um 1740 ſtellte der Uhrmacher Hunts mann zum erſten 
Male Gußſtahl her. 

1764 erfand Hargreaves die erſte Jenny; durch 
ſie konnte ein Arbeiter achtzehn Spindeln — ſtatt wie bisher 
eine — in Bewegung ſetzen. 

1767 wurde der Kettenwebſtuhl von Arkwright erfunden. 


1769 nahm James Watt ein Patent auf die erſte 


Dampfmaſchine. 
1784 wurde das „Puddeln“, das Herſtellen des Stahls aus 
Roheiſen in einem geſchloſſenen Ofen, patentiert. 


1785 wurde von Crompton die Mule erfunden, durch 


welche bis zu tauſend Spindeln gleichzeitig von einer Maſchine 
getrieben werden konnten. 

Highs lehrte, haltbares Kettengarn ſtatt aus Leinen aus 
Baumwolle herzuſtellen. Schon 1801 entfielen von den 360 Mil⸗ 
lionen „ der engliſchen Ausfuhr 140 Millionen auf Baum⸗ 
wollwaren. 

1810 arbeiteten in Großbritannien bereits 5000 Dampf⸗ 
maſchinen, in Frankreich nur 200, was mehr als vieles andere die 
endliche Niederlage Napoleons erklärt. 


2. Die Porläufer. 
ie wirtſchaftliche Entwicklung wurde von einem fruchtbaren 
Schrifttum begleitet, das ſich aber, dem engliſchen Volks⸗ 


charakter entſprechend, zumeiſt auf praktiſche Fragen erſtreckte. 


Eine allgemeinere Bedeutung gewann William Petty, 
geboren am 26. Mai 1623 als Sohn eines Tuchmachers. Er wurde 
Generalarzt der Armee von Irland, ſpäter Sekretär Crom⸗ 


wells und verſtand die Intereſſen ſeiner Privatwirtſchaft ſo 
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wahrzunehmen, daß er ſchließlich über ein Jahreseinkommen 
von 300000 8 verfügte. Er ſtarb am 16. Dezember 1687. 

In ſeiner „Anatomie von Irland“ vergleicht er das Wirt⸗ 
ſchaftsleben eines Volkes mit dem Leben des Körpers. Das 
Geld ſpiele die Rolle des Fettes. Unabhängig von der gewöhn⸗ 
lichen merkantiliſtiſchen Auffaſſung erklärt er, wie der Körper zu 
wenig, aber auch zuviel Fett haben könne, ſo könne ein Land auch 
nicht nur zu wenig, ſondern auch zu viel Geld beſitzen. Die Her⸗ 
ſtellung einer geſunden Wertbeziehung zwiſchen Boden und Arbeit 
ſei die wichtigſte Aufgabe der Volkswirtſchaft: „Die Arbeit iſt der 
Vater des Reichtums, der Boden ſeine Mutter.“ 

So ſagt er in ſeiner „Abhandlung über Steuern und Abgaben“: 

Unſere Silber⸗ und Goldmünzen haben verſchiedene Na- 
men, ſo in England die von Pfund, Schilling, Pence, von 
denen jede als Summe oder Teil einer der anderen ausge⸗ 
drückt werden kann. Was ich aber in bezug darauf ſagen will, 
iſt folgendes: Alle Dinge ſollten durch zwei natürliche Nenner 
geſchätzt werden, Land und Arbeit; das heißt, wir ſollten 
ſagen, ein Schiff oder ein Rock iſt ſo und ſoviel Land wert mit 
ſo und ſoviel Arbeit, da ja beide, Schiff und Rock, Schöpfun⸗ 
gen des Bodens und der menſchlichen Arbeit ſind; da dem ſo 
iſt, wären wir froh, ein natürliches Gleichheitsverhältnis 
zwiſchen Land und Arbeit zu finden, ſo daß wir den Wert 
durch einen der beiden Faktoren ebenſogut oder noch beſſer 
durch beide ausdrücken könnten und das eine auf das andere 
ebenſo leicht reduzieren könnten, wie Pence auf Pfund. 

Nach John Graunt, der 1661 zuerſt „Beobachtungen 
über die Geſetze der Sterblichkeit“ aus Kirchenbüchern aufgeſtellt 
hatte, hat Petty in ſeinem „Verſuch über politiſche Arithmetik“ die 
Zahl in der Volkswirtſchaft in ihr Recht eingeſetzt: 

Als einen Verſuch der politiſchen Arithmetik, auf die ich ſchon 
lange hinſtrebe, wähle ich den Weg, mich in Zahl-, Ge- 
wichts⸗ und Ma ß bezeichnungen auszudrücken. 

Petty iſt der Vater der Statiſtik, zumal auch deshalb, weil er 
ihre Ergebniſſe nicht als „Tabellenfriedhöfe“ betrachtete, ſondern 
ſie durchdrang und erklärte und aus ihnen heraus zwingende 
Folgerungen zu ziehen wußte. Es finden ſich bei ihm bereits An⸗ 
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ſchauungen, die ſpäter in den Mittelpunkt nationalökonomiſchen 
Denkens gerückt ſind, ſo ſein Wertbegriff, von dem er in ſeiner 
erſten Schrift „Abhandlung über Steuern und Abgaben“ ſagt: 
Die Schätzung durch gleiche Arbeit, behaupte ich, 
iſt die Grundlage der Ausgleichung und Abwägung der Werte; 
jedoch in dem Überbau und der praktiſchen Anwendung davon, 
geſtehe ich, gibt es viel Mannigfaltiges und Verwickeltes. — 


In dieſer Schrift finden ſich auch Ausführungen über die 
Grundrente, deren Bedeutung erſt viel ſpäter erkannt wurde. 
Wie Ricardo weiſt er ſchon darauf hin, daß die Grundrente 
verſchieden ſei „nach der Güte oder Dürftigkeit des Bodens“. 
Ja, ſelbſt die Bedeutung der verſchiedenen Entfernungen vom 
Markt, die Thünen in ſeinem „Iſolierten Staat“ erſt 50 Jahre 
ſpäter entwickelte, wird bei ihm klar erkannt: 

Wenn das Korn, das London oder ein Heer ernährt, 40 

Meilen weit hergebracht werden muß, wird das Korn, das 

nur 1 Meile weit von London oder vom Stand dieſes Heeres 

wächſt, ſeinem natürlichen Preis ſoviel hinzufügen, als die 

Koſten des Transports für 39 Meilen ausmachen.. So 

kommt es, daß Land in der Nähe bevölkerter Plätze, die ein 

Gebiet von großem Umfang zu ihrer Ernährung erheiſchen, 

aus dieſem Grunde nicht bloß eine größere Rente liefert, ſon⸗ 

dern auch eine größere Summe von Jahresrenten koſtet, als 

Land von weſentlich gleicher Beſchaffenheit in . 

Gegenden. 


Der Zins iſt ihm ein Kind der Grundrente: 
Was nun den Zins anlangt, ſo muß er mindeſtens ſoviel 
betragen, wie die Rente von ſoviel Land, als mit dem Gelde 
gekauft werden kann, wo die Sicherheit eine zweifelloſe iſt. 
Selbſt die großen engliſchen Philoſophen haben ſich nicht mit 
abſtrakten Spekulationen begnügt, ſondern auch in den Aufgaben 
des Wirtſchaftslebens ihrem Volke gedient. Hier ſteht in erſter 
Reihe der Begründer der modernen Psychologie John Locke, 
der am 29. Auguſt 1632 geboren war und als 1 a 
an der Univerſität Oxford wirkte. Von Karl II. verfolgt, ging er 
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nach England zurück. Er ſtarb am 28. Oktober 1704. Durch die 
Revolution von 1688 angeregt, ſchrieb er ſeine „Verſuche über 
die bürgerliche Verwaltung“ (1689). Auch praktiſch betätigte 
er ſich vielfach. So wurde er ein Mitbegründer der Bank von Eng⸗ 
land und Mitglied des oberſten Handelsrates. Wie ſehr ſein 
Denken auf techniſche Dinge gerichtet war, beweiſt ſeine Beſchrei⸗ 
bung einer Zukunftsmaſchine, „die zugleich 134 Spulen ſpinnt 
und aufnimmt“. Es vergingen kaum hundert Jahre, und der kühne 
Traum des philoſophiſchen Nationalökonomen war erfüllt. 


In der phyſiokratiſchen Schule, zumal in den Schriften 
Turgots, findet man eine dankbare Anerkennung deſſen, was 
man Locke ſchuldet. Locke iſt einer der Bahnbrecher der Lehre 
von den unantaſtbaren Grundrechten jedes Menſchen. Wichtig, 
wenn auch lange überſehen, ſind die Folgerungen, die er aus der 
Aufſtellung ſeiner „Grundrechte“ für die Geſtaltung des Boden⸗ 
rechts zieht. In ſeinem 2. Traktat Kap. 5 ſchreibt er: 


Ob wir nun unſere Vernunft befragen, welche uns ſagt, 
daß ein Menſch, einmal geboren, ein Recht auf Daſein beſitzt und 
folgerichtig ein Recht auf Speiſe und Trank und alles andere 
was ſeine Erhaltung erfordert; ob wir uns an die Heilige Schrift 
halten, welche von der Schenkung berichtet, die Gott mit den 
Gütern dieſer Welt Adam und Noah und ſeinen Kindern gemacht 
hat: klar iſt unter allen Umſtänden, daß Gott, 
wie König David im Pſalm es ſagt, die Erde den Kindern ge- 

geben hat, d. h. der Menſchheit als gemeinſamen 
Beſitz. ... Obwohl die Erde und alles Getier gemeinſam allen 
Menſchen verliehen iſt, ſo hat doch der Menſch ein Eigentum 
an ſich ſelbſt, an ſeiner eigenen Perſon. Und niemand ſonſt 
als er hat dieſes Recht. Die Arbeit ſeines Körpers, 
das Werk ſeiner Hände, ſie ſind ihm eigen. 
Und hieraus ergibt ſich, daß, wenn er einem Naturerzeugnis Ar⸗ 
beit zuſetzt, wenn er von ſeinem Weſen an das abgibt, er es damit 
auch zu ſeinem Eigentum macht. . .. Denn da die Arbeit unzweifel⸗ 
haft Eigentum des Arbeiters allein iſt, kann niemand ſonſt als er 
ein Recht an das, was er einmal zugeſetzt hat, geltend machen, 
jo lange mindeſtens, als den anderen noch genug übrig bleibt ... 
Hauptſächlicher Gegenſtand des Eigentums ſind heute nicht 

die Früchte der Erde und nicht das Vieh auf ihr, ſondern die Erde 
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ſelbſt. Und klar dürfte fein, daß Eigentum am Boden genau ſo 

erworben wird wie Eigentum an anderen Dingen. Inſoweit 

jemand den Boden pflegt, bepflanzt, verbeſſert, kultiviert und 
ſeine Erzeugniſſe zum Gegenſtand ſeines unmittelbaren Gebrauches 
macht, gehört er ihm. 

Um das vom Naturrecht geforderte allgemeine Anrecht 
am Boden durchzuführen, ſchlägt Locke den Erſatz aller Steuern 
durch eine einzige Steuer auf den Boden vor. 

Die älteſte Begründung des Freihandels hat Sir D. N orth 
mit ſeiner „Abhandlung über den Handel“ (1691) gegeben. Nach 
ihm bilden alle Völker gleichſam eine Handelsgemeinſchaft; 
„ſchädliche Handelszweige“ gibt es bei freiem Ausgleich nicht; 
künſtliche Preisfeſtſetzungen bleiben unwirkſam oder wirken auf 
die Dauer für alle ſchädlich. 

Weite Wirkung war den Arbeiten von David Hume 
beſchieden. Geboren am 26. April 1711, wurde Hume 1763 
Legationsſekretär in Paris, 1767 Unterſtaatsſekretär in London. 
Von 1769 an bis zu ſeinem Tode am 25. Auguſt 1776 lebte er 
nur ſeinen wiſſenſchaftlichen Arbeiten. In ſeinen „Moraliſchen, 
politiſchen und literariſchen Verſuchen“ (1741) bekämpfte er mit 
ſcharfen Waffen eine Reihe merkantiliſtiſcher Grundanſchauungen, 
ſo namentlich auch die Auffaſſung der Handelsbilanz. Auch 
vom engliſchen Standpunkt aus müſſe man die wirtſchaftliche Blüte 
Deutſchlands, Spaniens und Frankreichs wünſchen. Englands 
Handel würde den ſchwerſten Nachteil haben, wenn dieſe Länder 
zur Armut und Bedürfnisloſigkeit Marokkos herabſänken. 

Der Zinsfuß ſolle frei ſein; wie das Barometer das Wetter, 
ſo zeige er den Stand der wirtſchaftlichen Verhältniſſe an. Dem 
Gelde geſteht er nur einen künſtlichen Wert zu, der allein auf 
der Übereinkunft der Menſchen beruhe. Im Mechanismus der 
Volkswirtſchaft ſtelle das Geld keinen Maſchinenteil dar, ſondern 
nur das Ol, das den Zweck habe, die Maſchine in gutem Gang 
zu erhalten. Zuviel Geld ſchade, da es die Warenpreiſe erhöhe, 
dadurch die Lebenshaltung erſchwere und die Ausfuhr hemme. 

In dieſer Erkenntnis berührt ſich Hume mit den Phyſiokraten, 


— 351 — 


deren Meiſter Quesnay bei ſeiner Widerlegung der geltenden 
Lehren über die günſtige Handelsbilanz ebenfalls den Satz aus⸗ 
geſprochen hatte, daß künſtliche Anſammlung von Geld in einem 
Lande nur zu einem Steigen der Preiſe führen könne — eine Er⸗ 
kenntnis, die eine wichtige Einſicht in das Weſen des Geldes er⸗ 
ſchließt. In Beziehung auf das Verhältnis der Arbeit zum Boden 
warnt Hume davor, in der größeren Fruchtbarkeit der Natur an 
ſich eine günſtigere Bedingung für die Entſtehung des Vollsreich⸗ 
tums zu ſehen. Wo die Natur gleichſam ſelbſt viel arbeitet, wird 
der Menſch zu leicht verführt, wenig zu arbeiten. In ſeinem 
„Verſuch über den Handel“ ſchreibt er: 
So befremdend auch die Behauptung klingen mag: Die 
Armut des Volkes in Frankreich, Italien und Spanien iſt bis zu 


einem gewiſſen Grade der höheren Fruchtbarkeit des Bodens und 
dem glücklicheren Klima zuzuſchreiben. 


In demſelben Aufſatze betont er: 
Alles in der Welt wird um Arbeit gekauft! 


Mit dieſem Satze ſteht David Hume ſchon in enger Verbin⸗ 
dung mit ſeinem Freunde Adam Smith. 


3. Der erſte Klalſtker. 


dam Smith wurde am 5. Januar 1723 als einziger Sohn 
eines Zollkontrolleurs in Kirkcaldy in Schottland geboren, 

und zwar nach dem Tode ſeines Vaters. Seine Erziehung lag 
in der Hand ſeiner Mutter, der er in Verehrung bis zu ihrem 
Tode (1784) verbunden blieb. Schon im Alter von 14 Jahren 
bezog er die Hochſchule in Glasgow. Hier trat er einem ſozialen 
Klub bei, in dem namentlich Fragen des Handels erörtert wurden. 
Von 1740 an ſtudierte er in Oxford nach dem Wunſche ſeiner 
Mutter Theologie; doch wandte er ſich bald der Moralphiloſophie 
zu. Nachdem er zwei Jahre zurückgezogen bei ſeiner Mutter 
gelebt hatte, ging er nach Edinburg. Freie Vorträge, die 
er hier hielt, führten 1751 zu ſeiner Berufung als Profeſſor nach 
Glasgow, wo er zuerſt Logik, dann Moralphiloſophie lehrte. 1759 


veröffentlichte er eine „Theorie der moraliſchen Gefühle“, die ihm 
große Anerkennung brachte. 1764 unternahm er, nachdem er ſeine 
Profeſſur niedergelegt hatte, mit dem jungen Herzog von Buc⸗ 
cleugh eine Studienreiſe nach Frankreich und Italien. In Paris 
trat er in engſte Beziehungen zu den Phyſiokraten und beſuchte 
eifrig ihre Dienstagabende. Nach ſeiner Rückkehr 1766 zog er ſich zu 
ſeiner Mutter nach Kirkcaldy zurück, wo er 10 Jahre lang an ſeinem 
großen Werk: „Unterſuchungen über die Natur und die Urſachen 
des Reichtums der Völker“ („Inquiry into the nature and causes 
of the wealth of nations“) arbeitete. Das Erſcheinen des Buches 
(1776) erregte großes Aufſehen. 1778 erhielt Smith eine ſehr 
einträgliche Stelle in der höchſten ſchottiſchen Zollbehörde in 
Edinburg. Dort iſt er am 17. Juli 1790 geſtorben. 

Adam Smith wird vielfach als Gründer der nationalöko⸗ 
nomiſchen Wiſſenſchaft gefeiert, und von ſeinem großen Werke 
rühmte man lange, daß es, wie die Bibel, ewige Wahrheiten ent⸗ 
halte. Auch heute gilt es noch weithin als das „klaſſiſche“ volks-. 
wirtſchaftliche Lehrbuch. Man hat aber vielfach die enge Ver⸗ 
bindung zwiſchen Adam Smith und den Phyſiokraten vergeſſen. 
Seinen Zeitgenoſſen war dieſer Zuſammenhang eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit. Sein Freund und erſter Biograph Dugald 
Stewart betont namentlich die Übereinſtimmung mit Turgot, 
den Smith 1765 kennen gelernt hatte, und mit dem er in 
dauerndem Briefwechſel blieb: 

In den meiſten wichtigen Gebieten der Nationalökonomie 
waren ihre Meinungen die gleichen. 

Stewart machte nur einen Vorbehalt: 


Aber gewiß werden auch die wärmſten Bewunderer der 
Phyſiokratie zugeben, daß von den zahlreichen Erklärern ihres 
Syſtems keiner ihm an Beſtimmtheit und Deutlichkeit und 
in der planmäßigen lichtvollen Ordnung, mit der er die 
Lehrſätze aus den Grundbegriffen ableitet, nur von fern zu 
vergleichen ſei. 


Bitter dagegen urteilt Dupont, der Herausgeber von 
Turgots Werken: 


\ 
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Werk, welches Smith ſeither über denſelben Gegenſtand veröffent- | N. 
licht hat, findet ſich bereits in Turgots „Betrachtungen“, und 
alles, was Smith hinzugefügt hat, ermangelt dex Genauigkeit 
und ſelbſt der Begründung. 

In der „Allgemeinen deutſchen Bibliothek“ wurde 1779 
feſtgeſtellt, daß Smith keinen Satz behaupte, die Steuerlehre aus- 
genommen, den nicht auch jeder Phyſiokrat annehmen könne. 
Der volkswirtſchaftliche Mitarbeiter des Brockhausſchen Lexikons 
von 1817 folgert nach einer Inhaltsangabe: 

Man ſieht, daß die Reſultate dieſes Syſtems in den Haupt⸗ 
ſachen durchaus mit denen des phyſiokratiſchen übereinkommen. 
Friedrich Liſt urteilt in ſeinem „Nationalen Syſtem“: 

Smith' Lehre iſt in ihren Beziehungen auf die nationalen 
und internationalen Verhältniſſe eine bloße ig des phyſio⸗ 
kratiſchen Syſtems. 

Adolph Wagner weiſt in ſeiner Gate der 
politiſchen Okonomie darauf hin, daß Phyſiokratie und Adam 
Smith „im weſentlichen identiſch find’. Smith ſelbſt hat von 
Quesnay geſagt, daß deſſen Lehre der Wahrheit näher 
gekommen ſei als irgend eine andere, und daß er Quesnay ſein 
Werk gewidmet haben würde, wenn dieſer die Herausgabe noch 
erlebt hätte. 


Alles Wahre in dem wertvollen, aber nur ſchwer lesbaren f 


— 
— 


4. Per Boden als nafionale Grundlage und Skeuerquelle. 


n Übereinſtimmung mit den Phyſiokraten lehrt Adam 
Smith im 11. Kapitel des I. Buches: 

In jedem Lande, das einen gewiſſen Umfang hat, bildet 
der Grund und Boden ſtets den größten, wichtigſten und dauer— 
hafteſten Teil des Reichtums. 

Der Boden allein iſt die Grundlage alles Volksdaſeins 
(II. Buch 4. Kapitel): 

Das Kapital, das irgendein Land durch Handel und 
Fabrikweſen erwirbt, iſt ein ſehr unſicherer Beſitz, 
bis ein Teil davon im Anbau und in der Verbeſſerung des Bodens 
angelegt und befeſtigt iſt. Ein Kaufmann iſt, wie man ſehr zu— 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd 23 
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treffend geſagt hat, nicht notwendig der Bürger eines beſtimmten 
Staates. Es iſt ihm großenteils gleichgültig, von welchem Platze 
aus er ſeinen Handel treibt; eine ſehr unbedeutende Unannehm⸗ 
lichkeit kann ihn dazu bewegen, ſein Kapital und mit dieſem all 
den Gewerbefleiß, welchen es unterhält, von einem Lande in ein 
anderes überzuführen. 

Kein Teil dieſes Kapitals kann als dem Lande ſelbſt zuge⸗ 


hörig betrachtet werden, bevor es ſich ſozuſagen über dasſelbe 
ausgebreitet hat, entweder in Geſtalt von Gebäuden oder in der 


dauerhafter Bodenverbeſſerung. Außer in den unklaren Erzäh⸗ 
lungen des 13. und 14. Jahrhunderts iſt von den großen Reich⸗ 
tümern, die die meiſten Hanſeſtädte beſeſſen haben ſollen, jetzt 
auch keine Spur mehr zurückgeblieben .. Die Lombardei und Tos⸗ 


kana dagegen, obgleich die Unglücksfälle zu Ende des 15. und Be⸗ 


ginn des 16. Jahrhunderts deren Handel und Fabrikweſen bedeu⸗ 
tend verringerten, gehören jetzt noch zu den bevölkertſten und beſt⸗ 
angebauten Ländern Europas. Die Umwälzungen der Kriege 
und Regierungen trocknen die Quellen des aus 
dem Handel allein entſpringenden Reichtums 


leicht aus. Der aus den gediegenen Fortſchritten der Boden ⸗ 


kultur entſtehende dagegen iſt viel dauerhafter. 


Wenn Smith es auch ablehnt, wie die Phyſiokraten, Ge⸗ 7 


werbetreibende und Kaufleute als „unfruchtbare Klaſſe“ zu be- 
zeichnen, weil ſie die Rohſtoffe nur verwandeln oder bewegen, 
ſie aber nicht vermehren, ſo iſt er doch nicht blind gegen die einzig⸗ 
artige Stellung der Bearbeiter des Bodens. Wie man eine Ehe, 


die nur einen Sohn und eine Tochter erzeuge, nicht unfruchtbar 


nennen könne, obwohl ſie die Bevölkerung nur erhalte und nicht 
vermehre, ſo wenig dürfe man die Gewerbetreibenden und 
Kaufleute unproduktiv nennen. 

Aber ebenſo wie eine Ehe, welche drei Kinder gibt, gewiß 
ertragreicher iſt, als die, welche nur zwei gibt, ebenſo iſt die Arbeit 
der Pächter und Landbebauer ſicherlich ertragreicher als die der 
Kaufleute, der Handwerker und Künſtler. 


Ahnlich ſteht Adam Smith auch auf dem für die praktiſche 
Vollswirtſchaft jo wichtigen Gebiete der Beſteuerung. 
Wenn er auch nicht die „einzige Steuer“ fordert, ſo weiſt er doch 


mit großem Nachdruck darauf hin, daß die Grundrente ihrer 


n 
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Natur nach ſich am beſten als Steuerquelle eigne. Dies Weſen 


der Grundrente zeichnet Smith im 6. Kapitel des 1. Buches ſo: 


Sobald der Grund und Boden eines Landes Sondereigen⸗ 
tum wird, verlangen die Eigentümer, welche, gleich allen an⸗ 
deren Menſchen, gern da ernten wo ſie nicht geſät haben, ſelbſt 
für den natürlichen Ertrag des Bodens eine Rente. 

Jede Verbeſſerung der Geſellſchaftsverhältniſſe iſt geeignet, 
mittelbar oder unmittelbar entweder eine Erhöhung der wirklichen 
Bodenrente, des wirklichen Reichtums des Grundeigentümers, 
ſeiner Macht, die Arbeit oder das Arbeitserzeugnis anderer zu 
erkaufen, herbeizuführen. 

Die Bodenrente iſt ſomit naturgemäß ein Monopolpreis. 
Sie ſteht in gar keinem Verhältniſſe zu dem, was der Eigentümer 
für den Anbau des Landes angelegt haben mag, oder zu dem, 
womit er ſich billig begnügen könnte, ſondern einzig und allein 
zu dem, was der Pächter zu zahlen imſtande iſt. 


Und im 11. Kapitel des I. Buches: 


Die Grundeigentümer ſind die einzigen unter den drei 
Ständen, denen ihre Einkünfte weder Arbeit noch Sorge koſten, 
ſondern ihnen ſozuſagen von ſelbſt und unabhängig von irgend⸗ 
welchen beſonderen Plänen oder Unternehmungen zufließen. 


Eine Steuer auf die Grundrente kann auf Pächter und 


Mieter nicht abgewälzt werden (V. Buch, 2. Kapitel): 


Eine Steuer auf Grundrenten würde die 
Hausmieten nicht erhöhen, ſondern lediglich den 
Grundeigentümer treffen, der immer wie ein Monopoliſt handelt 
und für die Benutzung ſeines Bodens die größtmöglichſte Rente 
einzieht. Er kann mehr oder weniger dafür herausſchlagen, je 
nachdem die Mitbewerber ärmer oder reicher ſind, d. h. je nach⸗ 
dem ſie für ihren Wunſch, an einer beſtimmten Stelle zu wohnen, 
mehr oder weniger ausgeben können. Überall befindet ſich die 
größte Zahl reicher Bewerber in der Hauptſtadt, und in dieſen 
ſind alſo auch die Grundrenten ſtets am höchſten. Da nun das 
Vermögen dieſer Konkurrenten durch eine Steuer auf Grund⸗ 
renten ſich gewiß nicht vergrößert, ſo würden ſie auch nicht geneigt 
fein, für die Benutzung des Bodens mehr zu zahlen. Ob alſo 
die Steuer von dem Mieter ausgelegt oder von dem Grundeigen⸗ 
tümer unmittelbar gezahlt würde, wäre ziemlich gleichgültig; denn 
je mehr der Mieter für dieſe Steuern zahlen müßte, deſto weniger 
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würde er für den Boden zu zahlen geneigt ſein, und es fiele mit⸗ 
hin in letzter Linie die Steuer ganz allein auf den Grundeigen- 
einen 

Sowohl dieſe Grundrenten als die gewöhnliche Bodenrente 
ſind eine Art von Einkommen, das der Eigentümer in vielen 
Fällen ohne jede eigene Sorge oder Mühe ge⸗ 
nießt. Würde ihm alſo auch ein Teil dieſes Einkommens zur Be⸗ 
friedigung der Staatsbedürfniſſe entzogen, ſo litte doch keine 
Art des Gewerbefleißes darunter. Der jährliche Er⸗ 
trag von Boden und Arbeit der Geſellſchaft, das wirkliche Ver⸗ 
mögen und Einkommen der großen Volksmaſſe, kann nach Ein⸗ 
führung einer ſolchen Steuer dasſelbe bleiben, wie zuvor. Grun d- 
renten und die gewöhnliche Bodenrente ſind deshalb diejenigen 
Einnahmequellen, die vielleicht am beſten eine ihnen beſonders 
auferlegte Steuer ertragen können!. 

Nichts kann gerechter ſein, aß 
Einnahmequelle, die ihr Daſein der guten 
Regierung des Staates verdankt, beſonders 
beſteuert werde, d. h. mehr als die meiſten anderen zum 
Unterhalte dieſer Regierung beitrage. 

Obgleich in vielen europäiſchen Ländern die Haus mieten 
beſteuert werden, kenne ich doch keines, in dem die Grund⸗ 
renten als ein beſonderes Steuerobjekt behandelt würden. Wahr⸗ 
ſcheinlich glaubt man nur ſchwer ermitteln zu können, welcher 
Teil der ganzen Hausmiete als Grundrente und welcher als Bau⸗ 
rente zu betrachten ſei. In Wirklichkeit ſcheint jedoch keine Schwie⸗ 
rigkeit vorhanden, dieſe beiden Teile der Geſamtmiete vonein⸗ 
ander zu unterſcheiden! 


(5. Die freie Entwicklung und ihre Grenzen. 
De Frage der Schutzzölle auf Getreide will Smith nicht 
grundſätzlich entſcheiden. Für die Niederlande z. B., die 
durch ihre Kriege tief in Schulden geraten waren, ſeien Ab⸗ 
gaben auf Lebensmittel vielleicht am Platze. Für den engliſchen 
Landwirt habe die Frage der Getreideeinfuhr aber keine Bedeu⸗ 
tung, da die durchſchnittliche Jahresmenge der Einfuhr aller Arten 
von Getreide „nach den Angaben des ſehr unterrichteten Verfaſſers 
der „Abhandlung über den Kornhandel“ 23 728 Quarters betrage 
und nicht 1/5,, des jährlichen Verbrauches überſteige“. (Heute 
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es erg die Getreideeinfuhr in England nicht ‘sax, ſondern etwa 


450%, des jährlichen Bedarfes.) 

Wie in dieſer wichtigen Frage, ſo hat S mith auch ſonſt 
mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe des Lebens es vermieden, die 
reſtloſe Durchführung theoretiſcher Erkenntnis zu fordern. Die 
Monopole der Handelsgeſellſchaflen z. B. hat er, wie die Phyſio⸗ 
kraten, mit großem Eifer bekämpft, und doch anerkannt, daß ſie 
in beſtimmten Grenzen wohl eine Urſache des Fortſchrittes ſein 
können; ſo im 1. Kap. des V. Buches: 

Wenn eine Geſellſchaft von Kaufleuten auf eigene Rech⸗ 
nung und Gefahr die Einführung neuer Handelsverbindungen 
mit entfernten und wilden Völkern unternimmt, ſo mag es nicht 
unbillig ſein, ſie als Aktiengeſellſchaft aufzunehmen und ihr im 
Falle des Gelingens ein Monopol auf einige Jahre zu verleihen. 
Es iſt der bequemſte und natürlichſte Weg, auf welchem der Staat 
ſie für das Wagnis eines gefährlichen und koſtſpieligen Verſuchs 
belohnen kann, der ſpäter dem Gemeinweſen zugute kommen ſoll. 
Ein derartiges vorübergehendes Monopol läßt ſich in 
derſelben Weiſe rechtfertigen wie dasjenige, das man dem Er⸗ 
finder einer neuen Maſchine oder dem Verfaſſer eines Buches 
einräumt. Nach Ablauf einer beſtimmten Zeit aber müßte auch dies 
Monopol erlöſchen! 

Ebenſo iſt Smith durchaus nicht jedem Staatseingriffe „in 
die natürliche Freiheit“ des Einzelnen abhold. Dort z. B., wo er 
Vorkehrungen gegen eine übertriebene Ausgabe von Banknoten 
empfiehlt, ſagt er im 2. Kapitel des II. Buches: 

Eine Benutzung der natürlichen Freiheit Einzelner, durch 
welche die Sicherheit der ganzen Geſellſchaft geſtört werden kann, 
wird und muß durch die Geſetze aller Staaten, der 
freiheitlichſten wie der deſpotiſchſten, eingeſchränkt were 
den. Die Zwangspflicht, Scheidewände aufzuführen, um die 
Verbreitung eines Brandes zu verhindern, iſt auch ein Eingriff 
in die natürliche Freiheit, ganz ähnlich, wie die hier empfohlenen 
Verordnungen über das Bankweſen. 

Die liberale Schule wird in der Regel als das volkswirt⸗ 
ſchaftliche Syſtem betrachtet, das in erſter Reihe die Belange 
der Kaufleute und Unternehmer vertritt. Wie weit Smith ſelbſt 
davon entfernt iſt, die Gefahren einſeitiger Unterſtützung von Handel 


nee 


und Induſtrie zu unterſchätzen, hat bereits die mitgeteilte Stelle aus 

dem III. Buch, 4. Kapitel (S. 353) bewieſen. Er geht aber noch 

weiter und mahnt zu beſonderer Vorſicht (I. Buch, 11. Kapitel): 

Kaufleute und Fabrikanten haben gewöhnlich 

das meiſte Geld angelegt und verſchaffen ſich durch ihren Reich⸗ 
tum das meiſte Anſehen bei den Leuten. Da ſie ſich während 
ihres ganzen Lebens mit Plänen und Berechnungen beſchäftigen, 
jo ijt ihr Verſtand in der Regel mehr geſchärft als bei den meiſten 
Landedelleuten. Aber da ihre Gedanken auch in der Regel mehr 
auf das, was ihren eigenen Geſchäften, als auf das 
was der Geſellſchaft am meiſten frommt, gerichtet ſind, ſo 
kann man auf ihr Urteil, ſelbſt wenn es mit der größten Unbe⸗ 
fangenheit abgegeben wird, was nicht immer geſchieht, mehr bauen, 
wenn es den erſten, als wenn es den letzten dieſer Gegenſtände 
betrifft .. Nun iſt aber das Intereſſe jedes Geſchäftsmannes in 
der einen oder der anderen Beziehung ein von dem öffentlichen 
verſchiedenes und oft ſelbſt entgegengeſetztes. .. Jeder Vor⸗ 
ſchlag zu neuen Geſetzen oder Handelsverfügungen, 
der von dieſer Klaſſe ausgeht, iſt mit großer Vorſicht 
aufzunehmen und ſollte nie genehmigt werden, bevor er 
nicht mit der genaueſten, ja mit der ängſtlichſten Sorgfalt geprüft 
worden iſt; denn er rührt von einer Menſchenklaſſe her, deren Juter⸗ 
eſſe niemals ganz mit dem öffentlichen zuſammenfällt, die in der 
Regel ein Intereſſe daran hat, das Publikum zu hintergehen oder 
ſelbſt zu bedrücken, und die es in der Tat ſchon oft ſowohl hinter⸗ 
gangen als bedrückt hat. 


Das Mißtrauen gegen den Eigennutz der Menſchen läßt 
Smith alle Berufsvereinigungen mit Bedenken betrachten. 
Er warnt ſogar aus ſolcher Befürchtung heraus in der 2. Abteilung 
des 10. Kapitels im J. Buch vor genoſſenſchaftlichen Hilfskaſſen: 

Leute von demſelben Berufsgeſchäft kommen ſelbſt zur Er- 
holung und zum Vergnügen nur ſelten zuſammen, ohne daß ihre 

Unterhaltung mit einer Verſchwörung gegen die Allgemeinheit 

oder einem Plane zur Erhöhung der Preiſe endigt. mote 


6. Vom Gebrauchs- und Tauſchwerl. WT se 4 


n Übereinſtimmung mit den Phyſiokraten fordert Smith 
möglichſte Freiheit in jeder Entwicklung. Grundſätzlich iſt Be." 
auch er gegen alle Zünfte, Vorrechte, Prämien, Monopole, Einfuhr⸗ a 
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qe Pea Pa shiitoersote Die Betätigung des Eigenvorteils werde 


5 die beſten volkswirtſchaftlichen Erfolge hervorrufen: Die Ge⸗ 


ſamtheit der Einzelintereſſen fei zugleich das Intereſſe der Ge- 
ſamtheit. Die ungünſtigen Wirkungen des Eigennutzes würde ein 
wirklich freier Wettbewerb zum größten Teile ſelber aufheben, 
weil jeder Einzelne in ſeiner Tätigkeit auch das Maß der Tätigkeit 
des Nächſten berichtige und begrenze. Die freie Entfaltung aller 
Kräfte aber erzeuge am ſicherſten die „vermehrte Geſchicklichkeit, 
Fertigkeit und Einſicht“, welche zur vollkommenſten Arbeitsteilung 
führt. Dieſe Arbeitsteilung wiederum ſei „der Neigung 
der menſchlichen Natur entſprungen, die wahrſcheinlich eine not⸗ 
wendige Folge der Denk- und Sprechfähigkeit ijt”: „zu tauſchen 
und ein Ding gegen ein anderes einzuwechſeln“. 
| „Da jedermann aljo gewiſſermaßen ein Kaufmann und die 
Geſellſchaft ſelbſt eine Handelsgeſellſchaft“ iſt, ſo kommt es dar⸗ 
auf an, das Zahlungsmittel, den Wertmaßſtab, in dieſer menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft zu finden. Der Begriff „Wert“ ſoll einmal 
die Nützlichkeit einer Ware für den Gebrauch bezeichnen, dann 
ſpricht man von ihrem „Gebrauchswert“, oder er ſoll die Fähig⸗ 
keit einer Ware bezeichnen, andere Waren dafür einzutauſchen, 
dann ſpricht man von ihrem „Tauſchwert“. 

Es gibt Dinge, die einen hohen Gebrauchswert und doch 
einen ſehr geringen Tauſchwert haben, wie Waſſer und Luft, und 
es gibt Dinge, die einen geringen Gebrauchswert und einen hohen 

Tauſchwert haben, wie Diamanten und Straußenfedern. 


Die Größe des Volkswohlſtandes iſt abhängig von der Menge 
der Güter, die einen Tauſchwert haben. Der Maßſtab des Tauſch⸗ 
wertes iſt die Arbeit (J. Buch, 5. Kapitel): 


Gleiche Arbeitsmengen ſind zu jeder Zeit und an jedem 

Ort für den Arbeiter von gleichem Werte ... So iſt die Arbeit, 

weil ſie ſich nie in ihrem Werte verändert, allein der endgültige 

und wirkliche Maßſtab, nach dem der Wert aller Waren zu jeder 

Zeit und an jedem Orte geſchätzt und verglichen werden kann. 

Sie iſt der wahre Preis dieſer Waren; das Geld iſt nur ihr Nenn⸗ 
preis. 
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Koſtet es bei gleicher Geſchicklichkeit und gleichem Fleiße eben⸗ 
ſoviel Stunden Arbeit, einen Biber oder ſieben Haſen zu erlegen, 
ſo haben ſieben Haſen den Tauſchwert eines Bibers. 

Allerdings beſtimmt das Maß der Arbeit nur den „natür⸗ 
lichen“ Preis einer Ware Der „Marktpreis“, d. h. 
der wirklich erzielte Preis, wird durch Angebot und Nachfrage 
beſtimmt. Es iſt möglich, daß durch großes Angebot und geringe 
Nachfrage der Preis unter die natürliche Höhe ſinkt, bei geringem 


Angebot und großer Nachfrage aber über die natürliche Höhe 
ſteigt. Bei freiem Handel und freier Produktion können ſolche 


Schwankungen jedoch nur vorübergehend ſein. Steht der Markt⸗ 
preis einer Ware unter dem natürlichen, ſo wird ihre Herſtellung 
und ihre Herbeiſchaffung beſchränkter, ſteht er darüber, ſo werden 
ſie vermehrt werden, ſo daß immer ein Ausgleich zwiſchen Markt⸗ 
preis und natürlichem Preis herbeigeführt werden wird. 

Auch für die Ware „Arbeitskraft“ gelten dieſelben Geſetze. 
Der natürliche Preis wird beſtimmt durch die Lebens⸗ 
und Unterhaltsmittel, die dem Arbeiter die Erhaltung und Fort⸗ 
pflanzung ermöglichen. Der Marktpreis der Arbeit wird 
durch das Verhältnis der angebotenen und der verlangten Arbeits⸗ 
kraft geregelt. Die Nachfrage nach Arbeitskräften aber wird be⸗ 
ſtimmt durch die Größe des Vorrats an Gütern der wieder zur 
Produktion beſtimmten Waren, des Kapitals. So ſagt 
Smith (8. Kapitel des J. Buches): 


Die Anzahl derer, die vom Lohne leben, ſteht ſtets im Ver⸗ 


‘hal tnis zu der Größe des Kapitals, wel hes dazu verwendet wird, 
ihnen Beſchäftigung zu geben. 


Nur bei Vergrößerung dieſes Kapitals kann die Basoge 
nach Arbeit wachſen. 


7. Die Arbeifsteilung. 
1 ie Vorausſetzung zu dieſer Vergrößerung, wie 5 jeder 


Hebung des Volkswohlſtandes iſt die Steigerung des 


Arbeitsertrages. Dieſe hängt weſentlich ab vom Maß der Ar⸗ 
beitsteilung. Ein einzelner Arbeiter kann an einem Tage 


J 
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phöchſtens 20 Stecknadeln herſtellen. 10 Arbeiter können aber 


ſchon in einer beſcheidenen Manufaktur nicht nur (10 <20 =) 
200, ſondern 48 000 Stecknadeln in der gleichen Zeit herſtellen. 

Die Arbeitsteilung ijt als mächtigſter Hebel der Kulturent⸗ 
wicklung überall zu fördern. Ihre Vorteile zeigen ſich nicht nur 
innerhalb desſelben Gewerbes, ſondern auch innerhalb des Völker- 
lebens. Jedes Volk möge das erzeugen, was ihm nach Anlage, 
Erziehung, Geſchicklichkeit, Landesart am beſten gelingt, um es 
dann in Freiheit mit den anderen Völkern der Erde auszu⸗ 


tauſchen. 


Wie die Phyſiokraten, jo erhoffte auch Smith von der Her- 
ſtellung des „klaren und einfachen Syſtems der natürlichen Frei— 
heit“ Gerechtigkeit, Fortſchritt, Reichtum und Glück für alle. 
Jeder muß den natürlichen Preis ſeiner Ware oder ſeiner Arbeit in 
einer Geſellſchaft finden, in der keine Sonderrechte den einen be⸗ 
vorzugen und den anderen ſchädigen. Die merkantiliſtiſchen Ein⸗ 
griffe wollten den Lohn der Arbeiter niedrig halten, um durch billige 
Warenproduftion den Handel zu fördern. Fiel dieſe Staatsein⸗ 


miſchung, mußte das auch den Arbeitern Vorteil bringen. Es iſt ein 


großer, ehrlicher Optimismus, der die Gedanken von Adam Smith 


\ 


trägt. Die Auffaſſung, daß ſeine Lehre allen, die arbeiten wollen, 


den Weg zum Glück erſchließt, verbindet Wham Smith mit Qu es- 
nay und Turgot viel enger als mit den ſpäteren Vertretern 
der liberalen Schule, die ſich bemühten, jene Hoffnungen als 
unerfüllbar hinzuſtellen. 
Die von den Phyſiokraten und Adam Smith fo eifrig be 
kämpften Monopole, Zölle, Zunftſchranken, Manufakturvor⸗ 
rechte fielen zum großen Teil. Die Rente für den Boden, der Ge⸗ 
winn für das Kapital ſtiegen in ungeahnter Weiſe — aber die 
Lebensbedingungen der Arbeiter erfuhren keine Verbeſſerung, 
ſondern eine ſchwere Schädigung. 1798 betrug der wöchentliche 
Durchſchnittsverdienſt eines geſchickten Battiſt-Webers 2114 sh. 
Zehn Jahre ſpäter war er auf 11h. gefallen. Dazu kam eine ſchwere 
Verteuerung der Lebensbedürfniſſe. Ein Quarter Weizen, das 
1779 —1780 zwiſchen 34 und 37 sh. foftete, war 1796 ſchon auf 
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78 sh. und 1800 auf 113 sh. geſtiegen. Die Fleiſchpreiſe ſtiegen 
von 1770 bis 1810 auf mehr als das Doppelte. 1 

Wie ſchlimm ſich durch den techniſchen Fortſchritt die Lage 
der Arbeiter zunächſt geſtaltete, zeigt eine Rede Lord Byrons am 


27. Februar 1812 im engliſchen Oberhaus, als eine Geſetzesvorlage 


zum Schutz der Maſchinenarbeit beraten wurde! 


Während der kurzen Zeit, die ich neulich in Notting - 


hamſhire zubrachte, vergingen keine 12 Stunden, ohne irgend. 


eine Gewalttat. Am Tage meiner Abreiſe wurde mir mitgeteilt, 
daß am Abend vorher 40 Webſtühle, wie gewöhnlich ohne Wider- 
ſtand und ohne Entdeckung der Täter, zerſtört worden ſeien. 
Die Polizei war keineswegs untätig, konnte aber nichts aus⸗ 
richten. Verſchiedene berüchtigte Übeltäter waren entdeckt worden, 
d. h. Männer, gegen welche die ſchlagendſten Beweiſe des tod⸗ 
würdigſten Verbrechens: Armut, erbracht werden konnten, Männer, 
welche die ſchmachvolle Schuld auf ſich geladen hatten: Kinder 


17 hy 


geſetzlich erzeugt zu haben, die fie, dank den Zeiten! nicht zu er⸗ 


nähren vermochten! 


Die Beſitzer der verbeſſerten Webſtühle haben einen beträcht⸗ 


lichen Schaden erlitten. Dieſe Maſchinen gewährten ihnen Vor⸗ 


teile, indem ſie ſie der Notwendigkeit enthoben, eine Anzahl Ar⸗ 


beiter weiter zu beſchäftigen, die in Folge deſſen dem Verhungern 


anheimgegeben wurden! Ich habe den Kriegsſchauplatz in der 


iberiſchen Halbinſel bereiſt; ich bin in einigen der am ärgſten be⸗ 
drückten Gebiete der Türkei geweſen; aber nie, unter der größten 
Deſpotie einer muhamedaniſchen Regierung, habe ich fold 
namenloſes Elend geſehen, wie ſeit meiner Rückkehr 
mitten in dieſem chriſtlichen Lande! 


Dieſe Entwicklung mußte Zweifel wecken, ob die Durch⸗ 


führung der freien wirtſchaftlichen Ordnung das verheißene 
Glück bringe. Schon früh erhoben ſich Ankläger, wie Godwin, 
Paine, Ogilvie, Hall, Spence uſw. Im Namen 
des Naturrechts, in dem einſt die Phyſiokraten und Adam 


Smith die Monopole des Merkantilismus bekämpft hatten, 


bekämpften ſie jetzt, was den arbeitenden Schichten immer mehr 
als Monopol erſchien: das Kapital und das Bodeneigentum 


Dieſen Anklagen gegenüber bemühten ſich liberale Theoretiker 
nun um den Beweis, daß trotz allem Segen der wirtſchaftlichen 
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. Fiecheit die große Maſſe des Volkes nicht auf Befreiung aus 
ſeozialer Not hoffen dürfe, weil unabwendbare Naturgeſetze die 
Mehrheit der Menſchen auf der 1 Stufe der Lebensführung 


5 feſthielten. 


Die Wortführer dieſer Auffaſſung find Robert Mal- 
thus und David Ricardo. 


8. Das Bevölkerungsgeſeh. 
obert Malthus wurde am 27. Februar 1766 in Ro⸗ 
chery geboren. Er ſtudierte in Cambridge und wurde 
1798 Pfarrer in Albury. 1804 erhielt er auf Grund ſeines Buches 
über die Bevölkerung einen Ruf als Profeſſor für politiſche 
Okonomie und Geſchichte an die neugegründete Hochſchule von 
Halebury. Er iſt am 23. Dezember 1834 geſtorben. 

Sein Vater war ein begeiſterter Anhänger der wirtſchaft⸗ 
lichen Reform, wie ſie der engliſche Schriftſteller God win, 
der Phyſiokrat Condorcet und andere vertraten. Malthus 
dachte weſentlich anders. Aus einem Gedankenaustauſch mit ſeinem 
Vater entſtand ſeine Arbeit über das Bevölkerungsgeſetz. Der 
vollſtändige Titel der Schrift, die zuerſt 1798 und weſentlich er- 
weitert, 1803 erſchien, lautet: 

Ein Verſuch über das Geſetz der Bevölkerung in ſeinen 
Beziehungen zur zukünftigen Geſtaltung der Geſellſchaft, nebſt 
Bemerkungen über die Anſichten Godwins, Codorcets und anderer 
Schriftſteller. 
Das folgenreiche Werk ftellt ſich folgende Aufgabe: 

Das Hauptziel dieſer Unterſuchung beſteht darin, die 

Wirkungen einer wichtigen Urſache zu unterſuchen, welche mit 

dem eigenſten Weſen des Menſchen innig verknüpft iſt, und die, 

obgleich ſie ſeit den Uranfängen der menſchlichen Geſellſchaft ihren 
ſtändigen und mächtigen Einfluß ausgeübt hat, von den Sdhrift- 
ſtellern, die ſich mit dieſem Gegenſtand beſchäftigen, wenig be— 
achtet worden ijt. Die Tatſachen, welche dieſe Urſachen hervor⸗ 
rufen, ſind freilich wiederholt feſtgeſtellt und anerkannt worden 

Aber ihre natürlichen und notwendigen Folgen hat man faſt ganz 

Überſehen, obgleich wahrſchemlich zu dieſen Folgen ein recht be- 

trächtlicher Teil des Elends, der Laſter und der ungleichen Ver⸗ 


. 


teilung der Gaben der Natur zu zählen iſt, deren Linderung das 
unabläſſige Beſtreben der aufgeklärten Menſchenfreunde aller 
Zeiten geweſen iſt. Die Urſache, auf die ich anſpiele, iſt die allem 
animaliſchen Leben innewohnende Tendenz, fich 
über die ihm zu Gebote ſtehenden Nahrungs- 
mittel hingus zu ver mehren 

Dieſes iſt unbeſtreitbar. Im Tier- und Pflanzenreich hat die 
Natur mit verſchwenderiſcher und freigebiger Hand den Samen 
des Lebens ausgeſtreut; aber ſie iſt mit dem Raum und der zu ihrem 
Gedeihen notwendigen Nahrung verhältnismäßig ſparſam ge⸗ 
weſen. Könnten ſich alle Lebenskeime unſerer Erde frei entwickeln, 
dann würden ſie im Laufe weniger Jahrtauſende Millionen von 
Welten füllen. Die zwingende Not, jenes gebieteriſche, alles 
durchdringende Nahrungsgeſetz, hält ſie in den vorgeſchriebenen 
Grenzen. Pflanzen und Tiere unterliegen dieſem großen ein⸗ 
ſchränkenden Geſetz, und auch der Menſch kann ihm durch keine 
Aufbietung der Vernunft entfliehen 

Durch einen ebenſo machtvollen Naturtrieb zur Vermehrung 
ſeiner Art gedrängt, legt ihm die Vernunft Beſchränkung auf 
und ſtellt ihm die Frage, ob er das Recht habe, Geſchöpfe in die 
Welt zu ſetzen, die er nicht erhalten kann. Hört er auf dieſen natür⸗ 
lichen Einwand, dann bringt dieſe Beſchränkung nur allzu häufig 
Qafter hervor. Hört er nicht darauf, dann wird das Ge- 
ſchlecht der Menſchen ſtändig beſtrebt ſein, 
ſich über die ihm zu Gebote ſtehenden Unter⸗ 
haltsmittel hinaus zu vermehren. : 


Das grundlegende Kapitel ſchließt mit dem Verſuch, die 
überraſchenden Folgen der verſchiedenen Vermehrungsmöglich⸗ 
keiten von Menſchen und Nahrung in Zahlen darzuſtellen: 


Nimmt man die ganze Erde ſtatt dieſer Inſel, dann wäre 
natürlich eine Auswanderung ausgeſchloſſen und vorausgeſetzt, 
daß die jetzige Volkszahl 1000 Millionen betrüge, jo würde ſich 

die Menſchheit wie die Zablen von 1, 2, 4, 8, 16, 32, 64, 128, 256 
vermehren und die Nahrungsmittel wie 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9. 
In zwei Jahrhunderten verhielte ſich das Verhältnis der Bevöl⸗ 
kerung zu den Nahrungsmitteln wie 256 zu 9, in drei Jahrhunderten 
wie 4096 zu 13; in 2000 Jahren ließe ſich der Unterſchied kaum mehr 
berechnen. 


Dieſe Zahlenreihen ſind heute allgemein aufgegeben, und ſelbſt 
angeſehene Anhänger von Malthus, wie Stuart Mill, 
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ſprechen von ihnen nur als von einem unglücklichen Verſuche. 
Malthus ſelbſt aber behandelte ſie in vollem Ernſt, und jedenfalls 
dienen ſie dazu, ſein Bevölkerungsgeſetz klar zu veranſchaulichen. 
Nach dieſem Geſetz muß natürlich jeder Verſuch wirklicher ſozialer 
Beſſerung in ganz kurzer Zeit, wie Malthus ſagt, „in noch nicht 
30 Jahren“, in ſein Gegenteil umſchlagen. Im 2. Kapitel ſeines 
III. Buches ſchildert er den Zuſtand Englands nach dem Ideal 
der Sozialreformer: 


Nehmen wir alle Urſachen von Laſter und Elend auf diefer. 
Inſel als beſeitigt an. Krieg und Streit hören auf. Ungeſunde 
Gewerbe und Fabriken beſtehen nicht. Es drängen ſich nicht länger 
dichte Scharen in großen und verpeſteten Städten zuſammen zum 
Zwecke von Hofränken, Handelsbetrieb und laſterhaften Ge— 
nüſſen. Einfache, geſunde und verſtändige Unterhaltungen treten 
an Stelle von Trinken, Spielen und Ausſchweifungen. Es gibt 
keine Städte, die groß genug wären, um ſchädliche Folgen für die 
menſchliche Natur zu haben. Der größere Teil der Bewohner 
dieſes irdiſchen Paradieſes lebt in Dörfern und Landhäuſern. 
Alle Menſchen ſind gleich. Luxusarbeiten haben ein Ende, und die 
notwendigen landwirtſchaftlichen Arbeiten werden gütlich unter 
alle verteilt. Wir nehmen an, die Perſonenzahl und der Ertrag 
der Inſel ſeien die gleichen wie gegenwärtig. Der Geiſt der Mild— 
tätigkeit, von unparteilicher Gerechtigkeit geleitet, wird dieſen Er⸗ 
trag an alle Glieder der Geſellſchaft, ihren Bedürfniſſen ent— 
ſprechend, verteilen. Obwohl es unmöglich wäre, daß alle jeden 
Tag Fleiſch bekämen, würde doch Pflanzenkoſt, gelegentlich mit 
Fleiſch verbunden, die Wünſche eines genügſamen Volkes befrie⸗ 
digen und hinreichen, es geſund, ſtark und munter zu erhalten. 


Welches wird nun die Folge ſein? In 25 Jahren werden 
ſtatt 11 Millionen, die Malthus als Bewohner annimmt, 22 Milli- 
onen vorhanden ſein. Etwas werde der Bodenertrag geſtiegen 
ſein, aber nicht annähernd in gleichem Verhältnis. Schwere Cine 
ſchränkungen wären die Folge. Nach weiteren 25 Jahren würde 
die Einwohnerzahl auf 44 Millionen geſtiegen ſein. Die Nahrung? 
mittel würden jetzt bei aller Anſtrengung in keiner Weiſe mehr 
ausreichen können. Und die Folgen? 


Ach! Was wird aus dem Bilde, da die Menſchen mitten 
im Ueberfluß lebten, wo niemand genötigt war, mit Angſt und 


Lo) Qe ae hs 


Pein für ſeine reſtloſen Bedürfniſſe zu ſorgen, wo das engherzige 
Prinzip der Selbſtſucht nicht beſtand, wo die Seele, von der be⸗ 
ſtändigen Beſorgnis um das leibliche Wohl erlöſt, ungehemmt im 
Reiche des Gedankens umherſchweifen konnte, welches ihr gemäß 
iſt? Dieſes ſchöne Phantaſiegebilde zerfließt unter der rauhen Be- 
rührung der Wahrheit. Der Geiſt der Mildtätigkeit, durch den 
Überfluß genährt und gekräftigt, wird durch den kalten Hauch 
der Not zurückgedrängt. Die haſſenswerten Leidenſchaften, die 
verſchwunden waren, erſcheinen wieder. Das mächtige Geſetz der 
Selbſterhaltung vertreibt alle weicheren und erhabenen Seelen⸗ 
regungen. Die Verſuchungen zum Böſen ſind zu ſtark, als da 
die menſchliche Natur widerſtehen könnte. Das Korn wird aus⸗ 

geriſſen, ehe es reif ijt, oder in ungleichen Anteilen heimlich bei⸗ 
ſeite geſchafft, und das ganze dunkle Gefolge von Laſtern, die der 
Lüge angehören, wird unverzüglich ins Leben gerufen. Es fließen 
nicht länger Lebensmittel herbei zum Unterhalt einer Mutter 
mit großer Familie. Die Kinder werden kränklich infolge unge⸗ 
nügender Nahrung. Der roſige Schimmer der Geſundheit weicht 
von den blaſſen Wangen und hohlen Augen der Not. Barmherzigkeit, 
die noch in manchen Herzen unſchlüſſig zögert, macht einige letzte An⸗ 
ſtrengungen, bis ſchließlich die Eigenliebe ihr gewohntes Reich wieder 
einnimmt, und frohlockend überall in der Welt den Herren ſpielt. 


Und triumphierend ſchließt Malthus: 


Und ſo iſt es offenbar, daß eine nach der denkbar ſchönſten 
Weiſe eingerichtete Geſellſchaft, deren leitender Grundſatz nicht 
die Selbſtſucht, ſondern das Wohlwollen iſt, wo die ſchlechten 
Anlagen aller Glieder durch Vernunft und nicht durch Gewalt 
verbeſſert werden, nach den unentrinnbaren Geſetzen der Natur 
und nicht nach einem Fehler der menſchlichen Einrichtungen in 
ſehr kurzer Zeit zu einer Geſellſchaft entarten würde, ähnlich der- 
jenigen, die heut in allen bekannten Staaten obwaltet, zu einer 
Geſellſchaft, die in eine Klaſſe von Eigentümern und in eine Klaſſe 
von Arbeitern zerfiele, in eine Geſellſchaft, deren Haupttriebfeder 
die Selbſtſucht iſt. 


Gott oder die Natur haben alſo gleichſam an der Tafel des 


Lebens für eine beſtimmte Menge von Menſchen gedeckt. Aber 
die Zahl der Gedecke reicht nicht aus. Es kommen ſtündlich mehr 
Menſchen und wollen ihren Sitz an der Tafel des Lebens haben. 


Es iſt kein Platz für ſie da. „Steh auf und geh in den Tod, du biſt 
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dbetzählig ſagt die Natur oder Gott — und Armut und Ver⸗ 


: en, Elend und Laſter, Krieg und Seuchen ſind die Diener, 
die dieſe furchtbaren Befehle ausführen. 


Eine weſentliche Verſtärkung hat die Malthusſche Lehre neuer⸗ 


dingsdurchden Darwinismus erfahren. Darwin ſelbſtbezeichnet 


ſeine Anſchauung einmal als „Malthuslehre, mit vervielfachter 


Kraft auf das ganze Tier⸗ und Pflanzenreich angewendet“. 


Viele Schüler Darwins übertragen die Schlagworte der neuen 


Lehre auch auf das wirtſchaftliche Leben der Menſchen. Der 


„Kampf ums Daſein“, als Kampf um die gedeckten Plätze 
am Tiſche der Natur, „das Überleben des kräftigeren, beſſeren 
Lebeweſens“ entſpricht dann der Geſamtanſchauung der Mal⸗ 


thuslehre. — 


Was Malthus dazu führt, ſein Bevölkerungsgeſetz als ſo feſt 
begründet anzuſehen, wie eine „unbezwingbare Feſtung“, iſt 
ſeine Anſchauung von dem „Geſetz der Produktion auf Land“ 


oder dem „Geſetz des abnehmenden Bodenertrags“. Darnach 


wird überall der beſte Boden zuerſt in Angriff genommen. Die 
Bebauung des minder guten Bodens, zu dem die Menſchen bei 


ihrer Vermehrung übergehen müſſen, erfordert mehr Zeit und 
mehr Arbeit, und deshalb muß „in dem Verhältnis, in dem die 
Bebauung fic) ausdehnt, die Zunahme der früheren Durchſchnitts 
erzeugung allmählich und regelmäßig abnehmen“. Der Ertrag, 


von einer gegebenen Fläche iſt nicht nur endlich beſchränkt, ſondern 


jede Steigerung muß lange bevor ihre äußerſte Grenze erreicht 


iſt, durch Aufwendung von verhältnismäßig mehr Arbeit und 
Kapital erkauft werden. 


Der amerikaniſche Nationalökonom Henry C. Carey, 
ein Buchhändler (geboren am 15. Dezember 1793, geſtorben am 
13. Oktober 1879), behauptet auf Grund der Erfahrungen in der 


neuen Welt, daß die Entwicklung gerade umgekehrt vor ſich gehe, 


als Malthus lehre. Die erſten Anſiedler nähmen zunächſt den 


wenig fruchtbaren, aber leichten Sandboden in Bearbeitung, und 


erſt bei ſteigender Bevölkerung und dadurch ermöglichter größter 
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Arbeitteilung und verbeſſerter Technik werde der ſchwerere, aber 
an ſich fruchtbarere Boden in Bearbeitung genommen. 

Das „Geſetz vom abnehmenden Bodenertrag“ iſt wohl richtig 
— unter der Bedingung: Arbeit und Kapital werden ſtets in un⸗ 
veränderter Weiſe angewandt. Wird aber die Arbeit- und Kapital⸗ 
verwendung eine andere, ſo tritt eine Tendenz in Wirkſamkeit, 
die der Tendenz der ſinkenden Erträge widerſtreitet. Malthu 8 
ſagt ſelbſt im 16. Kapitel des III. Buches: 

Eine verbeſſerte Bebauungsart kann beim Gebrauch beſſerer 
Werkzeuge lange die Tendenz emer ausgedehnten Kultur und einer 
großen Kapitalzunahme, geringere Verhältniserträge zu liefern, 
mehr als aufwiegen. 

Er iſt aber dieſem Gedanken nicht nachgegangen und hat 
namentlich nicht die Frage erwogen, ob nicht eine Wechſelbeziehung 
zwiſchen Vermehrung der Bevölkerung und Verbeſſerung der 
Bebauungsart beſtehe, d. h., ob nicht gerade die Volkszunahme 
die Möglichkeit verbeſſerter Bebauungsarten, erweiterter Verkehrs⸗ 
möglichkeiten und damit die Nutzbarmachung entfernter Gebiete 
für die Nahrungsbeſchaffung uſw. erſchließe. 


9. Um das Bevölkerungsgeſeh. 
1 5 Bevölkerungslehre des Malthus war ein Siegeszug ohne⸗ 
gleichen beſchieden. Noch heute herrſcht ſie in der Wiſſen⸗ 
ſchaft, und in das Volksbewußtſein iſt ſie ſo tief eingedrungen, 
wie kaum eine andere volkswirtſchaftliche Lehre. Noch heut 
ſind beſondere Geſellſchaften „neumalthuſianiſcher“ Prägung am 
Werke. Und doch liegt es auf der Hand, daß jede wirklich durch⸗ 
greifende Arbeit für eine Beſſerung der ſozialen Verhältniſſe auf 
die Dauer zur Unfruchtbarkeit verdammt werden muß, wenn dieſe 
Bevölkerungslehre zutrifft. Da gilt es, zuerſt das „Geſetz des 
abnehmenden Bodenertrags“ zu prüfen. 
Auch die Phyſiokraten hatten den Zuf ſammenhang von Be⸗ 
völkerung und Unterhaltsmitteln erkannt. Quesnay ſagte: 
Die Bevölkerung hat ihre Grenzen in denen der Unterhalts⸗ 


mittel. Sie wird ſtets die Tendenz haben, ſich um dieſe me zu 
bewegen. ; 
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Aiͤ'uer ſie erwarteten von einer verbeſſerten Anwendung von 
Kapital und Arbeit — darauf läuft ihre Forderung der „grande 
culture“ im weſentlichen hinaus — zunehmenden Bodenertrag. 


Bisher hat alle Erfahrung ihnen recht gegeben. 


Profeſſor Delbrück, einer der erſten Sachkenner Deutſch⸗ 
lands, hielt zu Beginn dieſes Jahrhunderts als Rektor der Land⸗ 
wirtſchaftlichen Hochſchule zu Berlin eine vielbeachtete Rede: 
Die Bevölkerung auf dem Gebiet des Deutſchen Reiches habe 
ſich im 19. Jahrhundert etwas mehr als verdoppelt, die landwirt⸗ 
ſchaftliche Produktion im Pflanzenbau ſich aber vervierfacht. Die 
Ernte an Körnerfrüchten habe ſich verdoppelt. Der Ertrag des 
Kartoffel⸗ und Zuckerrübenbaues, ſchon im 18. Jahrhundert be⸗ 
gonnen, ſei doch ein ausſchließlicher Erfolg des 19. und ergebe 
heute die gleiche Menge Nährſtoff wie der Getreidebau. Wenn 
trotzdem Deutſchland kein Getreide mehr ausführen kann, ſo liege 
der Grund darin, daß ein großer Teil der Land wirtſchafts⸗Er⸗ 

zeugniſſe für techniſche und gewerbliche Zwecke Verwendung finde: 


Ahnliche große Erfolge ſind auf dem Gebiete der Tierpro 

duktion zu verzeichnen. Nach den Zählungen, welche vorliegen, 

hat ſich der Pferdebeſtand in Preußen von 1,5 Millionen auf 
2,8 Millionen gehoben. Der Rindviehbeſtand iſt von 5,3 auf 10,5, 
der Schweinebeſtand von 2 auf 9,4 Millionen Stück geſtiegen. 
Die Schafhaltung hat nach einem Aufſchwunge von 9,5 Millionen 
auf 22 Millionen leider einen Abſchlag bis auf 10 Millionen er⸗ 
litten. Alles zuſammen genommen aber und auf Hauptgroßvieh 
berechnet, haben wir einen Zuwachs von 8,7 auf 17 Millionen 
Stück, d. h. faſt eine Verdoppelung. 

Das gilt für Preußen; es iſt nicht zweifelhaft, daß für Deutſch⸗ 

land die Zahlen nicht ungünſtiger liegen werden. 

Kann die landwirtſchaftliche Produktion noch einmal ver⸗ 

doppelt werden? Ich nehme keinen Anſtand, dieſe Frage ohne 
weiteres zu bejahen. Die großen Fortſchritte der Landwirtſchaft 
liegen ja gar nicht weit zurück. In dem letzten Jahrzehnt iſt die 
Erzeugung des Roggens um 19%, bei Weizen um 10%, bei 
Gerſte um 3%, bei Kartoffeln um 25% geſtiegen. 

Aber iſt die Zunahme des letzten Jahrzehntes nicht mehr 
auf zufällige klimatiſche Umſtände zurückzuführen? Das wird 
ſchwer zu entſcheiden fein; aber die Möglichkeit des Fortichrittes 
Damaſchke, ceſchichte der Nationalöfonomie. 71.— 85. Tauſend. 1. Bd.] 24 
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können wir aus den Hektarerträgen entnehmen. Die hohen Ernten 
der letzten Jahre zugrunde gelegt, entnehmen wir vom Morgen 
an Roggen nur 5,9, an Weizen 7,5, an Gerſte 6,85, an Kartoffeln 
49,9 Zentner im Durchſchnitt. Sind das Erträge, wie ſie auf hoch⸗ 
kultivierten Gütern erreicht werden? Sind das Erträge, wie jie 
auch nur auf guten Wirtſchaften des Sandbodens befriedigen? 
Dasſelbe Bild zeigt ein Blick auf die Geſamtentwicklung. 
Von 1840—1888 wuchs in den Kulturſtaaten (Europa, Vereinigte 
Staaten, Kolonien) der Ackerboden von 492 Millionen Acres auf 
807 Millionen, d. h. um 65%; die Körnerernte wuchs von etwa 
4 Millionen BufhelS auf 9 Millionen, alſo um 120%; die Be⸗ 
völkerung aber wuchs nur um 70%. 


Rechnet man dazu die unendliche Fülle von Land, das in 
Vorder⸗ und Mittelaſien, in Süd⸗Amerika und Auſtralien noch 
der intenſiven Kulturarbeit harrt, ſo wird man bald erkennen, 
daß unſere praktiſche Volkswirtſchaftspolitik durch das „Geſetz der 
abnehmenden Erträge“ ſich keine Schranke auferlegen laſſen darf. — 

Von Malthus ſelbſt und mehr noch von ſeinen Anhängern 
viel gebraucht iftder Hinweis auf die Analogie (Seitenſtüch, 
die das Tier⸗ und Pflanzenreich bieten. Auch hier zeigen 
ſich ſo viel Vermehrungsmöglichkeiten, daß bei ungehemmter 
Entwicklung ein ganzer Erdteil z. B. von den Nachkommen eines 
Kaninchenpaares oder von dem Samen einer Pflanze in verhält. 
nismäßig kurzer Zeit erfüllt ſein könnte. Froſt und Hitze, Näſſe 
und Dürre und zahlreiche Feinde in der Natur müßten fortwährend 
Lebensmöglichkeiten vernichten, damit für die Ubrigbleibenden 
Raum und Nahrung vorhanden fei. Die Vermehrung des Menſchen⸗ 
geſchlechts unterliege den gleichen Notwendigkeiten. 

Widerlegt dieſer Hinweis nicht zuletzt Malthus ſelbſt? Der 
Menſch nimmt ja ſeine Nahrungsmittel aus der Tier⸗ und Pflanzen- 
welt und hat es in der Hand, die Vermehrung von Schädlichem 
zu hindern und von Nützlichem zu fördern. 

Der Vergleich zwiſchen Menſch und Tier iſt aber auch deshalb 
nicht berechtigt, weil beim Tier in der Ruhe und Fülle ſich nur 
der Nahrungs- und Fortpflanzungstrieb entwickeln kann, wäh⸗ 
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rend im Menſchen noch andere Triebe als die ſinnlichen erwachen. 
In meiſterhafter Weiſe hat der große Bodenreformer Henry 
George in ſeinem berühmten Werke „Fortſchritt und Armut“ 
(II. Buch 3. Kapitel) dieſen grundſätzlichen Unterſchied gezeichnet: 


Der Menſch iſt das einzige lebendige Weſen, deſſen Wünſche 
mit ihrer Befriedigung wachſen, das einzige Tier, das niemals 
zufrieden iſt. Die Bedürfniſſe jedes anderen Lebeweſens ſind 
ſich gleich und begrenzt geblieben. Der Ochſe von heute verlangt 


nicht mehr als der erſte, den der Menſch ins Joch ſpannte. Die 
Seemöve im engliſchen Kanal, die hinter dem ſchnellen Dampfer 


dahinſchwebt, verlangt nicht beſſere Nahrung noch Obdach als die 


~ 


Möven, welche Cäſars Galeeren beim erſten Landen an der bri- 
tiſchen Küſte umkreiſten. Alle anderen Lebeweſen, ausgenommen 
der Menſch, verlangen oder ſuchen nur ſo viel, als zur Befriedigung 
ihrer notwendigen und beſtimmten Bedürfniſſe gehörte. 

Anders der Menſch. Kaum ſind ſeine tieriſchen Bedürfniſſe 
befriedigt, jo entſtehen andere ... Und auch die Bedürfniſſe, die 
er mit dem Tier gemein hat, erweitern, verfeinern ſich und ſtreben 
nach höherem. Nicht mehr Hunger allein, ſondern auch Geſchmack 
ſucht in der Nahrung ſeine Befriedigung. In der Kleidung ver⸗ 
langt er nun nicht nur Bequemlichkeit, ſondern auch Schmuck. 


Das rohe Obdach wird zum Hauſe. Der unwähleriſche Gefcylechts- 


trieb verwandelt ſich in zarte Neigung, und der rauhe, einfache 
Stamm des cas Lebens treibt Knoſpen und Blüten von 
ſeltener Schönheit. 

Stellt ſich nun ind Verlangen nach höherem Ausdruck der 
Begierden ein, ſo finden wir das, was in der Pflanze ſchlummert 
und im Tier geheimnisvoll ſich regt, im Menſchen erwacht. Die 
Augen des Geiſtes ſind offen, und der Wiſſensdurſt glüht. Hier 
trotzt er der ſengenden Glut der Wüſte und dort dem eiſigen Hauch 
des Polarmeeres, nicht um der Nahrung willen! Er wacht die 
ganze Nacht, nur um den Kreislauf der ewigen Geſtirne zu beob— 
achten. Er häuft Mühe auf Mühe, um einen Hunger zu ſtillen, 
den nie ein Tier kannte, um einen Durſt zu löſchen, den nie ein 
anderes Weſen fühlte. 

Und wenn dann der Menſch ſeine edlere Natur entwickelt, 
entſteht das noch höhere Verlangen, die Leidenſchaft der Leiden- 
ſchaften, die Hoffnung der Hoffnungen: das Verlangen, daß er, 


eben er dazu beitrage, das Leben beſſer und ſchöner zu machen, 


Mangel und Sünde, Sorge und Schande zu beſeitigen. Er unter- 
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wirft und zähmt das Tier in ſich. Er wendet den Felten den 
Rücken und verzichtet auf die Stelle der Macht. Er überläßt es 
anderen, Reichtümer a nzuhäufen, angenehme Gefühle zu befrie⸗ 
digen, den warmen Sonnenſchein des kurzen Tages zu genießen. 
Er arbeitet für die, welche er nie ſah, nie ſehen kann; für einen 
Ruhm, oder vielleicht nur für eine armſelige Gerechtigkeit, die erſt 
kommen kann, lange nachdem die Erdklumpen auf ſeinen Sarg 
hinunter gepraſſelt ſind. Er müht ſich im Vordertreffen ab, wo es 


kalt und wo wenig Beifall von den Menſchen zu ernten iſt, wo 


die Steine ſcharf und die Geſtrüppe dicht ſind. Mitten unter dem 
Spotte der Gegenwart und dem Hohne, der gleich Meſſern ſchneidet, 
baut er für die Zukunft. Er bahnt ſich den Weg durch das Dickicht, 
den die fortſchreitende Menſchheit hernach zu einer Landſtraße 
erweitern kann. In immer höhere Sphären ſteigt und ruft das 
Verlangen, und ein Stern, der im Often aufgeht, leitet ihn weiter. — 
Von andern Stimmen, die ſich leidenſchaftlich gegen Malthus 
erheben, ſeien nur zwei als Vertreter verſchiedener Richtungen 
erwähnt: Friedrich Liſt, der Schöpfer des nationalen Syſtems, 
und Friedrich Engels, der Mitbegründer des „wiſſenſchaft⸗ 
lichen“ Kommunismus. 
Liſt weiſt auf die unbegrenzten Möglichkeiten des menſch⸗ 
lichen Erfindungsgeiſtes auch auf dem Gebiet der Bodenbearbeitung 
hin und zeichnet dann die Gefahr der Malthusſchen Lehre für 


die Entwicklung der produktiven Kräfte, auf die er den Haupt⸗ | 


wert legt („Nationales Syſtems II, 11"): 

Sie (die Lehre des Malthus) will den herzloſen Egoismus 
zum Geſetz erheben. Sie verlangt, daß wir unſer Herz gegen den 
Verhungernden verſchließen, weil, wenn wir ihm Speiſe und 
Trank reichen, vielleicht in dreißig Jahren ein anderer ſtatt ſeiner 
verhungern müßte. Dieſe Lehre würde die Herzen der Menſchen 
in Steine verwandeln. Was aber wäre am Ende von einer Nation 
zu erwarten, deren Bürger Steine ſtatt Herzen im Buſen trügen? 


Wies ſonſt als gänzlicher Verfall aller Moralität und damit aller 


produktiven Kräfte und ſomit alles Reichtums und aller 
Zwiliſaͤtion und Macht der Nation? 

Wenn in einer Nation die Bevölkerung höher ſteigt als die 
Produktion an Lebensmitteln; wenn die Kapitale ſich am Ende 
jo anhaufen, daß fie in der Nation kein Unterkommen mehr finden; 
wenn die Maſchinen eine Menge Menſchen außer Tätigkeit ſetzen 
und die Fabrikate bis zum Übermaß ſich anhäufen: ſo iſt dies 
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nur ein Beweis, daß die Natur nicht haben will, daß Induſtrie, 

Ziviliſation, Reichtum und Macht einer einzigen Nation aus⸗ 

ſchließlich zu teil werden, daß ein großer Teil der kultur⸗ 

fähigen Erde nur von Tieren bewohnt ſei, und daß der größte Teil 

des menſchlichen Geſchlechts in Roheit, Unwiſſenheit und Armut 
verſunken bleibe. 


Engels ſetzt ſich in ſeinem „Umriß zu einer Kritik der 
Nationalökonomie“ mit dieſer Lehre auseinander: 


Die Folgen dieſer (von Malthus behaupteten) Entwicklung 
ſind nun, daß, da die Armen gerade die Überzähligen ſind, man 
nichts für ſie tun ſoll, als ihnen das Verhungern ſo leicht als mög⸗ 
lich zu machen, ſie zu überzeugen, daß es ſich nicht ändern läßt, 
und daß für ihre ganze Klaſſe keine Rettung da iſt, als in einer 
möglichſt geringen Fortpflanzung, oder wenn dies nicht geht, ſo 
iſt es noch immer beſſer, daß eine Staatsanſtalt zur ſchmerzloſen 
Tötung der Kinder der Armen, wie ſie „Marcus“ vorgeſchlagen 
hat, eingerichtet wird — wonach auf jede Arbeiterfamilie zwei 
und ein halbes Kind kommen dürfen, was aber mehr kommt, 
ſchmerzlos getötet wird. Almoſengeben wäre ein Verbrechen, da 
es den Zuwachs der überzähligen Bevölkerung unterſtützt; aber 
ſehr vorteilhaft wird es ſein, wenn man die Armut zu einem Ver⸗ 
brechen und die Armenhäuſer zu Strafanſtalten macht, wie dies 
bereits in England durch das „liberale“ neue Armengeſetz geſchehen 
iſt. Es iſt zwar wahr, dieſe Theorie ſtimmt ſehr ſchlecht mit der 
Lehre der Bibel von der Vollkommenheit Gottes und ſeiner 
Schöpfung; aber „es iſt eine ſchlechte Widerlegung, wenn man 
die Bibel gegen Tatſachen ins Feld führt!“ 

Soll ich dieſe infame, niederträchtige Doktrin (Lehre), dieſe 
ſcheußliche Blasphemie (Läſterung) gegen die Natur und Menſchheit 
noch mehr ausführen, noch weiter in ihre Konſequenzen verfolgen? 
Hier haben wir endlich die Unſittlichkeit des Oekonomen (Volkswirt⸗ 
ſchaftlers) auf ihre höchſte Spitze gebracht. Was ſind alle Kriege und 
Schrecken des Monopolſyſtems gegen dieſe Theorie? Und gerade 
ſie iſt der Schlußſtein des liberalen Syſtems 
der Handelsfreiheit, deſſen Sturz den des ganzen Gebäudes nach ſich 
zieht. Denn iſt die Konkurrenz hier als die Urſache des Elends, der 
Armut, des Verbrechens nachgewieſen, wer will ihr dann noch 
das Wort zu reden wagen?. 

Die Malthusſche Theorie iſt übrigens ein durchaus notwen- 
diger Durchgangspunkt geweſen, der uns unendlich weiter gebracht 
hat. Wir ſind durch ſie, wie überhaupt durch die Oekonomie, auf 
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die Produktionskraft der Erde und der Menſchheit lh pterkeam 

geworden, und nach der Überwindung dieſer ökonomiſchen Ver⸗ 

zweiflung vor der Furcht der Übervölkerung für immer geſichert. 

Wir ziehen aus ihr die ſtärkſten ökonomiſchen Argumente (wirt⸗ 

ſchaftlichen Gründe) für eine ſoziale Umgeſtaltung. — 

Ein Vorläufer von Malthus war Gregor King, der 
um 1710 als Herold von Lancaſter ſtarb. Er ſchätzte die Einwohner 
Englands zu ſeiner Zeit auf 5½ Millionen. Auch ihm ſtieg 
ſchon das Geſpenſt einer Übervölkerung auf, und er berechnete 
in Sorge, daß im Jahre 3500 bei ungehemmtem Wachstum die 
Bevölkerung auf 22 Millionen geſtiegen ſein könnte! Etwa 100 
Jahre ſpäter (1801), als Malthus ſeine Sorgen verkündete, 
zählte England ſchon rund 10 000 000 Einwohner, und wiederum 
100 Jahre ſpäter (1901) war die Bevölkerung auf 41 Millionen 
gewachſen, und doch wird niemand behaupten, daß dieſe Entwick⸗ 
lung naturgemäß ihr Ende erreicht haben müſſe. 

Die Einwohnerzahl Europas, zur Zeit des Kaiſers Au guſtus, 
wird auf 40 Millionen geſchätzt. Heute beträgt ſie über 400 
Millionen, und doch entfallen auf den Einzelnen im Durchſchn itt 
mehr Unterhaltsmittel als zu der Zeit, da die Bebölkerung mit 
ihrem großen Sklavenanteil nur ein Zehntel betrug. 


10. Die Lehre vom Wert und Tohnfonds. 

avid Ricardo wurde am 19. April 1772 in London als 

Sohn eines ſtrenggläubigen portugieſiſchen Juden geboren, 
der ihn verſtieß, als er bei ſeiner Heirat zum Chriſtentum übertrat. 
Ohne irgendwelche Mittel wurde er Privatmakler an der Londoner 
Börſe und legte dort ſeine privatwirtſchaftliche Befähigung nament⸗ 
lich in Wertpapier- und Getreideſpekulationen in ſolchem Maße 
dar, daß er ſich bereits im Alter von 25 Jahren als mehrfacher 
Millionär vom Geſchäftsleben zurückziehen konnte. Er wandte 
ſich wiſſenſchaftlichen Studien zu, die ſich, als er 1799 Adam Smith? 
„Unterſuchungen“ kennen lernte, auf das Gebiet der Volkswirt⸗ 
ſchaft richteten. Ihr Ergebnis ſind die „Grundſätze der Volks⸗ 
wirtſchaft und der Beſteuerung“ 1817. Er iſt am 11. ae 
823 in London geſtorben. 
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Beſonders hervorzuheben ſind die Ergänzungen, die Ricardo 
den Lehren vom Wert, vom Lohnfonds und von der Grundrente 
gegeben hat. Ricardo folgte der Smithſchen Einteilung vom Ge- 
brauchs⸗ und Tauſchwert, ſowie der vom natürlichen Preis und vom 
Markt preis. Aber während Smith die Arbeit als einziges Wertmaß 


eine ſeltene Waffe, an ein vollendetes Gemälde. 

Für die Waren, die beliebig erzeugt werden können, und das 
ijt allerdings die große Mehrzahl, fei die Arbeit der den Wert be- 
ſtimmende Faktor. Dabei müſſen aber alle unwirtſchaftlichen 
Leiſtungen ausſcheiden. Nur „nötige“ oder „übliche“ (das iſt Marx' 
„ geſellſchaftlich notwendige“) Arbeit beſtimme den Tauſchwert 
einer Ware und zwar nicht die geringere Menge, die unter den 
günſtigſten Verhältniſſen zu ihrer Herſtellung genügt, ſondern 
die größere Menge, die unter den ungünſtigſten Verhältniſſen 
gufgewandt werden muß. Die Wertlehre Ricardos, die 
allein die Produktionskoſten als Urſache des Preiſes betrachtet, 
fand bald Widerſpruch. Der franzöſiſche Nationalökonom Jean 
Baptiſte Say betonte demgegenüber die Bedeutung des Ge— 
brauchs wertes, was Ricardo ablehnte mit dem Hinweis 
darauf, daß Dinge von höchſtem Gebrauchswert (wie Kleidung, 
Möbel uſw.) geringen Tauſchwert haben können. Malthus 
erklärte gegenüber Ricardo Angebot und Nachfrage als das 
Entſcheidende, was Ricardo zunächſt als unvereinbar mit ſeiner 
Auffaſſung ablehnte. Nach Careys „Reproduktions⸗Theorie“ 
(Neuſchaffungs Lehre) entſcheiden über den Preis einer Ware 
nicht die Koſten, die zu ihrer Herſtellung tatſächlich aufgewandt 
ſind, ſondern die, welche bei einer neuen Erzeugung aufgewandt 
werden müßten. — 

Die Lehre vom Lohnfonds hat, wie oben gezeigt wurde, 
Adam Smith in ihren Grundzügen aufgeſtellt. Nach ihr iſt 


das Kapital die Vorbedingung jeder größeren Arbeitleiſtung. 
Dieſes aber kann nur entſtehen, wo die. Erträgniſſe der Arbeit 
nicht aufgebraucht, ſondern zum Teil in Form von Vorräten, 
Werkzeugen, Gebäuden uſw. zurückgeſtellt werden. Ein Verzicht 
auf augenblicklichen Genuß gebe das Recht auf einen Genuß in 
der Zukunft. Das ſei der Gewinn, den man von dem Kapital 
und ſeiner Anwendung erhoffe. Dieſer Gewinn fei gerecht- 
fertigt. Ohne ihn gebe es kein Kapital, gebe es keine größere 
vorausſchauende Produktion. Die Höhe des Kapitalgewinns 
und des Arbeitlohns aber werde ebenſo beſtimmt, wie der 
Preis jeder Ware: durch Angebot und Nachfrage. Die Höhe 
des zur Produktion beſtimmten Kapitals, des Lohnfonds, iſt der 
eine Faktor, die Zahl der Arbeiter der andere. Können z. B. 
täglich 50 Millionen N aus dem Lohnfonds zur Lohnzahlung 
entnommen werden, und beträgt die Anzahl der Arbeiter dieſes 
Landes 5 Millionen, ſo wird der durchſchnittliche cee in 
dieſem Lande 10 & betragen. 

Bleibt der Lohnfonds der gleiche, ſo kann der Durchichniits- 
lohn nur ſteigen, wenn die Arbeiterzahl ſich vermindert. Bleibt 
dieſe die gleiche, ſo kann er nur ſteigen, wenn der Lohnfonds der 
Nation ſich vermehrt. 

Smith nahm an, daß der Lohnfonds bei durchgeführter 
Arbeitsteilung ſo ſchnell wachſen werde, daß auch der Lohn der 
Arbeit ſchnell und dauernd ſteigen müſſe. Dieſe Hoffnung hat 
ſchon Malthus durch ſein Bevölkerungsgeſetz zu vernichten 
geſucht. Nach ihm wächſt „durch die Unvorſichtigkeit der Arbei 


ihre Zahl zu ſchnell, als daß eine Hoffnung auf dauernde Vohn- 


erhöhung möglich wäre. Ricardo verſchärft dieſe Auffaſſung noch, 


indem er den Lohnfonds in „zirkulierendes“ (umlaufendes) und 


„fixes“ (feſtes) Kapital zerlegt. Das fixe Kapital, das in Gebäuden, 


Maſchinen, Werkzeugen angelegt ſei, rufe keine Nachfrage nach 
Arbeit hervor, ſondern nur das zirkulierende, das kleiner ſei als 
das fixe, und das für Löhne, Roh- und Hilfsſtoffe beſtimmt ſei. 
Dieſe Teilung hat Marx noch weiter durchgeführt. Er unter⸗ 
ſcheidet „variables“ (veränderliches) und „konſtantes“ (gleich⸗ 


F 


bleibendes) Kapital. Zu dem letzten zählt er außer den Gebäuden, 
Maſchinen und Werkzeugen auch noch die Roh- und Hilfsstoffe. 
Demnach umfaßt das variable Kapital, das allein Nachfrage 
nach Arbeitern hervorrufe, als Lohnkapital nur noch einen kleinen 
Teil des Lohnfonds im Sinne von Smith. 

Folgerichtig ergibt ſich aus der Auffaſſung der Lohn⸗ 
theorie von Ricardo, daß ohne menſchliche Schuld, allein 
durch das Naturrecht, die Arbeitlöhne ſich um das Notwendigſte 
herum bewegen müſſen. Sinken ſie darunter, ſo werden 
Krankheit, Elend, Hunger, verminderte Eheſchließungen uſw. 
die Zahl der Arbeiter verringern und ſo die Möglichkeit 
ſchaffen, den Durchſchnittslohn zu erhöhen. Erhöht ſich der Arbeits- 
lohn über das Notwendigſte, jo werden vermehrte und finder- 
reiche Ehen die Zahl der Arbeiter ſo wachſen laſſen, daß der Lohn 
wieder ſinken muß, da ja nun wieder mehr Menſchen ſich in das 
ſelbe „zirkulierende“ Kapital teilen müſſen. 

Dieſe Auffaſſung iſt ebenſo irrig wie die ihr eng He 
Malthusſche Lebre. Der Arbeiter wird nicht aus einem 
Vorrat früherer Zeiten bezahlt. Der Lohn wird vielmehr aus dem 
Ertrag ſeiner Arbeit genommen. Der aber wird gegen die Unter⸗ 
haltsmittel ausgetauſcht, die andere zu gleicher Zeit der Natur 
abringen, und deren Menge wiederum im weſentlichen nur be- 
ſtimmt wird durch die Art der Bodenverteilung und der dadurch 
möglichen Art der Bodenbearbeitung. — 

Der Gewinn des Unternehmers, der „Profit“, iſt nach Ri⸗ 
cardo eine Reſtgröße. Die Arbeit allein erzeugt das Geſamt⸗ 
produkt, von dem zunächſt nur die Grundrente abgeht. Der Tauſch⸗ 
wert jeder Ware ſteht in feſtem Verhältnis zu der in ihr enthaltenen 
Arbeitmenge. Die Arbeiter erhalten nur einen Teil dieſes Wertes. 
Die Reſtgröße, die aus irgendeinem Grunde dem Beſitzer des 
Kapitals (Werkzeuge, Vorräte) verbleibt, ijt der Unternehmer- 
gewinn oder der Profit. Der Unterſchied zwiſchen der Arbeit— 
menge, die im Lohn enthalten iſt, und der Arbeitmenge, die im 
Geſamtprodukt enthalten ijt, wird dann bei Marx der „Mehr- 
wert“, der aus unbezahlter Arbeitkraft entſteht. Der Lohn 
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muß nun, wie wir geſehen haben, ſtets mindeſtens ſo viel betragen, 
daß das zum Leben und zur Fortpflanzung Nötige beſchafft werden 
kann. Die Nahrungsmittel aber, die Bodenprodukte, werden, 
von Schwankungen abgeſehen, in einem Lande immer teurer 
werden müſſen, je mehr Bevölkerung und Kapital ſich vermehren. 
Dadurch wird der Nennlohn der Arbeit ſteigen müſſen, wenn auch 
der Reallohn der gleiche bleibt, da ja für den erhöhten Nennlohn 
nicht mehr Unterhaltsmittel eingetauſcht werden können. Die 
Erhöhung des Nennlohnes bedeutet aber, daß der dem Kapita⸗ 
liſten verbleibende Reſt, der Profit, geringer werden muß. So 
ergeben ſich nach Ricardo folgende Entwicklungs⸗Tendenzen der 
Verteilung: Der Anteil der Grundeigentümer, die Grundrente, 
ſteigt fortſchreitend, der Lohn für die Arbeit bleibt im weſent⸗ 
lichen der gleiche, der Unternehmergewinn, der Profit, ſinkt ſtändig. 


11. Pie Grundrente als Pifferenttalrente. 

9 Begriff der Grundrente will Ricardo ſcharf umgrenzen. 
Im 2. Kapitel ſeiner „Grundgeſetze“ führt er aus: 

Rente m jener Teu des Bodenertrages, der dem 
Grundbeſitzer für die Benutzung der urſprünglichen und 
unzerſtörbaren Kräfte des Bodens gezahlt wird. Sie 
wird jedoch häufig mit Zins und Kapitalgewinn verwechſelt und 
im gewöhnlichen Sprachgebrauch wird dieſe Bezeichnung auf 
alles angewandt, was der Pächter dem Grundbeſitzer jährlich an 
Zahlungen zu entrichten hat. Wenn von zwei nebeneinander⸗ 
liegenden Landgütern von gleichem Umfang und gleicher natür⸗ 


licher Fruchtbarkeit das eine mit allen erforderlichen Einrichtungen 


an Wirtſchaftsgebäuden verſehen und außerdem genügend ent⸗ 
wäſſert und gedüngt, durch Hecken, Zäune und Wälle zweckmäßig 
eingeteilt wäre, das andere aber keinen dieſer Vorzüge aufzu⸗ 
weiſen hätte, dann würde natürlicherweiſe für die Benutzung des 


einen eine größere Vergütung als für die Benutzung des anderen be⸗ 


zahlt, in jedem Falle aber dieſe Vergütung als Rente bezeichnet werden. 

Doch iſt es klar, daß nur ein Teil des jährlich für das ver⸗ 
beſſerte Landgut zu zahlenden Geldes für die urſprüng⸗ 
lichen und unzerſtörbaren Kräfte des Bodens ent⸗ 
richtet würde; der andere Teil wäre eine Vergütung für die Mit⸗ 
wirkung des Kapitals, das zur Verbeſſerung der Er⸗ 
tragsfähigkeit des Bodens und zur Errichtung der zur Unterbrin⸗ 
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gung und Aufbewahrung der Ernte erforderlichen Gebäude 
verwendet worden wäre. 
Adam Smith gebraucht das Wort Rente zuweilen in der 
engeren Bedeutung, die ich dem Worte zu geben wünſche, doch 
häufiger in dem volkstümlichen Sinne, in dem es meiſtens an⸗ 
gewandt wird. Er berichtet, daß infolge der Nachfrage nach Bau⸗ 
holz und ſeines hierdurch hervorgerufenen hohen Preiſes, in den 
ſüdlicheren Ländern Europas eine Rente entſtand für die nor- 
wegiſchen Wälder, die vorher keine ſolche abwerfen konnten. Iſt 
Rees jedoch nicht ganz klar, daß der, welcher dieſe Art von Rente 
bezahlte, ſie mit Rückſicht auf die wertvolle Ware entrichtete, die 
ſich auf der Bodenfläche befand, und daß ihm dieſe ſicherlich beim 
Verkauf des Bauholzes nebſt einem Gewinn erſetzt wurde? Wenn 
allerdings nach Abfuhr des Bauholzes der Grund— 
beſitzer noch eine Vergütung erhielte für die Uberlaſſung 
des Bodens zur Anpflanzung von Bauholz oder anderen 
Erzeugniſſen zur Deckung eines zukünftigen Bedarfes, dann würde 
man mit Recht dieſe Vergütung Grundrente nennen, da ſie 
für die erzeugenden Kräfte des Bodens entrichtet worden wäre. 


Hatte Smith, ebenſo wie die Phyſiokraten, die Grundrente 
im weſentlichen als Monopol rente aufgefaßt, die jeder Boden 
aufweiſe, ſo erkennt Ricardo dieſe Auffaſſung nur für jene Länder 
an, in denen aller Boden bereits mit Beſchlag belegt iſt. Solange 
noch freier Boden in genügender Menge Arbeitswilligen offen- 
ſtehe, fei die Grundrente Differential rente. 

Man denke ſich, führt er etwa aus, daß in einem erſt zu be⸗ 
völkernden Lande das nötige Getreide erzeugt werden müſſe. 


Hier wird man zunächſt den Boden bebauen, der bei der Verwendung 


des geringſten Aufwandes von Kapital und Arbeit den höchſten Er— 
trag liefert. Solange ſolcher Boden genügend vorhanden iſt, kann 
ſich der Preis des Getreides nur nach dem Anteil von Kapital und Ar- 
beit am Produkt richten. Der Bodeneigentümer kann keinen 
Gewinn aus dem Boden als ſolchem herauswirtſchaften, da 
niemand das Getreide teurer bezahlen wird, als ihn ſelbſt die 
Gewinnung von Getreide unter Anwendung der gleichen Menge 
Kapital und Arbeit auf dem freien, guten Boden koſten würde. 


Iſt aber die Bevölkerung geſtiegen und aller gute Boden bebaut, 
ſo muß man zur Gewinnung des nötigen Getreides auch weniger 


— 
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guten Boden bebauen, der trotz gleicher Aufwendungen einen 
geringeren Ertrag abwirft. Während alſo eine beſtimmte Fläche 
des zuerſt in Angriff genommenen Bodens erſter Klaſſe bei Auf⸗ 
wendung einer beſtimmten Menge von Kapital und Arbeit z. B. 
einen Ertrag von 100 Zentnern Getreide abwarf, werden auf 
einer gleich großen Fläche Boden zweiter Klaſſe bei Verwen⸗ 
dung des gleichen Kapitals und der gleichen Arbeit nur 90 Zentner 
Getreide erzielt. Der Preis des Getreides muß der auf dem 
Boden zweiter Klaſſe erzielten Produktion entſprechen, da ſich 
ſonſt niemand der Bebauung dieſes Bodens unterziehen würde. 
Dieſer Preis wird nun allgemein gelten. Der Beſitzer des 
Bodens erſter Klaſſe erhält daher nunmehr für 90 Zentner Getreide 
denſelben Preis, den er vorher für 100 Zentner erhalten hat. Der 
Preis der überſchießenden 10 Zentner bildet die Grundrente. 
Je ſchlechter der Boden iſt, der für die Folgezeit zur Gewinnung 
des notwendigen Getreidebedarfs in Angriff genommen werden 
muß, deſto größer iſt die Grundrente für die beſſeren Bodenklaſſen. 
Wird Boden dritter Klaſſe bebaut, der unter gleichen Be⸗ 
dingungen nur 80 Zentner ergibt, ſo wirft auch der Boden zweiter 
Klaſſe Grundrente ab, und zwar (90 — 80 Zentner =) 10 Zent⸗ 
ner, der Boden erſter Klaſſe (100 — 80 =) 20 Zentner ab. Iſt 
der Boden vierter Klaſſe bebaut, ſo bringt auch der Boden 
dritter Klaſſe Grundrente uff. Nur der jeweilig zuletzt verwendete 
Boden, der alſo die Grenze des Anbaues beſtimmt, wirft keine 
Rente ab. Daraus ergibt ſich: Die Grundrente wird beſtimmt 
durch den Überſchuß des Bodenertrags über den Ertrag, den bei 
gleicher Aufwendung von Kapital und Arbeit der zuletzt bebaute, 
den geringſten Ertrag aufweiſende Boden abwirft. 
1 Dieſe Lehre von der Differentialrente erſcheint als not⸗ 
wendige Ergänzung der Wert- und Lohnfonds⸗Theorie. Auch ihr 
Ausgangspunkt iſt die Annahme, daß die Arbeitmenge in einer 
Ware ihren Tauſchwert beſtimmt. Nun werden Waren 
von gleicher Arbeitmenge auf verſchieden teurem Boden 
hergeſtellt. Welchen Einfluß hat dieſer verſchiedene Bodenwert auf 
das Verhältnis von Kapitaliſten und Arbeitern, von Profit und 
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Lohn? Auf freiem Boden, d. h. auf ſolchem, für den keine Rente 
bezahlt werden muß, gelten dieſe Geſetze in ihrer Reinheit. Solcher 
Boden wird aber nur noch weit entfernt von den Rohſtoffen und 
von den Verkehrsmittelpunkten zu finden ſein. Für jeden andern, 
der die Arbeit erleichtert und ihren Ertrag vergrößert, muß Rente 
entrichtet werden. Dieſe Rente aber wird weder das Produkt 
verbilligen, noch in dem Verhältnis von Profit und Lohn wejent- 
liches ändern, da der Wettbewerb der Kapitaliſten und Arbeiter 
dieſe Rente von vornherein reſtlos dem Grundeigentümer zu⸗ 
führen wird. 7 
Es iſt deshalb nur folgerichtig, daß Ricardo in der praktiſch 
ſo überaus wichtigen Frage der Beſteuerung der Grundrente 
mit Adam Smith übereinſtimmt (X. Hauptſtüch: 

Eine Grundrentenſteuer würde nur die Rente tref- 
fen. Sie fiele gänzlich auf die Grundeigentümer und könnte 
auf keine Klaſſe der Verbraucher abgewälzt werden. 
Über die Bedeutung Ricardos gehen die Meinungen 

weit auseinander. Karl Diehl, der ſeine Werke mit aus⸗ 
führlichen Erläuterungen herausgegeben hat, nennt ihn den „un⸗ 
zweifelhaft einflußrceichſten Nationalökonomen des 19. Jahr⸗ 
hunderts“. Guſtav Schmoller hält ihn für einen Smith⸗ 
Schüler, der „von ſeinem einſeitigen Standpunkte als Bankier 
oft zu ſchiefen und falſchen Schlüſſen gekommen ſei.“ 


12. Ein deukſcher Landwirk. 

ls Schüler von Adam Smith bezeichnet ſich auch Hein- 

rich von Thünen, der aber zugleich eine durchaus 
ſelbſtändige Stellung einnimmt. Er wurde am 24. Juni 1783 auf 
ſeinem väterlichen Gute Kanarienhauſen im Jeverlande geboren, 
erlernte praftijd die Landwirtſchaft und ging dann nach Groß— 
flottbeck bei Hamburg in die Staudingerſche Lehranſtalt. Die 
Bedeutung Hamburgs für die umliegende Land wirtſchaft ließ 
Thünen zuerſt 1803 die Gedanken zu ſeinem „Iſolierten Staate“ 
faſſen. In demſelben Jahre hörte er in Celle Dr. Albrecht Thaer 
(1752-1828), den großen Bahnbrecher der deutſchen Ackerbau⸗ 
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Wiſſenſchaft; doch behauptete er auch dieſem gegenüber ſtets ſeine 
Selbſtändigkeit. Nachdem er 1806 geheiratet hatte, übernahm 
er 1810 für die darauf laſtenden Schulden von 56 000 Talern das 
Gut Tellow in Mecklenburg. Wie tüchtig er in der privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Praxis war, bezeugt der Umſtand, daß er es 40 Jahre 
ſpäter in weſentlich beſſerem Zuſtande und völlig ſchuldenfrei 
ſeinem Sohne hinterlaſſen konnte. Die Univerſität Ro ſt ock 
ernannte ihn 1830 zum Ehrendoktor. Eine Wahl in das Frank 
furter Parlament von 1848 mußte er geſundheitshalber ablehnen. 
Am 22. September 1850 iſt er auf ſeinem Gute einem Schlag⸗ 
fluß erlegen. Thünens Hauptwerk erſchien 1826. Es heißt: 
Der iſolierte Staat in Beziehung auf Landwirtſchaft und 
Nationalökonomie, oder Unterſuchungen über den Einfluß, den 


die Getreidepreiſe, der Reichtum des Bodens und die Abgaben 
auf den Ackerbau ausüben. 


Der zweite Teil mit dem Untertitel: „Der naturgemäße 
Arbeitslohn und deſſen Verhältnis zum Zinsfuß und zur Land⸗ 
rente“ iſt erſt 1850 kurz vor ſeinem Tode herausgekommen; doch 
hat er das Weſentliche dieſes Teils bereits 1826 in einem Aufſatz 
über „Das Los der Arbeiter — ein Traum ernſten Inhalts“ 
niedergelegt. 

„Der iſolierte Staat“ beſteht aus einer Ebene von durchaus 
gleichem Boden, der überall anbaufähig iſt. In der Mitte liegt 
eine große Stadt. Alle Erzeugniſſe des Gewerbefleißes werden 
von dieſer einen Stadt geliefert, wie auch alle Lebensmittel für 
die Stadt einzig von der ſie umgebenden Landfläche kommen. 

Wie wird ſich unter dieſen Verhältniſſen der Ackerbau ge⸗ 
ſtalten, und wie wird die größere oder geringere Entfernung von 


der Stadt auf den Landbau einwirken, wenn dieſer mit der höch⸗ 
ſten Konſequenz betrieben wird? 


Nach Thünen werden ſich um die Stadt ſechs konzentriſche 

Kreiſe bilden und zwar: I. Freie Wirtſchaft (Gemüſe, Obſt, Milch) 
— II. Forſtwirtſchaft. — III. Fruchtwechſelwirtſchaft. — IV. 
Koppel- und Feldgraswirtſchaft. — V. Dreifelderwirtſchaft — 
VI. Viehzucht. Der Ausgang für die Löſung der Frage iſt der Ge⸗ 


— 383 — 


danke: die Koſten der Beförderung nach dem Abſatzmarkt be- 


4 % ſtimmen die Wahl der Betriebsverfahren. Die „Landrente“ wird 
alſo nicht nur durch die Verſchiedenheit der Fruchtbarkeit 


si 8 des Bodens, ſondern weſentlich auch durch die der Be firde- 


rungskoſten beſtimmt. Dieſen Gedanken hatten ſchon 
Petty, Quesnay und Ricardo ausgeſprochen. Thünen 
fand ihn ſelbſtändig und betonte ihn ſcharf: 

Die Landrente eines Gutes entſpringt alſo aus dem Vor⸗ 
zug, den es vor dem durch ſeine Lage oder durch ſeinen Boden 
ſchlechteſten Gute, welches zur Befriedigung des Bedarfs noch 
Produkte hervorbringen muß, beſitzt. 

In der wichtigen Frage, welche Folge eine Nutzbarmachung 
der Grundrente für die Geſamtheit haben müſſe, unterſcheidet 
Thünen mit aller Schärfe eine reine Grundrentenſteuer von 
einer Steuer, die nicht nur die Grundrente, ſondern auch die 
Bodenverbeſſerungen ergreift. Über die letztere ſagt er mit Recht 


am Schluß des § 38 ſeines Buches: „Auflagen auf die Landrente“: 


Eine Abgabe vom Boden, die nicht für lange Zeiträume, 
— mindeſtens für ein Jahrhundert — unverändert bleibt, ſondern 
mit der Pacht, die derſelbe gibt, ſteigt und fällt, 
und ſo die Verbeſſerung des Bodens mit belaſtet und 
dieſe dadurch hindert, iſt unter allen Abgaben vielleicht diejenige, 
die das Wachstum des Staats am meiſten hemmt. 


Von einer reinen Grundrentenſteuer ſagt er dagegen zu 
Beginn des genannten § 38 folgerichtig: 


Wenn der Eigentümer eines Guts einen Teil der Land⸗ 

rente, die das Gut ihm bringt, an den Staat abgeben muß, ſo 
ändert dies in der Form und der Ausdehnung der 
Wirtſchaft gar nichts. Diejenigen Güter, deren Land- 
rente nahe an Null iſt, tragen zu dieſer Abgabe ſehr wenig bei, 
und das entfernteſte oder ſchlechteſte Gut wird davon gar nicht 
ergriffen Dieſe Abgabe kann alſo jo wenig auf die Aus- 
dehnung der Kultur, als auf die Bevölkerung, 
die Anwendung des Kapitals und die Quantität 
der erzeugten Produkte einen nachteiligen 
Einfluß äußern; ja wenn die ganze Landrente von der 
Abgabe hinweggenommen würde, bliebe die Kultur d 0 8 
Bodens dennoch wie ſie geweſen ene 


* 
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So wie die Landrente nicht durch Verwendung von Arbeit 
und Kapital, ſondern durch den zufälligen Vorzug in 
der Lage des Guts oder der Beſchaffenheit des 
Bodens entſtanden iſt, ſo kann ſie auch wieder hinweggenom⸗ 
men werden, ohne daß dadurch die Verwendung von Kapital 
und Arbeit geſtört oder vermindert wird. 

Die Frage, ob der „geringe Lohn, den die gewöhnlichen 
Handarbeiter faſt überall erhalten, ein naturgemäßer oder durch 
Uſurpation entſtanden ſei“, beſchäftigte Thünen viele Jahre 
hindurch. Er fand die Löſung in der Formel, die er als die „Krone 
ſeiner Geſetze“ auch auf ſeinen Grabſtein ſetzen ließ: | 

Der naturgemäße Arbeitslohn = Yap 
Über dieſe Formel fagt er: 

In Worten ausgedrückt, ſagt dieſe Formel: Der naturgemäße 

Arbeitslohn wird gefunden, wenn man die notwendigen Bedürf⸗ 

niſſe des Arbeiters (in Korn oder Geld ausgeſprochen) (a) mit dem 

Erzeugnis ſeiner Arbeit (durch dasfelbe Maß gemeſſen) (p) multi⸗ 

pliziert und hieraus die Quadrat wurzel zieht. 

Beſonders wichtig wurde die Arbeitsmethode Thünens. Er 
ſtellte die Tatſachen des wirtſchaftlichen Lebens aufs genaueſte feſt 
und ſuchte ſie dann in ſorgfältig vergleichender Methode in Wiſſen⸗ 
ſchaft zu verwandeln. An der Hand ſeiner muſterhaft geführten 
Gutsbücher hat er über den Transport des Getreides von Tellow 
nach dem nächſten Abſatzmarkt, Roſtock, die Ergebniſſe des erſten Teils 
ſeines „Iſolierten Staates“ gewonnen. Den umgekehrten Weg 
allerdings hat er bei ſeiner Lehre vom Arbeitslohn eingeſchlagen. 
Hier hat er rein theoretiſch die Formel gewonnen und dann einen 
praktiſchen Verſuch gemacht, indem er die Gewinnbeteiligung 
vom 1. Juli 1847 an für ſeine Gutsarbeiter einführte. Am 30. Juni 


jedes Jahres ſollten vom Geſamtertrag des Gutes Tellow zunächſt 


die Barausgaben und als Anteil des Gutsherrn 16 500 , 
ſpäter 18 000 /, abgezogen werden. Der Überſchuß galt als der 
Gewinn, von dem jedem Berechtigten 4% in einem Sparkaſſen⸗ 
buch gutgeſchrieben werden ſollte. Von 1848—1896 betrug der 
durchſchnittliche Gewinnanteil für eine Familie jährlich 68,46 SC, 
in den 49 Jahren alſo 3354,30 K. Sohn und Enkel Thünens haben 
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i a bebebelleng fortgeſetzt. Sie wurde aufgehoben, als 
das Gut 1896 auf den Freiherrn von Kettenburg überging. 
Dieſer gab auf eine Anfrage 1901 die bezeichnende Antwort: 
a Das Prinzip der Anteilwirtſchaft hat ſich wohl nicht ganz 
bewährt, da Herr von Thünen vor einigen Jahren ſein Gut ver⸗ 
kaufen mußte. Ich frequentiere dieſe Art Wirtſchaft 
nicht, und die Leute, die alle noch die alten ſind, ſind auch 
zufrieden, daß dieſe etwas komiſche Art von Beſoldung 
abgeſchafft iſt. 
Es fehlte der Gewinnbeteiligung die öffentlich⸗rechtliche 


5 Sicherheit, die ſie von dem Wohlwollen des zufälligen Eigen⸗ 


tümers unabhängig gemacht hätte. Eine Vereinigung ſeiner 
Arbeiter mit Rechtsanſpruch hat Thünen nie ins Auge gefaßt. 


Es war deshalb irreführend, wenn Laſſalle in ſeinem „Ar⸗ 
beiter⸗Leſebuch“ neben Stuart Mill als „eine noch größere Au⸗ 
toxrität“ Thünen als Vertreter „ſeines Aſſoziationsprinzips“ (Ge⸗ 


noſſenſchafts⸗Grundſatzes) für die Landarbeiter hinſtellte. 

Einen weſentlichen Schritt vorwärts hat Graf Ludwig Re⸗ 
ventlow aus bodenreformeriſcher Überzeugung heraus ver- 
ſucht, als er 1900 ſeine Gutsarbeiter zu einem rechtsfähigen Verein 
zuſammenſchloß, dieſem einen Anſpruch auf Einſicht in das Haupt⸗ 
buch gewährte, um ſo allen, die auf ſeinem Boden arbeiteten, 


ihren Anteil an der Grundrente zu ſichern. Reventlow hat ein- 


gehend über die Organiſation und ihre Erfolge in dem Organ 


des Bundes deutſcher Bodenreformer in den Jahren 1900, 1901, 


1902 berichtet. Er faßt ſein Urteil zuſammen: 


Daß die in gutem Geiſte, aus zufriedener Stimmung her— 
aus geleiſtete Arbeit ſolcher Männer, die am Ertrage der Ar— 
beit intereſſiert ſind, die ſich nicht nur als Lohnarbeiter, ſondern 
als Mitarbeiter zu einem gemeinſchaftlichen Ziele fühlen, die 
nackte Lohnarbeit an wirtſchaftlichem 1 8 übertreffen muß, 
kann füglich nicht bezweifelt werden. Wir dürfen deshalb un⸗ 
bedenklich feſtſtellen, daß durch die Gewinnbeteiligung das wirt— 
ſchaftliche Intereſſe des Arbeiters wie des Arbeitgebers geför— 
dert wird. Daß hieraus ein erhöhtes Solidaritätsgefühl zwi— 
ſchen den Genannten folgen, das gegenſeitige Vertrauen ge— 
feſtigt und vermehrt werden muß, brauche ich nur anzudeuten. 

Damaſchte, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.85. Tauſend. 1. Bd. 25 
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Nach ſeinem frühen Tode hat ſeine Witwe lange Zeit an 
dem Syſtem feſtgehalten und mir erklärt, daß ſie es ihm zuſchreibe, 
daß ſie nie Leutenot gekannt und nie einen ausländiſchen 1 
arbeiter zu beſchäftigen gebraucht habe. 


13. Der Rampf um den Freihandel in England. 

De engliſche liberale — die klaſſiſche — Schule hat eine 

große Verbreitung gefunden. Ein Teil ihres Erfolges muß 
zweifellos in den politiſchen Ereigniſſen geſucht werden, die 
Frankreich durch die Wirren der Revolution und die Napoleo⸗ 
niſchen Kriege trotz aller „gloire“ zuletzt zu einer völligen 
Niederlage führten, während England als die einzige niemals 
bezwungene Macht und endlich als der meerbeherrſchende Sieger 
aus dieſem Ringen hervorging. 

Die engliſchen Getreidepreiſe waren im 18. Jahrhundert 
ſtarken Schwankungen unterworfen. 1750 war der Getreide⸗ 
preis auf 100 % für 1000 kg geſunken. Als er 1766 auf 
266 J geſtiegen war, kam es zu Notſtands⸗Unruhen. Darauf⸗ 
hin wurde die Getreideausfuhr verboten, die Getreideeinfuhr 
freigegeben. Die ſtarke Vermehrung der Bevölkerung — von 6,5 
Millionen im Jahre 1750 auf 9,9 im Jahre 1801 ließ den Getreide- 
preis aber nicht ſinken. Im Jahre 1789 betrug er 259 . 

In dieſer Zeit der verhältnismäßig teueren Lebensmittel 
verdreifachten ſich die Armenlaſten. Sie ſtiegen von 1770—1800 
von 26 000 000 „ auf 76 000 000 /. Das war der Hintergrund, 
von dem aus Malthus ſein Buch über die Bevölkerung ſchrieb. 
Die Kriegsjahre, die zuletzt zur Sperrung des europäiſchen Feſt⸗ 
landes führten und damit jede Getreideeinfuhr außerordentlich er⸗ 
ſchwerten, waren Zeiten goldener Ernte für die Großgrundbeſitzer. 
1812 ſtand der Weizenpreis auf 574! Und als nach dem Sturze 
Napoleons die Getreideeinfuhr ihnen ihren Gewinn zu ſchmälern 
drohte — 1815 ſtand der Weizenpreis auf 297,50 J6 — ſetzten ſie 
es durch, daß jede Getreideeinfuhr verboten wurde, wenn der 
Preis unter 363 „ für 1000 kg ſank (80 Schilling für 1 Quart). 
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Während der Kämpfe um die Getreidegeſetze ſchrieb David 
Ricardo über die Grundrententheorie. 1828 wurde ein beweg⸗ 
licher Zollſatz (sliding scale) eingeführt, der aber immer noch 
den Getreidepreis auf außerordentlicher Höhe hielt und doch keinen 
gleichmäßigen Preis — den größten Segen für Land und 
Induſtrie — erzielte. Von 18281839 kamen Preisſchwankungen 
von 126% vor! Unterdeſſen kämpften Handel und Gewerbe mit 
ſchweren Kriſen, die 1825 z. B. dahin führten, daß 70 Provinzial⸗ 
banken ihre Zahlungen einſtellen mußten. 

In dieſer Lage ſtieg das Verlangen, den von den gefeierten 
Theoretikern gepredigten Freihandel praktiſch durchzuführen. 
An die Spitze der wachſenden Bewegung trat Richard Cob⸗ 
den. Er war am 3. Juni 1804 in Dunford in der Grafſchaft 
Suſſex als Sohn eines kleinen Grundbeſitzers geboren und mußte 
in der Jugend Schafe hüten. Nach dem Tode des Vaters nahm 
ihn fein Oheim in ſeine kleine Kattundruckerei. Später errichtete 
er in Mancheſter ſelbſt eine Kattundruckerei und brachte ſie zu 
hoher Blüte. Am 20. Dezember 1838 nahm die Handelskammer 
von Mancheſter eine von ihm entworfene Eingabe an, die erklärte: 
Durchdrungen von der Überzeugung, daß zu dieſen ewigen 

Grundſätzen auch das unveräußerliche Recht jedes Menſchen ge⸗ 
hört, die Ergebniſſe ſeiner Arbeit gegen die Erzeugniſſe anderer 
zu tauſchen und den Schutz eines Teiles der Allgemeinheit auf 
Koſten aller anderen für ungeſund und unverantwortlich erklärend, 
ſprechen die Unterzeichneten dem Hohen Haus die ernſte Bitte 
aus: Alle Geſetze, die ſich auf die Einfuhr ausländiſchen Korns 
und anderer ausländiſcher Nahrungsmittel beziehen, aufzu- 
heben, und auf die Landwirtſchaft wie auf die Gewerbe die 
wahren und friedlichen Grundſätze freien Handels in 
weiteſtem Maße auszudehnen! 


Dieſe Eingabe war das Signal zu einer Agitation, wie 
ſie bisher auf volkswirtſchaftlichem Gebiete noch nicht geſehen 
worden war. Ein Aufruf zur Unterſtützung dieſer Eingabe brachte 
in kurzer Zeit über 120 000 „. Die „Antikornzoll-Liga“, die Or- 
ganiſation der Freihandelsfreunde, erhielt bereits 1841 jährliche 
Beiträge namentlich aus den Kreiſen des Handels und der Induſtrie 
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in Höhe von 200 000 , 1843 ſchon von 1000 000, zuletzt von 


5 000 000 . In den leitenden Vorſtand wurde nur gewählt, wer 


einen jährlichen Mindeſtbeitrag von 1000 „ entrichtete. Er um⸗ 
faßte 321 Mitglieder. Die Gewerbeausſtellung, die die Liga 1845 


in London veranſtaltete, brachte 400 000 % Überſchuß. Bei jeder 
Parlamentswahl ſtieg durch die unermüdliche Agitationsarbeit von 


Cobden und ſeinen Freunden Bowring und Bright die Zahl 
der Anhänger des Freihandels, obwohl die Arbeiter, von denen 
allerdings nur wenige das Stimmrecht beſaßen, in ihrer Mehrheit 
der Liga ablehnend, ja feindlich gegenüberſtanden. Weshalb das 
ſo war, hat Karl Marx in einer Rede über die Frage des 
Freihandels am 9. Januar 1849 in der mater Geſell⸗ 
ſchaft zu Brüſſel ſcharf gezeichnet: 


Aber wunderbar! Das Volk, dem man um jeden Preis 
billiges Brot verſchaffen will, iſt ſehr undankbar. Das wohl⸗ 
feile Brot iſt in England ebenſo verrufen, als die wohl⸗ 
feile Regierung in Frankreich. Das Volk erblickt in den Männern 
voll Hingebung, in einem Bowring, einem Bright uno 
Konſorten, ſeine größten Feinde und die unver⸗ 
ſchämteſten Heuchler. 

Die Arbeiter fragten ihrerſeits die Fabrikanten: Wie kommt 
es, daß im Verlauf der letzten 30 Jahre, wo unſere Induſtrie 
die größte Entwicklung genommen hat, unſer Lohn in einem 
viel rapideren Verhältnis geſunken iſt, als der Preis des 
Getreides geſtiegen iſt? Die Steuer, welche wir, wie 
Ihr behauptet, den Grundbeſitzern zahlen, beträgt für den Ar⸗ 
beiter ungefähr 3 Pence die Woche; dagegen iſt der Lohn 
des Handwebers von 1815-1843 von 28 Schilling 
pro Woche auf 5 Schilling gefallen; und der Lohn 
des Maſchinenwebers iſt in der Zeit von 1823 bis 1843 von 20 


Schilling pro Woche auf 8 Schilling herunter ⸗ 
gedrückt worden. Und während dieſer ganzen Zeit iſt der Steuer⸗ 


betrag, den wir dem Grundbeſitzer bezahlt baben, nie höher als 
3 Pence geweſen! 

Und dann, als i. J. 1834 das Brot ſehr billig und der Ge⸗ 
ſchäftsgang ein flotter war, was ſagtet Ihr uns damals? Wenn 
Ihr unglücklich ſeid, ſo kommt es daher, daß Ihr zu viel Kinder 
macht, und daß Eure Ehe fruchtbarer iſt, als Euer Gewerbe! Das 


ſind Eure eigenen Worte, die Ihr uns damals zuriefet, und Ihr 
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gingt hin, neue Armengeſetze zu fabrizieren und die Ar b ejts-⸗- 


Ag 


häuſer zu errichten, dieſe Ba ftillen (Kerker) der Prole⸗ 


tarier. 8 
Aber Marx, der ja nach dem Siege des Freihandels ſprach, 
gibt ſeiner Rede eine überraſchende Schlußwendung: 
Glauben Sie aber nicht, daß, wenn wir die Handelsfreiheit 
fritijieren, wir die Abſicht haben, das Schutzzollſyſtem zu ver⸗ 
teidigen .. . . Im allgemeinen tft heutzutage das Schutz- 
zollſyſtem konſervativ, während das Freihan- 


delsſyſtem zerſtörend wirkt. Es zerſetzt die früheren 


Nationalitäten und treibt den Gegenſatz zwiſchen Proletariat und 
Bourgeoiſie auf die Spitze. Mit einem Wort, das Sy ſt em 
der Handelsfreiheit beſchleunigt die ſoziale Re⸗ 

bpvolution. Und nur in dieſem Sinne ftimme ich 
für einen Freihandel. 
Der Sieg des Freihandels wurde im Jahre 1846 errungen. 
Als nach einer Mißernte Teuerung drohte, beantragte der gegneriſche 
Miniſterpräſident Robert Peel ſelbſt die Abſchaffung der 
Kornzölle (20. Juni 1846), indem er zugleich erklärte: 
Der Name, der mit der Maßnahme der Abſchaffung der Ge- 
tieeidezölle verbunden fein muß und verbunden fein wird, iſt 
Richard Cobden. 
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Cobden ſelbſt hatte in dem Kampfe einen Teil ſeines Ver⸗ 


mögens verloren und ſeine Geſundheit geſchädigt. Als Zeichen 
der Dankbarkeit eröffneten ſeine Freunde eine Nationalſpende 
für ihn, die über 1 600 000 „ eintrug. Später nahm Cobden 
namentlich Anteil an dem Abſchluß des erſten franzöſiſch-eng⸗ 
liſchen Handelsvertrages von 1860. 
Cobden war es ernſt mit der Durchführung der wirt— 
ſchaftlichen Freiheit. In einem Brief vom 16. April 1862 an den 
Präſidenten der Handelskammer von Mancheſter Aſhworth 
fordert er die „Freiheit der Meere“. England ſolle auf ſeine 
ausſchließliche Seeherrſchaft verzichten. Durch die Minderung der 
Koſten für die Flotte könne die Produktion verbilligt und deshalb 
der Abſatz der engliſchen Erzeugniſſe ſicherer ausgedehnt werden, 
als durch die ſtärkſte Flotte. Dieſe zwinge auch die anderen 
Volker zu Rüſtungen, zum Erwerb von Abſatzgebieten, die fie vor 
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den Engländern abſchließen könnten. Insbeſondere forderte er 
die Beſeitigung des Seebeuterechts im Krieg, die Be⸗ 
ſchränkung des Blockaderechts auf ſolche Orte, die gleichzeitig 
von der Landſeite belagert werden, und den Verzicht auf das 
Durchſuchungsrecht der Neutralen im Kriege. 

Da Cobden die Frage der wirtſchaftlichen Freiheit folge⸗ 
richtig zu Ende dachte, mußte es zugleich zu einen Kampf gegen 
die Übermacht der Latifundien⸗ Eigentümer kommen, 
jo in einer Rede in Derby im Dezember 1841: 

Es wird ein Krieg geführt um den Geldbeutel; und ich 
hoffe es noch zu erleben, daß ſich Geſellſchaften bilden, die von 
der Geſetzgebung die Neueinſchätzung des Bodens 
und ſeine Beſteuerung im Verhältnis zu der anderer 
Länder und im Verhältnis zu den Staatsbedürfniſſen fordern. 
Ich hoffe es zu erleben, daß dieſe Geſellſchaften Eingaben er⸗ 
laſſen, die die Neueinſchätzung des Bodens fordern, und daß dieſe 
Bewegung Hand in Hand gehen wird mit der Werbung für eine 
vollkommene und ſofortige Abſchaffung der Getreidezölle, und ich 
werde mein Scherflein dazu beitragen. 

Die Bedeutung der Bodenfrage ſah er klar: 

Ihr, die ihr das Land befreien wollt, werdet dem Volke 
einen größeren Dienſt erweiſen, als wir, die wir den Handel be⸗ 
freit haben. 

Er ſtarb am 2. April 1865 in London. Noch heute iſt der 
„Cobden Club“, der 1866 gegründet wurde, der Cn der 
grundſätzlichen Freihändler Englands. 

Das in der Bewegung ſo oft in glänzenden Farben geſchilderte 
Glück, das aus dem Freihandel allen erblühen ſollte, iſt nicht 
Wahrheit geworden. Gerade in unſeren Tagen iſt im engliſchen 
Volke ein tiefgehender Kampf ausgebrochen über die Urſachen 
dieſer Enttäuſchung. Auf der einen Seite ſtand der frühere 
Birminghamer Fabrikant Joſeph Chamberlain, geboren 
am 8. Juli 1836, geſtorben am 2. Juli 1914, der in einer teilweiſen 
Rückkehr zu den Grundſätzen des Schutzzolles die Rettung erblickte. 
Auf der Gegenſeite ſtand Henry Campbell Bannerman, 

geboren am 7. September 1836, geſtorben am 20. April 1908, der 
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als engliſcher buntem am 20. April 1907 in Gondon 
pellet: 


Das heutige Syſtem des Bodenrechts wirkt genau fo 
hemmend auf Handel und Gewerbe, wie es das Hochſchutz⸗ 
zollſyſtem tun würde 

Ich ſage natürlich nicht, daß die Einführung des Freihandels 
und die Entwicklung der Dampfkraft auf den Meeresſtraßen nicht 
tief auf die ländlichen Verhältniſſe eingewirkt haben. Aber tun 
wir unſere Pflicht, damit wir dieſe Zeit mit Erfolg überwinden? 
Richten wir unſere ganze Aufmerkſamkeit auf den Gebrauchs- 
wert des Landes, oder betrachten wir es, unter dem 
Einfluß von Überlieferung und Gewohnheit, als etwas, in dem 
Luxus und Nutzen, Geſchäft und Vergnügen, Sport und Arbeit, 
ſoziale Stellung und Volkswohl in willkürlicher Miſchung ver⸗ 
einigt ſind? Wenn ich ſehe, wie die Zeit des Parlaments tage⸗ 

lang mit der Diskuſſion ausgefüllt wird über die Rechte des Grund⸗ 

herrn auf ſeine Faſanen und Haſen; wenn der einzige ländliche 
Erwerbszweig, der eine Zunahme aufweiſt, der der Jagdauf⸗ 
ſeher iſt, und wenn ich höre, daß die Nachfrage nach Land zu 
Arbeitszwecken überall Ablehnung erfährt, ſo 
ſage ich, daß wir unſere Pflicht verſäumen würden, wenn wir 
dieſen Zuſtänden mit gefalteten Händen zuſähen. Unſere Auf⸗ 
gabe ijt es, das Land unter ein Recht zu ſtellen, das 
ſeine Erſchließung zu Arbeitszwecken er- 
leichtert und ſeine Nutzungs möglichkeit aufs höchſte 
ſteigert. 

Wir ſind entſchloſſen, die Bodenreform durchzuführen, 
ohne Überſtürzung, aber auch ohne Zaudern. 


Das Miniſterium Asquith, das Campbell Bannerman 
folgte, hat dann auch im Haushalt für 1910 zum erſten Male 
Grundrentenſteuern und Zuwachsſteuern vorgeſchlagen. 

Einflußreiche Mitglieder der liberalen Partei, namentlich 
große Latifundienbeſitzer, wie Lord Roſebery, einſt der 
Nachfolger Gladſtones im Miniſter⸗Präſidium, erklärten 
eine Unterſcheidung zwiſchen Grundrente und Kapitalanlagen 
für Umſturz und ſchieden aus der Partei aus. Darauf hat der 
Handelsminiſter Winſton Churchill in einer großen Rede 

in Edin burg geantwortet: 
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Der Kommunismus greift das Kapital an, der (boden⸗ 
reformeriſche) Liberalismus die Monopole. Hierin liegt die 
Berechtigung für die vorgeſchlagenen Grundwertſteuern. Gewiß, 
das Bodenmonopol iſt nicht das einzige, aber es iſt das größte 
und das einzige von unbeſchränkter Dauer. Wer Boden mono⸗ 
poliſiert, leiſtet der Allgemeinheit keinen Dienſt, trägt nicht zum 
allgemeinen Wohle bei, während andererſeits kein gewerblicher, 
ja überhaupt kein Fortſchritt möglich iſt, ohne daß der Boden⸗ 
monopoliſt ihn für ſich beſchlagnahmt. 
Der Premierminiſter Asquith hat am 17. September 

1909 in Birmingham die verſchiedene Behandlung von Grund⸗ 
rente und Kapitalgewinn ſo begründet: 5 

Dieſe Unterſcheidung, weit davon entfernt, ein neuerfundenes 
kommuniſtiſches Paradoxon zu ſein, iſt von beinahe ehrwürdigem 
Alter, ja geradezu eine Gemeinverſtändlichkeit unter wiſſenſchaft⸗ 
lich gebildeten Nationalökonomen und bei liberalen Staatsmän⸗ 
nern. Ich will Sie nicht durch lange Zitate ermüden, ſondern 
nur kurz zurückgreifen auf den Vater der wiſſenſchaftlichen Natio⸗ y 
nalökonomie in unſerem Lande — Adam Smith. Er ſagt in 
ſeinem großen Werke: „Grundrente und die gewöhnliche Pacht i 
ſind eine Art von Einnahmen, die der Eigentümer in vielen Fällen 
genießt ohne eigene Arbeit und Mühewaltung. Wenn hiervon 
ein Teil genommen wird, um die Ausgaben des Staates zu decken, 
wird keine Art menſchlichen Gewerbefleißes gehemmt.“ 

Ahnliche Stellen könnte ich zu Dutzenden anführen aus den 


Werken des anderen großen Nationalökonomen der Zeit den 
Königin Viktoria, John Stuart Mill; aber geſtatten Sie mir, 43 
ſtatt Theoretiker Praktiker zu nennen, und da möchte ich nur zwi 
Zeugen von unbeſtrittener Autorität hervorheben. Der erſte iſt 
Gladſtone im Jahre 1892: 5 3 
0 a 


„Nach meiner Anſicht ijt es höchſt unpolitiſch und unge⸗ er 
recht, daß die Grundwerte Londons die ganze Zeit über ſteuer⸗- 
frei geweſen ſind, während ſie ſeit langem zu einer rieſigen, hae 
beinahe unermeßlichen Höhe angewachſen ſind, in den meiſten 1 
Fällen ohne das geringſte Zutun und ohne die leiſeſte förder⸗ 2 
liche Wirkung ſeitens derer, die dieſe Rieſenprofite einheimſennl“ 

Schließlich nenne ich noch Gladſtones Nachfolger in jenen 
glücklicheren Tagen, als er noch Fühlung hatte mit den Fragen 
unſeres kommunalen Lebens. Ich glaube, es war kurz nach ſeiner 
Ernennung zum Premierminiſter 1894, als Lord Roſe 8 8 
folgende Worte brauchte: 
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„Außerdem hat der (Londoner) Grafſchaftsrat einige be⸗ 
deutſame vorbereitende Schritte getan und Grundſätze ausge⸗ 
ſprochen, die nicht wieder von der Tagesordnung verſchwinden 
werden, bis ſie ihre Löſung gefunden haben. Der erſte iſt die 
Beſteuerung der Grundwerte.“ | 

Nun frage ich, war Adam Smith ein Sozialiſt? War 
John Stuart Mill, jener große Vorkämpfer und Apoſtel per⸗ 
ſönlicher Freiheit, ein Sozialiſt?. .. War Gladſtone ein 
Sozialiſt, und vor allem war Lord Roſebery, der gegen 
uns den Vorwurf erhebt, daß wir ihn verlaſſen hätten, vor 


15 Jahren ein unbewußter Sozialist? 


In einem Punkte ſtimme ich mit Lord Roſebery über⸗ 
ein, aber auch nur in dieſem. Ich gebe zu, daß wir einen neuen 
Weg beſchreiten. Was heißt das? Daß zum erſten Male Grund⸗ 
ſätze, deren Gerechtigkeit durch jeden unabhängig denkenden Men⸗ 
ſchen erkannt wird, der ſich mit dieſer Sache befaßt hat, von den 
verantwortlichen Beratern der Krone zur Anerkennung kommen 
und angewandt werden. Ich behaupte von dieſen Grundrenten⸗ 
ſteuern, daß ſie gerecht ſind, weil ſie zum erſten Male einen Bei⸗ 

trag, und nicht einmal einen großen, zu den öffentlichen Laſten 
liefern von einer Art von Eigentum, das bisher ſo gut wie ſteuer⸗ 
frei war. Ich behaupte zweitens, daß ſie finanzpolitiſch richtig 
ſind, weil ſie nicht nur eine ſofortige Einnahme gewähren, ſondern 
eine, die mit den Jahren von ſelbſt ſteigt, und drittens, daß ſie 
vom ſozialen Standpunkte aus zweckmäßig ſind, weil ſie ein Monopol 
brechen und Land auf den Markt bringen werden, das jetzt künſt⸗ 


lich zurückgehalten wird. Sie werden dadurch der Übervölkerung 


einzelner Gegenden Einhalt tun und den Grund legen zu geſun⸗ 
deren Verhältniſſen in Stadt und Land. 


England ſtand vor der Entſcheidung: Bodenreform oder 


Schutzzoll? als der Weltkrieg dieſe Entwicklung unterbrach. 


14. Die liberale Schule in Frankreich und Deulſchland. 


n Frankreich fand die liberale Schule ſchnell Verbreitung. 
Ihr Apoſtel wurde Jean Baptiſte Say. Er war am 5. Ja⸗ 
nuar 1767 in Lyon geboren. Nachdem er in einer Verſicherungs⸗ 


geſellſchaft tätig geweſen war, wurde er Schriftleiter einer Beit- 


ſchrift und erregte die Aufmerkſamkeit Bonapartes. 1799 ernannte 


ihn dieſer zum Mitglied des Tribunats. 1803 veröffentlichte er 
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ſeine „Unterſuchung über die politiſche Okonomie, oder einfache 
Erklärung der Art, wie ſich der Wohlſtand bildet, verteilt und 
verbraucht“. Schon in dieſem Titel zeigt ſich die Dreiteilung, 
die nach dem Vorbild dieſes Buches für die Behandlung der 
Volkswirtſchaft künftig die Regel geworden iſt. | 

Napoleon verlangte, daß Say in einer 2. Auflage feine Aus⸗ 
führungen über die Staatsfinanzen ändere. Als er das nicht tat, 
fiel er in Ungnade und wurde vom Tribunat ausgeſchloſſen. 
Er errichtete eine Baumwollſpinnerei. Seine Erfahrungen 
als Fabrikant unter der Kontinentalſperre verſtärkten in im 
die Überzeugung von der Notwendigkeit des Freihandels. Nach 
dem Sturze Napoleons hielt er in Paris volkswirtſchaftliche 
Vorleſungen. 1819 wurde ihm ein Lehrſtuhl an der Hochſchule 
der Künſte nicht für „politiſche“ — das Wort erregte Anſtoß — 
ſondern für „induſtrielle“ Volkswirtſchaftslehre errichtet. 1830 
wurde er Profeſſor am College de France. Er iſt am 15. No⸗ 
vember 1832 geſtorben. Seine fließend geſchriebenen Bücher 
trugen viel zur Verbreitung der liberalen Schule auf dem Feſt⸗ 
lande bei. 

In ſeinem Hauptwerk, dem „Lehrbuch der praktiſchen poli⸗ 
tiſchen Okonomie“ hat Say auch eine „kurze Geſchichte der Fort⸗ 
ſchritte der politiſchen Okonomie“ gegeben. Bezeichnend für die 
ungeſchichtliche, rein naturrechtliche Auffaſſung weiter liberaler 
Kreiſe bleibt die Einleitung, in der er ſich geradezu entſchuldigt: 

Welchen Gewinn brächte es uns, lächerliche Meinungen, 
verrufene, und zwar mit Recht verrufene Theorien zu ſam⸗ 
meln? Es wäre unnütz und langweilig, ſie hervorzuſuchen. 

Daher wird auch die Geſchichte einer Wiſſenſchaft kürzer in 

dem Maße, wie die Wiſſenſchaft ſich vervollkommnet, und 5 

nach einer ſehr richtigen Bemerkung d'Alemberts „beſchäftigt 

man ſich um ſo weniger mit den falſchen oder zweifelhaften 

Meinungen, die über einen Gegenſtand verbreitet ſind, je 

mehr Einſicht man über dieſen ſelbſt erlangt hat. Man ſucht, 

was die Menſchen gedacht haben, nur in Ermangelung feſter 

und klarer Ideen, an die man ſich halten könnte, kennen zu 

lernen“. Wenn wir alſo die Okonomie der Geſellſchaften 

kennen, ſo kann uns wenig daran liegen, zu wiſſen, was 
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inefene Vorgänger über dieſen Gegenſtand geträumt haben, 
und die Folge von Fehltritten, welche den Gang des Menſchen 
bei der Erforſchung der Wahrheit immer verzögert haben, zu 
beſchreiben. Es kommt nicht darauf an, die cae kennen 
zu lernen, ſondern ſie zu vergeſſen. 


Eine größere ſelbſtändige Bedeutung gewann Frédéric 
Baſtiat. Er war am 28. Juni 1801 in Bayonne geboren, 
und hat zuerſt als Kaufmann, dann als Hofbeſitzer in der Provinz 
gelebt, war alſo, wie Say, auf volkswirtſchaftlichem Gebiet Auto⸗ 
didakt. Als Friedensrichter und Mitglied des Kreistages gewann 
er ſoviel Anſehen, daß er während der Februar⸗Revolution 1848 
in die geſetzgebende Körperſchaft gewählt wurde. Hier hat er 
namentlich gegen Proudhon das Privateigentum verteidigt 
und auch gegen deſſen Werk: „Die wirtſchaftlichen Widerſprüche“ 
ſein Hauptwerk: „Die wirtſchaftlichen Harmonien“ gerichtet. 
Von dieſem Werke erſchien nur der erſte Teil; denn Baſtiat ſtarb 
ſchon am 24. Dezember 1850 in Rom, wo er vergeblich Heilung 
geſucht hatte. Baſtiat gilt vielfach als der reinſte Vertreter 
der liberalen Wirtſchaftsauffaſſung, als Urbild der „Harmonie⸗ 
Apoſtel“ — ein Ausdruck, der auf den Titel ſeines Werkes 
zurückzuführen iſt. Als ſolcher lebt er auch in der bekannten 
Streitſchrift von Laſſalle, die gegen „Baſtiat⸗Schulze⸗ 
Delitzſch“ gerichtet iſt. Baſtiat teilt den Optimismus der 
Phyſiokraten und Adam Smith' (Kap. 8): „Wartet nur das Ende 
ab, und Ihr werdet ſehen, daß, wenn ein jeder für ſich ſelbſt ſorgt, 
Gott an alle denkt!“ Da Gott in jeden Menſchen einen unwider⸗ 
ſtehlichen Drang zum Guten gelegt habe, müſſe dieſes auch in der 
Volkswirtſchaft am Ende ſiegen! 


In Beziehung auf das Geſetz der Rente betont er, daß der 
Boden alle ſeine Güter allen Menſchen umſonſt gebe: „Das, 
was auf Grund göttlicher Vorbeſtimmung Gemeingut iſt, bleibt 
durch alle menſchliche Wandlungen hindurch Gemeingut, darin 
liegt das weſentliche Geſetz der ſozialen Harmonie!“ Was die 
Bodeneigentümer erhalten, ſei nur Entſchädigung für die Arbeit, 

die ſie leiſten, um die Erzeugniſſe des Bodens der Geſamtheit 


hy 
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nutzbar zu machen. Da die fortſchreitende Technik auch die 
Arbeit am Boden immer leichter geſtalte, ſo ſteige der ge m ein⸗ 
ſame Anteil, nämlich das, was der Boden unentgeltlich allen 
biete, während der beſchlagnahmte Teil, das, was ſeinen Ver⸗ 
walten für ihre Dienſte entſchädigt werden muß, immer geringen 
werde: „Die ſoziale Ordnung macht alle Befriedigungsmittel 
zum Gemeineigentum — unter der Bedingung, daß der Tauſch 
der angeeigneten Werte frei ſei!“ Es komme nur darauf an, 
den richtigen Wertmaßſtab für einen gerechten Tauſch zu finden. 
Er findet ihn in der Formel (Kapitel 5): „Der Wert iſt das 
Verhältnis zweier ausgetauſchten Dienfte” 
In dem Worte Dienſt liege Arbeit, Produktionskoſten, Nutzen, 
Seltenheit; in dem Worte Dienſt liege auch die Rechtfertigung 
von Pacht und Miete und Zins, da auch die Gewährung von 
Zeit einen Dienſt bedeute. Da Eigentum nur eine Summe von 9 
Werten darſtelle, ſo bedeute das Sondereigentum eben nur den 7 
gerechten Lohn für die Dienſte, die der Einzelne der Geſamtheit Bt, 
geleiftet habe. So kommt Baſtiat dazu, in dem gerechten Aus⸗ 5 
tauſch in wirtſchaftlicher Freiheit den Weg zur Harmonie zu ſehen. 
Aber auch er weiß, daß dieſe Harmonie heute noch nicht beſteht, 
und für alle, welche unter der Disharmonie leiden, klingt fein Troſt 
gar zu leicht um nicht bitter zu ſein (Kapitel 5): 

Ich unterſuche nicht, ob alle Dienſte tatſächlich geleiſtet 
werden und gerechtfertigt find, und ob es den Menſchen nicht ges- 
lungen iſt, ſich für Dienſte bezahlen zu laſſen, die ſie nicht geleiſtet 
haben! Ach, du lieber Gott, die Welt iſt voll von 1 1 
tigkeit! yy 


Eine beſondere Stellung nimmt Jean Charles Ledi i i 
Gismonde de Sismondi ein. Die Familie, urſprünglich oe 
italieniſch, war um 1550 nach Frankreich gekommen, hatte ſich aber 12 
nach der Aufhebung des Edikts von Nantes nach Genf gefluchet 
Hier wurde Sismondi am 9. Mai 1773 geboren. Er war Handels- 
kammer⸗Sekretär von Genf, ſchrieb eine Geſchichte der italieniſchen ie 8 
Republiken des Mittelalters und ſtand in enger Freundſchaft! 6 


Frau von Staél, die er auch auf ihren Reiſen durch . 
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a? Er trat ai den Plan als eifriger e von Adam Smith, 
deſſen Lehren er 1803 in feinem Buch: „Handelsreichtum“ geſchickt 
vertrat. Auf ſeinen Reiſen aber ſah er das Maſſenelend, das 
eee die ſteigende kapitaliſtiſche Entwicklung begleitete. Als er dieſe 
we Not auch in dem gefeierten England ſah, ſchrieb er 1819 ſeine 
. „Neuen Grundſätze der Volkswirtſchaft“. Hier klagt er das liberale 
1 Syſtem an, daß es zur „Chrematiſtik“ entartet jet, wie Ar iſt o⸗ 
teles die Lehre von der verächtlichen Vermehrung toten 
Reichtums genannt habe. Die liberale Schule faſſe den leben⸗ 
digen Menſchen nicht mehr als Ziel und Zweck der Wirtſchaft 
auf, ſondern nur noch als Werkzeug und Mittel: 


* Wenn es England gelingen ſollte, alle Arbeit in Stadt 
8 und Land von Dampfmaſchinen ausführen zu laſſen und nur 
Bie’) fo viel Bewohner zu haben, wie Genf, gleichzeitig aber die- 
ſelbe Produktionsmenge und dasſelbe Einkommen, wie heute: 
müßte man es dann reicher oder ärmer als heute nennen? 
. Ricardo ſagt Ja. — Folglich iſt der Reichtum alles, der 
Menſch gar nichts? Dann müßte man wahrhaftig wünſchen, 
ai daß der König allein auf ſeiner Inſel lebe und durch das 
7 ſtändige Drehen einer Kurbel von ſelbſt alle Arbeit in England 
5 beerrichten laſſe. 


ES Die Maſchinen vermehren nur zu oft das Maſſenelend, und 
auch die Reichen werden nicht glücklich im unaufhörlichen Wett⸗ 
bewerb und in der ruheloſen Jagd nach immer weiterem Reichtum. 
Der Staat habe dem Daſeinskampf nicht, wie es die liberale Schul⸗ 
wolle, untätig zuzuſehen, ſondern er müſſe eingreifen, um unter 
allen Umſtänden jedem Mitgliede, das arbeiten könne und wolle, 
das Daſein ſeiner Familie zu ſichern. Wie das im einzelnen 
geſchehen könne, dafür gibt Sismondi manche Hinweiſe; aber das 

Buch klingt doch in dem Bekenntniſſe aus: 
Nachdem ich gezeigt habe, wo in meinen Augen die Gerechtig⸗ 
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15 keit iſt, bekenne ich, daß ich mir nicht die Kraft zutraue, die Mittel 
. zum Vollzug der Gerechtigkeit anzugeben. 


Sismondi erſcheint durch ſeine Betonung der ſittlichen Auf- 
gabe des Staates als ein Vorläufer der ſtaatsſozialiſtiſchen Schule. 
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In Deutſchland hatte das Merkantilſyſtem mit ſeinen 
Entartungen als „polizeilicher Wohlfahrtsſtaat“, als „Staats⸗ 
ſozialismus des abſoluten Fürſtentums immer weniger den empor⸗ 


drängenden wirtſchaftlichen und damit verbundenen geiſtigen 


Strömungen gerecht werden können. Leidenſchaftlich erhoben ſich 
die beſten gegen ſeinen Zwang. ö 

Kants Urteil iſt bereits angeführt (S. 236). 

In demſelben Jahre (1793) hat Johann Gottlieb Fich te einen 

flammenden Aufruf „Zurückforderung der Denkfreiheit“ erlaſſen: 

Alle, die Ihr Kräfte habt, kündigt doch jener giftigen 

Quelle alles unſeres Elends, jenem Satze: daß es die Beſtim⸗ 

mung des Fürſten ſei, für unſere Glückſeligkeit zu wachen, den 

unverſöhnlichſten Krieg an. Verfolgt ihn, bis er von der 

Erde vertilgt und zur Hölle zurückgefahren ſei, daher er kam. 

Als nach dem Zuſammenbruch von Jena und Tilſit ein 

Neuaufbau des wirtſchaftlichen und ſtaatlichen Lebens in 

Angriff genommen werden mußte, gewann das Wort Freiheit 

einen beſonderen Klang. Wie heut nach hundert Jahren wirt⸗ 


ſchaftlicher Freiheit das Loſungswort Sozialiſierung heißt, 


ſo hieß er vor hundert Jahren Freiheit. Der Gegenſatz 
gegen die Bevormundung, das Gebundenſein, war übermächtig. 
Dazu kam die Lehre von der wirtſchaftlichen Freiheit herüber aus 
dem Lande, das allein von den Erſchütterungen der Revolution nicht 
unmittelbar erfaßt, das allein in dieſem Weltkriege nie beſiegt worden 


war, aus England. Namentlich in den Kreiſen der Staatsbeamten 
fand das Werk von Adam Smith begeiſterte Leſer. Viele rühmten 


ſich, daß ſie keinen Tag vergehen ließen, ohne wenigſtens eine Seite 


darin durchdacht zu haben. — Um den Sieg des liberalen Gedankens 
auf allen Gebieten zu vollenden, bildete ſich eine Vereinigung 
junger, begeiſterter Liberaler, der Volks wirtſchaftliche 
Kongreß, zu dem Viktor Böhmert, der Leiter des 
„Bremer Handelsblatts“, im Mai 1857 aufgerufen hatte, und der 
namentlich von Schulze-Delitzſch, von Lette, dem 


Vorſitzenden des Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden 


Klaſſe, von Bennigſen, dem Führer des bald darauf ge⸗ 
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er 3 ten Nationalvereins, von dem jungen Emminghaus 
warm unterſtützt wurde. Der Kongreß tagte zum erſten Male 
vom 19.—23. September 1858 in Gotha, der Hauptſtadt des 


Herzogtums, das mit Recht als eine Freiſtatt für alle Beſtrebungen 
galt, die anderswo unter Mißtrauen und Vorurteilen zu leiden 
hatten. Als wiſſenſchaftliches Organ ſchufen ſich die Anhänger 
dieſes Kongreſſes die „Vierteljahrsſchrift für Volkswirtſchaft und 


Kulturgeſchichte“, die Julius Fauch er leitete. 


Es iſt viel gute Arbeit von dieſem Kongreß geleiſtet worden, 


namentlich auf dem Gebiet der Zollfreiheit im Innern und der 
Beſeitigung von überlebten, hemmenden Formen. Viele ſeiner 


Vertreter waren zweifellos von dem ſieghaften Optimismus ge⸗ 


tragen, der einſt auch in Adam Smith lebendig war, und der 


in der wirtſchaftlichen Freiheit die Mutter aller wirtſchaftlichen 
Harmonie ſah, die beſte Gewähr für wachſenden Wohlſtand 


und Glück für alle! Aber die deutſche liberale Schule vergaß, 


und das war vielleicht ihr folgenreichſter Fehler, die Grund⸗ 
ſätze über Bodenrecht und Bodenbeſteuerung, wie ſie Adam 


Smith noch betont hatte, auszubauen und zu vertreten. — 


Von den Mitbegründern des Volkswirtſchaftlichen Kon⸗ 
greſſes hat Arwed Emminghaus wohl am glücklichſten 
theoretiſches Forſchen und praktiſche Tätigkeit vereint. Er war 


geboren am 22. Auguſt 1831 in Nieder⸗Roßla bei Weimar, gründete 


als Schriftleiter des „Bremer Handelsblatts“ 1865 die „Deutſche 


Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger“, lehrte von 1866—1873 


als Profeſſor in Karlsruhe, war ſeit 1873 Direktor der Lebens⸗ 


verſicherungsbank in Gotha, wo er am 8. Februar 1916 ſtarb. Er 


hat in einem Brief vom 28. Februar 1910 an mich das Verhält⸗ 
nis jener alten, ehrlichen Liberalen zur Bodenreform in beachtens⸗ 
werter Weiſe klargelegt: 


Sie hatten recht, wenn Sie der liberalen Schule vorwarfen, 
daß ſie niemals den beſonderen Eigentümlichkeiten des 
Produktionsmittels Natur ganz gerecht geworden iſt. Schätzten 
doch einige ihrer Vertreter — übrigens gleich Angehörigen an- 
derer Richtungen — das okkupierte und zur Gütererzeugung be⸗ 


my „ 


nutzte Land als Kapital ein! Waren ihrer doch viele 
Gegner der Häufung des Grundbeſitzes in Gemeinde- oder Staats⸗ 
Händen. Haben doch die meiſten von der Steuereinſchätzung des 
Landes nach dem gemeinen Werte, von der Zu⸗ 
wachsſteuer nichts gewußt oder nicht geſprochen, eine Be⸗ a 
handlung der Herrſchaft über unterirdiſche Bodenſchätze auf weſent⸗ 7 
lich anderem Fuße wie über oberirdiſche nicht gefordert und denn 3 
Monopolcharakter, der unbeſchränktem Landeigen⸗ 
tum beiwohnt, zu wenig beachtet. * 
Die noch lebenden Anhänger der alten, liberalen Schule ſind Oe 
gewiß nicht taub geweſen gegen die epochemachende Lehre bon 
Henry George, die ihren Grundanſchauungen in keiner Weite 
widerſprach, die aus neueren draſtiſchen Erfahrungen heraus die 
wirtſchaftliche Sondernatur des Bodens abweichend von der alten 
Lehre beleuchtet; ſie ſind gewiß meiſtens treue und überzeugte 
Mitglieder des „Bundes Deutſcher Bodenreformer“ geworden, 
und wenn die Schule ihre öffentliche Wirkſamkeit in Kongreſſen 
und von ihr begründeten Zeitſchriften nicht eingeſtellt hätte, ſo 
hätte ſie gewiß öffentlich Zeugnis abgelegt für ſolchen Fortſchritt, 
in den jüngere Nationalökonomen, auch ſolche, die mit der alten 
liberalen Schule keinen Zusammenhang haben, ſozuſagen hinein⸗ ey 
gewachſen jind. aoe 
Aber jene Anhänger der alten, liberalen Schule werden, 
glaube ich, mit beſonderer Energie fordern, daß in der Praxis 
der Bodenreformpolitik dem berechtigten Individua⸗ 
lis mus fein volles Recht gewahrt werde! Sie kennen die Macht, 
die dem Staate und der Gemeinde aus umfaſſendem Bodenbeſitz 5 
erwächſt. Der Staat, der — um nur ein Beiſpiel anzuführen 
an beiden Seiten eines Kanals weite Flächen Landes erwirbt, 
um ſie der Bodenſpekulation zu entziehen, die Gemeinde, die in 
gleicher Abſicht rings um das Ortsweichbild große Landflächen 
ankauft — fie haben es in der Gewalt, bet den Wiederveräuße⸗ 
rungen nach Willkür, nach Gunſt oder Ungunſt zu verfahren und “4 RY: 
den Erwerbern Bedingungen aufzuerlegen, die weit über das Be⸗ Ai 59 7 
dürfnis der Entmonopoliſierung hinausgehen, die die Boden⸗ 2 
benutzung beſchränken weit über den Zweck der Beſchränkunt 8 
hinaus. Hiergegen wirkſame Kautelen aufzurichten, mag ſchwierig es sae 
genug fein. Aber es iſt die ernſte Pflicht der Bodenreformer, fie 15 A 
aufzurichten, wenn fie nicht erleben wollen, daß der Teufel durch 
Beelzebub ausgetrieben wird. Die „Geſamtheit, der ein Recht 
erhalten bleiben ſoll an den großen Gaben der Natur: Luft und 
Licht und Waſſer und Erde“ —, die kann niemals fem eine 
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8 g gewiſſe politiſche oder wirtſchaftliche Partei oder eine zufällig 


herrſchende Richtung in Staat oder Gemeinde. Und die notwen⸗ 
digen, künſtlichen Beſchränkungen der Bodenbenutzung dürfen nie⸗ 
mals zu einer Produktionsverringerung führen. 

Ich weiß, daß ich Sie, verehrter Herr Damaſchke auf ge⸗ 
wiſſe Gefahren der Bodenreformpolitik und die Notwendig⸗ 
keit, Vorkehr dagegen zu treffen, nicht aufmerkſam zu machen 
brauche. Aber eine große, neue, vielverſprechende Idee wirbt 
auch viele, die blind ſind gegen die Schäden, die ihre Verwürllichung 

im Gefolge haben kann. 


Abgelöſt wurde die liberale Bewegung, die ſich im Volks⸗ 
wirtſchaftlichen Kongreß organiſiert hatte, im weſentlichen durch 
die ſtaatsſozialiſtiſche Richtung, deren vornehmſter Führer Adolph 
Wagner iſt. Es war deshalb ein Augenblick von geſchichtlicher 
Bedeutung, als es am 4. Oktober 1910 auf dem 20. Deutſchen 
Bodenreformtag in Gotha zu einer Ausſprache zwiſchen den 


beiden greiſen Führern der beiden Richtungen in der deutſchen 


Nationalökonomie kam. Adolph Wagner erklärte: 


Es war mir eine ganz beſondere Freude zu ſehen, daß auch 
ein ſo hervorragender Fachgenoſſe, wie mein alter, freihändleriſcher 
Gegner, Profeſſor Emminghaus, ſich in ſeinem hüb⸗ 
ſchen Begrüßungsartikel zu dieſem Bundestag für die Boden- 
reform ausſpricht. Ich erkenne durchaus an, daß die Frei⸗ 
handelsſchule ihre Verdienſte hat. Ich erinnere an ihr er 
folgreiches Eintreten für den Ausbau des Zollvereins. 
Sie hat auch ſcharfe deduktive Arbeit geleiſtet und auch 
dem Bodenproblem wichtige Geſichtspunkte abgewonnen; 
ſo finden ſich z. B. bei Faucher ſchon Gedankengänge, die den 
bodenreformeriſchen nahe kommen. Ich ſtimme Emming⸗ 

haus deshalb auch bei, wenn er in ſeinem Begrüßungsartikel 

ſagt, daß, wie er, jo gewiß auch andere Vertreter der Frei⸗ 
handelsſchule, die längſt die kühle Erde deckt, heute, wären 
fie noch am Leben, gewiß in den Reihen der Bodenrefor- 
mer ſtehen würden, wie es wir Staats- und Katheder⸗ 
ſozialiſten tun. Daß ſich hier alte Gegner wieder nahe kom⸗ 
men, iſt ein erfreuliches Zeichen dafür, wie unſere Wiſſenſchaft 
ſtets das eine Ziel im Auge behält, der Wahrheit zu dienen und 
für dieſe namentlich dort einzutreten, wo ſie zu praktiſchen Kon⸗ 
ſequenzen in der Wirtſchaftspolitik führt. 

Damaſchke, Geſchichte der Nationalökonomie. 71.—85. Tauſend. 1. Bd. 26 


Die Antwort von Prof. Emminghaus zeichnet zugleich 
in feſſelnder Weiſe die Gegenſätze zwiſchen den beiden geben 
Richtungen der deutſchen Nationalökonomie: 


Die Gegenſätze lagen vornehmlich auf wirt 0 rss } 
politiſchem Gebiete. Auch auf dieſem Gebiete bezogen 
ſich die Gegenſätze ſicher weniger auf das Ziel — denn wirt- 4 
ſchaftliches und ſittliches Gedeihen und Wohlbefinden, ja mehr fae . 
noch, das, was in der Sprache des Chriſtentums die Verbreitung 
des Reiches Gottes heißt — das war es gewiß, was beide ange⸗ 
ſtrebt wiſſen wollten —, ſondern ſie bezogen ſich auf die Wege. 
Dort mehr Gewicht gelegt auf die Kraft des Individuum 
und den Sieg der unbeſchränkt ſich auswirkenden Kraft, auf Selbſt: 
hilfe und Erziehung dazu; gefordert dazu eine Beſchränkung der 14 
öffentlichen Gewalt auf die Aufgaben der Friedensſicherung, Der 
Bildungsförderung, der Rechtswahrung — hier die öffentliche 
Gewalt, insbeſondere die des Staates, hervorgehoben als einzige At 
auf allen Lebensgebieten maßgebende, ihrer Fürſorge und Lei⸗ 2 

f 


tung alles, was in ihrem Gebiete vorgeht, alſo auch das Wirt⸗ 
ſchaftsleben, unterſtellende Macht. Dort das Ideal des Frei⸗ 
handels als völkerverbindend und Frieden ſchaffend, die ſpezi⸗ 
fiſchen Kräfte und Anlagen jeder Nation erziehend und fördernd; 8 
hier die Forderung eines weitgehenden Schutzzolls, nicht nur 
als vorübergehendes Erziehungsmittel, ſondern als notwendiges 3 
Korrelat der Staatsmacht und Staatsſelbſtändigkeit. f ee. 
Habe ich dieſe Gegenſätze richtig geſchildert, ſo ergibt ſich, 1 
daß ſie mit der Bodenreformfrage faſt nichts zu ſchaffen haben. 
Die freihändleriſche Richtung unterſchied ſich in der Bewertung 
des Bodens als Produktionskraft fo gut wie nicht von der ſchutz⸗ 
zöllneriſchen. Hier wie dort haben manche Vertreter der Wiſſen⸗ 
ſchaft den okkupierten und der Kultur zugewandten Boden als 
Kapital angeſprochen, wenn auch als Kapital ganz eigener Art. 
Die größten und entſcheidendſten Verſchiedenheiten zwiſchen Grund 
und Boden und Kapitalien ſind wohl von beiden Ri 185 
tungen erſt erkannt worden in den Zeiten des unheimlichen U N. 0 
wachſens unſerer großen Städte. Und ſeitdem herrſcht in dieſer oe 1 
Beziehung wohl zwiſchen den geſchilderten beiden Rich oh 
kaum mehr eine Auffaſſungsverſchiedenheit. eas 3 
Ich wüßte nicht, was die Freihändler von ehemals abhe nS a . 1 
ſollte, den bodenreformeriſchen Beſtrebungen mit allen 4 
ihren Kräften Vorſchub zu leiſten. Höchſtens erſtehen aus 
ihren Reihen die ſtrengeren Warner in betreff des auch ihnen 
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¢ 2 iebt hades ſympathiſchen Mehrerwerbs von Grund und Boden 
diurch Staat und Gemeinde, oder vielmehr in betreff der Ver⸗ 
wertung ſolches großen gemeinſchaftlichen Grundbeſitzes. 
; Und jo freue ich mich, hier feſtſtellen zu können, daß, wie 
‘ die Zeit überhaupt viele Gegenſätze der beiden 
8 Richtungen gemildert hat, in betreff des Prinzips der 
bodenreformeriſchen Beſtrebungen zwiſchen dieſen Rich⸗ 
tungen irgendein Zwieſpalt nicht beſteht. 
b Zum Schluſſe laſſen Sie mich ſagen, daß ich meinem Herrn 
Vorredner von ganzem Herzen die Hand reiche zu eifriger, ge⸗ 
meinſchaftlicher Arbeit an den Werken der 
N Bodenreform, an die wir beide gewiß gern ſo viel Kraft 
ſetzen werden, wie uns die bei beiden weit vorgerückten Jahre 
übrig gelaſſen haben! 


15. Das Mancheſtertum. 


ie Lehren der liberalen Schule, welche die phyſiokratiſchen 
Beſtandteile, namentlich die beſondere Wertung des Bo⸗ 


ae Be cstrccnngsacicses und der Ricardoſchen Lohnfondstheorie die 
ſchrankenloſe Entfeſſelung aller Kräfte predigen und jeden ſtaat⸗ 
lichen Eingriff zugunſten der Schwächeren im Namen der Frei⸗ 
heit ablehnen, werden in der Regel als „Mancheſtertum“ 
zuſammengefaßt, weil Cobden eine Zeitlang Präſident 
der Handelskammer von Mancheſter war. Auch der vielbewunderte 
Cobden hat 1847 „im Namen der Freiheit“ gegen das Schutzgeſetz, 
das die Arbeitszeit für Kinder und Frauen in der Textilinduſtrie 
auf 10 Stunden beſchränkte, geſtimmt. 

5 Die ſatte Selbſtzufriedenheit, die für ſich ſelbſt einen Platz 
aan der Tafel des Lebens geſichert weiß, hat es leicht, Not 
und Elend als Naturnotwendigkeit anzuſehen, von der nur die 
Faulen und Dummen getroffen werden. Staat und Gemeinde 
auf die Nachtwächteraufgaben zu beſchränken, „groben Unfug und 
kuheſtörenden Lärm zu verhüten“: das iſt der Inhalt der „man⸗ 
1 cheſterlichen“ Theorie und dort, wo ſie zur Macht kommt, auch ihrer 
25 . Als ihr Grundſatz gilt das Wort, das einſt Vorläufer 
. 26* 
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der Phyſiokraten prägten: Laſſet ges — laſſet gehen! 


(Laissez faire et laissez passer!) 
Die Monopole des Bodens und feiner Schätze werden von 
den Mancheſterleuten ebenſo rückſichtslos verteidigt, wie einſt die 


Vertreter alter Privilegien ihre Rechts-, Arbeits⸗ und Handels⸗ 


monopole gegen die Väter des Liberalismus verteidigt haben. 


rad 


* 


* 
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Auch vom Kampf gegen fie gilt die Warnungstafel, die einſt 


der Vater der liberalen Schule Me Smith aufgerichtet hat 
(IV. Buch, 2. Kap.): 


Wer einen Vorſchlag unterſtützt, der zur Stärkung eines 
Monopols von Privaten dient, kann ſicher ſein, nicht 
nur den Ruf eines Wirtſchaftsverſtändigen, ſondern auch 
große Beliebtheit und Einfluß bei Perſonen zu erlangen, deren 
Zahl und Reichtum ihnen große Bedeutung gibt. Umgekehrt 
geht es dem, der ihre Pläne bekämpft, zumal, wenn er genü⸗ 
gend Anſehen genießt, dieſen gefährlich zu werden. Ihn wer⸗ 
den weder allgemein anerkannte Rechtſchaffenheit, noch ſelbſt 
der höchſte Rang, noch die größten geleiſteten Dienſte gegen 
die niederträchtigſten Schmähungen und Verleumdungen, ge⸗ 
gen perſönliche Beleidigungen, ja mitunter gegen wirkliche Ge⸗ 
fährdung durch unverſchämte Attentate ſeitens der wütenden, 
in ihren Intereſſen bedrohten Monopoliſten ſchützen! 
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Verlag von Guſtav Fiſcher in Jena 


Auf dem Gebiet der volkswirtſchaftlichen Bildung und der ſtaatsbürger 


lichen Erziehung ſind heute im deutſchen Sprachgebiet am verbreitetſten die 


Schriften von 
Adolf Damaſchke 


Borfigendem des Bundes deutſcher Bodenreformer. 
: : 4 Grundſätzliches und Geſchichtliches 
Die Bodenreform. zur Erkenntnis und gelegte 
der ſozialen Not. Neunzehnte, e Auflage. 111. bis 


122. Tauſend. XVI, 484 S. 8° 1922 Mt 18.—, geb. Mk 30 — 


Inhalt: J. Weder Mammonismus noch Kommunismus! Die 


Frage. Der Mammonismus. Der Kommunismus. Bodenreform. — II. Die 


Bodenreform und die induſtrielle Entwicklung. Die Bedeutung der 


Wohnungsfrage. Wohnungsbau durch Gemeinden und Baugenoſſenſchaften. Die 


Bauordnung. Die Grundwertſteuer. Die Zuwachsſteuer. Vom Gemeindegrund⸗ 
eigentum. Induſtrielles Neuland. Zur Hypothekenfrage. Der Schutz der Bauhand⸗ 


we rker. Genoſſenſchafts⸗ und Gewerkſchaftsfragen. — III. Die Bodenreform und 


das Agrarproblem. Die Urſachen der landwirtſchaftlichen Not. Die Ent⸗ 
ſchuldung. Zinſen und Steuern. Allmende. Die Innenkoloniſaſion. — IV. Die 
Bodenreform in Iſrael. — V. Die Bodenreform in Hellas. — VI. Die 
Bodenreformkämpfe in Rom und ihre Lehren. — VII. Seite N 
— VII. Zur deutſchen Bodenreform. — IX. Der Weltkrieg im Lichte 

der Bodenreform. Die Bodenfrage in Rußland, in England, in Deutſchland. 


„Bayriſcher Sta atsanzeiger“ vom 29. Auguſt 1920: „Niemand, der heute im öffentlichen N 


Leben ſteht, niemand, der ſich um Deutſchlands Zukunft ſorgt und an ſeinem Wiederaufſtieg mit⸗ 


arbeiten möchte, wird an dieſen Problemen vorübergehen können, ohne ſich mit den Gedanken . 


Damaſchkes auseinandergeſetzt zu haben.“ 
„Kommunale Praxis“, 7. Januar 1922: „Eines der Bücher, die die Welt b e we gen. 


„Volksblatt für Anhalt“, 2. Januar 1922: eder Bud malten Geiwectl alten : 


durch Wort und Schrift zu einem lebendigen Bewuß'tſeinsinhalt werden!“ 

„Pädagogiſche Warte“, 1. Dezember 1919: „Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß dieſes 
klaſſiſche Grund werk der Bodenreform auf den Arbeitstiſch eines jeden Lehrers gehört, 
namentlich jetzt, wo mehr denn je eine anſchauliche Einführung und gründliche Vertiefung in die 


großen Fragen geſunder Volkswirtſchaft gefordert werden. Für volkstümliche Vortrags⸗ und Be⸗ 


ſprechungsabende in Stadt und Land leiſtet das Buch ganz hervorragende Dienfte. . . Alles in 


allem: Damaſchkes „Bodenreform“ bedarf keiner beſonderen Empfehlung ek 


es iſt längſt als führendes volkstümliches Werk anerkannt.“ 


Die Aufgaben der Gemeindepolitik. Neunte 


Auflage. 31 hie Tauſend. VIII, 260 S. 1920 Mt 21.— „geb. Mt 30.— 
Inhalt: IJ. Die Beſteuerung der Grundrente. 75 Vom Weſen der 


Grundrente. 2. Wen trifft die Beſteuerung der Grundrente? 3. Die Grundwert⸗ 


ſteuer oder die Steuer nach dem gemeinen Wert. 4. Die Verbeſſerungs⸗ oder 

Bauabgabe. 5. Die Zuwachsſteuer. 6. Die Umſatzſteuer oder die Beſitzverände⸗ 
rungsabgabe. 7. Schlußwort (Terrainintereſſenten und Hausbeſitz, Grundrente oe 
Wohltäter). — 


II. Das Gemeinde⸗ Grundeigentum. 1. Vom deutſchen Saen 
2. Gemeindebedürfniſſe und -Wufgaben. 3. Die Vermehrung des Gemeinde nag 5 


eigentums. 4. Oeffentliche Anſtalten und Anlagen. 5. Von der Verpac 


6. Vom Erbbaurecht. 7. Vom Miederkaufsrecht. 8. Vom Garen de 


9. Gemeindegrundeigentum und Volkstum. 10. Die Heimſtättenbewegung und die 
Gemeinden. 


De r Beobachter“ ede ee geradezu einzigartige Schrift — ein Bolte: 
budim beſten Sinne des Wort 


„Sozialiſtiſche M onatshef ‘ e“: „. . verdient auch auf feiten der Soslalbemokratie 7 a 


die Hi Gite Beachtung.“ 


: Weitere Schriften von Adolf Damaſchke: 


Geſchichte der Redekunſt. Eine erſte Einführung. 


2 


Pu, 320 S. 8% 1921 ME 18.—, geb. Mk 24.— 


3 ä | es ea aa : : : 3 5 k : 
AIgnhalt: I. Hellas. 1. Homer. 2. Staatsmann und Zweifler. 3. Die 
Soppbiſten. 4. Philoſoph und Dichter. 5. Die Gerichtsrede. 6. Die Lehr⸗ und 
Prunkrede. 7. Die politiſche Rede. 8. Der Ausgang. — II. Rom. 1. Die erſte 
Zeit. 2. Ein Staatsmann. 3. Die Gefahr des radikalen Schlagworts. 4. Kämpfe 
und Opfer. 5. Cicero. 6. Um Cicero. 7. Der Ausgang in Weſt⸗Rom. 8. Der 
Ausgang in Oſt Rom. — III. Aus der Welt des Islam. 1. Ein Dankgebet 
für die Redekunſt. 2. Eine Rede ohne „R“. — IV. Das deutſche Mittel- 
alter. 1. Die Kloſterſchulen. 2. Die Kreuzzüge. 3. Die Predigermönche. 4. So⸗ 
ziale Bewegungen. — V. Der Humanismus. 1. Dante und Petrarca. 2. Der 
letzte Volkstribun. 3. Die Renaiſſance. 4. Die deutſche Zeitenwende. — VI Der 
Untertanenſtaat. 1. Fürſten und Freiſtaaten. 2. Zwei deutſche Profeſſoren. 
3. Gellert über den Nutzen und die Gefahren der Regel. 4. Goethe und Fichte. — 
VII. Frankreich. 1. Vor der Revolution. 2. In der Nationalverſammlung. 
3. Girondiſten. 4. Die Jakobiner. 5. Ein Allerweltsredner. 6. Die Neuzeit. — 
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VIII. England. 1. Vor der Revolution. 2. Das Unterhaus. 3. Ein Staats- 
mann. 4. Im Kampf mit Frankreich. 5. Ein Taktiker. 6. Die Neuzeit. — IX. Die 
neue Welt. 1. Um die Freiheit des Menſchen. 2. Um die Freiheit des Bodens. — 
T. Deutſchlan d. 1. Um das Daeutſchſein. 2. Um die Einheit. 3. Um die Freiheit. 
4. Um die Arbeit. 5. Und wir? 


* Aus den erſten Preſſe⸗Arteilen: 126 
ta Landger ichtsrat Dr. v. Holten in der „Deutſchen Warte“: „Jede Seite dieſes Buches 


legt ein beredtes Zeugnis ab, wie tief und innig der Verfaſſer im deutſchen Volkstum verwurzelt 
iſt: Liebe und Hoffnung haben ihm die Feder geführt. Danke ihm, du deutſches Volk, werde und 
wache, indem du dieſe köſtliche Gabe in gleicher Geſinnung in Empfang nimmſt: erwirb ſie um 
oF US 2 
„ fommunale Praxis“: „. . ein Buch voll feiner Reize.“ 
. Dr. Kurt Schmidt im „Leipziger Tageblatt“: „Damaſchke will aus der großen 
E Geſchichte der Redekunſt möglichſt lebendig darſtellen, was heute noch belehren, ermutigen und 
wirken kann. Und das hat er mit dem bei ihm immer wieder zu bewundernden pädagogiſchen 
HGeſchick jo vortrefflich getan, daß ſeine Geſchichte der Redekunſt zugleich ein Lehrbuch der Ge⸗ 
; oes tt und ein Lehrbuch ber Redekunſt und ein wertvolles Hilfsmittel für ſtaats⸗ 
bürgerliche Bildung geworden iſt.“ 

Dr. van Look in der „Kölniſchen Zeitung“: „Hier iſt ein anziehender Stoff in volks⸗ 
i tümlicher, klarer Darlegung gemeiſtert.“ 
oe Deutſche Poſtzeitung“: „Die ſtaatsbürgerliche Durchbildung unſeres Volkes auf 
* 0 ſcher Grun lage und durch das lebendige, anſpornende Beiſpiel der Beſten aller Zeiten zu 
 fbrbern, das iſt das Ziel dieſer Schrift, in der wir überall den packenden, von tiefem ſittlichen 
Ernſt und von wahrer Liebe zu ſeinen Mitmenſchen getragenen Redner Damaſchke wiedererkennen.“ 
München⸗Augsburger Abendzeitung“: „. . . Zu des Verfaſſers bekannter Schrift 
» Volkstümliche Redekunſt“ bildet dieſes neueſte Werk gleichzeitig die wertvollſte Ergänzung.“ 
rs — Brof. Sorfterim Tag“: „Sein Werk ift gleichſam ein ununterbrochener Film, deſſen Ab⸗ 
rollung wir mit großem Vergnügen und reicher Belehrung verfolgen Die Faſſung iſt knapp. Das 
Urteil iff maßvoll, gerecht und wohlbegründet. Aus den Reden der hervorragenden Redner und aus 
deen Werken der Theoretiker werden ausreichende Proben mitgeteilt.“ 


Volkstümliche Redekunſt. Erfahrungen und Rat- 
ſchläge. 54.—57. Tauſend. VIII, 96 S. 8 1922 Mt 9.— 


Schriftſteller⸗geitung“ (Weimar) 12. Dez. 1919: Adolf Damaſchke will keine Sprach⸗ 

lehren, ſondern zeigt an Hand von Beiſpielen aus eigenen Reden und durch Hinweiſe auf 
die großen Redner der Geſchichte, wie man auf die Hörer wirkt, wie man eine Rede aufbaut und 
. e und Hemmung beherrſcht. Das Buch ſei auf das wärmſte empfohlen, da 
„ viel Anregung bietet und aus einem einzigartigen Wiſſen und Wollen geſchaffen iſt. 


Ein Weg aus der Fmanen 


Von Adolf Damaſchke. (Soziale Zeitfra en. 9 7¹. 2 
41.— 80. Tauſend. 1955 1 sats: 4 5 eft * 5 


„Chemnitzer Volksſtimme“, 11. Juni 1921... „Die Schrift führt in überaus kl 
Weiſe in das Verſtändnis deſſen ein, worum es ſich bel der gD Cit het eigentlich te b 
geſagt darum, daß die Werte des Bodens, ſoweit ſie nicht durch menſchliche Arbeit und auch nid 


durch Kapitalaufwendun ervorgerufen ſind, der G 
werden f 9 5 gerufen find, der Geſamtheit in erhöhtem Maße nutzbar e 


Noch iſt es Zeit, daß die Geſamtheit in wohlverſtandenem, frei von jeder Partei- 
politik wahrgenommenem eigenſten Intereſſe für Einführung der reinen Grundwertſteuer 
im Sinne Dr. Damaſchkes ſich regt und Geltung verſchafft!“ pect 
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Eine wertvolle Ergänzung der „Aufgaben der Gemeindepolitik und der 
„Bodenreform“ bieten die von ihrem Verfaſſer oe 


Adolf Damafdhfe 


herausgegebenen Vierteljahrshefte . 4 


Jahrbuch der Bodenreform 


Preis des Einzelheftes 9 Mark, des ganzen Jahrgangs 28 Mark. # 


Dieſe Zeitſchrift foll ein Archiv der Beſtrebungen und Tatſachen der Bodenpoliti ik 
darſtellen und als ſolches nicht nur weitgehendſtes Intereſſe, ſondern geradezu doku ⸗ 


mentariſchen Wert beanſpruchen. 


Es darf bei dem von Tag zu Tag wachſenden Intereſſe, welches 
der Bodenreform entgegengebracht wird, angenommen werden, bag 
dieſe wichtige Sammlung der Aktenſtücke zur Bodenreform name a 
lich Stadtgemeinden, Verwaltungsbehörden, öffentlichen 
Büchereien uſw. bald unentbehrlich wird. 
zeichnende gute Verbreitung der Zeitſchrift beſtätigt bereits dieſe Annahm sf 


Beſtellungen nehmen alle Buchhandlungen und Poſtämter an. € 
Aus dem Inhalt der letzten Vande: : 


Der „ für Kriegerheimſtätten. Von 
Berlin. 
Der Bea we Befisfeftiguag. Von Dr. jr. 
[bert Dietrich, Kiel. 
Moedeuſchutar delt im Deutſchmähriſchen Wirt- 
ſchaftsgebiete. Von J. E.Drechſler, Vrünn. 
Städtiſche Siedlungspolitik in Nüſtringen. 
Von Dipl.⸗Ing. W. Hahn, Stadtbauinſpektor 
Rüſtringen. 
Die Seiften ung stolen von Kleinwohnungen. 
Von Prof. Dr. R. Baumeiſt er, Karlsruhe. 
Grundſteuerpolkitiſche Tagesforderungen. Von 
Kataſterkontrolleur R. Wiegmann, Memel. 
Wiederkauf u. Borkauf im deutſchen Sied- 
fungswefen. Von Prof Dr Heinr. Crs 
mann, Geh. Juſtizrat, Münſter i. W. 
Die iriſche DBodenfrage. Ein Rundſchreiben 
des Biſchofs Dr. Nulty an die Geiſtlichen 
Laien der Diözeſe Meath. 

Das Braunfdweig tide Baiahittengetet. Von 
Miniſterialrat Krüger, Braunſchweig. 
Städtiſcher ee u. Kleingarten; 
bau in Freiburg i. Br. Von Dr. Joſ. 

Ehrler, e 


Sofbudjbrudecei § Uiigloff, Laenge 


8 Erbbaugeſetz und Hee ee 


Die ſchon bisher zu ver 


Kriegerheimſtätten und Wohnungsfrage 
Reichstage. (Aus den Verhandlungen 
10. Mai 1918.) Mit Nachwort von A! 
Damaſchke. 
Der Sticgerheimfatten Entſtehen u. Sir 
im Rahmen allgemeiner Wirtſchaft 
Ober⸗Reg.⸗Rat Hoffmann, Lichterf 
ſtaltung. Von 
landesgerichtsrat R. Deinhardt, 
Zur Sozialiſierung der Hypotheken 
Von Ludwig Eſchwege, Berlin. 
Die Giiferhaufsaeh ellſchaft der Brüderg 
Korntal. Eine 100⸗jähr. wirtſcha 
pie eis Zur Fabrhu 
argeboten vom Vorſteher Daur. 
Die neue Zeit und die A der & 
pofitik. Von Dr. Adolf Da 
Reber die Zufunft des ae “a n 
ſcheidet ſeine Jugend 6 f 
Emil Abderhalden, H 
Arbeitsrecht und Ran 
Pottho i 15 
Noden reform und fofigheit. : 
Paſtor F. Ounaf ch, , Befunde 3 
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